
WM 


r J 1 1 j|H M r J 11 

Mr 









Mit der Olwaffe zur Weltmacht 

Die aufregende Geschichte des Erdöls, das in der Hand 
kalt kalkulierender Strategen zur Waffe um die Weltherrschaft wurde 


Dieses Buch verfolgt einen manchmal fast unsichtbaren Faden, eine 
rote Linie der Ölgeopolitik, der Militär- und Finanzmacht, die mehr als 
ein Jahrhundert lang ein Hauptfaktor für die Entscheidungen von 
Regierungen, Terroristen und ganzen Ländergruppen gewesen ist. 
Nichts hat die Geschichte der letzten hundert Jahre so geprägt wie 
der Kampf um die Kontrolle der Weltölreserven. William Engdahls 
Betrachtungen bieten dem Leser einen beeindruckenden Blick hinter 
die Kulissen der Weltpolitik. 

Er beleuchtet die wahren Hintergründe von Kriegen und 
Wirtschaftskrisen, von Attentaten und Mordanschlägen. Er geht 
ausführlich auf Schlüsselindividuen und -institutionen wie etwa David 
Rockefeiler, Henry Kissinger, Zbigniew Brzezinski, Winston Churchill, 
den Council on Foreign Relations, die Bilderberger, die Trilaterale 
Kommission und deren tatsächlichen Machteinfluß ein - mehr als 
jedes andere gegenwärtig erhältliche Werk zu diesem Thema. 

»Dieses Buch liefert einen ebenso faszinierenden wie schockierenden 
Einblick in das Innere der britisch-amerikanischen Ölmaschine, die 
ansetzt, die Weltherrschaft zu erringen. Wer die Hintergründe dieser 
Herrschaft verstehen will, muß dieses Buch lesen!« 


Gerhatd Wisnewskt, FernsehprodtaentdesWDRundBesusUeraulor 
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F. William Engdahl 


Mit der Ölwaffe 
zur Weltmacht 

Der Weg zur neuen Weltordnung 


JOCHEN KOPF VERLAG 




Stimmen zum Buch: 


»Dieses Buch ist die einzig zutreffende, mir bekannte Darstellung 
dessen, was mit dem Ölpreis im Jahre 1973 tatsächlich geschehen 
ist. Meine Empfehlung: Lesen Sie dieses Buch!« 

Scheich Zaki Yamani, ehemaliger Ölminister von Saudi-Arabien 


»Ich empfehle dieses Buch all jenen, die herausfinden wollen, nach 
wessen Pfeife die Welt wirklich tanzt, welche Systeme sich hinter 
Subsystemen befinden, denen wir täglich in den Massenmedien 
begegnen, und die sich für die wahre Vorgeschichte des gegen¬ 
wärtigen globalen politischen Dilemmas interessieren.« 

Dr. Fredrick Wills, ehemaliger Außenminister von Guyana 


»Mit der Ölwajfe zur Weltmacht von William Engdahl ist Pflicht- 
lektüre für jeden, der sich fragt, wie das Öl die politischen und 
wirtschaftlichen Ereignisse im 20. Jahrhundert geprägt hat... Das 
Ergebnis, zu dem der Autor gelangt, ist atemberaubend, denn der 
Leser erhält Einblick in die Hintergründe von Kriegen, Attentaten, 
Mordanschlägen und politischen Unruhen ... Dieses Buch leistet 
unschätzbar wertvolle Hilfe beim Versuch, übergeordnete Zusam¬ 
menhänge in der Weltgeschichte des letzten Jahrhunderts zu 

erkennen.« 

Richard Heinberg, Autor des Buches The Party's over 


»Dieses Buch ist nichts für zaghafte oder unaufmerksame Men¬ 
schen. Es geht den Dingen wirklich auf den Grund ... Es ist ein 
ausgezeichnetes Werk, das die wirklichen Problembereiche unserer 
Gesellschaft und ihre Hintergründe besser beleuchtet.« 

Oberst a. D. Fletscher Prouty, US Air Eorce 
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Einleitung 


Ein Jahrzehnt nach dem Ende des Kalten Kriegs und dem Zusammen¬ 
bruch der Sowjetunion erschütterten die Ereignisse des 11. September 
2001 die Grundlagen der zivilisierten Welt wie kein anderes Ereignis seit 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Vor allem schienen sie das Selbst¬ 
vertrauen der einzigen verbliebenen Supermacht USA ins Wanken zu 
bringen. Innerhalb von Wochen nach den verheerenden Angriffen auf 
New York und das Pentagon verwüsteten amerikanische Bomber Land¬ 
striche und Ortschaften in Afghanistan, den abgelegenen, verzweifelten 
und nahezu vergessenen Außenposten des Kalten Krieges. 

Kaum mehr als ein Jahr nach den traumatischen Geschehnissen des 11. 
September jedoch muß die Welt Zusehen, wie sich der Brennpunkt der 
amerikanischen militärischen Druckausübung allem Anschein nach von 
dem Ziel, Osama bin Ladins Al Qaida und ihre Verbündeten an verschie¬ 
denen Stellen zu bekämpfen, verlagert hat. Im Erühjahr 2002 sprach der 
jüngere Präsident Bush von einer neuen »Achse des Bösen«, in dessen 
Mittelpunkt wieder einmal der Irak steht. 

Während Washington einseitig mit der Vorbereitung für ein gegen den 
Irak gerichtetes Militärunternehmen begann, reagierte der Großteil der 
restlichen Welt alarmiert über die Beweggründe dieses letzten Washing¬ 
toner Vorstoßes, ln Europa distanzierten sich die meisten Regierungen 
von der Vorbereitung der USA auf einen Irak-Krieg. Einzig Tony Blair 
schien an der langjährigen anglo-amerikanischen »Sonderbeziehung« 
festzuhalten und unterstützte Washington. 

Der deutsche Kanzler wies eine Beteiligung an Washingtons Vorbe¬ 
reitungen auf einen Krieg gegen den Irak zurück. Der französische Au¬ 
ßenminister hatte mit Bezug auf die überwältigende militärische Do¬ 
minanz in den Händen einer einzigen Macht Amerika als eine Hyper¬ 
macht bezeichnet. Der neuartigen Drohung, daß Amerika diese Macht 
einseitig, ohne Konsultation und Zustimmung seiner traditionellen Ver¬ 
bündeten, verwenden könnte, um das Weltgeschehen allein nach seinem 
Verständnis von nationaler Sicherheit zu formen, setzte die französische 
Diplomatie das Beharren auf die institutioneilen Verfahren und Barrieren 
der Vereinten Nationen entgegen. 
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Zwölf Jahre nachdem sein Vater gegen Saddam Husseins Irak wegen 
des Überfalls auf Kuwait und wegen der Gefährdung der strategischen 
Ölversorgung für die Welt in den Krieg gezogen war, hat George W. Bush 
einen neuen Krieg gegen den Irak geleitet - die sogenannte Operation 
Shock and Awe. Dieses Mal waren viele europäische Beobachter davon 
überzeugt, daß die Gründe für einen solchen Krieg mehr mit enormem 
politischen Druck auf den amerikanischen Präsidenten durch eine Koali¬ 
tion von politisch aktiven christlichen Fundamentalisten und mit ihnen 
verbündeten einflußreichen proisraelischen Neo-Konservativen zu tun 
hatten, einer Koalition, die auch die aggressiven Militäraktionen von 
Premierminister Sharon gegen die Palästinenser unterstützte. Dagegen 
hatte der ältere Bush 1990 Israel unter Druck gesetzt, sich aus den un¬ 
rechtmäßig angelegten Neuansiedlungen auf dem Westufer des Jordans 
zurückzuziehen, hatte überdies neue Hilfszahlungen für Israel ver¬ 
weigert, um von den arabischen Staaten Rückendeckung für den Krieg 
gegen den Irak zu erhalten. Die spätere Wahlniederlage gegen einen un¬ 
bekannten Bill Clinton 1992, davon waren Bush und sein Sohn fortan 
überzeugt, kam zustande, weil die gutorganisierte. Christliche Rechte 
Israel unterstützte und gegen Bush war. War der jüngere Bush nun in 
einem Wahljahr so sehr zur Geisel dieser mächtigen, organisierten Kräfte¬ 
konzentration geworden? 

Manche Beobachter begannen andere Vermutungen über die Tages¬ 
ordnung hinter den Kriegsvorbereitungen der USA anzustellen. War es 
die Geopolitik des Öls? Werm ja, mit welchem Ziel? Zur Sicherstellung 
der Versorgung der Weltwirtschaft oder zur strategischen Beherrschung 
des Ölflusses? Die Operation Enduring Freedom in Afghanistan hatte den 
Vereinigten Staaten zu strategischer Militärpräsenz in einer Region von 
Usbekistan bis Georgien verhelfen, in der die heiß umstrittenen Öl- und 
Gasvorkommen um das Kaspische Meer lagern. Im Zuge der Kriegs¬ 
vorbereitungen der letzten Zeit gegen den Irak verschafften sich die Ver¬ 
einigten Staaten somit eine militärische Präsenz von Ingirlik in der Türkei, 
das nahe an einer projektierten Pipeline vom Kaspischen Meer bis an das 
Arabische Meer und den Persischen Golf liegt. 

Während der Verhandlungen über eine neue Resolution des Sicher¬ 
heitsrats begannen bereits Spekulationen darüber, ob Washington sich auf 
ein neues geheimes Sykes-Picot-Abkommen einlassen könnte, um die 
Zustimmung der beiden wichtigsten Mitglieder des Sicherheitsrats mit 
Vetorecht, Rußland und Frankreich, zu gewinnen, die beide lebens¬ 
wichtige Interessen an der Entwicklung der gewaltigen unerschlossenen 
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Ölreserven des Irak haben. Die geheimen nach Sykes und Picot benannten 
Vereinbarungen während des Ersten Weltkriegs hatten die heutigen Nah¬ 
oststaaten als Anreiz für die Araber, in den Krieg gegen die Achsen¬ 
mächte um Deutschland einzutreten, aus dem zerfallenden Osmanischen 
Reich herausgeschnitten. Steckte dieses Mal Washington hinter einer neu¬ 
en Version solch einer Neuaufstückelung der Staatsgebiete? 

Zum Entsetzen der zivilisierten Welt verteidigten der Präsident der 
USA und sein Kabinett in aller Offenheit Polter an Gefangenen, was einen 
krassen Verstoß gegen sämtliche Konventionen der Kriegsführung dar¬ 
stellt. Ebenso verteidigten sie verfassungswidrige Verletzungen der Pri¬ 
vatsphäre US-amerikanischer Bürger. Ganz offen erklärten sie zudem, daß 
eine Bombardierung iranischer Atomanlagen durch die Vereinigten Staa¬ 
ten oder Israel eine »Option« sei, die »auf dem Tisch« liege. Beruhte dies 
alles auf den sogenannten »Notwendigkeiten des Krieges«, nämlich eines 
Krieges gegen den Terror? Oder war es das, wovon einige führende Denk¬ 
strategen in Rußland ausgehen - eine fadenscheinige Entschuldigung von 
Präsident George W. Bush, mit der die Errichtung der neuen Weltordnung 
zum Abschluß gebracht werden soll, die bereits 1991 nach dem Zusam¬ 
menbruch der Sowjetunion von seinem Vater ausgerufen wurde? 

Wenn hinter dem beispiellosen Druck der USA auf den Irak, den Iran 
und andere Staaten, die von Weißrußland bis Usbekistan und Kirgisien 
reichen und die Washington als »Tyrannenstaaten« brandmarkt, ein neu¬ 
es geheimes Sykes-Picot-Abkommen steckt, das zum Ziel hat, die Macht¬ 
verhältnisse im Nahen Osten - von Eurasien über Wladiwostok bis zum 
Atlantik - neu zu ordnen, dann sind für aufgeweckte Menschen, die über 
ein Verständnis geschichtlicher Abläufe verfügen, die historischen Paral¬ 
lelen unmöglich zu übersehen. 

Dieses Buch verfolgt einen manchmal fast unsichtbaren Baden, eine ro¬ 
te Linie der Öl-Geopolitik, der Militärmacht und Pinanzmacht, die mehr 
als ein Jahrhundert lang ein Hauptfaktor für die Entscheidungen von Re¬ 
gierungen, Terroristen und ganzen Ländergruppen wie der Europäischen 
Union gewesen ist. 

Es ist die Absicht des Verfassers, einige weniger sichtbare Aspekte ei¬ 
nes Jahrhunderts der Öl-Geopolitik zu beleuchten und dazu beizutragen, 
daß sich der unkundige Leser in einer im Pluß befindlichen Weltsituation 
dazu herausgefordert sieht, hinter die Oberflächenerscheinung der ge¬ 
wohnten Darstellung in den Medien zu schauen und über die den weltpo¬ 
litischen Entwicklungen zugrunde liegenden Verhältnisse neu nach¬ 
zudenken. 
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Während ich diese Sätze schrieb, wurde klar, daß Amerika, die mäch¬ 
tigste Großmacht der Geschichte, auf tönernen Füßen steht und dabei 
unsere ganze Zivilisation gefährdet. Meine Hoffnung ist, daß dieses Buch 
den Lesern mindestens eine Idee bringt, worum es geht. 

F. William Engdahl, Januar 2006 
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1. Kapitel 


Eine neue Strategie für das 
Britische Empire 


Drei Säulen tragen das Reich 

Nichts hat die Geschichte der letzten 100 Jahre so geprägt wie der Kampf 
um die Kontrolle der Welt-Ölreserven. Wir wollen etwas Licht in diese 
Auseinandersetzung bringen. Es wird sich zeigen, wie zuerst England 
und später zunehmend auch die USA ihre wirtschaftliche und politische 
Macht an den Rohstoff Erdöl banden und wie sie ihre Kontrolle über die¬ 
sen Rohstoff im Laufe der Jahre zu nutzen verstanden. Im Licht dieser 
Auseinandersetzung wird so manche geschichtliche Selbstverständlich¬ 
keit plötzlich ganz andere Züge annehmen. Doch beginnen wir am An¬ 
fang. 

Gegen Ende der 1890er Jahre war Großbritarmien in jeder Hinsicht die 
vorherrschende wirtschaftliche, politische und militärische Macht der 
Welt. Britisches Gold war, unter den eifersüchtig wachenden Augen der 
Bank von England, der feste Grund, auf dem das Pfund Sterling ruhte. 
Gold verlieh dem Sterling die Macht, die Welt zu regieren und aller Welt 
Kredit einzuräumen. Und Kredit war die Hauptquelle des britischen An¬ 
sehens in der Welt. Zwar hatte erst die militärische Landmacht Preußens 
den Sieg über Napoleon 1815 bei Waterloo möglich gemacht. Aber Wel¬ 
lington und die britische Elite holten sich nicht nur die Siegestrophäe, sie 
verstanden es auch, diese für ihre wirtschaftlichen Ziele auszunutzen. Sie 
half ihnen nämlich, den weltweiten Strom der Goldreserven sicher in die 
Londoner Tresore umzulenken. 

»So gut wie Sterling« wurde zur Redensart der Zeit. Ein Gesetz vom 
22. Juni 1866 erklärte Gold zum einzigen Wertmaß im Britischen Empire. 
Aufgabe der britischen Außenpolitik wurde es mehr und mehr, die briti¬ 
sche Schatztruhe zu schützen. Vor allem galt es sicherzustellen, daß das in 
Australien, Kalifornien oder Südafrika neu geschürfte Gold möglichst 
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vollständig in die Tresore der Bank von England gelangte. Es handelt sich 
bei der Bank von England nicht um eine Staatsbank. Sie ist ein privates 
Unternehmen, das hoheitliche Aufgaben wahrnimmt, und gehört einem 
Konsortium der wichtigsten englischen Privatbanken wie Baring, Ham¬ 
bros, Rothschild u. a. Trotzdem nimmt die Bank Aufgaben des Souveräns 
wahr. Sie beeinflußte besonders die britische Außenpolitik und brachte 
sie mit den Nationen in Konflikt, die selbst Goldreserven aufbauen woll¬ 
ten. 

Seit 1815 kormte sich die britische Vorherrschaft auf den Weltmeeren 
unangefochten behaupten. Britische Schiffe transportierten britischen 
Stahl, britische Kohle oder Bekleidung aus der Textilindustrie der Mid- 
lands in alle Teile der Welt. Britische Manufakturen hielten in den folgen¬ 
den Jahrzehnten die Spitzenstellung der Weltproduktion. 

Aber wie so oft trügt auch hier der Schein. Hinter der Kulisse der füh¬ 
renden Weltmacht faulte Großbritannien im Inneren. Je weiter die briti¬ 
schen Handelshäuser ihre Stellung in der Welt ausbauten. Londoner Ban¬ 
ken Kredite zum Bau von Eisenbahnen in Argentinien, den Vereinigten 
Staaten und Rußland vor streckten, desto morscher wurde die Wirtschaft 
im eigenen Land. Nur wenige Leute haben verstanden, wie eng und ge¬ 
setzmäßig der Zusammenhang zwischen den beiden scheinbar wider¬ 
sprüchlichen Entwicklungen zu jener Zeit ist. 

Seit dem unrühmlichen Wiener Kongreß von 1815, der Europa nach 
Napoleons Niederlage neuordnen wollte, und den sprichwörtlichen Intri¬ 
gen des britischen Außenministers Lord Castlereagh hatte England die 
Vorherrschaft zur See inne. Es hatte sich dieses Vorrecht mit »Zugeständ¬ 
nissen« an das Haus Habsburg in Österreich und an andere europäische 
Mächte erkauft. England verstand es aber, solche Zugeständnisse so ein¬ 
zusetzen, daß die Mächte miteinander in Streit geraten mußten und sich 
auf diese Weise gegenseitig in Balance hielten. Durch ihren Konkur¬ 
renzkampf geschwächt, konnten sie die Expansion Englands nicht auf¬ 
halten. »Balance of power« wurde zur Leitidee britischer Außenpolitik. 

Die britische Vorherrschaft zur See, und damit verbunden die britische 
Kontrolle über den Welthandel, war das Ergebnis von Waterloo und bil¬ 
dete eine der drei Säulen des britischen Weltreiches. 

London konnte wichtige Handelsbedingungen für die Unternehmer in 
Kontinentaleuropa und in anderen Teilen der Welt festlegen. Dazu dien¬ 
ten nämlich die Tarife des Londoner Schiff- und Seehandelversicherers 
Lloyds und die Kreditbedingungen des Bankensyndikats der Londoner 
City. Da die Marine Ihrer Majestät die größte der Welt war und die Welt- 
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meere und wichtigsten Schiffsrouten bewachte, erhielten britische Schiffe 
kostenlose Versicherung. Demgegenüber mußten die Handelsflotten der 
Konkurrenz astronomische Summen an Londons großes Versicherungs¬ 
kartell Lloyds zahlen, um gegen Piraterie, Katastrophen und kriegerische 
Einwirkungen versichert zu sein. 

Um ihre Handelsfahrten zu finanzieren, waren die Seehandelsgesell¬ 
schaften der Welt auf sehr große Kredite und Wechsel angewiesen. Vor¬ 
schüsse der erforderlichen Höhe konnten nur die Banken der Londoner 
City zur Verfügung stellen. Denn nur sie waren durch entsprechende 
Goldreserven der Bank von England gedeckt. Kredite wurden an Bedin¬ 
gungen geknüpft, die es britischen Handelshäusern erlaubten, die Märkte 
möglicher Konkurrenten mit einer Elut billiger englischer Exporte gna¬ 
denlos zu überschwemmen. Die unangefochtene Dominanz britischer 
Banken über das Bankwesen anderer Nationen war die zweite Säule briti¬ 
scher Vorherrschaft nach 1815. 

Die dritte Säule, die im Laufe des Jahrhunderts immer wichtiger wur¬ 
de, war die geopolitische Beherrschung der Rohstoffreserven der Welt. 
Das waren zunächst Kohle und Erz, Baumwolle und Kaffee sowie gegen 
Ende des Jahrhunderts das »schwarze Gold« - Öl. 


Freihandel, ein Machtinstrument 

Im Jahre 1820 verabschiedete das britische Parlament eine folgenreiche 
Grundsatzerklärung. Sie sollte knapp 100 Jahre später den Ersten Welt¬ 
krieg mit all seinen tragischen Eolgeerscheinungen auslösen. Eine Gruppe 
mächtiger Einanziers und Seehändler unter Eührung von Alexander Ba- 
ring legte dem britischen Parlament eine damals in seinen Auswirkungen 
noch unbekannte Wirtschaftsdoktrin vor; sie hieß »Preihandel«. Die An¬ 
regung dazu stammte von Adam Smith, der als radikaler Physiokrat in 
seinen Schriften gut 50 Jahre zuvor den »absolut freien Handel« und die 
freiwillige Unterwerfung der Gesellschaft unter den Automatismus der 
Marktmechanismen gefordert hatte. 

Bis zum Jahre 1846 gelang es dieser Gruppe, mit Hilfe ihrer Preihan- 
delsgrundsätze die berühmten »Corn Laws« in England zu kippen. Die 
Korngesetze waren vor über 100 Jahren eingeführt worden und sollten 
die Versorgung der eigenen Bevölkerung mit Nahrungsmitteln sicher¬ 
stellen. Insbesondere sollten sie die heimische Landwirtschaft vor aus¬ 
ländischer Konkurrenz und das Land vor Erpressungen durch die 
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»Nahrungsmittelwaffe« anderer Mächte schützen. Die mächtigen Han¬ 
dels- und Finanzinteressen der Londoner City hatten sich ausgerechnet, 
daß sie bei absoluter Handelsfreiheit ihre wirtschaftspolitische Über¬ 
legenheit weltweit weiter ausbauen und gegen das Erstarken aufkom¬ 
mender Konkurrenz besser verteidigen konnten. Sie waren entschlossen, 
ihren Vorteil bis zum letzten auszureizen. Mit Hilfe des »Freihandels« ließ 
sich nämlich das Wirtschaftswachstum anderer, noch nicht so ent¬ 
wickelter Nationen bremsen oder unterbinden. 

Unter dem Deckmantel des »Freihandels« zogen britische Geschäfts¬ 
banken nach 1840 - um nur ein besonders drastisches Beispiel für die an¬ 
gestrebte »Freiheit« zu geben - astronomische Gewinne aus dem Drei¬ 
ecksgeschäft mit Opium, das sie zwischen Indien, der Türkei und China 
abwickelten. Das britische Außenministerium stellte sich auf die Seite der 
Finanzinteressen der Opiumhändler und zwang China in mehreren Krie¬ 
gen, seine Häfen für den »Freihandel«, d. h. das Opiumgeschäft, zu öff¬ 
nen. 

Auf dem Höhepunkt der Debatte um den Freihandel im Jahre 1843 
schufen sich die mächtigen Finanzinteressen der Londoner City mit der 
Wochenzeitung The Economist ein Propagandainstrument ihrer Wirt¬ 
schaftsdoktrin. Das offen ausgesprochene Ziel der Zeitung war es, das 
ehrwürdige Korngesetz mit Hilfe der Freihandelslehre von Adam Smith 
zu stürzen. Sie erhob den Grundsatz des Händlers an der Ecke: »Kaufe 
billig, verkaufe teuer« zur Leitlinie nationaler Wirtschaftspolitik und ließ 
nur noch den Gewinn als Maß und Zweck der Produktion gelten. 

Das Jahr 1846 brachte den Erfolg: Die Tories unter Sir Robert Peel 
brachten das Korngesetz zu Fall. Sie stellten damit eine nicht nur für die 
britische Geschichte verhängnisvolle Weiche; das Ereignis hatte welt¬ 
geschichtliche Auswirkungen. Daß es eine Wende zum Schlechteren war, 
zeigte sich bereits an den unmittelbaren Folgen. Die neuen Gesetze öffne¬ 
ten die Schleuse für eine Flut billiger landwirtschaftlicher Importgüter. Sie 
schwemmten die heimische Landwirtschaft hinweg und trieben auch 
Bauern anderer Länder in den Ruin. 

Als die Preise in England plötzlich abrutschten, traf das neben den 
englischen die irischen Bauern besonders hart. Der Freihandel führte un¬ 
mittelbar zu Massenelend, Hunger und zwang irische Bauern und ihre 
Familien zur Auswanderung. Der tragische irische Hungerwinter von 
1846 und die späteren Hungersnöte waren die direkte Folge dieser Wirt¬ 
schaftspolitik. Die britische Politik wollte bislang um jeden Preis verhin¬ 
dern, daß sich in Irland ein Manufakturwesen mit eigener Industrie 
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bildete. Auf diese Weise wurde Irland in die Rolle des billigen Brotkorbs 
zur günstigen Versorgung Englands gezwungen. Nun zog der freie Markt 
Irland ersatzlos diesen Boden unter den Füßen weg.^ 

Nach 1846 importierte Großbritannien Nahrungsmittel aus seinen Ko¬ 
lonien. Kulis und Fellachen mit ihren Hungerlöhnen traten in Konkurrenz 
zu den englischen und irischen Bauern. Die willfährigen Feudalherren 
zwangen die bedauerlichen Geschöpfe, unter sklavischen Bedingungen 
zu arbeiten. 

So gelang es, das Einkommen der Bauern in Großbritarmien zum an¬ 
geblichen Vorteil der Konsumenten unter das Existenzminimum zu drük- 
ken. Andererseits ließen sich in England mit dem Brotpreis auch das 
Lohnniveau und der Lebensstandard der Arbeiter senken. Ein Armen¬ 
gesetz hatte nämlich den Mindestlohn und die Unterstützungszahlungen 
für Arbeiter, deren Einkommen unter das Existenzminimum absank, vom 
Preis für einen Laib Weißbrot abhängig gemacht. 

Die Abschaffung des Korngesetzes läutete für das gesamte britische 
Kolonialreich die Politik der »billigen Arbeit« ein. Und dies hatte Aus¬ 
wirkungen auf die »soziale Frage« im restlichen Europa. Denn die Kon¬ 
kurrenz indischer Fellachen traf nicht nur die englischen und irischen 
Bauern, sondern auch die deutschen. Die billigen Produkte verelendender 
britischer Arbeiter drückten die Preise für die aufstrebende Industrie auf 
dem europäischen Kontinent und in den USA. Sie alle wurden in den er¬ 
barmungslosen Verdrängungswettbewerb hineingezwungen. 

Die einzigen, die aus dem angeblich ehrenwerten Bemühen um einen 
billigen Nahrungsmittelpreis Vorteil zogen, waren die großen Londoner 
Handelshäuser und Banken. Die Senkung der Lebensmittelpreise trieb die 
Klassengegensätze in England und in den übrigen Industrieländern auf 
die Spitze. Die sich verschärfende »soziale Frage« machte es mit Hilfe 
weniger Einflußagenten möglich, in den Konkurrenzländern sozialisti¬ 
sche Massenorganisationen aufzubauen. Sie ließen sich gegen das dort 
aufkeimende industrielle Bürgertum leicht in Bewegung setzen. Mit kur¬ 
zen Worten läßt sich das Wesen des Freihandels so bestimmen: Er trennt 
die Menschen in immer weniger extrem reiche Familien und eine rasch 
wachsende Zahl immer ärmerer, meist unterernährter Menschen. 

Mit den Worten des zeitgenössischen amerikanischen Ökonomen E. 
Peshrne Smith macht die Freihandelsdoktrin »aus der Nation einen gigan¬ 
tischen Kleinkrämer«. Er setzte dieser Lehre das volkswirtschaftliche 
Denken des übrigen Europa entgegen, besonders das des Deutschen Zoll¬ 
vereins und dessen Urhebers Friedrich List. 
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»Die Politik (dieser Europäer) wird vom Denken des Herstellers und 
nicht des Kleinkrämers bestimmt«, bemerkt Peshine Smith. »Wenn sie 
den nationalen Wohlstand beurteilen, schauen sie auf den Produktions¬ 
apparat und nicht auf die Handelsspanne. So haben die großen Nationen 
auf dem europäischen Kontinent - Frankreich, Rußland und die deut¬ 
schen Staaten, die sich im Zollverein zusammengeschlossen haben - die 
Wirtschaftsdoktrin, die die Wirtschaftspolitik Englands so lange be¬ 
stimmte, durch ihre Praxis abgelehnt. Joseph Kay, ein gelehrter und ange¬ 
sehener britischer Schriftsteller, hat den Gewirm, den England aus seiner 
Art zu wirtschaften zog, richtig eingeschätzt. Er beschreibt seine Nation 
als eine, in der >der Adel reicher und mächtiger ist als in irgendeinem 
anderen Land der Welt, und wo die Armen stärker unterdrückt, ärmer 
und zahlreicher im Vergleich zu anderen Bevölkerungsschichten, der Re¬ 
ligion mehr entfremdet und wesentlich schlechter gebildet sind als die 
Armen irgend einer anderen europäischen Nation<.«2 

Schon 1850 versuchte man sich in England über die offensichtliche 
wirtschaftliche Fehlentwicklung mit einer Kampagne hinwegzumogeln, 
die noch heute dazu dient: Schuld an allem Elend sei nur eine angebliche 
Übervölkerung. Damit verdeckte man die Tatsache, daß die finanziellen 
Auflagen zu Unterinvestitionen in neue industrielle Fertigungsverfahren 
geführt hatten. Das war die Folge der neuen Lehre, des »britischen Wirt¬ 
schaftsliberalismus«. Diesem Liberalismus ist im wesentlichen zu verdan¬ 
ken, daß sich eine immer mächtigere und immer schmalere Elite immer 
uneingeschränkter über die »ignoranten Volksmassen« erheben konnte. 

Die liberale politische Elite stellte sich wie die britische Regierung den 
Interessen einer immer exklusiveren, zahlungskräftigen, privaten Clique 
zur Verfügung. Diese Clique umschwirrte ein Heer von Intellektuellen, 
die ihre »Analysen« und Propagandaleistungen feilboten. Gegen Ende 
des 19. Jahrhunderts konzentrierte sich die politische Macht Groß¬ 
britanniens in den Händen weniger Londoner Bankiers und ihrer Famili¬ 
en. 


Britische Weltherrschaft 


Beeinflussung und Manipulation anderer Volkswirtschaften mit Hilfe der 
Freihandelsdoktrin bildete in den vergangenen 150 Jahren das Wesen 
britischer Wirtschaftsstrategie. Großbritarmiens zweifelhafte Größe be- 
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stand darin, seine Wirtschaftspolitik dabei geschickt wie ein Chamäleon 
auf die Wandlungen der internationalen Wirtschaftsrealität einzustellen. 
Dabei blieb aber ihr Kern, den »absoluten Freihandel« Adam Smiths als 
Waffe gegen die souveräne nationale Wirtschaftspolitik rivalisierender 
Mächte einzusetzen, unverändert. 

Ende des 19. Jahrhunderts stellte sich dem britischen Establishment er¬ 
neut das Problem, seine Weltherrschaft gegen auf kommende wirtschaftli¬ 
che Widerstände in den Kolonien und abhängig gemachten Nationen ab¬ 
sichern zu müssen. Als in den 1880er Jahren der Ruf nach einer »neuen 
Ära des Antiimperialismus« lauter wurde, verlegte die britische Elite sich 
auf eine raffiniertere und weitaus wirksamere Methode, um ihre Welthe¬ 
gemonie weiter auszubauen. Man kam auf die Idee der »informellen 
Herrschaft«. Während die Kernländer des britischen Kolonialreiches, In¬ 
dien und die Länder des Lernen Ostens, weiterhin britischer Besitz blie¬ 
ben, wurde der Einfluß des Empire zugleich auf neue, bisher kaum un¬ 
terworfene Gebiete ausgedehnt. So floß plötzlich Kapital in erstaunlichem 
Umfang nach Argentinien, Brasilien und andere spanische Kolonien in 
Amerika. Sie legten um diese Länder Bande finanzieller Abhängigkeit, die 
sich in vielfacher Hinsicht bald als wirksamer erweisen sollten als der 
direkte Kolonialstatus. 

Zum Komplex der »informellen Herrschaft« zählten Begriffe wie 
»Klientelstaat« (dient state), »Einflußsphären« oder »Machtgleich¬ 
gewicht« (Balance of power). Sie wurden Ende des vorletzten Jahrhun¬ 
derts zu Standardbegriffen der internationalen Diplomatie. 

Die Stärke Großbritanniens beruhte seit dem englischen Seesieg über 
die spanische Armada im Jahre 1588 auf seiner Insellage vor dem euro¬ 
päischen Kontinent. Sie ersparte England die Kosten eines großen ste¬ 
henden Landheeres und hielt ihm den Rücken frei, sich auf die Seefahrt 
zu konzentrieren. Der Seehandel brachte England in den Genuß der 
Reichtümer der Welt und erlaubte ihm, seine »Gleichgewichtsdiplomatie« 
auf dem Kontinent zu finanzieren. Im Sinne dieser Diplomatie schmiedete 
England Allianzen gegen jede Nation, die bestrebt war, auf dem europäi¬ 
schen Kontinent zwischen Spanien und Rußland eine Vormachtstellung 
einzunehmen. 

Nach dem Wiener Kongreß von 1815, der nach der Niederlage Napo¬ 
leons die Machtsphären Europas neu verteilte, hatte England seine zyni¬ 
sche Strategie des »Machtgleichgewichts« weiter vervollkommnet. Es 
ging dabei allerdings weniger um das Gleichgewicht zwischen ver¬ 
schiedenen Mächten. Nicht die Waagschalen, oder was darin lag, waren 
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wichtig, sondern einzig und allein das Zünglein dieser Waage war aus¬ 
schlaggebend: das strategische Interesse des Britischen Empire. Aus¬ 
schließlich dieses Interesse bestimmte, welche Rivalen England wie ge¬ 
geneinander ausspielte und mit wem es sich - ebenfalls aus reinem Kal¬ 
kül — verbündete. 

Die hohe Kunst der britischen Diplomatie des 19. Jahrhunderts bestand 
vor allem in der Abruptheit, mit der das Empire seine Bündnisse entspre¬ 
chend diesem Kalkül zu ändern gewillt war. Die englische Diplomatie sah 
in anderen Nationen keine gleichberechtigten, souveränen Partner, son¬ 
dern nur Rivalen oder nützliche Schachfiguren. Sie war regelrecht stolz 
darauf, Bündnisse grundsätzlich nicht aus sentimentalen oder morali¬ 
schen Gründen einzugehen oder beizubehalten, sondern ausschließlich 
aus Berechnung. So vollzog Großbritannien um die vorletzte Jahrhun¬ 
dertwende einen Kurswechsel um 180 Grad gegenüber dem vormaligen 
Erzfeind Erankreich. Aus dem Rivalen auf dem Kontinent wie in den Ko¬ 
lonien wurde nach der Easchoda-Krise von 1898 der Partner in der eng¬ 
lisch-französischen Entente Cordiale gegen Deutschland. Ebenso plötzlich, 
wie dieses Bündnis zustandekam, ließ London damals die Türkei fallen. 
Jahrzehntelang hatte Großbritannien das Osmanische Reich unterstützt, 
um die russische Expansion einzudämmen, aber jetzt brauchte es Ruß¬ 
land als Bündnispartner in der »Tripelentente« von 1907. Diese Art von 
Schachbrettpolitik narmte man in London und in Indien das »Great Ga¬ 
me«, das große Spiel. 

Eine neue Variante des großen Spiels war nun die »informelle Herr¬ 
schaft«, die sich verstärkt in der wirtschaftlichen Arena bewegte. Anlaß 
für den britischen Kapitalstrom in außereuropäische Länder wie Argenti¬ 
nien und Brasilien war das Vorhaben jener Länder, eine eigene nationale 
Infrastruktur für das Transport- und Verkehrswesen aufzubauen. Die 
Briten halfen zwar bei der Einanzierung, brachten damit aber diese Pro¬ 
jekte unter ihre Kontrolle. 

Die jeweilige Regierung unterstützte diese Bemühungen durch die 
Vergabe großzügiger Zuwendungen und Konzessionen an britische Un¬ 
ternehmen. Britisches Kapital baute die Eisenbahnen, die Hafenanlagen 
und entwickelte die Schiffahrt. London diktierte aber die Kreditbedin¬ 
gungen so, daß sie die Klientelstaaten finanziell strangulierten und zu 
wirtschaftspolitischen Gefangenen britischer Handelshäuser und Banken 
machten. Indem sich die Nationen auf diese Handels- und Einanz¬ 
bedingungen einließen, traten sie die Kontrolle über ihre Volkswirtschaft 
an die Handelshäuser und Banken ab. Die Länder wurden damit viel 
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wirksamer und nachhaltiger unterworfen, als werm britische Soldaten die 
Hauptstadt erobert und für das Britische Empire Tribute und Steuern 
eingetrieben hätten. 

ln den 80er Jahren des 19. Jahrhunderts wurde zum Beispiel der Eisen¬ 
bahnbau in Argentinien abgeschlossen. Über die Gleise rollten die Waren 
des Landes, insbesondere Rindfleisch und Getreide, zum Export in die 
argentinischen Häfen, wo sie auf britische Schiffe verladen und nach Eng¬ 
land verschifft wurden. Während sich in diesen Jahren der Export Argen¬ 
tiniens rasch verdoppelte, wuchsen die Verbindlichkeiten gegenüber bri¬ 
tischen Einanzhäusern um das Siebenfache. Sie machten das Land zum 
Vasallen des Britischen Empire. »Billigimperialismus« narmten das da¬ 
mals die Zeitgenossen zutreffend. Niemals dachten die Briten daran, in 
ihren Klientelstaaten unabhängige, industriell starke Volkswirtschaften 
hochkommen zu lassen. Einziges Ziel dieser Investitionen war die Kon¬ 
trolle über die Rohstoffe und Reichtümer des Landes. 

Anders zum Beispiel das Vorgehen in Ägypten: Um 1882 landeten dort 
britische Truppen und besetzten das Land unter dem Vorwand, so den 
Seeweg nach Indien offenzuhalten. Tatsächlich wollte man den Suezkanal 
aber dem Rivalen Erankreich, der den Kanalbau begonnen hatte, abjagen. 
Schon 1875 hatte die britische Regierung unter Königin Viktoria die ägyp¬ 
tischen Suezkanal-Aktien gekauft. Die militärische Besetzung machte alle 
Strukturen der Selbstregierung in Ägypten grundlegend zunichte. So 
blieb das britische »Protektorat« Ägypten auf die Präsenz britischer 
Truppen und »Verwaltungsspezialisten« angewiesen und zahlte auch 
noch dafür. Ägypten bildete einen wichtigen Knotenpunkt auf der Achse 
zwischen London und Indien, und der Suezkanal war das Nadelöhr zwi¬ 
schen den beiden Reichshälften. 

Aus ähnlichen Gründen hatten die Briten zuvor schon Südafrika be¬ 
setzt. Auch hier sollte angeblich der Seeweg nach Indien gesichert wer¬ 
den. Vor allem wollten die Briten aber verhindern, daß andere auslän¬ 
dische Mächte dort Stapelrechte erwerben und dem britischen Seehandel 
irgendwie zuvorkommen konnten, ln den 40er und 50er Jahren des 19. 
Jahrhunderts war Südafrika weitgehend unabhängig. 

Aber nun wollten die Engländer der Burenrepublik den Zugang zum 
Indischen Ozean verwehren und annektierten aus diesem Grund 1843 
Natal. Darm verdrängten sie die Buren aus dem Gebiet von Delagoa Bay 
und verhinderten, daß sie sich 1869 unter Pretorius politisch vereinigten. 

Die Briten wollten die eigene Vorherrschaft nicht nur in der südafri¬ 
kanischen Region, sondern überall entlang der wichtigsten Schiffahrts- 
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wege ausbauen und festigen. Dadurch wollten sie ihr Handelsmonopol 
zur See erweitern und absichern. 

Zu diesem Zweck gruppierten sie damals auch ihren Geheimdienst auf 
eine sehr bemerkenswerte Weise um. Auch die übrigen Weltmächte wie 
Frankreich oder Rußland unterhielten militärische Nachrichtendienste. 
Großbritarmien stützte nach dem Sieg von Waterloo seine Macht auf ein 
ganz eigenartig fein gewobenes, informelles Informations- und Verbin¬ 
dungsnetz. Es wurde zwischen den Spitzenbankiers und Finanziers der 
Londoner City, Mitgliedern der Regierung und führenden Persönlichkei¬ 
ten der Schlüsselindustrie und der klassischen Spionagedienste geknüpft. 
Niemand gelangte in der britischen Gesellschaft, ihrer Politik, Regierung 
oder Opposition, ihrer Wirtschaft, Kultur oder Kunst zu Rang und Ein¬ 
fluß, wenn er nicht in dieses Netz verflochten war. 

Ein typisches Beispiel dieser unseligen, aber wirksamen Verbindung 
ist der Sproß einer Londoner Handelsbank, Sir Charles Jocelyn Hambro. 
Er war von 1928 bis zu seinem Tod 1963 Direktor bei der Bank von Eng¬ 
land. Während des Zweiten Weltkrieges leitete Hambro daneben die Ab¬ 
teilung für besondere Aufträge {Special Operations Executive, SOE) des 
britischen Geheimdienstes, die dem Ministerium für Wirtschaftskrieg¬ 
führung unterstand. Seiner Dienststelle oblag der Wirtschaftskrieg gegen 
Deutschland. Sie bildete das Führungspersonal jener Organisation aus, 
die nach dem Krieg als Central Intelligence Agency (CIA) bekannt wurde. 
Zu dieser Geheimdienstelite der USA gehörten und gehören Personen 
wie William Casey, Charles Kindelberger, Walter Rostow und Robert 
Roosa, später stellvertretender Finanzminister unter der Regierung Ken¬ 
nedy und Geschäftspartner der prominenten Wall-Street-Firma Brown 
Brothers, Harriman. 

Die britische Geheimdienstspitze beschaffte sich nicht wie ein ge¬ 
wöhnlicher Geheimdienst Informationen aus ausländischen Hauptstäd¬ 
ten. Sie bildete ein geheimes, freimaurerartig verschworenes Netz, das 
die gewaltige Macht britischer Bankierkreise, Handelshäuser, Groß¬ 
industrie und der Regierung zusammenhielt. Dieses Netz weihte gerne 
auch führende Persönlichkeiten anderer Nationen ein, die sich das zur 
Ehre anrechneten und nun willentlich oder unwillentlich gegen die In¬ 
teressen ihrer Heimatländer zu arbeiten begannen. Da dieses Netz ge¬ 
heim blieb und hinter den Kulissen arbeitete, erzielte es einen gewalti¬ 
gen Einfluß auf die leichtgläubige und arglose Wirtschaft und Politik 
des Auslandes. 

Das eigentliche Geheimnis der britischen Vorherrschaft während die- 
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ser zu Unrecht »Freihandelsära« genannten Zeit nach 1846 stellt diese 
heimliche Ehe zwischen den Mächtigen der Wirtschaft, der Regierung 
und der Geheimdienste dar. 


Die große Depression von 1873 

Der Übergang Großbritanniens zur Freihandelspolitik löste Mitte des 19. 
Jahrhunderts eine Finanzpanik und anschließend eine langanhaltende 
wirtschaftliche Depression aus. Die Freihändler hatten darauf gebaut, 
ihren Einfluß und die britische Vorherrschaft mit Hilfe politischer Bewe¬ 
gungen wie etwa der Sozialdemokratie in allen Handelsnationen der Welt 
durchsetzen zu können. Sie hatten die Gleichschaltung aber nicht so rasch 
und zur vollen Befriedigung bewerkstelligen können. 

Nach der ernsten Fondoner Bankenpanik von 1857 beschloß das Esta¬ 
blishment der City eine ungewöhnliche Maßnahme, um zu verhindern, 
daß künftig wieder einmal das Währungsgold von Fondoner Banken ab¬ 
gezogen werden kormte. Damals hatte sich nämlich das Ausland auf die 
Goldreserven der Bank von England gestürzt und so den Bankguthaben 
in England die Deckung entzogen. Die Gegenmaßnahme, wozu die engli¬ 
schen Behörden damals Zuflucht nahmen, schuf einen unheilvollen Prä¬ 
zedenzfall für die Politik der Zentralbanken. 

Die Bank von England war eine private Einrichtung, die nicht von der 
Regierung, sondern von privaten Finanzinteressen der City gelenkt wur¬ 
de. Letztere waren auf einen einfachen Mechanismus aufmerksam ge¬ 
worden: Man brauchte nur den Diskontsatz im Verhältnis zu dem der 
Zentralbanken anderer Staaten erhöhen, und schon kormte man aus Ber¬ 
lin, New York, Paris oder Moskau Gelder anziehen. Damit ließ sich ver¬ 
hindern, daß mit den dort vorhandenen Kapitaleinlagen Goldreserven 
aus der Bank von England abgerufen wurden. 

Die Zinspolitik wurde damit zu einer mächtigen Waffe im Zentral¬ 
bankwesen. Hierbei hatte die Bank von England ihren Rivalen gegenüber 
einen entscheidenden Vorteil: Sie konnte in Kauf nehmen, daß die über¬ 
höhten Wucherzinsen verheerende Folgen für die britische Industrie oder 
Landwirtschaft nach sich zogen. Denn Industrie und Landwirtschaft be¬ 
stimmten nicht mehr ihre Wirtschaftsmacht und ihre Wirtschaftspolitik. 
Nach der Abschaffung der Korngesetze 1846 hielten die internationalen 
Banken und Handelshäuser die Wirtschaftsmacht Großbritanniens in 
Händen. Die Handelsherren und Bankiers scheuten sich nicht, um ihrer 
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Vorrangstellung auf den Weltmärkten willen die heimische Industrie zu 
knebeln und ihr den Zufluß von Geldern für weitere Investitionen abzu¬ 
graben. Das gleiche wiederholt sich seit der Ermordung Präsident Kenne¬ 
dys in den USA. 

Die Hochzinspolitik der Bank von England behinderte produktive In¬ 
vestitionen und bewirkte folgerichtig eine verheerende Depression. Die 
Depression setzte um 1873 ein und hielt bis 1896 an. 

Ausgelöst wurde sie allerdings von den englischen Banken. Der riesige 
Berg an Auslandsschulden, der trotz hoher Zinsen für den Eisenbahnbau 
in Nord und Südamerika aufgetürmt worden war, stürzte in sich zusam¬ 
men, weil sich die Zins- und Tilgungszahlungen nicht eintreiben ließen. 
Wertpapiere lösten sich über Nacht in Nichts auf. Zwischen 1873 und 
1896 verfielen die Binnenpreise um ungefähr 50 Prozent. Dies löste eine 
Welle von Konkursen aus und trieb die Arbeitslosigkeit in schreckliche 
Höhen. 

Der Mangel an investivem Kapital in den Manufakturen und bei der 
Industrie Großbritanniens zeichnete sich bereits auf der Weltausstellung 
von 1867 ab. Damals warteten viele Länder, vor allem aber Deutschland, 
mit völlig neuen Erzeugnissen hoher Qualität zu niedrigen Preisen auf. 
Das sprunghaft weiterentwickelte, produktivere Maschinenwesen hatte 
dies möglich gemacht. Sogar Tuche und Textilien aus Deutschland und 
anderen Ländern übertrafen die berühmten britischen Waren. 

Britische Manufakturen, die noch 20 Jahre vorher die Weltspitze ange¬ 
führt hatten, segelten nun in der Kiellinie anderer, weil sie die technolo¬ 
gische Entwicklung verpaßt hatten. Als natürliche Eolge sank auch der 
britische Export an Stahl, Kohle, Tuch und anderen Industrieprodukten. 
Die britische Wirtschaft und mit ihr die britische Politik trieb, seit die 
Preihandelsdoktrin den Schwerpunkt des Wirtschaftens von Produktion 
und Entwicklung in Richtung Handel und Einanzen verlagert hatte, auf 
einen Wendepunkt zu. Das zeichnete sich schon 30 Jahre nach Abschaf¬ 
fung der Korngesetze deutlich ab. Die britische Einanzwelt zog daraus 
ihre Konsequenzen - allerdings andere, als man gemeinhin hätte erwar¬ 
ten sollen. Werm produktive Spitzenleistungen ihrer Vormachtstellung 
nicht mehr dienen konnten, mußte man sich eben anderer Machtmittel 
bedienen. 

Jedenfalls war die Zeit vorbei, da Großbritarmien den Reigen der Indu¬ 
strieländer der Welt anführte. Das Ereihandelsdogma des 19. Jahr¬ 
hunderts und die damit einhergehenden malthusianischen Ideen hatten 
sich verhängnisvoll ausgewirkt. Die Anstrengungen, womit das Britische 
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Empire zu verhindern suchte, daß sich irgendwo in der Welt andere Na¬ 
tionen industrialisierten und wirtschaftlich entwickelten, hatten England 
knapp ein Vierteljahrhundert nach Abschaffung der Korngesetze in die 
tiefste und längste Wirtschaftsdepression seiner Geschichte gestürzt. 

Nach der Krise von 1873 fiel es schwer, das inzwischen überall als 
»Englische Krankheit« verschriene »kosmopolitische Wirtschaftsmodell« 
Adam Smiths zu verbreiten. Es gab erfolgreichere Vorbilder. Dazu ge¬ 
hörte zum Beispiel Deutschland. Es hatte sich mit Hilfe einer rigorosen 
Schutzzollpolitik vom Agrarland zum auffälligsten Industrieland der 
Welt gemausert und wies die höchsten Wachstumsraten unter den dama¬ 
ligen Industrienationen auf.^ 

Vor diesem Hintergrund sah sich die britische Elite zu der Diskussion 
genötigt, wie sie ihr Empire und ihre Macht in der sich rasch verändern¬ 
den Welt weiterhin aufrechterhalten konnte, ln dieser Diskussion kristal¬ 
lisierte sich seit 1882 immer deutlicher die Ölwaffe als Machtmittel und 
Instrument britischer Vorherrschaft heraus. 


Anmerkungen 

1. In einem Kommentar zur britischen Freihandelspolitik bemerkte 1851 der 
amerikanische Wirtschaftswissenschaftler Henry C. Carey, der als der Ar¬ 
chitekt der amerikanischen Volkswirtschaftspolitik unter Präsident Abra¬ 
ham Lincoln gilt: »Wir haben es hier zum einen mit einem ungesunden und 
unnatürlichen System zu tun und zum anderen mit einer Theorie, die zu 
dem Zweck erfunden wurde, die Armut und Verkommenheit zu erklären, 
die seine unausweichlichen Folgen sind. Die Mißstände in Irland werden 
auf die Überbevölkerung geschoben, obwohl Tausende von Hektar besten 
Ackerlandes des Königreiches dort auf Entwässerung warten, um zu den 
produktivsten der Welt zu werden, und obwohl die Bevölkerung Irlands 
gezwungen wird, ein Mehrfaches an Arbeit zur Bezahlung von Tuch und 
Stahl aufzuwenden, als nötig wäre, ihn selbst zu erzeugen ... >Überbevölke- 
rung<, das ist die leichtfertige Ausrede für alle Übel eines verfehlten Sy¬ 
stems. Die Zustände werden sich erst ändern, wenn dieses System endet. 
Nur um es aufrechtzuerhalten, muß der Arbeitslohn auf einem so niedrigen 
Niveau gehalten werden, das es ermöglicht, die Inder, Deutschen und Ame¬ 
rikaner trotz aller Nachteile aus Frachtkosten und Zolltarifen zu unterbie¬ 
ten.« 

Er fährt fort: »England hatte im Maschinenbau über so lange Zeit ein 
Monopol und damit Erfahrungen und Fertigkeiten angesammelt, daß man 
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damit nicht ohne weiteres konkurrieren konnte. Während dieser Zeit konn¬ 
te es durch unanständiges Auseinanderdividieren seiner Bevölkerung den 
Preis für Arbeit und Kapital im eigenen Land unter den seiner Nachbarlän¬ 
der drücken. Die britischen Unternehmen waren gigantisch und stets bereit, 
diejenigen auszubooten, die ihnen zur Konkurrenz zu werden drohten. 
Dabei hätten die ständigen Finanzmanipulationen, die das Kolonialsystem 
mit sich brachte, schon ausgereicht, alle mit England verbundenen Nationen 
in den Ruin zu treiben.« 

Carey geht auf die Erfahrungen Amerikas mit der Bankenpanik und den 
Wirtschaftsdepressionen seit 1837 ein. Seit den 20er Jahren des 19. Jahrhun¬ 
derts kontrollierten die Banken der Londoner City immer mehr den ameri¬ 
kanischen Wirtschaftskredit und behinderten eine Nationalökonomie im 
Sinne Lists. 

Carey schildert die Auswirkungen des Freihandels auf die Arbeitskräfte 
Großbritanniens: »Frauen und schließlich Kinder im zartesten Alter mußten 
die Männer auf den Arbeitsplätzen ersetzen. Die Arbeitszeiten wurden 
ständig verlängert, so daß schließlich ein Einschreiten des Parlaments un¬ 
abdingbar wurde.« Carey prangert die »entsetzlichen Folgen der Bemühun¬ 
gen an, sich die Welt durch das Maschinenmonopol tributpflichtig zu ma¬ 
chen. Dabei sind die moralischen Auswirkungen so schlimm wie die physi¬ 
schen. Betrug aller Art wurde allgemein üblich. Getreide wurde durch 
Baumwolle verdrängt ... Die Qualität des Exportstahls und entsprechender 
Waren wurde immer minderwertiger, aber auch so billig, daß es sich für 
andere Nationen nicht mehr lohnte, solche Güter selbst herzustellen.« Carey 
nennt die Abschaffung der Korngesetze von 1846 einen Wendepunkt der 
britischen Politik: »Und nun zu den Ergebnissen (ihrer Abschaffung), die 
für England unmittelbare Abhängigkeiten brachte. Die gewaltig angewach¬ 
senen Nahrungsmittelimporte aus Übersee ruinierten das Volk in Irland. 
Der Industrie und des Handels beraubt, war Irland gezwungen, allein von 
der Landwirtschaft zu leben. Sie sicherte ihm solange ein dürftiges Aus¬ 
kommen, wie der Nachbar ihm einige Preiszugeständnisse machte und für 
seine Erzeugnisse einen etwas höheren Preis zahlte, als er anderswo dafür 
hätte entrichten müssen.« 

»Mit dem Fall der Korngesetze versiegte diese Quelle«, fährt Carey fort, 
»und das Ergebnis ist Armut, Elend und Hunger. Sie zwingen die irischen 
Landbesitzer, die Leute zu unterhalten, ob sie nun arbeiten oder nicht. So 
wurden in dem unglücklichen Land wieder die Bedingungen der Leibeigen¬ 
schaft hergestellt. Statt Nahrungsmittel in großem Umfang zu exportieren, 
muß Irland diese nun einführen. Irland, ein Land, in dem die Nahrungsmit¬ 
telerzeugung fast die einzige Arbeitsmöglichkeit der Menschen darstellte, 
wurde zum großen Markt für indisches Getreide. Das System zielt auf das 
Anwachsen der Personen, die zwischen Hersteller und Konsumenten ver¬ 
mitteln ... Auf diese Weise wurde Irland gezwungen, damit alljährlich mehr 
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Arbeit zu verschwenden, als benötigt worden wäre, um das Dreifache der 
in England hergestellten Menge Stahl oder Tuch aus Wolle und Baumwolle 
zu produzieren.« 

Aus: Carey, Henry C: The Harmony of Interests, Agricultural, Manufacturing & 
Commercial, Philadelphia 1851, bei J. S. Skinner, S. 60-65. 

2. Smith, Peshine E.: A Manual of Political Economy, New York 1853, bei George 
P. Putnam, S. 149-152. 

3. Vgl. List, Friedrich: Das Nationale System der Politischen Ökonomie. Hrsg. List- 
Gesellschaft, Tübingen 1959, bei Kyklos-Verlag, Basel, J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck). 
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2. Kapitel 

Auf Konfrontationskurs 


Ein deutsches Wirtschaftswunder vor 1914 

Seit 1873 beobachtete die Welt den wirtschaftlichen Niedergang des Briti¬ 
schen Empire und den Aufstieg anderer Industrienationen in Europa, 
allen voran des Deutschen Reichs. Diese Dynamik drängte 1914 zum 
Ausbruch des Ersten Weltkrieges. Schon damals spielte Erdöl eine be¬ 
deutende Rolle in diesem Konflikt, wenn auch nur wenige Personen au¬ 
ßerhalb einer kleinen Elite von Bankiers in London und New York sich 
dessen bewußt waren. 

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts deutete sich an, daß britische Kreise 
die eindrucksvolle industrielle Entwicklung in Deutschland beunruhigte. 
Das betraf vor allem zwei Bereiche. Zunächst bedrohte der Aufbau einer 
unabhängigen, modernen deutschen Handels- und Kriegsflotte die un¬ 
eingeschränkte britische Seeherrschaft. Dann gab es das ehrgeizige deut¬ 
sche Vorhaben, eine Eisenbahnlinie von Berlin bis Bagdad quer durch das 
Osmanische Reich zu bauen. 

ln beiden Eällen, beim Ausbau der Elotte wie der Eisenbahn, spielte 
das Öl für beide Parteien eine entscheidende Rolle, wenn dies auch nicht 
allen Beteiligten bewußt war. Der deutsche Plottenausbau und der Bau 
der Bagdad-Bahn ließen um die vorletzte Jahrhundertwende einen Krieg 
in den Augen der angelsächsischen Elite zwingend notwendig erscheinen, 
ln den 90er Jahren des 19. Jahrhunderts überflügelte die sich rasch ent¬ 
wickelnde Industrie und Landwirtschaft Deutschlands die Großbritanni¬ 
ens hinsichtlich Leistungsfähigkeit, Qualität sowie Tempo und Umfang 
ihrer jährlichen Zuwachsraten. Die Vereinigten Staaten konzentrierten 
sich nach dem Bürgerkrieg weitgehend auf den Ausbau ihrer Binnen¬ 
wirtschaft. Daher sah man in Großbritarmien vor allem im industriellen 
Aufstieg Deutschlands die vorrangige »Bedrohung« der weltweiten Vor¬ 
machtstellung des Britischen Empire. 

ln den 1870er Jahren zeigten die Wirtschaftsreformen Eriedrich Lists, 
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die mit der Gründung des Zollvereins 1834 eingesetzt hatten, bemerkens¬ 
werte Resultate. Sie hatten den Ausbau eines nationalen Eisenbahn¬ 
systems vorangetrieben und die sich entwickelnde Industrie durch »Er¬ 
ziehungszölle« geschützt. Diese Schutzzölle hielten in der Aufbauphase 
eines Industriezweiges die ausländische Konkurrenz nieder, ließen sie 
aber mit dem Erstarken des Industriezweiges schrittweise immer mehr 
zu. Die politische Einheit des Deutschen Reiches nach 1871 beschleunigte 
seinen wirtschaftlichen Aufstieg. 

Noch bis Mitte des 19. Jahrhunderts hatte sich Deutschland weitge¬ 
hend an dem scheinbar erfolgreichen britischen Wirtschaftsmodell orien¬ 
tiert. Die Ereihandelsdoktrin britischer Ökonomen galten den Groß¬ 
agrariern im Osten wie den deutschen Professoren als eine Art »gehei¬ 
ligtes Evangelium«. 

Nachdem aber die englische Wirtschaft in den 1870er Jahren in eine 
langanhaltende Depression gerutscht war, die bald auf Österreich und 
Deutschland Übergriff, kamen Zweifel auf. Man begann in Deutschland 
immer deutlicher zu verstehen, welch katastrophale Lage ein weiteres 
Eesthalten am »britischen Modell« heraufbeschwor. Das führte zu einer 
wirtschaftsstrategischen Wende. Und die brachte spürbaren Erfolg. 

Von 1850 bis zum Vorabend des Ersten Weltkrieges 1913 hatte sich 
das deutsche Inlandsprodukt verfünffacht. Die Produktionsleistung pro 
Kopf wuchs in der gleichen Zeit um 250 Prozent. Die Bevölkerung erleb¬ 
te einen kontinuierlichen Anstieg ihres Lebensstandards. Das Realein¬ 
kommen der Industriearbeiter verdoppelte sich in der Zeit von 1871 bis 
1913. 

Motor der deutschen industriellen Revolution war die rasante techni¬ 
sche Entwicklung, ln Deutschland entstanden nach dem Vorbild der fran¬ 
zösischen Ecole Polytechnique zahlreiche technische Hochschulen und 
Lehranstalten zur Ausbildung qualifizierter Wissenschaftler und Ingeni¬ 
eure für die Industrie. Die Industrie- und Handelskammern regten zudem 
die Einrichtung von Handelshochschulen an, in denen qualifizierte Un¬ 
ternehmer herangebildet werden sollten. An den deutschen Universitäten 
fand der naturwissenschaftliche Unterricht immer mehr das Interesse 
neuer Studentengenerationen. Das deutsche Ingenieurwesen und die Na¬ 
turwissenschaften blühten auf. 

Noch 1870 war die britische Großindustrie ihrer jüngeren deutschen 
Konkurrenz weit überlegen. Doch ihr Vorteil sollte in den folgenden 
Jahrzehnten rasch dahinschwinden. Kohle war bis zum Kriegsausbruch 
1914 der Brennstoff für Industrie und Transportwesen. 1890 förderte 
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Deutschland 88 Millionen Tonnen Kohle, Großbritannien hingegen mit 
182 Millionen Tonnen mehr als das Doppelte. Aber schon 1910 war die 
Kohleproduktion in Deutschland auf 219 Millionen Tormen gestiegen. 
Großbritannien hielt mit seinen 264 Millionen Jahrestonnen nur noch ei¬ 
nen knappen Vorsprung. 

Im Mittelpunkt der deutschen Wirtschaftsentwicklung stand die 
Stahlerzeugung, gefolgt vom Aufbau der Elektrizitätswirtschaft und der 
chemischen Industrie. Die Erfindung einer neuen Verhüttungsmethode 
durch Gilchrist Thomas, die das stark phosphorhaltige Eisenerz Lothrin¬ 
gens verwertbar machte, ließ die Stahlproduktion in Deutschland zwi¬ 
schen 1880 und 1900 um 1000 Prozent ansteigen. Dadurch geriet die bri¬ 
tische Stahlproduktion erheblich ins Hintertreffen. 1890 produzierte 
Großbritannien 7,9 Millionen Tonnen Roheisen, Deutschland nur 4,6 Mil¬ 
lionen Tonnen. 1910 überrundete Deutschland mit 14,6 Millionen Tonnen 
die britische Roheisenproduktion, die bei knapp 10 Millionen Tonnen 
lag. Zu dieser Zeit sanken die Herstellungskosten für Stahl in Deutsch¬ 
land auf zehn Prozent der Kosten von 1860. 1913 schmolzen deutsche 
Gießereien fast die doppelte Menge Roheisen ein wie ihre britischen 
Konkurrenten.! 

Die »Lokomotive« des ersten deutschen Wirtschaftswunders war der 
Ausbau eines flächendeckenden Eisenbahnnetzes. Es bewältigte leicht 
und kostengünstig den Transport der rasch wachsenden Menge industri¬ 
eller Güter. Nach einigem Vorgeplänkel begann der Ausbau des Eisen¬ 
bahnnetzes zwischen 1840 und 1850. Er folgte weitgehend dem Plan, den 
Eriedrich List für den Deutschen Zollverein entwickelt hatte. Mit staatli¬ 
chen Geldern wurde die Länge des Streckennetzes zwischen 1870 bis 1913 
noch einmal verdoppelt. 

Die Stromerzeugung verbesserte sich in wenigen Jahren und wurde 
immer effektiver. Oskar von Miller entwickelte ein leistungsfähiges Ver¬ 
sorgungsnetz, das immer größere Entfernungen bewältigte. Unter diesen 
Voraussetzungen entwickelte sich die deutsche Elektroindustrie. Sie hatte 
1895 nur 26 000 Personen beschäftigt, 1913 stammte die Hälfte aller auf 
dem Weltmarkt gehandelten Elektroerzeugnisse aus Deutschland. Die 
Beiträge vieler großer Eorscher sorgten auch für einen Aufschwung der 
deutschen chemischen Industrie. Sie überrundete bald die chemische In¬ 
dustrie Erankreichs und Großbritanniens. Mit der Produktion von Ani¬ 
linfarben aus Steinkohlenteer, von Pharmazeutika und Düngemitteln ar¬ 
beitete sie sich auf den ersten Platz in der Welt vor. 

Nachdem Justus Liebig und andere die wissenschaftliche Grundlage 
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für die Agrochemie gelegt hatten, stieg auch in der deutschen Landwirt¬ 
schaft die Produktivität steil an. Noch zu Beginn des 19. Jahrhunderts war 
es immer wieder zu Mißernten und Hungersnöten gekommen. Darm 
mußte Getreide aus Rußland oder sogar aus Argentinien importiert wer¬ 
den. Selbst in den 1890er Jahren sah sich Deutschland noch gezwungen, 
Schutzzölle einzuführen, um seine Landwirtschaft und ihre Fähigkeit, die 
Bevölkerung aus eigenen Mitteln ernähren zu können, vor Billigeinfuhren 
zu schützen. Vermehrte Mineraldüngung ließ dann trotz der meist min¬ 
derwertigen und sandigen Böden die Ernteerträge steigen. Zur Zeit des 
Ersten Weltkrieges erntete man 80 Prozent mehr Getreide als vor 1887, 
denn in diesem Jahr wurden zum ersten Mal in größerem Maßstab Dün¬ 
gemittel eingesetzt. Im Unterschied zu Deutschland wurden zum Beispiel 
in Rußland auf drei Millionen Morgen mehr Ackerland 19 Millionen Ton¬ 
nen Getreide weniger geerntet. 

Auch die Mechanisierung der Landwirtschaft leistete dazu einen be¬ 
deutenden Beitrag. Die Anzahl der eingesetzten Erntemaschinen stieg von 
20 000 im Jahre 1882 auf etwa 300 000 im Jahre 1907. Bei Eleisch konnte 
sich Deutschland 1913 zu 95 Prozent selbst versorgen, obwohl sich der 
Pleischverbrauch pro Kopf seit 1870 verdoppelt hatte. Dagegen mußte 
1913 Großbritarmien 45 Prozent seines Pleischbedarfs importieren. 

ln dem Maße, wie sich Industrie und Landwirtschaft entwickelten, 
nahm die Auswanderung aus Deutschland ab. Dafür wuchs die Bevölke¬ 
rung seit Ende des 19. Jahrhunderts stetig an. Zwischen 1870 und 1914 
vermehrte sie sich um 27 Millionen auf insgesamt 67 Millionen Menschen. 
Zwischen Großindustrie und Banken bildete sich in Deutschland eine Art 
Symbiose. Daraus entstand das sogenarmte »Industriebanken-« oder 
»Großbankenmodell«. Vielfach sprach man auch einfach vom »deutschen 
Modell«, wenn Großbanken Anteile an großen Industrieunternehmen 
besaßen, während die Bank-Aktien in den Händen der Industriellen la- 
gen.2 

Die rasche industrielle und wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands 
in den Gründerjahren karm man getrost das erste deutsche Wirt¬ 
schaftswunder nennen. Das Wirtschaftswunder, das nach dem Zusam¬ 
menbruch um 1950 einsetzte, baute weitgehend auf den Konzepten und 
den wirtschaftlichen Grundlagen auf, die damals, zwischen 1870 und 
1914, gelegt worden waren. 
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Die Berliner Bankenpanik 


Ausgerechnet eine Bankenpanik verursachte die zweite Ausbauphase der 
deutschen Wirtschaft und führte zu dem nationalen Sonderweg der deut¬ 
schen Wirtschaftspolitik. 1890 stand die renommierte Londoner Handel¬ 
bank Baring Brothers am Rande des Konkurses. Die Bank hatte sich bei 
Spekulationsgeschäften in Argentinien übernommen und mußte hohe 
Verluste hinnehmen. Auch deutsche Banken hatten sich an der argentini¬ 
schen Spekulation beteiligt. Das gewagte Spiel mißglückte, die wanken¬ 
den Finanzkartenhäuser stürzten ein und trafen die Berliner Banken emp¬ 
findlich. 

Deutsche Anleger hatten sich den Verlockungen der internationalen 
Eisenbahnspekulation der 1880er Jahre nicht entziehen wollen. Das Ge¬ 
schäft florierte zunächst, geriet aber, als man so richtig zu verdienen 
glaubte, plötzlich ins Stocken. Als das große Vorbild, das Bankhaus Baring 
Brothers, auf argentinischen Anleihen im Wert von mehr als 75 Millionen 
Dollar (damals eine riesige Summe) sitzen blieb, platzten die Illusionen 
vieler Deutscher über die Wunderkraft der Finanzspekulation. 

Der Berliner Getreidegroßhändler Ritter & Blumenthal wollte die fi¬ 
nanzielle Unsicherheit in Argentinien, damals eines der wichtigsten Wei¬ 
zenausfuhrländer, nutzen, um sich gesundzustoßen. Er versuchte zu¬ 
gleich, den gesamten deutschen Weizenmarkt zu übernehmen. Auch er 
hatte sich übernommen. Das heizte die Finanzpanik zusätzlich an. Es kam 
zum Bankrott der angesehenen Privatbank Hirschfeld & Wolf und zu 
hohen Verlusten der Rheinisch-Westfälischen Bank. Nun setzte ein allge¬ 
meiner Run auf die deutschen Banken ein und löste den Zusammenbruch 
der Berliner Börse aus, die sich davon bis zum Herbst 1891 nicht mehr 
erholte. 

Um der Krise zu begegnen, ernannte Reichskanzler von Caprivi eine 
Untersuchungskommission von 28 bedeutenden Persönlichkeiten aus 
Industrie, Landwirtschaft, Wissenschaft, Politik und Finanzen. Den Vor¬ 
sitz übernahm Reichsbankpräsident Dr. Richard Koch. Man wollte die 
Ursachen der Krise analysieren und Maßnahmen finden, um die Wieder¬ 
holung eines derartigen Einbruchs an den Finanzmärkten zu verhindern. 
Die »britische« Fraktion der Arbeitsgruppe, die mit dem Sprecher Max 
Weber vehement für die Beibehaltung ungebremster Finanzspekulationen 
eintrat, unterlag. 

Das Arbeitsergebnis der Kommission führte zu dem Börsen- und dem 



34 


Depotgesetz, die der Reichstag zwischen Juni und Juli 1896 verabschie¬ 
dete. Beide Gesetze wollten mit strengen Maßnahmen die Spekulation 
eindämmen und bekämpfen. Termingeschäfte mit Getreide wurden zum 
Beispiel verboten, und die Börsentätigkeit wurde restriktiven Regelungen 
unterstellt. Das hatte zur Folge, daß die Börsenspekulation im deutschen 
Wirtschaftsleben keine so maßgebliche Rolle mehr spielte, wie sie es heute 
noch in Großbritannien und in den USA tut. 

Das Börsengesetz von 1896 krempelte das gesamte Finanz- und Bank¬ 
wesen in Deutschland um. Die Spieler im Lande und auch aus den angel¬ 
sächsischen Einflußzonen wurden von den Börsen an die Spielbanken 
verwiesen. Sie zogen sich aus den weniger lukrativen deutschen Märkten 
zurück. Mit ihnen schwand auch der Einfluß der Londoner City auf die 
deutsche Wirtschaftspolitik. Die Unterschiede in der Einanzpraxis zwi¬ 
schen dem anglo-amerikanischen Raum und dem »deutschen Modell«, 
das sich bald auch in Holland und Japan und mit Einschränkungen auch 
in der Schweiz durchsetzte, sind bis auf den heutigen Tag augenfällig.^ 


Die Bedeutung der Flotte 

Die britische Industrie- und Einanzpolitik legte nach 1873 keinen beson¬ 
deren Wert auf den technologischen Eortschritt. Dagegen zielte die deut¬ 
sche Wirtschaftspolitik genau in diese Richtung. Hier liegt der Grund für 
die Sparmungen zwischen Deutschland und England. Sie kamen in zwei 
Bereichen zum Vorschein. Einer davon war der Aufstieg Deutschlands 
zur modernen Seemacht. Er bedrohte die jahrzehntelange britische Vor¬ 
herrschaft auf den Weltmeeren. 

Ohne eine eigene moderne Handelsflotte und eine Marine zu ihrer 
Verteidigung konnte Deutschland keine Exportwirtschaft betreiben. So¬ 
lange England die Weltmeere uneingeschränkt beherrschte, konnte es 
ungestraft in das Wirtschaftsleben anderer Nationen eingreifen und le¬ 
benswichtige Aspekte des internationalen Handels manipulieren. Wie 
sollte man sich dagegen schützen? Um den Außenhandel gegen Eingriffe 
von außen und ungerechtfertigte Auflagen zu sichern, mußte eine eigene 
Elotte den Seeverkehr und das Anlegerecht deutscher Schiffe schützen 
können. Diese Erkenntnis setzte sich in immer breiteren Wirtschafts¬ 
kreisen Deutschlands durch. 

1870 umfaßte die gesamte Handelsflotte des Deutschen Reiches kaum 
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640 000 Bruttoregistertonnen (BRT) und rangierte in der Welt hinter Eng¬ 
land, Amerika, Frankreich und Norwegen an fünfter Stelle. 1914 stand 
sie bereits an zweiter Stelle direkt nach England und wuchs kräftig wei¬ 
ter. 

1870 waren deutsche Exporte nur mit den Schiffen und zu den See¬ 
frachttarifen anderer Länder möglich. 1914 bot sich ein ganz anderes Bild. 
Schon 1901 fuhren 52 000 Schiffe mit insgesamt neun Millionen BRT unter 
deutscher Flagge. 1909 war die Zahl auf 65 000 Schiffe mit insgesamt 13 
Millionen BRT angestiegen. Zu dieser Zeit wurden fast 70 Prozent des 
gesamten deutschen Außenhandels über See abgewickelt. Deshalb wurde 
die Kontrolle über die Seeschiffahrt für die deutsche Außenwirtschaft 
immer lebenswichtiger. Der britischen Finanzwelt und Politik war dies 
natürlich alles andere als willkommen. 

Die Stahlherstellung und der Maschinenbau Deutschlands stellten 
sich mehr und mehr auf den Schiffsbau ein. Die Handelsflotte stieg bald 
vom Segelschiff auf das Dampfschiff um. An die Stelle der eisenverstärk¬ 
ten Schiffskörper traten rein stählerne. Das machte die deutsche Handels¬ 
flotte leistungsfähiger und schneller. 1891 zählte die deutsche Handels¬ 
flotte nur drei Dampfschiffe mit rund 7000 BRT. 1914 fuhren unter deut¬ 
scher Flagge fünf Dampfschiffe mit mehr als 20 000 BRT, neun mit 15 000 
bis 20 000 BRT und 66 mit 7000 bis 10 000 BRT. 

Während dieser Zeit dehnte sich die deutsche Seeschiffahrt mit außer¬ 
gewöhnlicher Schnelligkeit und Effizienz aus. 1914 verschifften die Ham¬ 
burg-Amerika-Linie (Hapag) und der Norddeutsche Lloyd etwa 40 Pro¬ 
zent der gesamten deutschen Seefracht. Das Geheimnis dieser spektakulä¬ 
ren Entwicklung lag in der Organisation der Warenabfertigung und im 
Einsatz modernster, großer und schneller Schiffe. 

Ein französischer Beobachter jener Tage beschrieb die Erfolge der 
deutschen Handelsflotte so: »Diese Art der Konzentration macht die 
schnelle Amortisierung von Kapital, das >Ausrangieren< alter Schiffe 
und eine fortwährende Erneuerung der schwimmenden Anlagen mög¬ 
lich. Man findet in der deutschen Handelsflotte keine Schiffe, die älter 
als 30 oder 40 Jahre sind. Was die deutsche Industrie, genauer gesagt die 
Metallurgie, Elektrotechnik etc., durch standardisierte Herstellungsver¬ 
fahren erreicht, leistet der deutsche Handel durch die Häufigkeit und 
Regelmäßigkeit der Schiffsfahrten.« Er fügt hinzu: »Was die Deutschen 
betrifft, so folgt die Einrichtung von Schiffahrtslinien nicht dem Handel, son¬ 
dern geht diesem voraus und bringt ihn dadurch erst hervor. H (Her¬ 
vorhebung W. E.) 
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1888 traten Hamburg und später auch Bremen dem Deutschen Zoll¬ 
verein bei. Es dauerte nicht lange, und beider Städte Häfen wurden zu 
den modernsten, schnellsten und umschlagsgrößten Hafenanlagen ganz 
Europas. Die Eisenbahn lieferte die Güter aus ganz Nordeuropa auf den 
Kaianlagen an, von dort wurden sie aufs Schiff verladen und zu den 
Märkten der Welt weitertransportiert. Deutschland baute seine Schiffs¬ 
routen zügig aus und fuhr um 1900 alle wichtigen Häfen der Welt an. 
Damit drang es natürlich auch in die traditionellen britischen Markt¬ 
monopole und »Einflußsphären« wie Ägypten oder Nord- und Südame¬ 
rika vor. 

Schon 1897, kaum ein Jahr nach dem Börsengesetz, kündigte Groß¬ 
admiral von Tirpitz das erste deutsche Elottenbauprogramm an. Es wurde 
1898 vom Reichstag gebilligt. 1900 folgte ein zweites Elottenbaugesetz, 
das den vorgesehenen Bau von Kriegsschiffen verdoppelte. 

1906 lief mit der Dreadnaught in England eine neue Klasse von 
Schlachtschiffen vom Stapel, die schneller war und größere Eeuerkraft 
besaß als jedes andere damalige Kriegsschiff. Als Reaktion darauf wurde 
in Deutschland im gleichen Jahr ein wenig beachtetes Gesetz verabschie¬ 
det. Es bestimmte, daß die deutsche Hochseeflotte alle 20 Jahre erneuert 
werden müsse. 1909 liefen zum Erstaunen der Briten vier Schiffe der 
deutschen Nassau-Klasse vom Stapel, die der Dreadnaught überlegen wa¬ 
ren. Bald konstruierten britische Schiffsbauer eine »Super«-Dreadnought. 
Ihr setzten deutsche Konstrukteure wieder Ebenbürtiges entgegen, ln 
Großbritannien hatte niemand ernsthaft damit gerechnet, daß Deutsch¬ 
land eine so moderne Elotte auf eigenen Werften in einer derart kurzen 
Zeit bauen könnte. 

1951 äußerte sich Sir Llewellyn Woodward in einer Vorlesung an der 
Universität Oxford zu den Ursachen des Ersten Weltkriegs. Er sagte: 
»Deutschland besaß natürlich wie jede andere Macht die Ereiheit, sich 
eine beliebig große Elotte zu bauen. Das war eine Erage der Zweck¬ 
mäßigkeit und der realistischen Einschätzung. Eine deutsche Kriegsflotte 
konnte aber nichts anderes als eine Herausforderung an die herrschende See¬ 
macht Großbritannien bedeuten.«^ (Hervorhebung W. E.) 

Um 1910 war sich die englische Elite einig, daß man zu drastischen 
Maßnahmen würde greifen müssen, wollte man den bedrohlichen wirt¬ 
schaftlichen Aufschwung der Deutschen zurückstutzen. Dabei trat, wie 
wir gleich sehen werden, zum ersten Mal neben Krieg auch das Öl als 
entscheidender geopolitischer Machtfaktor in Erscheinung. 
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3. Kapitel 

Die Welt im Krieg ums Öl 


Admiral Fishers Weitblick 

Noch 1882 hatte der schwere schwarze Schlamm, der heute Erdöl genannt 
wird, außer als Brennstoff für jene neuartigen Öllampen, die der deutsche 
Lampenfabrikant Stohwasser 1853 entwickelt hatte, eine geringe wirt¬ 
schaftliche Bedeutung. Zunächst hieß der neue Stoff Petroleum, d.h. »Fel¬ 
senöl«, weil er in einigen Gebieten wie z.B. in Titusville (Pennsylvania) 
oder in Baku zwischen den Steinen herausgesickert war. Um Petroleum 
zu vermarkten, gründete John D. Rockefeller 1870 die Standard Oil Co. Er 
dachte an Lampenöl und verschiedene medizinische und quacksalberi¬ 
sche Präparate aus Erdöl. An die Verwendung im Verbrermungsmotor 
dachte damals noch niemand. 

Aber ein Mann verstand die militärstrategische Bedeutung des Erdöls 
als Mittel zur künftigen Kontrolle über die Weltmeere. Erstmals im Sep¬ 
tember 1882 setzte sich Admiral Lord Fisher, damals noch Captain Fisher, 
in einer öffentlichen Rede dafür ein, daß Großbritannien seine Kriegsflotte 
von der umständlichen Kohlefeuerung auf den neuen Brermstoff Öl um¬ 
stellen solle. Zwar verfeuerten schon seit etwa 1870 russische Dampfschif¬ 
fe auf dem Kaspischen Meer schweres Heizöl, das die Russen »Masut« 
narmten. Aber das war eine wenig beachtete Ausnahme, als John Fisher 
und einige wenige weitsichtige Individuen begannen, sich für die Einfüh¬ 
rung des neuen Treibstoffes einzusetzen. Sie waren davon überzeugt, daß 
Öl als Treibstoff Großbritannien einen entscheidenden strategischen Vor¬ 
teil verschaffen würde, um auch in Zukunft die Kontrolle über die Meere 
zu behalten. 

Fisher konnte noch nicht an den Dieselmotor denken. Der mußte erst 
noch erfunden werden. Fisher wollte nur schweres Heizöl statt Kohle 
unter dem Dampfkessel verfeuern. Seine Auffassung war wohlbegründet. 
Ein Schlachtschiff, das mit Heizöl betrieben wurde, zog keine verräteri¬ 
sche Rauchwolke hinter sich her. Ein kohlebefeuertes Schiff konnte man 
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schon bis auf zehn Kilometer Entfernung an seiner Qualmwolke erken¬ 
nen. Zwölf Mann konnten an einem halben Tag ein Schlachtschiff mit Öl 
auftanken. Um die entsprechende Menge Kohle zu verladen, hätten sie 
ununterbrochen zehn Tage lang arbeiten müssen. 

Mit der späteren Erfindung des Dieselmotors kamen weitere ent¬ 
scheidende Vorteile hinzu. Benötigte ein kohlebefeuerter Schiffsmotor 
vier bis neun Stunden, um auf volle Touren zu kommen, so brauchte ein 
Ölverbrermungsmotor dazu weniger als 30 Minuten. Er konnte unter 
Umständen sogar innerhalb von fünf Minuten auf seine Spitzenleistung 
gebracht werden. Ein Ölmotor mit der gleichen Antriebsleistung wie eine 
kohlebefeuerte Schiffsdampfmaschine wog lediglich ein Drittel und ver¬ 
brauchte überdies nur ein Viertel der Brennstoffmenge. Entsprechend war 
der Aktionsradius einer ölbetriebenen Elotte viermal so groß wie der einer 
Elotte mit Kohlefeuerung. Dies waren entscheidende Vorteile, die nicht 
nur für die Kriegs-, sondern auch für die Handelsmarine zählten.i 

Diese Einsicht setzte sich aber damals noch nicht durch, und so galt 
John Eisher vielen seiner Zeitgenossen zunächst noch als exzentrischer 
Visionär. 

1883 hatte dann der deutsche Ingenieur Gottlieb Daimler seinen ersten 
schnellaufenden Benzinmotor entwickelt. Er baute ihn in ein Automobil 
ein. Bis zur Jahrhundertwende galt das Automobil noch als Spielzeug 
vermögender Schichten, aber man begann allmählich auch außerhalb des 
Kreises um Captain Eisher die wirtschaftliche Bedeutung des Erdöls zu 
erahnen. 1893 begann Diesel mit der Entwicklung des nach ihm benann¬ 
ten Motors, der, sobald er ausgereift war, auch als Schiffsmotor verwen¬ 
det werden kormte. 


Das Geheimnis der brennenden Felsen 

Bis 1914 waren nur wenige Schiffe der englischen Marine und keines der 
deutschen von Kohle- auf Ölfeuerung umgestellt worden. Trotzdem 
stand fest: Die Zukunft des Öls war angebrochen. Um 1904 jedenfalls hat¬ 
ten der britische Geheimdienst und die britische Regierung die strategi¬ 
sche Bedeutung des neuen Brennstoffs begriffen und Eisher zu ihrem 
Admiral befördert. Das Problem für Großbritannien war nur, daß es keine 
eigenen Ölvorkommen besaß. Es war von Öllieferungen aus Amerika, 
Rußland oder Mexiko abhängig. Dieser Zustand war schon in Eriedens- 
zeiten schwer zu ertragen, aber schon gar nicht in einem Krieg. 
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Als nun Captain Fisher zum obersten Befehlshaber der britischen 
Kriegsflotte ernannt worden war, setzte er als eine der ersten Amtshand¬ 
lungen einen Ausschuß ein, der »Vorschläge erarbeiten« sollte, »wie die 
Ölversorgung für die britische Kriegsflotte sichergestellt werden könne«. 

Zu dieser Zeit gehörte der Persische Golf noch zum Osmanischen 
Reich, und der britische Einfluß in Persien hielt sich in Grenzen. Persien 
gehörte noch nicht zum Britischen Empire. Großbritarmien unterhielt aber 
seit einigen Jahren Konsulate in Buschir und Bandar Abbas. Nun entsand¬ 
te es Kriegsschiffe in den Golf, um andere Mächte zu entmutigen, in die¬ 
sen Gewässern zu »fischen«. 1892 schreibt Lord Curzon, der spätere Vize¬ 
könig von Indien, über Persien: »Ich würde es als vorsätzliche Beleidi¬ 
gung Großbritanniens ansehen, wenn irgendeine Macht Konzession für 
einen Hafen im Persischen Golf an Rußland erteilen würde. Es wäre dies 
ein mutwilliger Bruch des Status quo und eine internationale Kriegspro¬ 
vokation ...« Was das zu bedeuten hatte, war klar.2 

Aber 1905 sollte sich dieser Zustand ändern. Im Erühjahr hatte der Ge¬ 
heimdienst Seiner Majestät Edward Vll. (1901-1910) seinen Superspion 
Sidney Reilly, der eigentlich Sigmund Georgjewitsch Rosenblum hieß und 
in Odessa in Rußland geboren war, nach Persien in Gang gesetzt. Er hatte 
den Auftrag, dem exzentrischen australischen Amateurgeologen und In¬ 
genieur William Knox d'Arcy die Rechte auf die Eörderung der minerali¬ 
schen Rohstoffe in Persien abspenstig zu machen. 

D'Arcy war bibelgläubiger Christ und hatte sich eingehend mit Ge¬ 
schichte befaßt. Beim Studium persischer heiliger Schriften war er zu der 
Überzeugung gelangt, daß Berichte über die »Peuersäulen« an den heili¬ 
gen Stätten des altpersischen Peuergottes Ormuzd eine reale Grundlage 
hatten. Die Priester Zoroasters, so glaubte d'Arcy, hätten das aus den Lei¬ 
sen sickernde Naphtha angezündet. Jahrelang durchstreifte er die Gebie¬ 
te, in denen alte persische Tempel gestanden hatten, und suchte nach Öl. 
Häufig reiste er zwischendurch auch nach London, um sich die finanzielle 
Unterstützung für seine Nachforschungen zu sichern. Er hatte bei briti¬ 
schen Bankiers aber nur geringen Kredit. 

Schließlich wurde in den 90er Jahren des 19. Jahrhunderts auch der 
neugekrönte persische Schah Mosaffar od-Din auf d'Arcy aufmerksam. 
Mosaffar wollte Persien modernisieren und wandte sich zu diesem Zweck 
an d'Arcy als einen Ingenieur, der das Land durch und durch kannte. Er 
schlug ihm vor, Pläne für ein Eisenbahnnetz auszuarbeiten und bei der 
Industrialisierung des Landes als Berater mitzuwirken. D'Arcy wurde in 
diesem Sinne tätig und erhielt 1901 vom Schah für seine Dienste eine 
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königliche Konzession. D'Arcy und seine Erben sollten »für einen Zeit¬ 
raum von 60 Jahren alle Rechte und die unbegrenzte Freiheit« erhalten, 
»auf persischem Boden Untersuchungen und Bohrungen vorzunehmen. 
Die dabei im Erdboden gefundenen Substanzen sollten ohne Ausnahme 
sein unantastbares Eigentum bleiben«. 

Diese Konzession verlangte ein persönliches »Gegengeschenk« an den 
Schah. D'Arcy zahlte ihm dafür umgerechnet etwa 20 000 Dollar in bar 
und erklärte sich überdies bereit, dem Schah aus dem Verkaufserlös einen 
Ertragsanteil von 16 Prozent auszuzahlen. Auf diese Art kam der exzen¬ 
trische Australier an eines der wertvollsten Dokumente seiner Zeit. Es 
versprach ihm und »all seinen Erben, Rechtsnachfolgern und Freunden« 
die Exklusivrechte für die Ölvorkommen in Persien bis 1961. D'Arcys 
Nachforschungen stießen zum ersten Mal in der Gegend von Schuschtar 
im Norden des Persischen Golfes auf Öl.^ 

Zufrieden damit, seine Vermutungen nun bestätigt zu sehen, wollte 
d'Arcy 1905 wieder in seine Heimat Australien zurückkehren. Zuvor 
wollte er noch mit dem Pariser Bankhaus Rothschild als Vertreter der fran¬ 
zösischen Regierung einen Vertrag über eine gemeinsame Ölförde¬ 
rungsgesellschaft unterzeichnen. Da spürte Sidney Reilly ihn sozusagen 
in letzter Minute auf. 

Reilly gab sich als Priester aus und spielte geschickt auf d'Arcys reli¬ 
giösen Neigungen an. Er überzeugte ihn, seine Exklusivrechte über die 
persischen Ölvorkommen nicht an die papistischen Franzosen abzu¬ 
treten. Er solle sie einer britischen, nämlich der Anglo-Persischen Ölge¬ 
sellschaft überschreiben, denn nur diese sei ein »gut christliches« Unter¬ 
nehmen. Die britische Regierung schickte auch gleich den schottischen 
Finanzier Lord Strathcona, der als größter Anteilseigner der Anglo- 
Persischen Ölgesellschaft eintrat. Es kam zum Vertragsabschluß. Die Rol¬ 
le der britischen Regierung blieb dabei streng geheim. Auf diese Weise 
gelang es Reilly, die erste größere Öllagerstätte unter die Kontrolle 
Großbritanniens zu bringen. 


Mit der Bahn von Berlin nach Bagdad 

1888 erhielt eine Gruppe von Industriellen und Bankiers unter Leitung 
der Deutschen Bank von der türkischen Regierung die Konzession zum 
Bau einer Eisenbahnstrecke von der Hauptstadt Konstantinopel durch 
Anatolien. Zehn Jahre später wurde der Vertrag erweitert. Die türkische 
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Regierung gab den Bau einer weiteren Strecke, von Konya nach Bagdad, 
frei. Das großangelegte Projekt wurde als die »Bagdad-Bahn« bekannt. 
Das zweite Übereinkommen war ein Erfolg des Staatsbesuches von Kaiser 
Wilhelm 11. beim Sultan in Konstantinopel (dem heutigen Istanbul) im 
Jahre 1897. ln diesen zehn Jahren hatten die deutsch-türkischen Bezie¬ 
hungen sehr an Bedeutung zugenommen. 

Bei der Suche nach noch offenen Exportmärkten war Deutschland auf 
die Türkei gestoßen. Anfang der 1890er Jahre entschloß man sich, enge 
wirtschaftliche Beziehungen zur Türkei zu knüpfen. Die Eisenbahnstrecke 
Berlin-Bagdad war der Nerv einer brillanten und praktikablen Wirt¬ 
schaftsstrategie, für die der Industrielle Georg von Siemens sich und an¬ 
dere begeistert hatte. Die Erage des Erdöls bildete dabei sicherlich einen 
wichtigen Hintergrund, ln London läuteten die Alarmglocken. Hier liegt 
der Ursprung der Verstrickungen und Eeindseligkeiten, die zu zwei 
Weltkriegen führten und heute noch auf tragische Weise im Nahen Osten 
ausgefochten werden. 

Karl Helfferich führte damals auf Seiten der Deutschen Bank die Ver¬ 
handlungen über das Bagdad-Bahn-Projekt. Er urteilte später völlig zu 
Recht, in den Jahren vor 1914 habe es mit Ausnahme der Marinefrage 
keinen anderen Punkt gegeben, der zu größeren Sparmungen zwischen 
London und Berlin geführt habe, als dieses Eisenbahnprojekt.^ 

Das Konsortium unter Leitung der Deutschen Bank erhielt zunächst 
nur die Konzession für Bau und Betrieb einer Eisenbahnlinie vom außer¬ 
halb Konstantinopels gelegenen Haidar-Pascha nach Ankara. Das Unter¬ 
nehmen erhielt den Namen Anatolische Eisenbahngesellschaft und hatte 
auch österreichische und italienische und zu einem geringen Anteil sogar 
britische Anteilseigner. Der Bau selbst ging gut voran, so daß der Ab¬ 
schnitt schneller als geplant fertiggestellt werden kormte. So wurde die 
Strecke weiter nach Süden bis nach Konya fortgeführt. 

1896 wurde diese Teilstrecke eröffnet. Man konnte nun von Berlin bis 
nach Konya, weit in das Innere des anatolischen Hochlands, fahren. Der 
Bau dieser Bahnstrecke war eine große planerische und technische Lei¬ 
stung. Die Strecke führte über 1000 Kilometer lang durch wirtschaftlich 
völlig unterentwickeltes, unwegsames Gebiet und wurde doch in weni¬ 
ger als acht Jahren fertiggestellt. Dadurch gelangte das märchenhaft rei¬ 
che Gebiet zwischen Euphrat und Tigris in das Einzugsgebiet des techni¬ 
schen Eortschritts. Bis dahin hatten nur die Engländer und Eranzosen 
Eisenbahnstrecken außerhalb der Hauptindustrieländer gebaut. Dabei 
handelte es sich immer nur um sehr kurze Strecken, die wichtige Hafen- 
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Städte miteinander verbanden. Nie waren solche Verkehrswege so ange¬ 
legt worden, daß sie zur Industrialisierung der betreffenden Länder bei¬ 
tragen konnten. 

Diese Eisenbahnlinie schuf zum ersten Mal eine moderne wirtschaft¬ 
liche Verbindung zwischen Konstantinopel und dem asiatischen Hinter¬ 
land des Osmanischen Reichs. Über Bagdad und Kuwait hinaus geführt, 
hätte diese Linie der billigste und schnellste Verkehrsweg zwischen Eu¬ 
ropa und Indien werden können. 

Aber genau dies war der Punkt, der England daran mißfiel. »Würde 
>Berhn-Bagdad< fertiggestellt, wäre ein riesiges Gebiet, in dem jeder er¬ 
denkliche wirtschaftliche Reichtum hergestellt werden könnte, das aber 
für eine Seemacht unangreifbar wäre, unter deutsche Kontrolle geraten«, 
warnte R. G. D. Laffan, der damals als britischer Militärberater in Serbien 
diente. »Rußland würde durch diese Barriere von England und Erank- 
reich, seinen Ereunden im Westen, abgeschnitten«, sagte er weiter. »Die 
deutsche und türkische Armee könnte leicht auf Schußweite an unsere 
Interessen in Ägypten herankommen. Vom Persischen Golf aus würde 
unser indisches Empire bedroht. Der Hafen von Alexandropoulos und die 
Kontrolle über die Dardanellen würde Deutschland im Mittelmeerraum 
bald eine enorme militärische Seemacht verleihen.« 

Die Ausführungen Laffans deuteten bereits an, wie die britische Sabo¬ 
tage gegen die Eisenbahnverbindung Berlin-Bagdad eingeleitet werden 
sollte. »Ein Blick auf die Weltkarte zeigt, aus welchen Gliedern sich die 
Kette der Staaten zusammensetzt, die zwischen Berlin und Bagdad lie¬ 
gen: das Deutsche Reich, Österreich-Ungarn, Bulgarien und die Türkei. 
Nur ein kleiner Gebietsstreifen verhindert, daß die beiden Enden der 
Kette miteinander verbunden werden können. Dieser kleine Streifen ist 
Serbien. Serbien steht klein, aber trotzig zwischen Deutschland und den 
großen Häfen von Konstantinopel und Saloniki und versperrt ihm das 
Tor zum Osten ... Serbien war in der Tat die erste Verteidigungslinie fiir un¬ 
sere Besitzungen im Osten. Würde es vernichtet oder in das >Berlin-Bagdad<- 
System einbezogen, hätte unser großes, aber nur schwach verteidigtes Empire 
bald den Schock des deutschen Vorstoßes nach Osten gespürt.«^ (Hervorhe¬ 
bung W. E.) 

Es ist nicht übertrieben (und nur noch nicht salonfähig), wenn man 
sagt, daß die blutigen Balkan-Kriege, der türkische Krieg, der bulgarische 
Krieg und die fortwährenden Unruhen in der Region unter der Regie 
Englands geführt wurden. Diese Eeststellung gewinnt heute erneut an 
Aktualität. Damals richteten sich die britischen Anstrengungen in erster 
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Linie gegen eine Allianz zwischen Berlin und Konstantinopel und ganz 
besonders gegen die Bagdad-Bahn. Laffan ließ es nicht an Deutlichkeit 
fehlen. 

Dabei kann man den Bau der Eisenbahnlinie Berlin-Bagdad nicht ein¬ 
mal einen »deutschen Coup« gegen England nermen. Deutschland ver¬ 
suchte immer wieder, die Briten zur Mitarbeit an diesem Projekt zu be¬ 
wegen. Vor allem, als in den 1890er Jahren das Übereinkommen mit der 
türkischen Regierung zustandegekommen war, die 2500 Kilometer lange 
Reststrecke bis zum heutigen Kuwait zu bauen, unternahmen die Deut¬ 
sche Bank und die Regierung in Berlin unzählige Versuche, England an 
der Einanzierung und an dem Bau des Riesenprojekts zu beteiligen. 

Im November 1899 fuhr Kaiser Wilhelm 11. selbst nach England zu sei¬ 
ner Großmutter, der britischen Königin Viktoria (1837-1901), um sie per¬ 
sönlich noch einmal eindringlich aufzufordern, England an dem Bagdad- 
Bahn-Projekt zu beteiligen, ln Deutschland wußte man sehr genau, daß 
Großbritarmien im Persischen Golf und in Suez Interessen vertrat, um 
seine Schiffahrtswege nach Indien zu sichern. Es war klar, daß das Pro¬ 
jekt ohne die Unterstützung Englands in politische und finanzielle 
Schwierigkeiten geraten würde. Denn der Einanzbedarf des Bauvorha¬ 
bens überstieg die Ressourcen der deutschen Banken bei weitem. 

England wandte in den folgenden 15 Jahren jeden erdenklichen Trick 
an, um den Bau der Eisenbahnlinie zu verzögern oder zu behindern. 
London gab bis zum Schluß die Hoffnung nicht auf, durch irgendwelche 
Abkommen die Eertigstellung der Bagdad-Bahn verhindern zu körmen. 
Dieses zunächst wirtschaftlich und diplomatisch ausgetragene Spiel ging 
im August 1914 als »Eortsetzung der Politik mit anderen Mitteln« in den 
Ersten Weltkrieg über. 

Königin Viktorias Strategen hatten im Poker um die Bagdad-Bahn 
noch einen Trumpf im Ärmel, den sie ausspielen wollten, falls die Ver¬ 
handlungen nicht wie gewünscht verliefen. Die Karte war ein korrupter 
Scheich, dessen Pamilie noch heute in Kuwait ihr Unwesen treibt. 1901 
hatte England Kriegsschiffe vor die kuwaitische Küste, die zum Osma- 
nischen Reich gehörte, entsandt. Sie sollten die türkische Regierung 
zwingen, den Hafen im Persischen Golf, nahe der strategisch wichtigen 
Mündung von Euphrat und Tigris, westlich des antiken Schatt el Arab, 
als »britisches Protektorat« anzuerkermen und damit an Großbritarmien 
abzutreten, ln dem Gebiet hauste der Anaza-Stamm, der dem Scheich 
Mubarak Al-Sabah gehorchte. Die Türkei war zu diesem Zeitpunkt poli¬ 
tisch und wirtschaftlich nicht stark genug, um mehr zu tun als dagegen 
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zu protestieren, daß Großbritannien diesen entlegenen Teil des Osmani- 
schen Reiches annektierte. 

Scheich Mubarak Al-Sabah galt als skrupelloser Opportunist. Er hatte 
Berichten zufolge 1896 die Macht dadurch an sich gerissen, daß er seine 
beiden Halbbrüder zu sich in den Palast einlud und nachts im Schlaf er¬ 
morden ließ. 1907 überredete ihn die britische Regierung, das Gebiet des 
Bänder Shwaik »der edlen, königlichen Regierung von England ... auf 
alle Zeiten« vertraglich zu übereignen. Das Dokument wurde von Major 
C. G. Knox, dem politischen Agenten der königlichen Regierung von Eng¬ 
land in Kuwait, gegengezeichnet. Reichliche Handsalben, große Mengen 
Gold für die Privatschatulle des Scheichs und Gewehre für seine »Krie¬ 
ger« hatten dem Scheich bei der Unterschrift die Hand geführt. 

Im Oktober 1913 hatte Lt.-Colonel Sir Percy Cox sich von dem für Ge¬ 
schenke jederzeit ansprechbaren Scheich einen Brief aushändigen lassen, 
in dem der Scheich bestätigte, Ölförderkonzessionen in seinem Land »nur 
an Personen zu erteilen, die von der britischen Regierung dazu ermäch¬ 
tigt, ernannt und empfohlen worden sind«.^ 

Seit 1902 wußte man, daß es in der als Mesopotamien bekarmten Regi¬ 
on des Osmanischen Reiches, dem heutigen Irak und Kuwait, Erdöl¬ 
vorkommen gab. Wie groß und wie leicht zugänglich diese Ölfelder wa¬ 
ren, darüber wurde noch spekuliert. Ihre Entdeckung bestimmte das 
ständige Ringen um die wirtschaftliche und militärische Kontrolle dieser 
Region, das noch heute anhält. 

ln den Verhandlungen über die Einanzierung der Bagdad-Bahn hatte 
die Deutsche Bank 1912 vom türkischen Sultan eine Konzession erhalten, 
die der Bagdad-Eisenbahngesellschaft als »Wegerecht« die Konzessionen 
auf alle Öl- und Mineralvorkommen entlang eines 20 Kilometer breiten 
Streifens zu beiden Seiten der bis Mosul im heutigen Irak reichenden Ei¬ 
senbahnlinie sicherte. 

Inzwischen war auch der deutschen Industrie und Regierung klar 
geworden, daß Öl der Treibstoff der Zukunft war, und zwar nicht nur 
für den Landverkehr, sondern auch für die Seeschiffahrt und die 
Kriegsmarine. Deutschland verfügte über keine unabhängige Ölversor¬ 
gung. Es war völlig auf den amerikanischen Trust der Rockefeiler Stan¬ 
dard Oil Company angewiesen. Die zu Standard Oil gehörige Deutsche 
Petroleum-Verkaufsgesellschaft tätigte 91 Prozent aller Ölverkäufe in 
Deutschland. Die Deutsche Bank hielt nur neun Prozent der Aktien der 
Deutschen Petroleum-Verkaufsgesellschaft. Das war noch nicht einmal 
eine Sperrminorität. 
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Geologen hatten indessen zwischen Mosul und Bagdad Öl entdeckt. 
Der geplante Verlauf des letzten Teilstücks der Bagdad-Bahn sollte mitten 
durch ein Gebiet führen, in dem riesige Ölvorkommen vermutet wurden. 
Es gab in den Jahren 1912 und 1913 zahlreiche Bemühungen im Reichstag, 
eine staatliche Gesellschaft zur Erschließung und Nutzung dieser Ölquel¬ 
len zu gründen. Sie wurden vor allem durch die SPD-Opposition hinaus¬ 
gezögert und bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges verschleppt. Der 
Plan der Deutschen Bank sah vor, das mesopotamische Öl per Bahn nach 
Deutschland zu schaffen, um so eine mögliche britische Seeblockade zu 
umgehen und Deutschland eine unabhängige Erdölversorgung auf dem 
Landweg zu sichern. 


Die neuen Kriegsschiffe 

Im britischen Establishment war man sich einig, daß sich die britische 
Weltmacht nur dann behaupten ließe, werm England den Zugang zu den 
damals bekarmten Erdölvorkommen unter seine Kontrolle bringen könn¬ 
te. Man war entschlossen, die erste mit Öl gefeuerte Kriegsflotte der Welt 
zu bauen und Deutschland den Zugang zu den Ölvorräten in Mesopota¬ 
mien zu versperren. Diese britischen Ziele brachten Deutschland in eine 
schwierige Situation. 

Die Zeit war jedenfalls reif für die Pläne Admiral Pishers, eine moder¬ 
ne ölgetriebene Kriegsflotte aufzubauen, ln Deutschland war 1909 das 
erste Schiff einer verbesserten Ausführung der englischen Dreadnought- 
Serie vom Stapel gelaufen. Die Von der Tann hatte 80 000 PS und erreich¬ 
te, obwohl noch mit Kohle als Brermstoff betrieben, die für die damalige 
Zeit erstaunliche Geschwindigkeit von 28 Knoten. Nur zwei britische 
Schiffe konnten mit dieser Geschwindigkeit mithalten. Die mit Kohle be¬ 
feuerte britische Plotte war an ihre technologische Grenze gestoßen. Das 
deutsche Wirtschaftswunder begann die Überlegenheit der britischen 
Marine in Präge zu stellen. 

1911 hatte der junge Winston Churchill Lord Pisher als Marineminister 
abgelöst. Churchill setzte sich mit Nachdruck für Pishers Pläne ein und 
griff auch auf dessen Argumente zurück, daß Schiffe gleicher Größe und 
gleichen Gewichts bei Ölbefeuerung viel schneller fahren können, wendi¬ 
ger sind, über einen weiteren Aktionskreis verfügen und wesentlich 
schneller und einfacher Brennstoff nachbunkern können. 

Im Jahr 1912 lieferten die Vereinigten Staaten 63 Prozent des Welt- 
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Verbrauchs an Öl, die Russen aus ihren Quellen in Baku 19 Prozent und 
die Mexikaner gerade fünf Prozent. Die britische Anglo-Persische Ölge¬ 
sellschaft trug noch nicht nennenswert zur Ölversorgung bei. Aber schon 
betrachtete die britische Regierung den Persischen Golf als ihre wesentli¬ 
che Interessenssphäre. Dem stand, wie wir gesehen haben, das Projekt der 
Eisenbahnlinie Berlin-Bagdad entschieden im Weg. 

Auf Drängen Churchills setzte die Regierung unter Premierminister 
Asquith im Juli 1912 eine königliche Kommission ein, die sich mit der 
Frage des Öls und der Ölverbrermungsmaschinen befassen sollte. Den 
Vorsitz führte der inzwischen pensionierte Lord Fisher. 

Wiederum auf Drängen Churchills kaufte die britische Regierung 1913 
unter strikter Geheimhaltung die Aktienmehrheit der Anglo-Persi-schen 
Ölgesellschaft (heute British Petroleum, BP). Von diesem Zeitpunkt an 
stand das Öl im Mittelpunkt der britischen strategischen Interessen. Und 
die ließen sich auf folgenden einfachen Nenner bringen: Gelänge es Eng¬ 
land, seine Erdölversorgung zu sichern und darüber hinaus seinen wirt¬ 
schaftlichen Konkurrenten den Zugang zu den Erdölreserven zu verweh¬ 
ren, dann würde es die nächsten Jahrzehnte die Weltgeschichte dominie¬ 
ren. Konnte Englands stagnierende Industrie schon nicht mit der deut¬ 
schen Industrie und den neu entwickelten Daimler-Motoren mithalten, 
dann würde es eben den Brennstoffhahn für diese Motoren auf- und zu¬ 
drehen und seinen Preis bestimmen.^ 

Erst vor dem Hintergrund dieser »Öl-Politik« der britischen Elite läßt 
sich der weitere Verlauf der Weltgeschichte verstehen, ja, macht er über¬ 
haupt erst Sinn. 


Sir Greys folgenschwere Reise nach Paris 

Aber mußten solche strategischen Absichten auch bedeuten, daß die bri¬ 
tische Elite einen Krieg mit allen seinen verheerenden Auswirkungen in 
Kauf nahm? Es kam ein weiterer Beweggrund hinzu: England sah sein 
Dogma des »Machtgleichgewichts« gefährdet. Der ausschlaggebende 
Grund dafür, warum Großbritannien im August 1914 den Krieg erklärte, 
liegt tief »in den alten Traditionen der britischen Politik, durch die Eng¬ 
land groß geworden war und durch die es seine Größe zu erhalten such¬ 
te«, erklärte der deutsche Bankier Karl Helfferich 1918 zutreffend. »Eng¬ 
lands Politik war stets gegen die politisch und wirtschaftlich stärkste 
Kontinentalmacht gerichtet«, führte Helfferich weiter aus. »Seitdem 
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Deutschland die politisch und wirtschaftlich stärkste Kontinentalmacht 
geworden war, seitdem England sich durch Deutschland mehr als durch 
ein anderes Land in seiner weltwirtschaftlichen Stellung und in seiner 
Seegeltung bedroht fühlte, war der englisch-deutsche Gegensatz unüber¬ 
brückbar und durch keine Verständigung über irgendwelche Einzelfragen 
aus der Welt zu schaffen.« Helfferich zitierte mit Bedauern die Erklärung 
des alten Bismarck von 1897: »Die einzige Möglichkeit, die deutsch¬ 
englischen Beziehungen zu verbessern, wäre, unsere wirtschaftliche Ent¬ 
wicklung zurückzuschrauben. Und dies ist nicht möglich.«® 

Im April 1914 statteten König Georg V. von England (1910-1936) und 
sein Außenminister Edward Grey dem französischen Präsidenten Poinca- 
re in Paris einen außergewöhnlichen Besuch ab. Es war eines der wenigen 
Male, daß Sir Edward Grey die Britischen Inseln verließ. Der russische 
Botschafter in Erankreich, Iswolski, wurde zu einigen Treffen des Besuchs 
hinzugezogen. Ziel der Besprechungen war es, eine geheime militärische 
Allianz zwischen den drei Mächten England, Erankreich und Rußland zu 
besiegeln. Sie richtete sich gegen Deutschland und Österreich. Berlin und 
Wien wurden bewußt nicht gewarnt, daß England sich verpflichtet hatte, 
in den Krieg einzutreten, sobald einer ihrer Bündnispartner darin verwik- 
kelt würde. Vielmehr ließ die britische Regierung die deutsche Eührung 
bis zuletzt im Glauben an eine mögliche britische Neutralität. 

Schon vor 1914 war dem britischen Establishment klar geworden, daß 
es Europa nur mit Hilfe eines Krieges »unter Kontrolle« halten könnte. 
Getreu seiner alten Logik, die Kräfte auf dem europäischen Kontinent 
gegeneinander auszuspielen, hatte sich die britische Außenpolitik schon 
Ende des 19. Jahrhunderts neu orientiert. Unter Erankreichs Außenmini¬ 
ster Gabriel Hanotaux (1894-1895, 1896-1898) und Rußlands Einanzmini¬ 
ster Sergej Witte (1892-1895) hatte sich eine Allianz mit der aufstrebenden 
deutschen Industriemacht abgezeichnet. Das alarmierte die britische Di¬ 
plomatie. London nützte die traditionelle protürkische und antirussische 
Bündnispolitik des 19. Jahrhunderts nichts mehr. Nun suchte es die Alli¬ 
anz mit Rußland gegen Deutschland. Vor allem mußte eine Zusammen¬ 
arbeit zwischen Deutschland, Erankreich und Rußland vereitelt werden. 
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Faschoda: große Projekte und noch größere Fehler 

In England wuchs die Sorge wegen der wirtschaftlichen Herausforderun¬ 
gen durch Deutschland. Sie nahm so überhand, daß sich die britische 
Elite zu dem grundlegenden Wechsel der Bündnispolitik, die sie seit 
Jahrzehnten auf dem europäischen Kontinent verfolgt hatte, entschloß. 
Damit hoffte sie, die Vorgänge in Europa wieder unter Kontrolle zu be¬ 
kommen. 

Der Auslöser dieser politischen Wende war seltsam genug. Es handelte 
sich dabei um einen militärischen Konflikt mit Erankreich. Es ging um 
Ägypten. Beide Länder hatten historische Interessen an Ägypten und vor 
allem am Suezkanal. 1896 setzte sich an der afrikanischen Westküste ein 
französisches Truppenkontingent unter Oberst Jean Marchand in Gang, 
marschierte quer durch Afrika und traf im Juli 1998 bei Easchoda am Nil 
auf britische Einheiten unter dem Befehl General Kitcheners. Monatelang 
standen sich englische und französische Soldaten angriffsbereit gegen¬ 
über. Jede Seite forderte die andere auf, das Eeld zu räumen. Schließlich, 
im November, zog sich Oberst Marchand nach Konsultationen mit Paris 
zurück. Die Auseinandersetzung ging als »Easchoda-Krise« in die Ge¬ 
schichte ein. Ihr nicht so offensichtliches, eigentliches Ergebnis war die 
neue Zusammenarbeit, die Allianz zwischen Erankreich und England 
gegen Deutschland. Erankreich opferte leichtfertig seine Pläne und Mög¬ 
lichkeiten, große Teile Afrikas zu industrialisieren und wirtschaftlich zu 
entwickeln, für die britische Unterstützung gegen das erstarkende 
Deutschland. 

Die Initiative zu diesem Abenteuer war von Kolonialminister Theophi¬ 
le Delcasse ausgegangen. Er hatte das französische Expeditionsheer in 
Marsch gesetzt und den Angriff auf die englischen Stellungen angeord¬ 
net. Obwohl Erankreich seit den Tagen Napoleons Ansprüche auf Ägyp¬ 
ten und den Suezkanal geltend machte, hatte sich England dort mehr und 
mehr breit gemacht und das Land mit dem Kanal so gut wie militärisch 
besetzt. Im Jahre 1882 hatten die Engländer Ägypten »zeitweilig« besetzt. 
Bei der Gelegenheit hatten englische Zivilbeamte die Verwaltung Ägyp¬ 
tens in die eigene Hand genommen, angeblich um französische und briti¬ 
sche Interessen an der Suezkanal-Gesellschaft zu »schützen«. England 
hatte den Eranzosen Ägypten buchstäblich unter dem Hintern weg¬ 
gestohlen. 

Kolonialminister Delcasse handelte gegen die besseren Interessen 
Erankreichs und gegen die Außenpolitik Gabriel Hanotaux'. Als Oberst 
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Marchands Expedition in Gang gesetzt wurde, war Hanotaux gerade 
sechs kritische Monate lang nicht Mitglied der Regierung. Hanotaux ge¬ 
hörte zu den gemäßigten Republikanern und galt als England-feindlich. 
Er strebte ein wirtschaftlich vereinigtes Eranzösisch-Afrika an, dessen 
Zentrum am Tschadsee liegen sollte. Sein Plan sah die Entwicklung und 
Industrialisierung der französischen Besitzungen und Interessengebiete in 
Afrika vor. Zum Beispiel wollte er eine Eisenbahnlinie von Dakar in Se¬ 
negal quer durch den Kontinent bis nach Djibouti an der Küste des Roten 
Meeres bauen. Man sprach in Erankreich in diesem Zusammenhang vom 
Transsahara-Eisenbahnprojekt. Diese Eisenbahn, wäre es dazu gekom¬ 
men, hätte die gesamte Sahelzone und das nördlicher gelegene Wüsten¬ 
gebiet der Sahara vom Westen bis zum Osten Afrikas umgekrempelt. Zu¬ 
gleich hätte es natürlich die großräumigen strategischen Ziele Englands 
durchkreuzt, das die gesamte Ostküste Afrikas an sich bringen wollte, um 
den Seeweg nach Indien zu kontrollieren. 

Hanotaux versuchte eine vorsichtige Politik der Armäherung zwischen 
den verfeindeten Staaten Deutschland und Erankreich. Die Norma¬ 
lisierung der Beziehungen zwischen diesen Staaten bedrohte die klassi¬ 
sche britische Politik des »Teile und Herrsche«. Wenn sich die Staaten 
gegenseitig in Schach hielten, nannten die Briten dies »Machtgleich¬ 
gewicht«. Anfang 1896 hatte der deutsche Außenminister an den franzö¬ 
sischen Botschafter in Berlin die Präge gerichtet, ob Erankreich zu einem 
gemeinsamen Vorgehen in Afrika bereit wäre. Das Ziel sollte sein, »dem 
unersättlichen Appetit Englands Schranken zu setzen ... Denn es ist not¬ 
wendig, England zu zeigen, daß es nicht mehr den deutsch-französischen 
Antagonismus dazu ausnützen kann, alles, was es will, zu erobern«. Ha¬ 
notaux war hierzu durchaus bereit. 

Aber darm nahm die infame Dreyfus-Affäre in der französischen Pres¬ 
se immer wildere Eormen an. Die Kampagne zielte direkt darauf ab, die 
sich zwischen Hanotaux und dem Deutschen Reich vorsichtig her¬ 
ausbildenden Beziehungen zu zerreißen. Ein französischer Hauptmann 
der Armee mit Namen Alfred Dreyfus wurde 1884 der Spionage für 
Deutschland angeklagt. Hanotaux warnte mit Recht gleich zu Beginn der 
Kampagne davor, daß diese Affäre »diplomatische Sparmungen, wenn 
nicht sogar Krieg mit Deutschland«, auslösen könnte. Jahre nach seiner 
Einkerkerung wurde Dreyfus' Ehre wiederhergestellt. Es stellte sich her¬ 
aus, daß ein französischer Geheimdienstoffizier das Beweismaterial ge¬ 
gen Dreyfus gefälscht hatte. Der wirkliche Spion war ein gewisser Graf 
Perdinand Walsin-Esterhazy. 1898 stürzte die französische Regierung 
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über die Affäre und mit ihr Außenminister Hanotaux. Sein Nachfolger 
wurde der anglophile Kolonialminister Theophile Delcasse. 

Besonders seit der Faschoda-Krise im gleichen Jahr 1898 ließ Groß¬ 
britannien nun alle Künste spielen, um Frankreich unter dem neuen Au¬ 
ßenminister Delcasse dazu zu bewegen, seine kolonialen und wirt¬ 
schaftlichen Interessen an Ägypten aufzugeben und sich dafür an 
Deutschland schadlos zu halten. Großbritarmien verpflichtete sich in ge¬ 
heimen Abkommen, die französische Revanchepolitik und vor allem sei¬ 
nen Ansprach auf Elsaß-Lothringen zu unterstützen. Gleichfalls förderte 
England das Interesse Erankreichs in allen übrigen Gebieten, die für Eng¬ 
lands Pläne von geringem Interesse waren. Hanotaux bemerkte zu den 
britischen Aktivitäten in der Zeit um den Easchoda-Zwischenfall in einem 
Kommentar aus dem Jahre 1909: »Es ist eine beweisbare historische Tatsa¬ 
che, daß jede koloniale Ausweitung Erankreichs in England mit Besorgnis 
und Eurcht wahrgenommen wurde. Über eine lange Zeit dachte England, 
es brauchte auf den Meeren keinen Gegner außer dem einen zu fürchten, 
den die Natur zwischen drei Küstenstreifen gesetzt hat, nämlich zwischen 
den Ärmelkanal, den Atlantik und das Mittelmeer. Als Erankreich nach 
1880 aufgrund einiger Umstände und auf Anregung des genialen Julius 
Eerry sich daran machte, seine entvölkerten Kolonien wiederherzustellen, 
traf es immer auf den gleichen Widerstand. Ob in Ägypten, in Tunesien, 
Madagaskar, Indochina oder am Kongo und in Ozeanien, immer stieß es 
mit England zusammen.« 

Nach Easchoda änderte sich das. Damals wurden bereits die Weichen 
für die Entente Cordiale zwischen England und Erankreich gestellt. 1904 
wurde dieses englisch-französische Bündnis, das mit weitreichenden 
geheimen Vereinbarungen verbunden war, von Hanotaux' Nachfolger 
Delcasse unterzeichnet. Der eigentliche Kitt, der die beiden widerstrei¬ 
tenden Partner zusammenhielt, war die wachsende Wirtschaftsmacht 
Deutschlands. Hanotaux kommentierte die traurige Entwicklung der 
Dinge mit der Bemerkung: Großbritannien nötigte Erankreich eine neue 
Außenpolitik auf, deren Erfolg auf der »wunderbaren Erfindung briti¬ 
schen diplomatischen Genies beruhte, seine Gegner gegeneinander auf¬ 
zuhetzen«. 

Innerhalb der nächsten acht Jahre kehrte Großbritannien seine geo- 
politische Bündnispolitik in einer weiteren Beziehung gründlich um. Es 
gelang den Briten, die Ereignisse in Rußland zum eigenen Vorteil umzu¬ 
krempeln. 1891 startete Rußland ein ehrgeiziges Industrialisierungs¬ 
programm. Es gründete sich auf den Ausbau der Infrastruktur und auf 
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Schutzzölle. 1892 wurde der Mann, der das Eisenbahnbauprogramm in 
Rußland in Gang gebracht hatte, Graf Sergej Witte, Finanzminister. Witte 
stand in recht enger persönlicher Beziehung zu Hanotaux in Frankreich. 
Im Zusammenhang mit dem Ausbau des rassischen Eisenbahnnetzes bil¬ 
dete sich eine enge Zusammenarbeit zwischen Frankreich und Rußland 
heraus. 

Weltweit das ehrgeizigste Projekt dieser Tage war der Bau einer Eisen¬ 
bahnverbindung vom Westen Rußlands bis zum Pazifikhafen Wla¬ 
diwostok im äußersten Osten Rußlands. Die Transsibirische Eisenbahn 
umfaßte eine Strecke von 5400 Kilometern und sollte die Wirtschaft ganz 
Rußlands revolutionieren. Witte selbst hatte den deutschen Wirtschaftler 
und Eisenbahnverfechter Friedrich List eingehend studiert. Er hatte Lists 
Buch Das nationale System der Politischen Ökonomie ins Russische über¬ 
setzt und sich darauf immer als »die Lösung für Rußland« bezogen. 

Witte verfolgte mit dem Eisenbahnprojekt auch die Absicht, das kul¬ 
turell zurückgebliebene Rußland dadurch zu erziehen und ihm den An¬ 
schluß an westliche Entwicklungen zu ermöglichen. »Die Eisenbahn ist 
wie ein Abschiednehmen und erzeugt eine kulturelle Gärung in der Be¬ 
völkerung; auch wenn sie durch das Gebiet noch völlig wilder Stämme 
führt, wird sie diese in kürzester Zeit auf ein Niveau bringen, die zu 
ihrem Betrieb nötig ist«, sagte Witte 1890. Eine zentrale Rolle in Wittes 
Plan war die Idee, friedliche und produktive Beziehungen zu China her¬ 
zustellen. Indem die Transsibirische Eisenbahn einen Landweg nach 
China herstellte, hätten die britischen Besatzungstrappen in den chinesi¬ 
schen Häfen die rassisch-chinesischen Beziehungen nicht länger kon¬ 
trollieren und torpedieren können. 

In den 1890er Jahren als Finanzminister und in anderen Funktionen, 
bis er schließlich als Premierminister von der für England eigenartig 
günstigen ersten sozialistischen Revolution im Jahre 1905 ausgeschaltet 
wurde, hatte Witte die Perspektiven Rußlands dramatisch verändert. Er 
hatte Rußland auf den Weg gebracht, sich vom Getreidelieferanten für 
britische Handelshäuser zu einem modernen Industriestaat zu entwik- 
keln. Der Eisenbahnbau wurde der stärkste Industriezweig in Rußland 
und veränderte die ihm vorgelagerten Industriezweige wie Stahl- und 
Maschinenbau. Zur gleichen Zeit arbeitete Wittes Freund und enger 
Mitarbeiter, der Chemiker Dimitrij Mendelejew, am Ausbau der chemi¬ 
schen und Düngemittelindustrie nach dem Vorbild von Justus Liebig. 
Witte ernannte ihn zum Vorsitzenden des neugegründeten Amtes für 
Industrienormen. Mendelejew führte in dieser Funktion das metrische 
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Maßsystem ein und verband dadurch Rußland wirtschaftlich näher mit 
Kontinentaleuropa. 

Die Briten versuchten mit allen Mitteln, eine Opposition gegen Wittes 
Wirtschaftspolitik und die Transsibirische Eisenbahn aufzubauen. Sie 
suchten dazu einerseits das Bündnis mit erzreaktionären Kreisen um die 
Großgrundbesitzer, die ihnen wegen des Getreidehandels ohnehin ver¬ 
bunden waren. Andererseits knüpften sie Kontakte zu deren radikal »lin¬ 
ken« Widersachern. 

Kurz nach Baubeginn der Transsibirischen Eisenbahn brachte ein A. 
Colqhum die im Außenamt in London vorherrschende Stimmung zum 
Ausdruck. Er kommentierte das von Erankreich finanzierte Eisenbahn¬ 
projekt, das Moskau mit Paris und Wladiwostok verbinden würde, fol¬ 
gendermaßen: »Diese Eisenbahnlinie hat nicht nur die Möglichkeit, die 
größte Handelsstraße in der bisherigen Weltgeschichte zu werden, sie 
kann sich in der Hand der Russen auch zu einer politischen Waffe ent¬ 
wickeln, deren Macht und Bedeutung noch schwer abzuschätzen ist. Die 
Eisenbahn wird Rußland zu einer einzigen Nation zusammenschweißen, 
die es dann nicht mehr nötig haben wird, sich durch die Dardanellen oder 
den Suezkanal hindurchzuzwängen. Sie wird Rußland wirtschaftliche 
Unabhängigkeit geben, wodurch es stärker würde, als es je zuvor war 
und je zu werden geträumt hatte.« 

Seit Jahrzehnten hatte sich die britische Diplomatie bei ihrem »Teile- 
und-Herrsche«-Spiel vor allem auf das Osmanische Reich konzentriert. 
Dieses hatte darin die feste Rolle, Rußland daran zu hindern, sich zur In¬ 
dustriemacht zu mausern. Die Unterstützung der Türkei, die mit den 
Dardanellen den einzigen Zugang Rußlands zu Warmwasser-Seewegen 
kontrollierte, gehörte zu den wichtigsten politischen Zielen der britischen 
Geopolitik dieser Tage. Als sich aber am Ende des Jahrhunderts immer 
stärkere Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Türkei und Deutschland 
anbahnten, versuchte England, sich Rußland zu nähern und es zu einem 
Bündnis gegen Deutschland und die Türkei zu bewegen. 

Um das zu erreichen, bedurfte es noch einer Reihe von Kriegen und 
Krisen. Sie stellten sich ein, als der britische Versuch, die Transsibirische 
Eisenbahn zu verhindern, fehlgeschlagen war. Der Bau dieser Eisenbahn 
war bereits 1903 weitgehend fertiggestellt, als Rußland durch den rus¬ 
sisch-japanischen Krieg 1905 schwer getroffen wurde, ln diesem Krieg 
hatte sich England auf die Seite Japans gegen Rußland gestellt. Nach der 
Niederlage 1905 war Graf Witte kurze Zeit Premierminister unter Zar 
Nikolaus 11., mußte jedoch gleich wieder zurücktreten. Sein Nachfolger 
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vertrat die Auffassung, Rußland müsse sich mit England arrangieren. Zu 
diesem Zweck übertrug er den Briten Rechte in Afghanistan und in wei¬ 
ten Gebieten Persiens und machte ihnen bedeutende Zugeständnisse in 
Asien. 

Auf diese Weise war es 1907 gelungen, nach dem englisch-französi¬ 
schen Zweibund (1904) nun eine englisch-französisch-russische »Tripel¬ 
entente« zuwegezubringen. England hatte ein Netz von Geheimabkom¬ 
men um Deutschland ausgelegt und das Schlachtfeld für den unweiger¬ 
lichen Zusammenstoß mit dem Deutschen Reich abgesteckt. Die nächsten 
sieben Jahre nutzte es, um sich auf die Endlösung der wirtschaftlichen 
Herausforderung durch die Deutschen vorzubereiten. 1° 

Nachdem England so die »Tripelentente« und die Umzingelung 
Deutschland gefestigt hatte, brach es eine Reihe von Krisen und regiona¬ 
len Kriegen und Konflikten auf dem Balkan, dem sogenannten »weichen 
Unterleib Mitteleuropas«, vom Zaun. Im so bezeichneten ersten Balkan- 
Krieg von 1912 unterstützte England insgeheim Serbien, Bulgarien und 
Griechenland und trieb diese Nationen zu einem Krieg gegen das schwa¬ 
che Osmanische Reich. Die Türkei verlor dabei die meisten seiner euro¬ 
päischen Besitzungen. 1913 brach über die Trage der Beute aus dem er¬ 
sten der zweite Balkan-Krieg aus. Jetzt half Rumänien, seinen Nachbarn 
Bulgarien zu zertreten. Die Bühne wurde freigemacht für Englands gro¬ 
ßen europäischen Krieg. 

Schon drei Monate nach der Paris-Reise des britischen Außenministers 
Sir Edward Grey streckten tödliche Schüsse den Thronfolger Österreichs, 
Erzherzog Eranz Eerdinand, nieder. Ein Serbe hatte sie abfeuert. Bis heute 
konnte nicht geklärt werden, wer ihm dazu den Auftrag erteilt hatte. Je¬ 
denfalls lösten sie eine vorhersehbare Kette tragischer Ereignisse aus, die 
in den Ersten Weltkrieg mündeten. 
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4. Kapitel 

Schlachtfeld Naher Osten 


Ein bankrottes England bläst zum Krieg 

Eines der am besten gehüteten Geheimnisse des Ersten Weltkriegs um¬ 
rankt die Kriegserklärung Englands an Deutschland vom 4. August 1914. 
Die britische Staatskasse war leer, die Einanzen des Empire bankrott, ehe 
noch der Krieg erklärt war. Schaut man sich die finanziellen Verhältnisse 
der wichtigsten Kriegspartei genauer an, dann findet man eine Menge 
geheimer Kreditabkommen, die an detaillierte Pläne gekoppelt waren, 
wie die Rohstoffe und natürlichen Quellen des Reichtums der Welt nach 
dem Krieg neu verteilt werden sollten. Dabei spielten die bekannten und 
vermuteten Erdölvorkommen des Osmanischen Reiches eine besondere 
Rohe. Man hatte also schon vor dem Krieg verpfändet, was man durch 
den Krieg in seinen Besitz zu bringen gedachte. 

Den meisten Darstellungen zufolge wurde der Erste Weltkrieg von den 
Schüssen eines gedungenen serbischen Mörders ausgelöst, die in der bos¬ 
nischen Hauptstadt Sarajewo am 28. Juni 1914 den Erzherzog und Thron¬ 
folger der österreichisch-ungarischen Monarchie Eranz Eerdinand und 
dessen Erau töteten. Nach einem Monat seltsamer und dann auch vergeb¬ 
licher Verhandlungen erklärte am 28. Juli das damals noch mächtige 
Österreich dem kleinen Serbien wegen des Mordanschlags den Krieg. 
Österreich wagte diesen Schritt, weil Preußen für den Pall Unterstützung 
zugesagt hatte, daß Rußland Serbien beispringen sollte. Schon am folgen¬ 
den Tag, also am 29. Juli, ordnete Rußland die Mobilmachung seiner 
Truppen an. 

Am Tag der Mobilmachungsorder bat der deutsche Kaiser seinen Vet¬ 
ter Zar Nikolaus telegraphisch, die Mobilmachung zurückzunehmen. 
Der Zar unterbrach die Mobilmachung tatsächlich, aber schon am dar¬ 
auffolgenden Tag, dem 30. Juli, gelang es dem russischen Oberkom¬ 
mando, den verunsicherten Zaren zu überzeugen, die Mobilmachung 
fortzusetzen. Tags darauf, am 31. Juli, erfolgte die Generalmobilmachung 
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in Deutschland. Am 1. August überreichte der deutsche Botschafter in 
Petersburg dem Zaren die deutsche Kriegserklärung. Es wird berichtet, er 
habe sich seiner Tränen nicht erwehren können und sei während der Au¬ 
dienz aus dem Zimmer gerannt. Am gleichen Tag erklärte die franzö¬ 
sische Regierung auf eine deutsche Anfrage, daß sie »ihren Interessen 
gemäß« handeln werde. 

Dem deutschen Generalstab drohte ein Zweifrontenkrieg. Im Osten 
hatte Rußland mobilgemacht, im Westen wollte sich Frankreich nicht ein¬ 
deutig erklären. Frankreich hatte aber mit Rußland ein wechselseitiges 
Verteidigungsabkommen. Es sollte für den Fall eines Angriffs auf Ruß¬ 
land oder Frankreich in Kraft treten. Der deutsche Generalstab konnte mit 
einer langwierigen Mobilmachung in Rußland rechnen und entschied 
sich, zuvor Frankreich möglichst rasch niederzuringen. Für diesen Fall 
war der Schlieffen-Plan vorbereitet worden. Daher erklärte Deutschland 
Frankreich, um einem französischen Angriff nach abgeschlossener russi¬ 
scher Mobilmachung zuvorzukommen, am 3. August den Krieg. Um die 
französischen Befestigungsanlagen an der Grenze zu Deutschland zu 
umgehen, marschierten die deutschen Truppen durch Belgien, obwohl 
die belgische Regierung die Zustimmung hierzu am 2. August verweigert 
hatte ... 

Acht Tage nach der Kriegserklärung Österreichs an Serbien forderte 
nun England ultimativ den Rückzug Deutschlands aus Belgien. Das kam 
einer Kriegserklärung gleich, und England trat damit auch selbst in den 
Krieg ein. ln seinem Ultimatum berief sich England auf die Garantie¬ 
erklärung der Fondoner Konferenz von 1830, die erreichen sollte, daß das 
bedeutende Industriepotential Belgiens weder der Großmacht Frank¬ 
reichs zugeteilt noch der Finanzmacht Holland angegliedert wurde. Das 
tatsächliche Motiv Englands hatte aber nichts mit nachbarlicher Hilfelei¬ 
stung zu tun. 

Englands Entschluß, sich am großen kontinentalen Krieg gegen 
Deutschland zu beteiligen, war höchst erstaunlich und ungewöhnlich. 
Die britische Staatskasse war, wie gesagt, leer und das »Pfund-Sterling- 
System« faktisch bankrott. Interessante Fragen werfen in diesem Zusam¬ 
menhang die kürzlich zur Veröffentlichung freigegebenen Memoranden 
des britischen Schatzamtes unter Schatzkanzler David Floyd George auf. 
Im Januar 1914, also gut sechs Monate vor den Schüssen von Sarajewo, 
erhielt der leitende Beamte im Schatzamt, Sir George Paish, von seinem 
Kanzler den Auftrag, eine Studie über die Situation der britischen Gold¬ 
reserven zu erarbeiten. Der Sterling-Gold-Standard bildete seit gut 75 
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Jahren die Grundlage des Weltwährungssystems. Das Pfund Sterling galt 
auf den internationalen Finanzmärkten als dem Währungsgold ebenbür¬ 
tig. Somit spielte das Pfund 1914 dieselbe Rolle wie der amerikanische 
Dollar vor dem 15. August 1971. 

Sir George Paishs vertrauliches Memorandum enthüllt die Ängste, die 
das Denken der Finanzelite in London bewegten: »Ein anderer Grund, um 
zur Reform des Banksystems zu schreiten, liegt in der wachsenden wirt¬ 
schaftlichen und finanziellen Kraft Deutschlands. Denn mit ihr wächst die 
Unruhe, die Goldreserven körmten vor oder mit Beginn eines größeren Kon¬ 
flikts zwischen den beiden Ländern geplündert werden.« (Hervorhebung W. 
E.). Der streng vertrauliche Bericht, dem diese Zeilen entnommen sind, 
war sieben Monate vor Ausbruch des Weltkriegs, als angeblich niemand 
einen Krieg für möglich hielt, geschrieben worden. 

Im weiteren Verlauf des Memorandums beschreibt Paish seine wach¬ 
sende Sorge über die Klugheit der großen deutschen Handelsbanken, im 
Zusammenhang mit der Balkankrise von 1911 bis 1912 ihre Währungs¬ 
reserven aufzustocken. Paish warnte seinen Vorgesetzten Lloyd George 
davor, daß ein möglicher »run« auf die Bank von London unter den der¬ 
zeitigen Umständen »die Nation ernstlich daran hindern würde, Gelder 
aufzunehmen, um einen größeren Krieg zu führen«.^ 

Am 22. Mai 1914 schrieb ein höherer Einanzbeamter namens Basil 
Blackett ein weiteres streng vertrauliches Memorandum für seinen Kanz¬ 
ler Lloyd George. Auch dieses Memorandum befaßt sich mit den »Aus¬ 
wirkungen des Krieges auf unsere Goldreserven«. Blackett schreibt darin 
bezeichnenderweise: »Es ist natürlich unmöglich, klar vorauszusehen, 
welche Auswirkungen ein allgemeiner europäischer Krieg, an dem die 
Länder des Kontinents wie auch Großbritannien beteiligt sind, mit sich 
bringt. Denn dadurch würde von den großen Finanzzentren nur noch New 
York übrig bleiben (wenn wir die Neutralität der Vereinigten Staaten un¬ 
terstellen), um sich Gold für den Kriegsschauplatz zu beschaffen.« (Hervor¬ 
hebung W. E.) 

Im Hinblick auf Englands Kriegseintritt an jenem schicksalhaften 4. 
August 1914 ist auch ein Brief bemerkenswert, den George Paish mit Da¬ 
tum »2 Uhr morgens, Samstag, den 1.8.1914« an seinen Vorgesetzten 
Lloyd George schickte: »Verehrter Herr Kanzler, das Kreditsystem, auf 
das sich die Geschicke dieses Landes stützten, ist völlig zusammenge¬ 
brochen. Es ist von außerordentlicher Wichtigkeit, Schritte einzuleiten, 
um diesen Mißstand unverzüglich zu beheben. Andernfalls körmen wir 
nicht damit rechnen, einen großen Krieg finanzieren zu können, ohne daß 
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unmittelbar mit seinem Beginn unsere größten Häuser in den Bankrott 
gezwungen werden. «2 

Daraufhin wurde das Bankgesetz von 1844 in Kraft gesetzt, und alle 
Zahlungen in Gold- und Silberwährung wurden untersagt. Diese und 
weitere Entscheidungen gaben der Bank von England große Geldmengen 
in die Hand. Sie sollte damit im Auftrag der Regierung in großem Um¬ 
fang Nahrungsmittel und Kriegsmaterial für den Krieg gegen Deutsch¬ 
land einkaufen. Der Goldbesitz der britischen Bürger wurde eingezogen 
und in Noten der Bank von England umgewandelt. Diese wurden für die 
Dauer des Dringlichkeitsfalles zu gesetzlichen Zahlungsmitteln erklärt. 
Am 4. August war die britische Einanzwelt zum Krieg gegen Deutschland 
bereit. 

Aber als eigentliche Geheimwaffe entpuppte sich später die Sonder¬ 
beziehung des Schatzamtes Seiner Majestät zum New Yorker Banken¬ 
syndikat der Morgans. Davon wird noch zu reden sein. 


Die Rolle des Öls im großen Krieg 

Zwischen dem Beginn der Kampfhandlungen 1914 und ihrem Ende 1918 
kam es in der Militärstrategie zu einer Revolution. Das Erdöl erwies sich 
dabei als unumgänglicher Schlüssel zum militärischen Erfolg. Das Zeit¬ 
alter des Luftkriegs, der beweglichen Panzerkämpfe und der raschen Ma¬ 
rineeinsätze begann. Ah das stand oder fiel mit der sicheren und reichli¬ 
chen Treibstoffversorgung. 

Außenminister Sir Edward Grey war es vor allen anderen, der in den 
Monaten vor dem 4. August 1914 England zum Krieg antrieb. Es wurde 
der blutigste und zerstörerischste Krieg der bisherigen Geschichte. Nach 
amtlichen Statistiken errechnete man zwischen 16 und 20 Millionen Tote, 
davon waren zehn Millionen und mehr Zivilisten. Das Britische Empire 
hatte in den vier Kriegsjahren etwa 500 000 Tote und etwa zwei Millio¬ 
nen Verwundete zu beklagen. »Es war ein Krieg, um Schluß mit allen 
Kriegen zu machen«, äußerte ein Eranzose. Er vergaß, daß es zwei ver¬ 
schiedene Dinge sind, Kriegsleiden zu erdulden und Kriegsgewinne zu 
verbuchen. 

Selten werden in der Literatur die geopolitischen Ziele erörtert, die 
England lange vor 1914 anstrebte und jetzt mit diesem Krieg verfolgte. 
Da ging es ja nicht nur darum, den aufsteigenden großen industriellen 
Rivalen Deutschland ein für allemal aus dem Leid zu schlagen. Man 
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wollte sich durch Eroberungen und territoriale Neuordnung nach dem 
Krieg vor allem die uneingeschränkte Kontrolle über die wichtigsten La¬ 
gerstätten des strategischen Rohstoffs der Zukunft sichern: Erdöl. 

Der Krieg gehörte zu dem, was die Strategen der britischen Eührungs- 
clique damals gerne »the Great Game« (das große Spiel) nannten. Sie ver¬ 
standen darunter den Aufbau eines neuen, weltumspannenden Britischen 
Empire, dessen Eührungsanspruch für den Rest des Jahrhunderts nicht 
mehr angefochten werden konnte, kurz: eine Art neue Weltordnung der 
damaligen Zeit. 

Die Kriegsschauplätze des Ersten Weltkriegs zeigen überdeutlich, daß 
der Griff nach den Erdölvorkommen bereits im Mittelpunkt des strategi¬ 
schen Denkens stand. Der deutsche Eeldzug unter Eeldmarschall von Ma¬ 
ckensen nach Rumänien sollte Steaua Romana in deutsche Hand bringen. 
Man wollte den Komplex von Ölbohr- und Eörderanlagen, Raffinerien 
und Verladeeinrichtungen, die englische, holländische und französische 
Eirmen dort unterhielten, zu einem einheitlichen deutschen Kombinat zu¬ 
sammenfügen. Während des Krieges blieb das die einzige Quelle, aus der 
Deutschland die Treibstoffe für seine Luftwaffe, Lkw, Panzer und vor al¬ 
lem die U-Boote bezog. Der Vorstoß der Briten an die Dardanellen, der bei 
Gallipoli fürchterlich scheiterte, sollte die Versorgung der anglo- 
französischen Kriegsanstrengungen mit russischem Öl aus Baku sicherstel¬ 
len. Das Osmanische Reich hielt die Dardanellen für den Transport russi¬ 
schen Öls gesperrt. 

Nach dem Erieden von Brest-Litowsk zwischen Deutschland und Ruß¬ 
land Anfang März 1918 waren die reichen Ölfelder von Baku am Kaspi¬ 
schen Meer das Ziel großer politischer und sogar militärischer Anstren¬ 
gungen sowohl von deutscher als auch von britischer Seite. England kam 
dem deutschen Generalstab zuvor, besetzte die Ölfelder und schnitt dem 
deutschen Generalstab 1918 für die letzte Offensive im Westen die Ölver¬ 
sorgung ab. Das war kriegsentscheidend. Nur wenige Wochen danach 
mußte Deutschland um Waffenstillstand bitten, obwohl sich in den letz¬ 
ten Monaten zuvor militärisch ein deutscher Sieg über die alliierten 
Truppen abgezeichnet hatte. Es zeigte sich immer deutlicher: Das Öl rück¬ 
te in den Mittelpunkt der Geopolitik. 

Am Ende des Ersten Weltkrieges zweifelte keine der führenden Mäch¬ 
te an der strategischen Bedeutung des neuen Treibstoffs hinsichtlich ihrer 
wirtschaftlichen und militärischen Interessen. Zu Kriegsende liefen 40 
Prozent der britischen Elotte mit Öl. Zu Beginn des Krieges verfügte die 
französische Arme über ganze 110 Lastkraftwagen, 60 Traktoren und 132 
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Flugzeuge. Vier Jahre später hatten sie ihre Bestände auf 70 000 Lkw und 
12 000 Flugzeuge vermehrt. Die Briten warfen zusammen mit den Ameri¬ 
kanern 105 000 Lkw und 4000 Flugzeuge an die Front. Während der 
Schlußoffensive der Alliierten an der Westfront wurden täglich 12 000 Faß 
Öl verbraucht. 

Im Dezember 1917 war die Ölversorgung der französischen Truppen 
so knapp, daß General Foch Kriegsminister Clemenceau aufforderte, ei¬ 
nen dringenden Appell an Präsident Wilson zu schicken. Darin hieß es: 
»Ein Ausfall in der Ölversorgung wird unsere Armeen unmittelbar auflö- 
sen und uns einen für die Alliierten ungünstigen Frieden aufzwingen.« 
Clemenceau schrieb weiter an Wilson: »Die Sicherheit der Alliierten steht 
in Frage. Wenn die Alliierten den Krieg nicht verlieren wollen, dann dür¬ 
fen sie Frankreich für den Fall einer deutschen Großoffensive nicht das Öl 
vorenthalten, das auf den Schlachtfeldern von morgen so unentbehrlich 
wie das Blut ist.« 

Rockefellers Gesellschaft Standard Oil entsprach dem Ersuchen Gene¬ 
ral Eochs und lieferte den französischen Verbänden den erforderlichen 
Treibstoff. Weil der Nachschub aus Rumänien stockte, blieb die deut¬ 
sche Großoffensive trotz Einstellung der Kriegshandlungen gegen Ruß¬ 
land nach dem Erieden von Brest-Litowsk vor allem aus Mangel an 
Treibstoff für die Lastkraftwagen, die den Nachschub zu sichern hatten, 
stecken. 

Der britische Außenminister Lord Curzon kommentierte recht zu¬ 
treffend: »Die Alliierten wurden auf einer Welle von Öl zum Sieg getra¬ 
gen ... Seit Beginn des Krieges eroberten sich das Öl und seine Produk¬ 
te die Pührungsposition unter den Kampfstoffen, mit denen die Alliier¬ 
ten den Krieg führen und gewinnen konnten. Wie hätten sie ohne Öl 
die Beweglichkeit der Elotte, den Transport der Truppen oder die Her¬ 
stellung der Sprengstoffe ermöglichen können?« Er sagte dies anläßlich 
einer Siegesfeier am 21. November 1918, zehn Tage nachdem die Waf¬ 
fenstillstandsverhandlungen den Krieg beendet hatten. Und Senator 
Henry Berenger, Direktor des französischen Generalkomitees zur Ölbe¬ 
schaffung, pflichtete dem bei: »Öl war das Lebensblut für den Sieg. 
Deutschland legte zuviel Wert auf seine Überlegenheit bei Kohle und 
Stahl und hat unsere Überlegenheit in der Ölversorgung zuwenig in 
Rechnung gestellt. «^ 

Mit der Gründung des Völkerbundes bei den Versailler EriedensVer¬ 
handlungen von 1919 verwirklichte Großbritannien die von ihm ange¬ 
strebte neue Weltordnung, die dem Bestand des britischen Imperiums un- 
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ter den neuen weltpolitischen Gegebenheiten Dauer verleihen sollte. Der 
Völkerbund lieferte, ähnlich wie heute die UNO, eine Fassade internatio¬ 
naler Legitimität, hinter der sich die nackten imperialistischen Territorial¬ 
ansprüche Englands Geltung verschaffen konnten. Die Finanzelite der 
Londoner City hielt das Leben von Hunderttausenden seiner Mitbürger 
für einen verhältnismäßig günstigen Preis, zu dem sie die Kontrolle über 
die Schlüsselrohstoffe der Welt, vor allem aber über das Erdöl erkauft 
und ihre Vormachtstellung über die Entwicklung der Weltwirtschaft ge¬ 
festigt hatte. 


Englands Krieg im Osten 

Wenn irgend etwas offenlegt, was die Alliierten mit der Einkesselung 
Deutschlands, Österreich-Ungarns und des Osmanischen Reichs bezwek- 
ken wollten, dann tut das ein diplomatisches Geheimabkommen, das 
1916, auf dem Höhepunkt des Schlachtenlärms, unterzeichnet worden 
war. Es wurde zwischen Großbritannien und Frankreich vereinbart und 
zusätzlich von Italien und dem Vertreter des zaristischen Rußlands unter¬ 
zeichnet. Gemeint ist das Sykes-Picot-Abkommen, so benarmt nach den 
beiden Beamten, die es ausgearbeitet hatten. Das Abkommen zeigt, wie 
direkt England seine Verbündeten - vor allem die arabischen, aber auch 
die anderen - betrog. England schrieb in ihm seine Absicht fest, die noch 
unentwickelten Erdölvorkommen der arabischen Golfregion an sich zu 
bringen. 

Während Frankreich in furchtbaren und sinnlosen Materialschlachten 
in dem Grenzgebiet zu Deutschland gebunden war, warf England einen 
erstaunlich großen Teil seiner eigenen Truppen, nämlich über 1,4 Millio¬ 
nen britische Soldaten, auf den Kriegsschauplatz des Nahen Ostens. Den 
Franzosen sandte es Hilfstruppen und Kanonenfutter aus seinen indi¬ 
schen und afrikanischen Kolonien. 

England rechtfertigte diesen ungewöhnlichen Einsatz kostbarer Trup¬ 
pen und knappen Materials im Nahen Osten damit, daß es dort die 
Kampfkraft der russischen Truppen gegen die Mittelmächte entscheidend 
stärken und die Getreidelieferungen aus Rußland durch die Dardanellen 
nach Westeuropa sichern würde. Dieser Zweck stand aber in keinem Ver¬ 
hältnis zu dem Aufwand an Menschen und Material an diesem militä¬ 
risch relativ abgelegenen Frontabschnitt. 

Daß der geäußerte nicht der eigentliche Zweck dieser Unternehmen 
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war, wurde daran deutlich, daß England selbst nach Kriegsende gut eine 
Million seiner Soldaten im Nahen Osten stationiert hielt. Der Persische 
Golf war dadurch um 1919 zu einem »britischen Binnensee« geworden. 
Das verärgerte Frankreich protestierte immer wieder erfolglos dagegen, 
daß Großbritannien, während Millionen französische Soldaten an der 
deutschen Westfront verbluteten, die Reichtümer des geschwächten Os- 
manischen Reiches plünderte und sich in diesem Raum wichtige Vorteile 
sicherte. Frankreichs 1,5 Millionen Tote und 2,6 Millionen Verwundete 
standen britischen Verlusten von 500 000 Toten und einer Million Ver¬ 
wundeten gegenüber. 

Im November 1917 entdeckten Fenins Kommunisten nach der bol¬ 
schewistischen Machtergreifung in den Archiven des zaristischen Außen¬ 
ministeriums das Geheimdokument und brachten es triumphierend an 
die Öffentlichkeit. Das Sykes-Picot-Abkommen enthielt den Plan der 
Großmächte, wie sie das Osmanische Reich nach dem Krieg unter sich 
aufzuteilen beabsichtigten. Die Einzelheiten waren im Februar 1916 aus¬ 
gearbeitet, das Vertragswerk selbst im darauffolgenden Mai unterzeichnet 
worden. Im großen und ganzen hat die Welt diese Geheimdiplomatie 
während des Krieges nicht zur Kenntnis genommen. 

Entworfen hatte das Dokument Sir Mark Sykes, Nahostberater des 
Kriegsministers Ford Kitchener mit Sitz in Khartoum. Mit diesem Ab¬ 
kommen sollte Frankreichs Zustimmung dafür gewonnen werden, daß 
Großbritarmien den größten Teil seiner Truppen und seines Kriegsgeräts 
aus dem europäischen Kriegsschauplatz in den Nahen Osten verlegte. 
Um dem französischen Unterhändler Georges Picot, dem früheren Gene¬ 
ralkonsul in Beirut, dahingehend Zugeständnisse abzuringen, hatte Sykes 
Vollmacht, Frankreich wertvolle arabische Gebiete im Osmanischen Reich 
zu versprechen. 

Er bot Frankreich zum Beispiel die Herrschaft über ein Gebiet mit der 
Bezeichnung »A« an. Es umfaßte Großsyrien mit dem späteren Fibanon. 
Dazu gehörten die Städte Aleppo, Hama, Horns und Damaskus, aber 
auch die Erdölvorkommen in Mosul im Nordosten des heutigen Irak. 
Ausdrücklich wurden Frankreich die Ölkonzessionen der türkischen Pe¬ 
troleumgesellschaft zugesprochen, die der Deutschen Bank gehörten. Un¬ 
ter »französischem Protektorat« sollten die französisch kontrollierten ara¬ 
bischen Gebiete sich vom Osmanischen Reich »unabhängig« erklären dür¬ 
fen. 

Das »Gebiet B« südöstlich des französischen Gebietes umschloß das 
heutige Jordanien und östlich davon die Gebiete des heutigen Irak und 
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Kuwait mit den Städten Basra und Bagdad. Dieses Gebiet schlug das Sy¬ 
kes-Picot-Abkommen Großbritannien zu. Darüber hinaus sollten die Hä¬ 
fen Haifa und Akre (heute Akko) an England fallen und das Recht, eine 
Eisenbahnlinie von Haifa quer durch das französische Gebiet nach Bag¬ 
dad zu bauen. Das Abkommen gestand ausdrücklich den Transport briti¬ 
scher Truppen auf dieser Bahn zu. 

Italien hatte man das Bergland an der Mittelmeerküste Südanatoliens 
und die vorgelagerte Zwölferinselgruppe versprochen. Das zaristische 
Rußland sollte die armenischen Gebiete der Türkei und Kurdistan süd¬ 
westlich von Eriwan erhalten.^ 

Abgesehen von diesen Bestimmungen des Sykes-Picot-Abkommens 
steckten die Briten die Staatsgrenzen der arabischen Reststaaten willkür¬ 
lich ab. Sie bestehen zum größten Teil bis heute fort und dienen, wie im 
Palle des jüngsten Golf-Krieges zu beobachten war, als Vorwand für ganz 
anders motivierte militärische Interventionen. So kam es zur Bildung der 
Staaten Syrien und Libanon unter französischem Protektorat sowie von 
Transjordanien, Palästina, Irak und Kuwait, die britischen Interessen die¬ 
nen sollten. Persien wurde, wie wir gesehen haben, bereits seit 1905 von 
Großbritarmien kontrolliert, ln Saudi-Arabien erkannte Großbritannien 
damals noch keinen strategischen Nutzen. Diesen groben Eehler bedauer¬ 
ten die Briten später zutiefst. 

Die Gallipoli-Expedition von 1915 und ihr verheerendes Scheitern hat¬ 
te England militärisch beträchtlich geschwächt. Dadurch sah sich England 
gezwungen, Prankreich die Konzessionen für die Ölfelder von Mosul zu 
überlassen, obwohl England sie zunächst für sich beansprucht hatte. Wie 
sich bald zeigen sollte, handelte es sich nur um ein taktisches, kurzfristi¬ 
ges Zugeständnis in dem großen strategischen Poker um die Kontrolle 
der Welt-Ölreserven. 


»Dasselbe Pferd zweimal verkauft« 

Die Veröffentlichung des Sykes-Picot-Abkommens brachte Großbritan¬ 
nien in große diplomatische Verlegenheit. Es hatte nämlich den Pührern 
der Araber, um sie noch während des Krieges zum Aufstand gegen die 
türkische Herrschaft zu bewegen, großzügige Versprechungen gemacht. 
Das Abkommen zeigte, daß die Versprechungen von Anfang an in betrü¬ 
gerischer Absicht gegeben worden waren. Großbritannien hatte ganz an¬ 
dere Pläne mit dem Territorium der Araber. Die untereinander mißgün- 
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stigen Araber scheinen aber bis heute keine Schlüsse aus diesem Betrug 
und den vielen anderen, die ihm noch folgen sollten, gezogen zu haben. 

Mit solchen Versprechungen hatte sich Großbritarmien die unschätz¬ 
bare Unterstützung der arabischen Kämpfer des haschemitischen Emirs 
von Mekka, des Beschützers der heiligen islamischen Städte Mekka und 
Medina, Sherif Hussain Ihn Ah, für ihr militärisches Vorgehen gegen die 
Türken erkauft. England hatte als Gegenleistung für diese Truppen, die 
sich dem Oberbefehl von T. E. Lawrence (»Lawrence von Arabien«) un¬ 
terstellten, den Arabern die volle Souveränität und Unabhängigkeit nach 
dem Krieg zugesichert. Diese Zusagen waren in einer Reihe von Briefen 
zwischen Henry McMahon, Englands Hohem Kommissar in Ägypten, 
und Sherif Hussain von Mekka, dem damaligen selbsternannten Eührer 
der Araber, festgeschrieben worden. 

Der »edle« Lawrence war sich des britischen Betrugs an den Arabern 
voll bewußt. »Ich riskierte den Betrug«, gab er wenige Jahre später in sei¬ 
nen Lebenserinnerungen zu, »weil ich überzeugt war, daß die arabische 
Unterstützung für einen billigen und raschen Sieg im Nahen Osten unab¬ 
dingbar war und daß es besser war zu siegen und das Wort zu brechen, 
als zu unterliegen ... Die arabische Begeisterung war unsere Hauptwaffe, 
um den Nahostkrieg zu gewinnen. So versicherte ich ihnen, daß England 
sein Wort dem Buchstaben und dem Geist der Verträge nach halten wür¬ 
de. So beruhigt, führten sie ihre großartigen Anschläge aus. Aber statt 
stolz auf das zu sein, was wir zusammen erreichten, plagte mich ständig 
eine bittere Scham.«^ (Hervorhebung W. E.) 

Der Tod von über 100 000 arabischen Ereiwilligen verteuerte die Ko¬ 
sten des »billigen und raschen Siegs« in englischen Augen nicht nen¬ 
nenswert. Um selbst in den Genuß der riesigen Ölvorkommen und der 
politischen Vorteile zu kommen, die mit der Kontrolle des arabischen 
Raums verbunden waren, hat Großbritannien seine Versprechungen ver¬ 
raten, bevor es sie noch gegeben hatte. 

Das Sykes-Picot-Dokument deckte den Betrug auf und machte den 
Widerspruch zwischen den britischen Zusagen an Erankreich und an die 
Araber offenkundig. Um dem Betrug noch den Hohn aufzusetzen, er¬ 
klärten England und Erankreich am 7. November 1918, nach Bekannt¬ 
werden des Sykes-Picot-Abkommens und vier Tage vor Abschluß der 
Waffenstillstandsverhandlungen mit Deutschland, in einer feierlichen 
Note: England und Erankreich kämpften gemeinsam »für die vollständi¬ 
ge und endgültige Befreiung aller Völker, die solange von den Türken 
unterdrückt worden waren. Sie treten für die Errichtung nationaler Re- 
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gierungen und Verwaltungen ein, deren Autorität auf der freien, demo¬ 
kratischen Wahl durch die einheimische Bevölkerung« beruhen.^ 

Dieses edle Vorhaben der beiden Sieger wurde natürlich nicht ver¬ 
wirklicht. Kaum war die Tinte unter dem Vertrag von Versailles getrock¬ 
net, setzte Großbritannien eine Million Soldaten in der Region in Bewe¬ 
gung, um sich auch noch die Vorherrschaft über die französischen Gebie¬ 
te zu sichern. Schon am 30. September mußte sich das militärisch durch 
den Krieg geschwächte Frankreich einem englischen Diktat fügen und 
anerkermen, was man »vorübergehende militärische Besatzungszonen« 
nannte. Die Briten besetzten Palästina und unterstellten es als »feindlich 
besetztes Gebiet« ihrer Verwaltung. 

Die britische Elite wußte, wie schwer es Frankreich fallen mußte, 
Truppen in diese Gebiete zu verlegen, nachdem diese auf dem europäi¬ 
schen Kriegsschauplatz ausgeblutet waren. Deshalb bot die Londoner 
Regierung Frankreich großzügig an, ihm die militärische Sicherung und 
die Verwaltung dieser Gebiete abzunehmen. So unterstand ab 1918 der 
gesamte Nahe Osten einschließlich der ursprünglich an Frankreich abge¬ 
tretenen Gebiete tatsächlich der diktatorischen Befehlsgewalt von General 
Sir Edmund Allenby, dem Oberbefehlshaber des britischen Expeditions¬ 
korps in Ägypten. 

Im Dezember 1918 führte der britische Premierminister Lloyd George 
in London eine private Unterredung mit dem französischen Präsidenten 
Clemenceau. Dabei teilte George seinem Gast mit, England verlange von 
Frankreich, »Mosul dem britischen Teil des Irak zuzuschlagen und Palä¬ 
stina von Dan bis Beersheba an Großbritannien abzugeben«. Als Ent¬ 
schädigung dafür wollte England erstens den Besitzanspruch Frankreichs 
auf Großsyrien gegen Ansprüche anderer verteidigen, zweitens Frank¬ 
reich die Hälfte der Öleinnahmen von Mosul zufließen lassen und es drit¬ 
tens bei seinem Vorgehen an Rhein und Ruhr unterstützen.^ Diese priva¬ 
ten Vereinbarungen hatten höchst verhängnisvolle Auswirkungen, auf 
die wir noch eingehen werden. 


Ein seltsamer Brief an Lord Rothschild 

Über die Landkarte des besiegten Osmanischen Reichs gebeugt, kamen 
den Briten weitere Ideen. Zu den Landmassen in ehemals türkischem Be¬ 
sitz gehörte auch Palästina. Weltweit gab es unzählige Juden, die es zu 
Geld und Wohlstand gebracht hatten. Ließe sich da nicht ein Geschäft 



68 


machen, das nicht nur Geld brachte, sondern auch politischen Nutzen im 
Bemühen, die erst betrogenen und nun unruhigen Araber in Schach zu 
halten? Es ging um die Gründung eines jüdischen Staates auf dem Gebiet 
Palästinas. Das Außergewöhnliche an seiner Gründung war, daß das 
Vorhaben in erster Linie von rein englischen »Zionisten« ausgegangen 
war, zu denen auch Lloyd George gehörte.® 

Der 2. November 1917 fiel in die für die anglo-französische Kriegs¬ 
allianz finsterste Zeit des Ersten Weltkriegs. Die russische Lront war unter 
dem Druck des innenpolitischen und wirtschaftlichen Chaos zusammen¬ 
gebrochen, und die Bolschewisten hatten die Macht übernommen. Die 
USA hatte sich immer noch nicht zum offenen Kriegseintritt auf Seiten 
Englands gegen Deutschland entschließen wollen. Damals schrieb der 
britische Außenminister Arthur Balfour an Walter Lord Rothschild, einen 
Repräsentanten der Vereinigung englischer Zionisten, folgenden bemer¬ 
kenswerten Brief: 

»Ich habe das große Vergnügen, Ihnen im Namen der Regierung Ihrer 
Majestät folgende Sympathieerklärung für die jüdisch-zionistischen Vor¬ 
haben abzugeben. Sie hat dem Kabinett Vorgelegen und seine Zustim¬ 
mung gefunden. Die Regierung Seiner Majestät betrachtet mit Wohl¬ 
wollen die Errichtung einer nationalen Heimstatt für das jüdische Volk 
und will alle Anstrengungen unternehmen, um dieses Ziel zu erreichen. 
Dabei gibt sie klar zu verstehen, daß sie nichts unternehmen wird, was 
die religiösen und zivilen Rechte der bereits in Palästina lebenden nicht¬ 
jüdischen Gemeinden oder die Rechte und den politischen Status, den 
Juden in irgendeinem anderen Land genießen, einschränkend vorweg¬ 
bestimmt. Ich wäre Ihnen dankbar, werm Sie diese Erklärung der zioni¬ 
stischen Vereinigung zur Kenntnis bringen würden.«^ 

Auf die in dem Brief angedeutete Erklärung stützte sich das Mandat 
des Völkerbundes über Palästina. Der Völkerbund wurde damals auf der 
ganzen Linie von den Briten kontrolliert. Er lieferte den Vorwand, um 
territoriale Verschiebungen mit weltweiten Auswirkungen zu erzwingen. 
Die in dem Schreiben fast beiläufig gemachte Bemerkung über die »be¬ 
reits in Palästina lebenden nichtjüdischen Gemeinden« bezog sich auf 
über 85 Prozent der dort lebenden Bevölkerung. Es handelte sich um ara¬ 
bische Palästinenser. 1917 gab es in Palästina weniger Juden pro Kopf der 
Bevölkerung als in Deutschland, nämlich weniger als ein Prozent. 

Bemerkenswert an dem Schreiben ist auch, daß es sich wie ein Aus¬ 
tausch zwischen engen Preunden liest. Beide, Balfour wie Lord Roth¬ 
schild, gehörten der neuaufkommenden imperialistischen Praktion der 
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britischen Elite an, die ein dauerhaftes, weltumspannendes »neues Empi¬ 
re« errichten wollte. Es sollte sich nicht wie bisher auf militärische 
Machtmittel stützen, sondern auf die neuen Methoden der sozialen Kon¬ 
trolle, auf Medienfehlinformation und sozio-psychologische Manipu¬ 
lation. 

Weiter fällt an dem Schreiben Balfours auf, daß es sich an Lord Roth¬ 
schild und nicht an den Vorstand der internationalen jüdisch-zioni¬ 
stischen Organisation richtete. Rothschild war lediglich Mitglied der 
»Englischen Vereinigung der Zionisten«, deren Vorsitzender zu diesem 
Zeitpunkt Chaim Weizmann war. Wenn es auch im wesentlichen Roth¬ 
schild-Gelder waren, die diese Organisation zum Leben erweckt hatten, 
war er nicht der richtige Ansprechpartner. Rothschild finanzierte die 
Auswanderung russischer und polnischer Juden über eine jüdische Kolo- 
nisierungsgesehschaft. Bei ihr führte er den Vorsitz auf Lebenszeit. Aber 
in London nahm man es nicht so genau, wenn es galt, ferne Länder für 
die jüdische Emigration zu öffnen, ln England wurden jüdische Elüchtlin- 
ge zu dieser Zeit keineswegs mit offenen Armen empfangen. 

Wichtiger aber als die Heuchelei der Balfour-Erklärung war das 
»Große Spiel«, in das sie sich fügte. Die geographische Lage des Landes, 
das England den Juden großzügig als neue Heimat anwies, spielte darin 
eine wesentliche Rolle. Palästina lag nicht nur dicht bei einem Gefahren¬ 
punkt für die Hauptschlagader des Britischen Empire, der Seeverbin¬ 
dung nach Indien. Es hatte auch eine Schlüsselstellung zwischen den der 
Türkei abgenommenen Erdöhändern des Nahen Ostens. Im britischen 
Protektorat Palästina eine aufmüpfige Minorität unterzubringen würde 
London eine Menge neuer strategischer Möglichkeiten an die Hand ge¬ 
ben, glaubten Balfour und seine Leute - und hatten dabei zynische Hin¬ 
tergedanken. 


Balfour und das »neue Empire« 

Ungefähr zu Begirm der 90er Jahre des 19. Jahrhunderts hatte der Gold- 
und Diamantenkönig Cecil Rhodes an den Eliteuniversitäten Oxford und 
Cambridge eine Gruppe junger Leute zusammengeführt. Sie sollte in den 
kommenden Jahrzehnten die Politik des britischen Großreiches nachhal¬ 
tig beeinflussen. Es handelte sich bei ihr nicht um einen offiziell »einge¬ 
tragenen Verein«, aber diese Gruppierung hinterließ seit 1910 mit der 
Gründung ihrer Zeitschrift Round Table {Runder Tisch) eine recht ein- 
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deutige Spur. Sie vertrat die Ansicht, daß es eines viel subtileren und wir¬ 
kungsvolleren Systems der Machtausübung bedurfte, wollte man die 
Vormacht des angelsächsischen Empire in das neue Jahrhundert hinüber¬ 
retten. 

ln ihrer Anfangszeit gab sich die Round-Table-Gruppe, wie sie manch¬ 
mal auch genannt wurde, ausgesprochen antideutsch und imperialistisch. 
Im August 1911, also drei Jahre, bevor England Deutschland den Krieg 
erklärte, schrieb der einflußreiche Philipp Kerr, auch als Lord Lothian 
bekannt, im Round Table: »Zur Zeit stehen sich in der Welt zwei gegen¬ 
sätzliche Moralauffassungen gegenüber, die britische oder angelsächsi¬ 
sche und die kontinentale oder deutsche. Beide gemeinsam können nicht 
überdauern. Wenn dem Britischen Empire die Kraft fehlt, als wirklicher 
Vermittler zwischen den Nationen zu handeln, dann werden die reaktio¬ 
nären Standards der deutschen Bürokratie triumphieren. Dann ist es nur 
noch eine Erage der Zeit, wann das Britische Empire selbst zum Opfer 
eines internationalen Zwischenfalls wie dem von Agadir wird. Werm es 
dem britischen Volk an Stärke fehlt zu verhindern, daß hinterwäldlerische 
Rivalen es mit Aussicht auf Erfolg angreifen, muß es sich den politischen 
Spielregeln der aggressiven Militärmächte beugen, «lo 

Die ständige militärische Besetzung der britischen Kolonien erschien 
der Gruppe zu teuer. Statt dessen forderte sie eine wirksamere Unter¬ 
drückung durch scheinbar größere Toleranz. Sie schlug die Bildung eines 
britischen Commonwealth of Nations vor, der den Ländern eine gewisse 
Illusion von Unabhängigkeit erlaubte. Damit körmte England leicht die 
Kosten seiner weltweit operierenden Eroberungs- und Besatzungsarmeen 
in den Ländern zwischen Indien und Ägypten, in Afrika und dem Nahen 
Osten senken. Die vorgeschlagene Neuordnung des Empire nannten 
manche auch »informelles Empire«. 

Die neue Gruppe scharte sich bald um die einflußreiche Londoner Ti¬ 
mes. Zu ihr zählten Leute wie Albert Lord Grey, der Historiker und die 
graue Eminenz des britischen Geheimdienstes Arnold Toynbee, der 
Schriftsteller H. G. Wells sowie Alfred Lord Milner vom Südafrika- 
Projekt, und ein junger Aufsteiger namens H. J. Mackinder von der be¬ 
rüchtigten Londoner Wirtschaftsschule, der London School of Economics. 
Er gilt als Erfinder der sogenannten »Geopolitik« als Eachgebiet der Poli¬ 
tischen Wissenschaft. Man richtete ihm dafür eine eigene »Denkfabrik« 
ein, das Royal Institute of International Affairs, auch als Chatham House 
bekannt. Das Institut wurde 1919 in den Korridoren von Versailles ge¬ 
gründet. 



71 


Mackinder beschrieb, was diese Gruppe mit der Gründung eines jüdi¬ 
schen Staates und dem britischen Protektorat über Palästina im Schilde 
führte. Zwischen den untereinander zerstrittenen arabischen Staaten soll¬ 
te ein von Juden dominierter Staat entstehen. Der bliebe um des eigenen 
Überlebens willen auf das Wohlwollen Großbritanniens angewiesen. 
Über ihn könnte der Einfluß Großbritanniens in der Region trotz größerer 
Widerstände der Araber weiterhin geltend gemacht werden. 

ln Mackinders Worten liest es sich so: »Wenn die Weltinsel unweiger¬ 
lich der Hauptsitz der Menschheit auf diesem Erdball ist und wenn Ara¬ 
bien als Durchgangsland zwischen Europa und Indien und zwischen 
dem nördlichen und südlichen Herzland der Weltinsel zentrale Bedeu¬ 
tung hat, dann kommt der Zitadelle auf den Hügeln Jerusalems im Hin¬ 
blick auf die große Politik eine strategisch wichtige Position zu. Sie unter¬ 
scheidet sich nicht wesentlich von der idealen Lage Jerusalems im Mit¬ 
telalter oder seiner strategischen Position in der Antike zwischen Baby¬ 
lon und Ägypten.« 

Weiter steht er fest: »Der Suezkanal führt den umfangreichen Verkehr 
zwischen Europa und Indien und hegt in unmittelbarer Reichweite einer 
in Palästina stationierten Armee. Schon wird in der Ebene von Jaffa an der 
Eisenbahnverbindung zwischen dem südlichen und dem nördlichen 
Herzland gebaut.« 

Was der erwähnte Brief seines Ereundes Balfour an Lord Rothschild 
bewirken sollte, kommentiert Mackinder so: 

»Die Errichtung eines jüdischen nationalen Zentrums in Palästina wird 
eines der wichtigsten Ergebnisse des Krieges sein. Dies ist eine Angelegen¬ 
heit, bei der wir es uns mittlerweile erlauben können, offen die Wahrheit 
auszusprechen ... Eine nationale Heimat im tatsächlichen und histori¬ 
schen Zentrum der Welt sollte die Juden veranlassen, sich >einzureihen< 
... Es gibt Leute, die wollen zwischen der jüdischen Religion und der se¬ 
mitischen Rasse unterscheiden, aber sicherlich hegt die allgemeine An¬ 
sicht, die beide für dasselbe hält, nicht so ganz falsch.«ii (Hervorhebung 
W. E.) 

Nach den Vorstellungen dieser Gruppe sollte England nach dem Er¬ 
sten Weltkrieg seinen umfangreichen und zerstreuten Kolonialbesitz zu 
einem Gebiet, das sie »Weltinsel« nannten, zusammenfassen. Sie reichte 
von den Gold- und Diamantengruben Cecil Rhodes' in Südafrika, die 
Rothschild saniert hatte, bis nach Ägypten an den Suezkanal, der lebens¬ 
wichtigen Schiffahrtstraße nach Indien, und von dort über Meso¬ 
potamien, Kuwait, Persien bis nach Indien im Osten. 
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Daß die Engländer die deutschen Kolonien am Tanganjika, Deutsch- 
Ostafrika, eroberten, war gewiß nicht kriegsentscheidend. Es zwang 
Deutschland nicht an den Verhandlungstisch. Eür das britische Kolonial¬ 
reich zwischen dem Kap der Guten Hoffnung und Kairo bildete diese 
Kolonie allerdings eine wichtige Landbrücke. 

England kontrollierte aber nicht nur ein riesiges Kolonialgebiet. Es hat¬ 
te seine Hand auf die wichtigsten Rohstoffe für die Weltindustrie gelegt. 
Das fing beim Gold, dem standardisierten internationalen Zahlungsmittel 
des Welthandels, an und reichte bis zum Erdöl, das sich als der wichtigste 
Energierohstoff der künftigen industriellen Entwicklung herausgestellt 
hatte. 

Dieser Kolonialbesitz ist seit 1919 bis in unsere Tage in jeder Beziehung 
geopolitische Realität geblieben. Daran änderten auch die politkos- 
metischen Verschönerungen der UNO-Ära nichts. Die Kontrolle über die¬ 
se Landmasse zwang jede andere Nation der Welt unter das Zepter des 
britischen »informellen Empire«. Cecil Rhodes blieb bis zu seinem Tode 
im Jahr 1902 der wichtigste Geldgeber der neuen Elite, die das »informelle 
Empire« konzipiert hatte. 

Auch der Burenkrieg von 1899 bis 1902 war ein Projekt dieser Gruppe 
gewesen. Er wurde von Cecil Rhodes persönlich angeregt und finanziert. 
Rhodes hoffte, durch diesen Krieg England die Kontrolle über die riesigen 
Bodenschätze des Transvaal sichern zu können. Bis dahin gehörten sie 
den Buren, einer kleinen, aus Holland stammenden Minderheit. Der 
Krieg, in dem sich Winston Churchill zum ersten Mal einen Namen mach¬ 
te, war von Cecil Rhodes, Alfred Milner und anderen Round-Table-heuten 
eingefädelt worden. Ihr ursprüngliches Ziel war dabei vor allem, die 
Geldvorräte, die damals als die größten der Welt galten, fest in britische 
Hand zu bringen. 

Nachdem der kalifornische Goldrausch 1848 wieder abgeklungen war, 
lieferte die Eroberung des Transvaal mit seinen großen Goldvorkommen 
London das Rückgrat als Weitfinanzier und ermöglichten der City, den 
Goldstandard der Weltwährung zu garantieren. Lord Milner, Jan Smuts 
und Cecil Rhodes, die zum Krieg gegen die unabhängigen Buren geblasen 
hatten, gehörten alle der Eraktion des »neuen Empire« an. Sie betrachte¬ 
ten die Schaffung der südafrikanischen Union als Schachzug in ihrem 
»Großen Spiel«. ^2 

1920 hatte England seine Herrschaft über Südafrika einschließlich 
Deutsch-Südwestafrika gefestigt. Es hatte verstanden, sich die erst vor 
kurzem entdeckten riesigen Ölvorkommen des Osmanischen Reiches an- 
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zueignen und zu sichern. Es hatte dazu die Araber betrogen, eine unge¬ 
heure militärische Präsenz im Nahen Osten aufgebaut und das britische 
Protektorat über Palästina eingerichtet, um es allmählich zu einem neuen 
jüdischen Staat auszubauen. Aber nicht alle Rechnungen waren 1920 
schon aufgegangen. Das Britische Empire stand finanziell nicht besser da 
als zu Beginn des Ersten Weltkrieges. 
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5. Kapitel 

Engländer und Amerikaner 
im Streit ums Öl 


Das Geld für Englands Krieg 

Aus den Versailler Verhandlungen ging Großbritannien 1919 scheinbar 
unangefochten als die führende Weltmacht hervor. Zu beachten ist aller¬ 
dings der kleine Schönheitsfehler, der im Zuge der Kriegsereignisse 
leicht übergangen wird: Der Sieg war mit geliehenem Geld errungen 
worden. 

Das Wall-Street-Bankhaus /. P. Morgan hatte in den USA Gelder im 
Wert von mehreren Milliarden Dollar zusammengekratzt und nach Eng¬ 
land gebracht. Diese Gelder waren kriegsentscheidend. Zur Zeit der Ver¬ 
sailler Verhandlungen beliefen sich die britischen Schulden an die USA 
auf die für damalige Verhältnisse phantastische Summe von 4,7 Mil¬ 
liarden Dollar. Die britische Binnenwirtschaft selbst war aber keineswegs 
gesund, sie steckte in einer tiefen Nachkriegsdepression. Die Industrie lag 
darnieder, die Produktionsanlagen waren überaltert, die Preisinflation 
kletterte über die vier Kriegsjahre auf 300 Prozent. Die Staatsschulden 
hatten sich in dieser Zeit verneunfacht und beliefen sich auf die enorme 
Summe von 7,4 Milliarden Pfund Sterling, das waren 924 Prozent mehr 
als 1913. 

ln Versailles ließ sich das Britische Empire den militärischen Sieg 
über den europäischen Kontinent bescheinigen, ln den USA sah man das 
anders. Die USA waren durch den Ersten Weltkrieg zum ersten Mal in 
ihrer Geschichte zu einem schuldenfreien Land geworden. Das verlieh 
ihnen ein neues Selbstbewußtsein. Eine Reihe international tätiger Bank¬ 
häuser, Einanzmakler und die von ihnen abhängigen Eirmen hielten 
nunmehr sich selbst und nicht mehr ihre englischen Kollegen für die 
mächtigste Wirtschaftsmacht der Welt. Sie glaubten, damit auch das 
Recht auf die Weltführung erworben zu haben. Um diese Erage entstand 
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in den nächsten Jahren ein erbitterter Machtkampf zwischen britischen 
und amerikanischen Wirtschaftskreisen, der bisweilen fast zu blutigen 
Auseinandersetzungen führte. 

Anfang der 1920er Jahre rüttelte die »internationalistische« Finanz¬ 
elite, die sich in den USA herausgebildet hatte, an den drei Säulen, auf 
denen die britische Weltherrschaft ruhte. Sie beanspruchte für sich die 
Kontrolle über die Schiffahrtswege, die Kontrolle über die Weltfinanzen 
und die Kontrolle über die verfügbaren Rohstoffe. Diese Internationali¬ 
sten waren seit Jahrzehnten in Großbritarmien in die Schule gegangen. 
Nun schien sich ihnen die Gelegenheit zu bieten, die Position des Junior¬ 
partners abzuschütteln und selbst das Geschäft zu übernehmen. So ent¬ 
brannte ein heftiger Streit zwischen den englischen und amerikanischen 
Eliten. Einerseits zogen sie nach wie vor am gleichen Strang, andererseits 
trachteten sie danach, sich diesen Strang gegenseitig zu entwinden. Auch 
dieser Konflikt bildete den Nährboden für den kommenden Zweiten 
Weltkrieg. 

Das Ziel war verlockend. Den USA ging es um die Erage, ob sie sich 
aufgrund ihrer neu erworbenen Wirtschaftsmacht zur politisch welt¬ 
beherrschenden Supermacht aufschwingen könnten oder auch nach Ver¬ 
sailles weiterhin im Eahrwasser eines britisch beherrschten anglo-ameri- 
kanischen Kondominiums segeln müßten. Mit anderen Worten: Sollte die 
Hauptstadt der in Versailles diktierten neuen Weltordnung London oder 
Washington heißen? Im Jahr 1920 war diese Erage noch nicht entschie¬ 
den. 

Eine Note, die der britische Botschafter in Washington 1921 an sein 
Außenministerium in London sandte, zeigt an, mit welcher Intensität 
dieser wirtschaftliche und politische Machtkampf zwischen Engländern 
und Amerikaner ausgefochten wurde: »Im Mittelpunkt der Bestrebun¬ 
gen der Realisten unter den amerikanischen Politikern steht das Ziel, für 
Amerika die Position der Weltführungsmacht zu gewinnen und sich 
zum Pührer unter den englischsprechenden Nationen aufzuschwingen. 
Zu diesem Zweck bauen sie die stärkste Kriegs- und die größte Handels¬ 
marine auf. Aus diesem Grund hindern sie uns auch daran, Waren nach 
den USA zu verkaufen, um unsere Schulden abzutragen. Perner halten 
sie nach Gelegenheiten Ausschau, uns wie einen Vasallen zu behandeln, so¬ 
lange wir mit unseren Schuldzahlungen im Rückstand bleiben.<V (Her¬ 
vorhebung W. E.) 

Seit 1870 hatten die Engländer vorzugsweise in den USA investiert. Sie 
legten ihr Geld besonders gerne in Eisenbahn-Aktien an, wo sie mit ihnen 
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nahestehenden New Yorker Bankhäusern handelten. Als der Krieg 1914 
ausbrach, schickte das britische Kriegsministerium einen Sonder¬ 
beauftragten in das damals noch neutrale Amerika, um den Kauf von 
Kriegsgerät und wichtigen Versorgungsgütern zu vereinbaren. Man rech¬ 
nete damals allgemein mit einem kurzen Kriegsverlauf. 

Im Januar 1915, also nur fünf Monate nach Kriegsbeginn, ernannte die 
britische Regierung ein privates Bankhaus in New York, nämlich /. P. 
Morgan & Co., zum alleinigen Finanzagenten für alle seine kriegs¬ 
wichtigen Einkäufe in den neutralen USA. Morgan war der exklusive 
Verkäufer britischer Kriegsanleihen in den USA und vermittelte Bank¬ 
kredite und vergleichbare Zwischenfinanzierungen. Bald danach mußte 
Großbritarmien gegenüber amerikanischen Kreditgebern auch die Ga¬ 
rantie für die Einkäufe und Anleihen seiner Kriegsverbündeten, der 
Eranzosen, Italiener und Russen, übernehmen. Auf diese Weise sammel¬ 
ten sich beim Bankhaus Morgan Schulden in einem Umfang an, wie sie 
nie zuvor in der Wirtschaftsgeschichte von einer einzelnen Bank jongliert 
worden waren. Noch nie zuvor hatte ein privates Bankhaus mit einem so 
hohen und riskanten Einsatz gespielt. 

Das Britische Empire und sein Mutterland waren schon zu Beginn des 
Krieges so gut wie bankrott gewesen. Aber die britische Einanzelite baute 
auf die Unterstützung durch die USA und die anglophilen Kreise der 
New Yorker Einanzwelt. 

Die Tätigkeit Morgans und der New Yorker Bankiers wurde für die 
Kriegsanstrengungen der Entente entscheidend. Nach dem genarmten 
Exklusivabkommen handhabte das Bankhaus Morgan für Großbritannien, 
Erankreich und die anderen Alliierten in Europa alle Einkäufe an Muniti¬ 
on, Waffen und für die Versorgung wichtigen Lebensmittel. Morgan be¬ 
diente sich dazu natürlich auch seiner europäischen Niederlassungen. 
Dazu gehörte auch die Eirma Morgan Grenfell & Co. Morgans Partner, C. E. 
Grenfell, war Direktor bei der Bank von England und Intimus des Schatz¬ 
kanzlers Lloyd George, ln Paris gehörte die Eirma Morgan Harjes & Co. 
dazu. Morgan vereinigte im eigenen Haus die wirtschaftspolitische Eüh- 
rungsgruppe der Entente. 

Wenn man sich den Umfang der Einanzierungsanforderungen der alli¬ 
ierten Kriegsanstrengungen vor Augen führt, wird klar, welche politische 
und finanzielle Macht hier ein einzelnes Einanzinstitut auf sich konzen¬ 
triert hatte. Dafür hatte die bisherige Geschichte kein Beispiel. 

Das Privileg, als einziger Einkaufsagent für den Kriegsbedarf der En¬ 
tente tätig zu sein, erhob das Haus Morgan zum Richter über die Exi- 
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Stenzfähigkeit zahlreicher Firmen der amerikanischen Exportindustrie. 
Morgan konnte entscheiden, wem die äußerst günstigen und gewinnbrin¬ 
genden Exportaufträge zugeschlagen wurden und wer leer ausging. 

Wegen ihrer engen Bindung an das Bankhaus Morgan durften Eirmen 
wie zum Beispiel DuPont Chemicals, Remington oder Winchester zu multi¬ 
nationalen Industriegiganten heranwachsen. Im Mittleren Westen schlos¬ 
sen sich unter Morgans segenspendender Hand große Getreidekartelle 
zusammen. Sie durften Morgans europäische Kunden versorgen. Dabei 
bildeten sich geradezu »blutschänderische« Beziehungen heraus. Derm 
ein großer Teil der Privatanleihen, die das enorme Exportgeschäft finan¬ 
zieren mußten, wurde von den Eirmen oder ihnen nahestehenden Perso¬ 
nen gezeichnet, die dann auch am Exportgeschäft teilhaben durften. 

Die Position dieses privaten Bankhauses wurde politisch so gewichtig, 
weil US-Präsident Woodrow Wilson nach außen hin die strikte Neutrali¬ 
tät der USA in diesem Krieg behauptete. Diese Neutralität wurde jedoch 
immer fadenscheiniger, da doch Kriegsgerät im Umfang von Milliarden 
von Dollar ausschließlich an eine der kriegsführenden Parteien geliefert 
wurde. Immerhin hatte allein das britische Kriegsministerium durch das 
Bankhaus Morgan Einkäufe im Wert von 20 000 000 000 (20 Milliarden) 
Dollar tätigen lassen. Dabei sind nicht die Anleihen eingerechnet, die 
Morgan direkt für England, Erankreich und die anderen Alliierten ge¬ 
zeichnet hatte. Das vertrug sich natürlich nicht mit dem behaupteten neu¬ 
tralen Status. Es verletzte eindeutig das Völkerrecht, wonach es neutralen 
Ländern verboten ist, auf ihrem Hoheitsgebiet Versorgungsbasen kriegs¬ 
führender Nationen zu dulden. 

Tatsächlich zeigte ein Senatsunterausschuß Morgan nach dem sieg¬ 
reich beendeten Krieg wegen Neutralitätsverletzung an. Dies war aber 
nur ein Vorwand. Die Anzeige galt eigentlich dem Vorwurf, Morgan 
habe überhöhte Profite aus dem Exklusivgeschäft gezogen und Aufträge 
ausschließlich an solche Eirmen vergeben, an denen er selbst und seine 
Partner beteiligt waren. Morgan hatte für seine Agententätigkeit eine 
Provision von zwei Prozent auf den Nettopreis aller nach Europa ver¬ 
schifften Waren genommen. Das ergab alles in allem eine stolze Summe. 
Jedenfalls sah sich Morgan gezwungen, das Geschäft mit K. R. Stettinius 
als Partner zu teilen. Diese Geschäftsverbindung qualifizierte Stettinius 
später zum amerikanischen Außenminister. Von der Anzeige des Se¬ 
natsunterausschusses war nicht lange die Rede. 

Schon 1915 hatte US-Pinanzminister McAdoo den nervösen Präsi¬ 
denten Wilson überzeugt, daß private Kriegsanleihen nötig seien, um das 
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»amerikanische Exportgeschäft aufrechtzuerhalten«. Daher nahm der es 
mit der Neutralität auch nicht so genau und ließ die Gelder weiter fließen. 
Von 1913 bis zum Jahr 1915 wuchsen die amerikanischen Exporte nach 
England um 68 Prozent. Als die USA 1917 auf der Seite Großbritanni¬ 
ens in den Krieg eintraten, hatten die New Yorker Banken bereits pri¬ 
vate Kriegsanleihen im Wert von einer für damalige Verhältnisse un¬ 
geheuren Summe von 1,25 Milliarden Dollar gezeichnet. So etwas war 
dem privaten Bankhaus Morgan nur möglich, weil es Sonderbeziehun¬ 
gen zur damals gerade gegründeten amerikanischen Bundesbank, der 
Federal Reserve Bank, unterhielt. Wie die Bank von England ist die Fede¬ 
ral Reserve ein Konsortium privater Banken, dem die US-Regierung die 
hoheitlichen Aufgaben einer Notenbank übertrug. Dem Federal Reserve 
Board, dem Aufsichtsgremium des Konsortiums, stand Gouverneur 
Benjamin Strong vor. Ihn hatte Morgan zuvor bei sich als Bankier be¬ 
schäftigt. 

Das Unternehmen der Kriegsfinanzierung war für Morgan höchst ris¬ 
kant. Seine Bank drohte mehrere Male unter der ungeheuren Einanzlast 
zusammenzubrechen. Im Januar 1917, als sich die russische Eront infolge 
innenpolitischer Wirren aufzulösen begann, schien auch die Niederlage 
Großbritarmiens und Erankreichs zum Greifen nahe zu sein. Im Bankhaus 
Morgan wurde die höchste Alarmstufe ausgerufen. Alle ihm zu Gebote 
stehenden Propagandakanäle begarmen die Kriegstrommel zu rühren, 
und alle politischen und finanziellen Hebel wurden in Bewegung gesetzt, 
um die USA offen in den Krieg einzuschalten. 

Dies fand selbstverständlich die aufmerksame Unterstützung der bri¬ 
tischen Elite und der höchsten Stellen des britischen Geheimdienstes. 
Erstaunlicher ist, wie eindeutig die amerikanische Presse in diesen Ta¬ 
gen für Morgans Entente-Kunden in Europa Partei ergriff und den Ein¬ 
tritt der USA in den Krieg forderte. Denn allen Beteiligten war klar ge¬ 
worden, daß nur ein zügiger amerikanischer Kriegseintritt das Blatt für 
die Entente in Europa noch wenden konnte. Alles andere hätte für das 
Bankhaus Morgan und seine Klienten das endgültige Aus bedeutet. Vor 
allem der Presse war es zu »danken«, daß Amerika sein Gewicht auf die 
»richtige« Seite warf und die »britischen Interessen« unterstützte. Ohne 
den Erfolg der Kriegspropaganda wären Morgan und mit ihm England 
im Erühjahr 1917 finanziell restlos ruiniert gewesen. 

Zum Glück für Morgan und London lieferte der deutsche General¬ 
stab unter General Erich Ludendorff den Vorwand für den US- 
Kriegseintritt, der den finanziellen Ruin der anglo-amerikanischen ln- 
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teressen verhinderte. Im Februar verhängte Deutschland den uneinge¬ 
schränkten U-Bootkrieg über bestimmte Küstengebiete, um dadurch den 
Nachschub an Waffen und Munition aus den USA an die westeuropäi¬ 
sche Front zu unterbinden. Dabei wurden auch amerikanische Munitions¬ 
transporter und Öltanker versenkt. Dies war für die amerikanische Presse, 
die wie viele andere die Hand nach Morgans Geld ausgestreckt hielt, An¬ 
laß genug, immer wütender die Beendigung der amerikanischen Neutra¬ 
lität zu fordern.2 

Als sich der amerikanische Kongreß am 2. April 1917 endlich zur offe¬ 
nen Kriegserklärung an Deutschland aufraffte, setzte die New Yorker Ban¬ 
kenwelt unter Führung des Gouverneurs der Federal Reserve, Strong, die 
ehrgeizigste Finanzierungsoperation der bisherigen Geschichte in Gang. 

Es ist fraglich, ob die Vereinigten Staaten von Amerika den englischen 
Krieg in dem Umfang, wie sie es dann taten, finanziert hätten, wäre am 
23. Dezember 1913 nicht das Gesetz zur Errichtung der Federal Reserve 
Bank unterzeichnet worden. Auch England hätte ohne eine solche Einrich¬ 
tung in der Rückhand 1914 wohl kaum sein abenteuerliches Spiel gegen 
die Konkurrenz in Kontinentaleuropa gewagt. Die Federal Reserve Bank 
jedenfalls dankt ihre Entstehung und ihre besondere Organisation der 
emsigen Geschäftigkeit und rührigen Aktivität der Einanzkreise um J. P. 
Morgan und der einflußreichen Pinanzelite der Londoner City. Sie dräng¬ 
ten in den Monaten vor Ausbruch des europäischen Krieges mit allem 
Nachdruck, der ihnen zu Gebote stand, darauf, daß dieses entscheidende 
Machtinstrument geschmiedet wurde. 

Der deutsche Reichstag hatte aufgrund seiner Erfahrungen mit der Ei¬ 
nanzkrise seit den 1890er Jahren die Möglichkeiten zur Spekulation dra¬ 
stisch eingegrenzt. Genau entgegengesetzte Absichten bewegte die Grup¬ 
pe von Einanziers, die das Gesetz über die Errichtung der Federal Reserve 
Bank im Jahr 1913 entworfen hatten. Diese Leute waren alle ausnahmslos 
vom Haus Morgan abhängig. Sie waren bei ihren Kollegen in London in 
die Schule gegangen, hatten die Mechanismen studiert, mit denen die 
britische Elite die Weltfinanzen zu ihrem Vorteil handhabte und waren 
nun von der Idee beherrscht, New York zum Weltfinanzzentrum zu erhe¬ 
ben. 

Im August legte die Federal Reserve sogenannte Ereiheitsanleihen und 
-Obligationen auf, um die amerikanischen Kriegsanstrengungen zu fi¬ 
nanzieren. Auch diese US-Schatzanweisungen, die mit groß angeheizter, 
»patriotischer Begeisterung« an private Anleger vertrieben werden soll¬ 
ten, verkaufte vornehmlich das Bankhaus Morgan neben wenigen ande- 



81 


ren Bankhäusern in New York. Die Verkaufsaktion der »Freiheits¬ 
anleihen« war finanziell ein voller Erfolg. Sie brachte bis zum 30. Juni 
1919 die atemberaubende Summe von 21,5 Milliarden Dollar ein. Nie zu¬ 
vor in der Geschichte wurde eine solche Summe Geld in so kurzer Zeit 
zusammengebracht. Die Provision, die Morgan daraus zog, konnte sich 
sehen lassen. 

Im Jahre 1920 stellte Thomas W. Lamont, ein Partner Morgans, mit of¬ 
fensichtlicher Genugtuung fest, daß als Ergebnis des vierjährigen Krieges 
und der damit verbundenen weltweiten Verwüstungen »die Staats¬ 
schulden der Welt in den letzten sechs Jahren um 475 Prozent auf 210 
Milliarden Dollar angewachsen sind. Das hat die natürliche Polge, daß 
sich das Spektrum der verschiedenen von Regierungen aufgelegten Pa¬ 
piere und die Anzahl der Anleger in hohem Maße vermehrt haben«. La¬ 
mont fährt fort: »Das hat auf allen Anlagemärkten der Welt Ergebnisse 
gezeitigt, aber wohl nirgends in größerem Umfang als in den Vereinigten 
Staaten. «3 

Nun hatten Morgan und die Einanz- und Anlageberater einen Vorge¬ 
schmack davon erlebt, Weltfinanzmacht zu sein, und waren nicht mehr 
zu bremsen. Sie waren zu allem bereit, um sich diese Macht zu erhalten. 

Morgans Leute, unter ihnen auch Thomas W. Lamont und dessen 
Ereund von der Wall Street, Bernard Baruch, saßen in Versailles hinter 
verschlossenen Türen mit am Tisch, als die »Rechnung« für den Krieg 
aufgemacht wurde. Sie besetzten dort eine permanent tagende Kom¬ 
mission, die den genauen Betrag der deutschen Kriegsreparationen be¬ 
rechnete und hierfür die Zahlungsbedingungen festlegte. 

Als gut konservative Bankiers wollten Morgan und seine Ereunde den 
Briten und ihren Alliierten die Kriegsanleihen in der Siegeseuphorie nicht 
einfach erlassen, auch wenn A. J. Balfour und andere im britischen Esta¬ 
blishment mit einer solchen Großzügigkeit gerechnet hatten. Morgan & 
Co. hatten, nachdem die USA in den Krieg gegen Deutschland einge¬ 
treten waren, schnell ihre privat gezeichneten, britischen Kriegsanleihen 
auf das amerikanische Einanzministerium übertragen. Das hatte zur Eol- 
ge, daß nach dem Krieg die britischen Schulden dem amerikanischen 
Steuerzahler auf gebürdet wurden. Trotzdem gelang es Morgan, sich noch 
einen beträchtlichen Anteil an den deutschen Reparationszahlungen zu 
sichern. Nachdem die Menge amerikanischer Kriegsschulden über alles 
hinausgewachsen war, was man bisher erlebt hatte, verschwammen die 
Interessen der US-Regierung mit denen des Bankhauses Morgan. Offiziell 
war das nicht, aber die US-Regierung hatte sich in wachsendem Maße 
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zum bloßen Handlanger der sich zu internationaler Geltung auf¬ 
schwingenden privaten New Yorker Bankhäuser machen lassen. 


New Yorks Banken fordern die Londoner City heraus 

Während der Versailler Verhandlungen gründete sich eine neue Institu¬ 
tion zur Regelung der gemeinsamen anglo-amerikanischen strategi¬ 
schen Angelegenheiten. Lionel Curtis, der bereits lange Zeit der Round- 
Table-Gruppe und dem »Informal Empire«-Kreis um Balfour, Milner, 
Mackinder und anderen angehört hatte, schlug am 30. Mai 1919 am 
Rande der Versailler Verhandlungen bei einer privaten Party im Hotel 
Majestic die Gründung des Royal Institute of International Affairs (König¬ 
liches Institut für internationale Angelegenheiten) vor. Mit von der Par¬ 
tie waren Philipp Kerr oder Lord Lothian und ein ausgesuchter Kreis 
aus der Round-Table-Gruppe. Dieses Institut sollte als erstes die »amtli¬ 
che« Geschichte der Versailler Friedens Verhandlungen schreiben. Dazu 
wurden ihm als Erstausstattung von Thomas W. Lamont vom Bankhaus 
Morgan 2000 Pfund Sterling überwiesen. Der erste hauptamtlich ange- 
stehte Mitarbeiter des Instituts war der später berühmte Historiker Ar¬ 
nold J. Toynbee. 

Der Kreis, der im Hotel Majestic in Versailles zusammengekommen 
war, beschloß auch, eine amerikanische Zweigstelle des Instituts in New 
York zu gründen. Es sollte Council on Foreign Relations (New Yorker Rat 
für auswärtige Beziehungen) heißen, damit seine enge Verbindung zu 
dem britischen Institut nicht so auffiel. Im New Yorker Institut saßen an¬ 
fangs ausschließlich Leute aus dem Bankhaus Morgan, auch sein Geld 
bezog es ausschließlich daher. Eigentliche Aufgabe der Institution war es, 
in der Nachkriegs-Ära die amerikanischen und englischen Interessen auf¬ 
einander abzustimmen. Das aber wollte in den ersten Jahren nicht recht 
gehngen.4 

Die 1920er Jahre erhitzte der Streit um die Kriegsschuldfrage, die Re¬ 
parationszahlungen und die damals sehr aktuelle Kautschukfrage. Hinzu 
kam die Frage, wie der Flottenausbau und die Währungsbeziehungen 
unter dem Goldstandard zu regeln seien. Vor allem anderen galt es aber, 
die Kontrolle über die bis dahin noch nicht erschlossenen Erdölvor¬ 
kommen der Welt abzustecken. Erst als diese Streitfragen geklärt waren, 
konnte es zur anglo-amerikanischen Zusammenarbeit in der Form kom¬ 
men, wie wir sie heute kennen. 
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Im Jahre 1922 beschreibt ein Rechtsanwalt der Wall Street, John Po¬ 
ster Dulles, das simple Komplott Morgans und der anderen New Yorker 
Bankiers. Dulles war für die US-Regierung in führender Position an den 
Versailler Verhandlungen beteiligt gewesen und hatte dort den berüch¬ 
tigten Artikel 231 durchgesetzt. Er enthielt die infame Klausel über die 
deutsche Alleinschuld am Krieg. Dulles schrieb in der Zeitschrift des 
Council on Foreign Relations mit dem Titel Foreign Affairs: »Es gibt keinen 
Krieg ohne Verluste. Verluste werden im Endergebnis in Schulden ge¬ 
messen. Schulden erscheinen unter vielerlei Eormen, als Birmenschul- 
den, Reparationsforderungen, Verbindlichkeiten zwischen Alliierten 
und ähnlichem. Sie drücken sich in der Regel in Obligationen, Schuld¬ 
briefen usw. aus.« 

Dulles rechnete zusammen, daß England und seine Alliierten den Ver¬ 
einigten Staaten 12,5 Milliarden Dollar zu fünf Prozent Zinsen schuldeten. 
Die Porderungen der Bündnispartner Englands, Erankreichs und der an¬ 
deren an Deutschland summierten sich zu der stolzen Zahl von 33 Milli¬ 
arden Dollar. Das war ein Betrag, der in jenen Tagen über alles Passungs¬ 
vermögen ging. Im Mai 1921 wurde die Gesamtsumme endgültig auf 132 
Milliarden Goldmark festgelegt. Deutschland erhielt sechs Tage Zeit, die 
Schuld anzuerkermen. Pür den Pall, daß es sich weigerte, sollte das Ruhr¬ 
gebiet militärisch besetzt werden. Dazu kam es danach aus anderen 
Gründen. Der weltweit um das Öl entbrannte Konkurrenzkampf spielte 
hierbei eine entscheidende Rolle. 

Deutschland, dem Hauptopfer der Versailler Verhandlungen, wurden 
nicht nur Reparationsforderungen in unvorstellbarer Höhe aufgebürdet, 
es büßte auch wertvolle Rohstoffquellen ein. Man raubte ihm seine Kolo¬ 
nien und zog seine Besitzungen im Ausland ein. Darunter fiel zum Bei¬ 
spiel auch die 25prozentige Beteiligung an der türkischen Petroleum- 
Gesellschaft. Diese überließen die Engländer großzügig den Pranzosen. 

Der amerikanische Kongreß übte harte Kritik an den ungeheuerlichen 
Versailler Verträgen und hat sie niemals ratifiziert. Deshalb waren die 
USA auch dem Völkerbund nicht beigetreten. Trotzdem wurden sie 
wirksam. Morgan und die Federal Reserve Bank hatten politisch eben 
mehr zu sagen als Kongreß und Völkerbund. Sie bestimmten die Ge¬ 
schicke im Nachkriegseuropa. Die Kriegsschulden prägten das Welt¬ 
finanzsystem und die internationale Geldpolitik von 1919 bis zum Bör¬ 
senkrach 1929. Zu den Kriegsschulden zählten nicht nur die ungeheuren 
Reparationslasten Deutschlands, sondern auch die internationalen Ver¬ 
bindlichkeiten der »Sieger« untereinander, also die Schulden Prank- 
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reichs, Belgiens, Italiens an England und Englands an die Vereinigten 
Staaten. 

Der Betrag aller bestehenden internationalen Verbindlichkeiten wur¬ 
de zusammengezählt und der Kriegsschuld Deutschlands zugeschlagen. 
Da karmten Morgan und die Federal Reserve Bank keinen Pardon und 
waren zu keinem Kompromiß bereit. Der Umfang dieser aufgetürmten 
Schuldenlast war so groß, daß das gesamte Außenhandelsvolumen der 
USA nicht ausgereicht hätte, um nur die Zinsen für diese Schulden zu 
bezahlen. Der Schuldendienst band alle Gelder, die man für den Wieder¬ 
aufbau und die Modernisierung der unter der Kriegslast herunter- 
gewirtschafteten europäischen Industrie hätte investieren sollen. 

J. P. Morgan und seine Kollegen genossen gegenüber der zerstörten 
europäischen Wirtschaft Konkurrenzvorteile, denn die New Yorker Ban¬ 
ken konnten der zerstörten europäischen Wirtschaft die Kreditbedingun¬ 
gen diktieren. Die Profite aus den neuen europäischen Anleihen, mit de¬ 
nen die Zinsen der alten Schulden gezahlt wurden, versprachen weit hö¬ 
here Renditen als alle nur denkbaren Investitionen in die amerikanische 
Industrie und die Erweiterung ihrer Produktionskapazität. Die New Yor¬ 
ker Einanziers und die Federal Reserve Bank unter Morgan-Intimus Benja¬ 
min Strong hielten die Zinsen irmerhalb der USA gerne auf niedrigem 
Niveau. Dadurch wurde Liquidität geschaffen, die man einsammeln und 
lukrativ auf den europäischen Markt werfen konnte. Amerikanische 
Nachkriegsanleihen überschwemmten Europa und den Rest der Welt. 
Dort wurde das Einanzkapital strikter kontrolliert und erzielte eine höhe¬ 
re Risikoprämie als in den USA. England und der neue Gouverneur der 
Bank von England, Montagu Norman, verfolgten nervös, wie ame¬ 
rikanische Einanziers wie die Wölfe in ihre traditionellen Einanzweiden 
einfielen und dort ihre besten Schafe rissen. 

In der ersten Nachkriegszeit verschärfte sich die Rivalität zwischen 
Amerikanern und Engländern auf den Einanzmärkten dramatisch. Gold 
war am wichtigsten, und im Jahre 1924 wollten die USA den Briten die 
Gold- und Erzbergwerke Südafrikas abnehmen, die diese sich erst 20 Jah¬ 
re zuvor im blutigen Burenkrieg gesichert hatten. 

Die südafrikanische Regierung hatte eine internationale Kommission 
unter Eührung des amerikanischen Einanzexperten Professor Edwin W. 
Kemmerer von der Universität Princeton eingeladen. Er sollte sie beraten, 
ob Südafrika, unabhängig davon, wie sich Großbritannien in dieser Erage 
entscheiden würde, zum Goldstandard zurückkehren solle. Ende 1924 
kormte Großbritarmien wegen der Kriegsschäden nicht zum Gold- 
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Standard der Vorkriegszeit zurückzukehren, ohne extreme wirtschaftliche 
Härten befürchten zu müssen. Es gab damals 1,5 Millionen Arbeitslose in 
England. 

Kemmerer schlug den Südafrikanern vor, sie sollten ohne Rücksicht 
auf London den Goldstandard einführen, direkte Beziehungen zu den 
New Yorker Banken knüpfen und dadurch ihre Abhängigkeit von Groß- 
britarmien lockern, ln London wußte man genau: Die finanzpolitische 
Zusammenarbeit Südafrikas mit der US-Einanzwelt hätte den USA die 
Weltgoldvorräte in die Hand gespielt und sie zur entscheidenden Macht 
über den Weltkredit gemacht. England hätte dadurch alles verloren, wo¬ 
für es mit so hohem Einsatz militärisch gekämpft hatte. Die Opfer seiner 
eigenen und der Bevölkerung aller anderer Länder wären in den Augen 
der Londoner Einanziers vertan gewesen. London reagierte blitzschnell. 
Die Gefahr konnte abgewehrt werden, aber zurück blieb eine Wunde, die 
nicht so schnell heilen wollte.^ 

Die USA hatten sich nach Versailles in einen neuen Isolationismus zu¬ 
rückgezogen. Das kam den britischen Interessen sehr entgegen. Der ame¬ 
rikanische Kongreß verweigerte Wilson die Gefolgschaft und unterstützte 
die britische Idee des Völkerbundes nicht. Auch hinsichtlich der vielfälti¬ 
gen Ansätze zu einer neuen Weltordnung, die sich aus den karthagischen 
Verhandlungen in Versailles ergeben sollten, hielt sich der Kongreß zu¬ 
rück. Bei der Enthaltsamkeit der USA konnte England um so aggressiver 
seine langfristig angelegten Hegemoniebestrebungen in Europa, Afrika 
und im Nahen Osten durchsetzen. 

Doch die mächtigen amerikanischen Bank- und Ölinteressen ließen 
sich auf Dauer nicht durch einen politischen Isolationismus fesseln. Gierig 
streckten sie ihre Hände nach allem aus, was die Engländer für ihre Do¬ 
mäne hielten. Die britische Macht mußte die von dort drohende Konkur¬ 
renz entweder ausschalten oder sich mit ihr arrangieren. 


San Remo, eine Ohrfeige für die Amerikaner 

Kaum war der Versailler Vertrag vom Tisch, da merkten die mächtigen 
amerikanischen Ölinteressen, allen voran Rockefellers Standard Oil, daß 
sie von ihren britischen Kollegen sehr geschickt um ihren Anteil an der 
Kriegsbeute geprellt werden sollten. Die Grenzen im Nahen Osten waren 
gezogen und die Märkte im Europa der Nachkriegszeit verteilt. Beides lag 
fest in der Hand der britischen Regierung, die sich heimlich in die Eirmen 
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Royal Dutch Shell und Anglo-Persische Ölgesellschaft (später BP) einge¬ 
kauft hatte. 

Im April 1920 trafen sich in San Remo die Minister des Obersten Rates 
der Alliierten, ohne daß die USA eingeladen worden waren. Die Ver¬ 
sammelten wollten im Detail vereinbaren, welche Länder welchen Teil 
der Ölvorräte des früheren Osmanischen Reiches bekommen sollten. Eng¬ 
lands Premierminister und der französische Ministerpräsident Alexandre 
Millerand Unterzeichneten das San-Remo-Abkommen. Großbritarmien 
sagte Frankreich 25 Prozent der britischen Ölförderung auf den Feldern 
von Mosul zu. Die Franzosen mußten aber Zusehen, wie Mesopotamien, 
das ursprünglich ihnen zugedacht war, zum britischen Mandat unter 
förmlicher Oberaufsicht des Völkerbundes wurde. 

Die Franzosen erhielten also eine 25prozentige Beteiligung an der 
Konzession der ehemals deutsch-türkischen Petroleum-Gesellschaft, die 
man Deutschland als Teil der Kriegsbeute abgenommen hatte. Die ver¬ 
bleibenden 75 Prozent der Ölkonzession in Mesopotamien eignete sich 
die britische Regierung über die Ölgesellschaften Royal Dutch Shell und 
die Anglo-Persische Ölgesellschaft an. Die französische Regierung grün¬ 
dete eine Compagnie Frangaise des Petroles (CFP) und unterstellte sie dem 
Industriellen Ernest Mercier. Die Gesellschaft sollte die Konzessionen in 
Mesopotamien wahrnehmen. 

Der Geist hinter dem San-Remo-Abkommen war Sir Henri Deterding, 
ein gebürtiger Holländer, der die britische Staatsbürgerschaft angenom¬ 
men hatte. Er stand der Royal Dutch Shell vor und diente in dieser Eigen¬ 
schaft zugleich in der britischen Geheimdienstelite in hoher Position. Er 
hatte seiner Firma die riesigen, unerschlossenen Ölreserven in Mosul und 
Mesopotamien gesichert und Frankreich an das benachbarte Syrien ver¬ 
wiesen. Politisch ausgearbeitet hatte das San-Remo-Abkommen Sir John 
Cadman. Er leitete damals das Komitee für Ölpolitik in London. Später 
wurde er Vorstandsvorsitzender der regierungseigenen Anglo-Persischen 
Ölgesellschaft. Cadman und Deterding hatten in privaten Gesprächen das 
San-Remo-Abkommen vorbereitet und seine wichtigsten Bestimmungen 
vorher festgelegt. 

Für die 25prozentige Beteiligung an der Ölkonzession in Mosul ge¬ 
währte Frankreich den Engländern großzügige Rechte zum Bau einer 
Pipeline durch das französische Gebiet zu den Mittelmeerhäfen. Die Pipe¬ 
line und alle damit verbundenen Unternehmungen wurden von der lan¬ 
desüblichen Steuer befreit. Cadman hatte damit gerechnet, daß Frank¬ 
reich aus Mangel an Anlagen und Know-how nicht in der Lage wäre. 
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nennenswerten Nutzen aus seiner Konzession zu ziehen. Das hätte den 
Briten praktisch das Monopol auf alles Öl, das im Nahen Osten gefördert 
wird, gelassen. Das San-Remo-Abkommen enthielt nämlich eine Klausel, 
die es den Briten erlaubte, jede andere ausländische Konzession aus dem 
gesamten Gebiet fernzuhalten. 

Zusätzlich verpflichtete das San-Remo-Abkommen Frankreich, alle die 
Ölpolitik betreffenden Fragen mit England, Rumänien und der Sowjet¬ 
union abzustimmen. Da Frankreich aus dem Krieg wirtschaftlich wesent¬ 
lich schwächer hervorgegangen war als England, erwies sich das San- 
Remo-Abkommen als ein typischer Londoner Streich. Es fesselte Erank- 
reich an ein weltweites Dominium über Öl, dessen bestimmender Mittel¬ 
punkt England war und das nun über die reichen Ölquellen der arabi¬ 
schen Gebiete des ehemals Osmanischen Reiches herrschte. 


Churchill und das »Arabien-Büro« 

Im März 1921 berief Winston Churchill als Staatsminister für Kolonial¬ 
fragen rund 40 Nahostexperten nach Kairo. Dort sollte die Aufteilung der 
neu erworbenen Gebiete besiegelt werden. Zugegen waren alle führenden 
Arabien-Experten Großbritanniens, neben Churchill sein Intimus T. E. 
Lawrence, Sir Percy Cox, Gertrude Bell und andere. Auf der Versamm¬ 
lung wurde die Abteilung Nahost im britischen Kolonialministerium ins 
Leben gerufen. Sie ersetzte das »Arabien-Büro« von 1916. ln Kairo wurde 
unter anderem beschlossen, Mesopotamien in Irak umzubenennen und 
formell dem Sohn des Haschemiten Hussain Ihn Ali von Mekka und Me¬ 
dina, Eeisal Ihn Hussain, zu übergeben. Im Land wurde die britische 
Luftwaffe fest stationiert. Die Verwaltung wurde dem unerfahrenen Eei¬ 
sal großzügig vom Vorstand der Anglo-Persischen Ölgesellschaft abge¬ 
nommen. 

Als das US-Außenministerium stellvertretend für die amerikanische 
Gesellschaft Standard Oil Protest einlegte und eine Beteiligung an den 
Konzessionen im Nahen Osten forderte, ließ der britische Außenminister 
Lord Curzon am 21. April 1921 durch den britischen Gesandten in Wa¬ 
shington eine kurze Note übergeben. Darin hieß es lapidar, daß den ame¬ 
rikanischen Gesellschaften keine Konzessionen in der britischen Nahost¬ 
region überlassen würden.^ 

Das San-Remo-Abkommen leitete eine heftige Auseinandersetzung 
zwischen den amerikanischen und britischen Ölinteressen über die Kon- 
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trolle des Welt-Ölmarktes ein. Dieses Ringen beherrschte die 1920er Jahre 
und prägte entscheidend die diplomatischen und Handelsbeziehungen 
der Amerikaner und Engländer zur neuen bolschewistischen Regierung 
in Sowjetrußland in den kritischen ersten Jahren nach der Revolution. 

Die amerikanischen Öl- und Bankkreise waren aufgeschreckt. Sie muß¬ 
ten befürchten, England sei auf dem Weg zum Weltmonopol über das Öl 
den USA weit vorausgeeilt. Deterdings Royal Dutch Shell hatte den exklu¬ 
siven Zugriff auf die Ölkonzessionen in Holländisch-Ostindien, in Persien 
und im Irak. Shell kontrollierte den weitaus größten Teil des Nahen 
Ostens. Übrig blieb nur noch Lateinamerika. Hier sollten während der 
1920er Jahre amerikanische und britische Ölinteressen hart aufeinander¬ 
prallen. 


Die Schlacht um Mexiko 

Kaum waren die riesigen Ölvorräte vor der mexikanischen Küste in Höhe 
der Stadt Tampico im Golf von Mexiko entdeckt worden, da schickte der 
»friedliebende« US-Präsident Wilson auch schon seine Truppen aus. Es 
galt nicht, eine undemokratische Regierung durch eine demokratischere 
zu ersetzen. Der Vorstoß zielte gegen die britischen Interessen, die sich 
bei der mexikanischen Regierung eingenistet hatten. Im Jahr 1912 kam es 
zu einem bedeutungslosen Vorfall, bei dem amerikanische Marinesolda¬ 
ten während ihres Aufenthalts im Hafen von Tampico in polizeilichen 
Gewahrsam genommen worden waren. Dies nahm Wilson zum Vor¬ 
wand, der US-Kriegsmarine den Angriff auf Vera Cruz zu befehlen. Ame¬ 
rikanische Truppen landeten im Eeuerschutz der Schiffsgeschütze und 
eroberten das Zollamt. Bei diesem Vorfall fielen 20 Amerikaner und 200 
Mexikaner. 

Die Operation sollte die Regierung von General Victoriano Huerta 
stürzen, der offensichtlich von der Ölgesellschaft Mexican Eagle ins Amt 
gehievt und finanziert worden war. Präsident der Ölgesellschaft war ein 
gewisser Weetman Pearson, der spätere Lord Cowdray. Er war ein enger 
Vertrauter Deterdings und arbeitete für die Royal Dutch Shell und den 
britischen Geheimdienst. Er war in die Mexican Eagle eingeschleust wor¬ 
den, um die mexikanische Ölförderung an britische Interessen zu binden. 
Zur Zeit, als Präsident Wilson den Angriff auf Mexiko befahl, hatte sich 
Mexican Eagle bereits die Konzessionen für die Hälfte aller Ölvorkommen 
in Mexiko gesichert. 
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Da Großbritannien damals auf den Krieg mit Deutschland hinarbeitete, 
entschied man sich in London zu vornehmer Zurückhaltung. General 
Huerta wurde gestürzt und die Regierung von General Venustiano Car- 
ranza von Präsident Wilson sofort anerkannt. Waffen und Geld für den 
Putsch stammten von Rockefellers Standard Oil. Bei den Lieferungen lag 
auch ein Scheck über 100 000 Dollar an den General persönlich. Weitere 
Schmiergelder folgten. Die amerikanischen Ölinteressen hatten den Briten 
Mexiko abgejagt. Die Ölquellen vor Tampico ließen damals alle Welt vor 
Neid erblassen. Es gab dort Quellen, die eine Rekordmenge von 200 000 
Faß täglich lieferten. 

Als Carranza schließlich die mexikanischen Wirtschaftsinteressen zu 
entdecken und über die der amerikanischen Ölgesellschaften zu stellen 
begann, schlug ihm plötzlich eine unglaubliche Hetzkampagne entgegen. 
Standard Oil lenkte sein Geld um und schickte es dem Bandenchef Pancho 
Villa. Er war seit 1916 der Mann der USA gegen Carranza. 

Noch kurz bevor Amerika in den Ersten Weltkrieg eingriff, sandte die 
US-Regierung General Pershing mit Truppen zu einer kurzen Expedition 
nach Mexiko. Sie mußte bald abgeblasen werden. Als darm die USA auf 
seiten Englands in den Ersten Weltkrieg eintraten, einigten sich Washing¬ 
ton und London darauf, Mexiko unter Carranza zu boykottieren. Die 
Kriegswirren ließen Mexiko aber eine kurze Atempause. Es blieb für die 
Dauer des Krieges von dem amerikanisch-englischen Streit ums Öl ver¬ 
schont. So konnte Carranza bis 1920 Präsident bleiben. Erst kurz nach 
Abschluß der Versailler Verhandlungen fand sich für ihn ein Mörder. 

Carranza hatte als Vermächtnis Mexikos erste Verfassung hinterlas¬ 
sen. Sie trat 1917 in Kraft. Ihr Paragraph 27 bestimmte, daß der »aus¬ 
schließliche Besitz über alle Rohstoffe, Öl, alle Kohlenwasserstoffe, ob 
fest, flüssig oder gasförmig«, der Nation Vorbehalten blieb. Nichtmexi- 
ka-ner konnten nur dann Konzessionen auf Öl, Kohle und dergleichen 
erhalten, werm sie die volle Souveränität der mexikanischen Gesetze 
über ihre gesamte Geschäftstätigkeit anerkannten, die jeden Einspruch 
fremder Regierungen von vornherein ausschloß. Das hinderte freilich 
die amerikanischen und britischen Ölinteressen nicht, nach Beendigung 
der Kampfhandlungen in Europa und Abschluß der Friedensverhand¬ 
lungen hinter den Kulissen ihren früheren Kampf um Mexikos Öl wie¬ 
deraufzunehmen. Dieser Kampf dauerte bis Ende der 1930er Jahre. 
Dann entschloß sich die Regierung Cardenas, alle ausländischen Titel 
auf mexikanisches Öl zu nationalisieren. Die britischen und amerikani¬ 
schen Ölmagnaten antworteten darauf mit einem Boykott, den ihre Re- 
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gierungen gegen Mexiko verhängten und 40 Jahre lang folgsam auf¬ 
rechterhielten. 


Das Geheimnis britischer Ölpolitik 

Seit der Entdeckung der größeren mexikanischen Ölfelder im Jahre 1910 
konnte sich die britische Firma Mexican Eagle Petroleum Ltd. unter ihrem 
Vorsitzenden Weetman Pearson (Lord Cowdray) in Mexiko bis in die Mit¬ 
te der 1920er Jahre hinein behaupten. Sie spielte dort bei der Ölförderung 
eine wichtige Rolle und stellte sich gerne als Gegengewicht zu den star¬ 
ken amerikanischen Ölgesellschaften heraus. 

Pearson arbeitete nicht nur wie andere britische Ölmagnaten für den 
britischen Geheimdienst. 1926 verkaufte er seine Anteile an Mexican Eagle 
der Royal Dutch Shell. Das brachte ihm den Lord-Titel ein. Pearsons Ver¬ 
mögen aus dem Ölgeschäft wurde in einen besonders geschützten Trust 
eingebracht, der noch immer unter dem Namen »Pearson-Gruppe« eine 
der einflußreichsten Firmengruppen in England darstellt. Zu ihr gehören 
das Verlagshaus des Londoner Economist und der Financial Times und ein 
beachtlicher Teil der einflußreichen Handelsbank Lazard Freres mit Sitz in 
London, Paris und New York. 

Im weltweiten Kampf um die Ölreserven arbeiteten das britische Au¬ 
ßenministerium, die Geheimdienste und die britischen Ölfirmen zwar nur 
unter der Hand und insgeheim, aber bestens aufeinander abgestimmt 
zusammen. Dies war sonst in keinem anderen Land, mit Ausnahme viel¬ 
leicht von Sowjetrußland, in diesem Ausmaß möglich.^ 

Anfang der 1920er Jahre verfügte die britische Regierung über ein an¬ 
sehnliches Arsenal scheinbar privater Firmen, die in Wirklichkeit der Re¬ 
gierung Seiner Majestät direkt unterstanden. Mit ihrer Hilfe gelang es, die 
Kontrolle über alle die Gebiete an sich zu ziehen, wo irgendwelche nen¬ 
nenswerten Ölvorkommen vermutet wurden. Hierbei taten sich be¬ 
sonders vier Firmen hervor, die alle auch direkt mit britischen Geheim¬ 
dienstaktivitäten verflochten waren. 

Royal Dutch Shell war trotz des Namens fest in der Hand der britischen 
Regierung. Hierzu ist der Werdegang Deterdings aufschlußreich. Er war 
in Amsterdam geboren. Auf den wirtschaftlichen Nutzen von Öl war er 
als Verwaltungsbeamter der holländischen Regierung in Sumatra in Hol- 
ländisch-Ostindien gestoßen. Er machte Karriere und wurde bald Präsi¬ 
dent einer kleinen holländischen Firma, die in Europa indonesisches Öl 
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zum Betrieb von Petroleumlampen verkaufte. Diese Ölgesellschaft war 
die Royal Dutch Oil Company. 

1897 erkannte Deterding, wie wichtig es war, die Bedingungen für 
den Fernhandel kontrollieren zu können. Er tat sich mit einer Schiff¬ 
fahrtsgesellschaft zusammen. So fusionierte er seine Royal Dutch Oil 
Company mit dem in London ansässigen Transport- und Handelsunter¬ 
nehmen Shell, das dem gewitzten englischen Reeder Marcus Samuel 
Lord Bearsted gehörte. Dieser Mann sollte den ersten Öltanker der Welt 
bauen. Aus der Verbindung zwischen Deterdings Royal Dutch Oil Com¬ 
pany und Samuels Transport- und Handelsgesellschaft Shell ging bald 
der größte und mächtigste Trust der Welt hervor. Dies gelang natürlich 
nur, weil ihm die britische Regierung den Rücken deckte. Deterding 
hatte inzwischen die britische Staatsangehörigkeit angenommen. Die 
Lirma begann schließlich Rockefellers Standard Oil selbst in den USA 
herauszufordern und gründete dazu die Lirmen California Oil Fields Ltd. 
und Romana Petroleum Corporation of Oklahoma. Beide Lirmen waren hun¬ 
dertprozentige Töchter der Sheh-Ausländsabteilung. Sie unterstanden 
nicht den in den USA geltenden Antitrustgesetzen, die Rockefellers 
Standard Oil innerhalb der Vereinigten Staaten von Amerika gewisse 
Schranken auferlegten. 

Nach Gründung der Anglo-Persischen Ölgesehschaft mit dem Ziel, die 
reichen Ölvorkommen in Persien und im Nahen Osten im britischen In¬ 
teresse zu erschließen, rief die britische Regierung eine weitere Gesell¬ 
schaft ins Leben. Die Gesellschaft ist wenig bekannt, war aber eng an das 
Außenministerium gebunden und dem Geheimdienst unmittelbar unter¬ 
stellt. Sie war weltweit mit der Exploration von Ölfeldern betraut und 
hieß D'Arcy Exploitation Company ... 

Der Kampf ums Öl hatte in den 1920er Jahren einen deutlich politi¬ 
schen Charakter angenommen. Die britische D'Arcy Exploitation Company 
steckte mitten in diesem Kampf. »Die Agenten der D'Arcy Exploitation 
Company sind immer die ersten in Mittelamerika oder Westafrika, in Chi¬ 
na oder Bolivien, sie kommen immer vor den anderen Agenten der briti¬ 
schen Regierung«, schrieb ein Zeitgenosse.® 

Das vierte geheime Unternehmen im Kampf der britischen Regierung 
um die weltweiten Ölreserven war eine nominell kanadische Lirma. Sie 
unterstand einem gewissen Mr. Alves und führte den Namen British 
Controlled Oilfields oder BCO. Auch BCO gehörte wie Shell und die ande¬ 
ren insgeheim der Regierung Seiner Majestät von Großbritannien. Alves 
übernahm es, in Mittel- und Südamerika neu entdeckte Ölfelder der 
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amerikanischen Rockefeller-Gruppe wegzuschnappen und England zu 
sichern. 

Alves versprach der Regierung Tinoco in Costa Rica 1918 die Aner¬ 
kennung durch die britische Regierung und erhielt als Gegenleistung eine 
Ölkonzession für die BCO in einem Gebiet mit einer Fläche von sieben 
Millionen Hektar. Das Gebiet lag nahe an der Grenze zu Panama und der 
wichtigen Kanalzone. Die USA verweigerten Tinoco die Anerkermung. 
Als es 1921 zu einem Grenzkonflikt zwischen Costa Rica und Panama 
kam, schalteten sich die USA ein. Der Krieg bekam den Namen »Spiel¬ 
zeugkrieg« und Costa Rica eine neue Regierung. Ihre erste Amtshandlung 
bestand darin, alle zuvor vergebenen Ölkonzessionen für null und nichtig 
zu erklären. Das galt natürlich in erster Linie der BCO. Im Gegenzug für 
zinsgünstige, umfassende Kredite an die neue Regierung von Costa Rica 
erhielten nun amerikanische Ölgesellschaften umfassende Ölkonzessio¬ 
nen. 

BCO zog daraufhin weiter nach Süden. 1922 hatte man in Maracaibo, 
am Mündungsdelta des Orinoco in Venezuela, ergiebige Ölvorkommen 
entdeckt. Alves kormte die größten Ölfelder davon seiner BCO sichern. 
Royal Dutch Shell folgte ihm rasch und gründete zwei neue Firmen: die 
Venezuelean Oil Concessions Ltd. und die Colon Development Company. 
Natürlich blieb Rockefellers Standard Oil nicht abseits stehen. Sie nahm 
den Kampf um die Herrschaft über das lateinamerikanische Öl mit der 
neugegründeten Standard Oil of Venezuela auf. Venezuela wurde wäh¬ 
rend der 1920er Jahre zu einem der bedeutendsten Ölförderländer der 
Welt. 

Die britischen Firmen hatten so beträchtliche Erfolge, weil sie von ihrer 
Regierung insgeheim unterstützt wurden und auf die Hilfe der britischen 
Geheimdienste zurückgreifen kormten. 1912, am Vorabend des Ersten 
Weltkriegs, kontrollierte Großbritannien erst zwölf Prozent der damals 
bekannten Ölreserven. 1925 hatte es den größten Teil der Welterdölreser¬ 
ven in seine Hand gebracht. 

Im September 1919 erschien in einem britischen Bankmagazin, dem 
Sperling 's Journal, ein Artikel von Sir Edward Mackay Edgar, der eine 
gute Einschätzung der Situation gibt: »Ich sollte erwähnen, daß zwei 
Drittel der neuerdings entdeckten Ölfelder Mittel- und Südamerikas in 
britischer Hand sind. Die Alves-Gruppe (BCO), die praktisch zwei Drit¬ 
tel der Vorkommen in der Karibik umfaßt, ist ganz britisch. Sie arbeitet 
unter einem Arrangement, das sicherstellt, daß alle seine Unternehmun¬ 
gen in britischer Hand bleiben. Oder nehmen wir die größte aller 
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Ölgesellschaften, die Shell-Gruppe. Sie besitzt allein oder kontrolliert An¬ 
teile an jedem wichtigen Ölfeld der Welt, inbegriffen die USA, Rußland, 
Mexiko, Holländisch-Ostindien, Rumänien, Ägypten, Venezuela, Trini¬ 
dad, Indien, Ceylon, Malaysia, Nord- und Südchina, Siam, die Niederlas¬ 
sungen an der Meerenge von Singapur und auf den Philippinen. Wir 
werden noch einige Jahre warten müssen, bis der gesamte Vorteil dieser 
Situation Früchte trägt. Daß aber die Ernte schließlich gewaltig sein wird, 
daran kann überhaupt kein Zweifel bestehen ... Amerika wird bald sein 
Öl von britischen Gesellschaften kaufen müssen und dafür in Dollar be¬ 
zahlen, und zwar in stets steigenden Proportionen, derm ohne Öl geht 
nichts mehr, und bald wird die eigene Produktion nicht mehr ausrei¬ 
chen. 

Aber im Jahr 1922 nötigte ein unerwarteter Schlag die konkurrieren¬ 
den amerikanischen und britischen Ölinteressen binnen kurzem zu ei¬ 
nem Burgfrieden. Im Osten braute sich ein Bündnis zusammen, das Eng¬ 
länder und Amerikaner zwang, ihre Weltherrschaftsambitionen zu einem 
Kondominium zusammenzuführen. Das Öl bildete nun die strategische 
Grundlage für die Sonderbeziehungen der ehemaligen Konkurrenten. 

Das Ereignis mit solch weitreichenden Eolgen ereignete sich in Genua. 
Wieder einmal war es Deutschland, das den Plänen Großbritanniens in 
die Quere kam und London gegen seinen Willen zur engeren Zusam¬ 
menarbeit mit Washington nötigte. 
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6. Kapitel 


Britisch-amerikanischer 

Schulterschluß 


Der Rapallo-Vertrag 

Am 16. April 1922 platzte auf der internationalen Wirtschaftskonferenz in 
der Villa de Alberti im italienischen Genua eine politische Bombe, deren 
Druckwelle bis über den Atlantik reichte. Der deutsche Außenminister 
Walter Rathenau eröffnete der Versammlung in Anwesenheit seines so¬ 
wjetischen Kollegen Tschitscherin, Deutschland und die Sowjetunion hät¬ 
ten ein bilaterales Wirtschaftsabkommen geschlossen. Die russische Seite 
habe auf deutsche Reparationszahlungen verzichtet, im Gegenzug sei 
Deutschland bereit, wichtige industrielle Technologie zu liefern. 

Der Vertrag hieß nach dem kleinen Ort Rapallo außerhalb Genuas, wo 
Russen und Deutsche ihn in nächtlichen Sitzungen ausgehandelt hatten. 
Das Rapallo-Abkommen traf die in der Villa de Alberti versammelten 
Vertreter der Siegermächte ganz unvorbereitet, insbesondere die Vertreter 
Englands und Frankreichs. 

Der Wirtschaftsgipfel von Genua war 1922 auf Drängen Englands zu¬ 
standegekommen. Großbritannien verfolgte damit drei politische Ziele. 
Zunächst wollte es zum Goldstandard zurückkehren, wie er vor 1914 ge¬ 
golten hatte und von London kontrolliert worden war. Zweitens wollten 
die Briten, indem sie das bolschewistische Rußland nach Genua eingela¬ 
den hatten, diplomatische Beziehungen zu Sowjetrußland anknüpfen. Seit 
die sowjetische Regierung sich geweigert hatte, die üppigen Schulden des 
zaristischen Rußlands anzuerkermen, wurde die Sowjetunion allerseits als 
Pariastaat behandelt. Und drittens hatten die Briten ihre amerikanischen 
Kollegen davon überzeugen können, der Konferenz fernzubleiben und 
ihnen diese Initiative allein zu überlassen. 

Englands Einladung an Moskau war eine deutliche Geste. Lukrative 
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Geschäfte mit den Russen sollten den diplomatischen Beziehungen fol¬ 
gen. ln Vorgesprächen hatten die Kommunisten zugestimmt, Royal Dutch 
Shell und anderen britischen Ölfirmen den Zugang zu den im Krieg zer¬ 
störten Ölfeldern von Baku zu öffnen und ihnen die alten Förder¬ 
konzessionen wieder einzuräumen. 

Natürlich verließen sich die Engländer nicht nur auf solche Zusagen. 
Während sie mit den Sowjets verhandelten, finanzierten sie seit 1918 
auch die weißrussische Gegenrevolution. Dabei hatte auch der damalige 
Kolonialminister Winston Churchill mitgeholfen, ln Erwartung, daß das 
Sowjetregime in kürzester Zeit politisch, militärisch und vor allem wirt¬ 
schaftlich zusammenbrechen würde, hatte Shell-Chef Deterding heimlich 
seine Eühler nach Paris ausgestreckt und dort alle Wertpapiere und 
Konzessionsbriefe für die Ölfelder Bakus aufkaufen lassen. Sie stamm¬ 
ten aus der Zeit vor der Revolution und schienen inzwischen wertlos 
geworden zu sein. Entsprechend billig waren sie zu haben. Er gründete 
die Anglo-Kaukasische Ölgesellschaft, in die er die Ölkonzessionen für 
Baku einbrachte. 

Die politischen Ereignisse, die Großbritannien die Annäherung an 
Moskau nahegelegt hatten, sind nicht uninteressant. Zum einen waren 
1918 britische und amerikanische Expeditionstruppen in Archangelsk 
gelandet. Sie sollten die weißrussische Gegenrevolution unterstützen. 
Winston Churchill hatte sich hinter eine russische Exilregierung unter 
dem recht zwielichtigen Boris Savinkow gestellt. Savinkow war in der 
Übergangsregierung Kerenskys Kriegsminister gewesen und weithin als 
morphiumsüchtig bekannt. Mit dem Einverständnis Churchills und der 
britischen Regierung hatte Royal Dutch Shell Savinkow beträchtliche 
Geldmittel zugespielt. Der kaufte sich damit die Generäle von Wrangel, 
Denikine und Admiral Kolschak mitsamt ihren Ereischärlern. 

Zum anderen flog damals gerade die sogenannte Lockhart-Verschwö- 
rung auf. Den beiden britischen Agenten Sir Robin Bruce Lockhart und 
Sidney Reilly wurde die Beteiligung am Attentat auf Lenin im August 
1918 vorgeworfen. Beide wurden in Abwesenheit zum Tode verurteilt. 
Um sicherzugehen, hatte Deterding für alle Eälle noch Gelder in eine 
kaukasische Separatistenbewegung gesteckt. Im Zweifelsfall hätte er sich 
von diesen Leuten die Ölfelder Bakus verpfänden lassen.^ 

Vier Jahre solcher teils geheimer, teils offener Umsturzversuche ge¬ 
gen das bolschewistische Regime hatten keinen Erfolg gebracht. Das 
zwang die Briten, ihre Taktik den Russen gegenüber zu ändern. 1921 
verkündigte Lenin sein verzweifelt pragmatisches neues Wirtschaftspro- 
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gramm (NEP) und signalisierte London russisches Entgegenkommen. Das 
ließ dort die Hoffnungen auf lukrative Exklusivgeschäfte im Osten wieder 
aufkeimen. 


Sinclair und das amerikanische Angebot 

Ebenso entschlossen wie die britischen Ölgesellschaften waren die ame¬ 
rikanischen, die riesigen russischen Ölfelder unter ihre Kontrolle zu brin¬ 
gen, allen voran Rockefellers Standard Oil. Daraus entspann sich ein hitzi¬ 
ger Konkurrenzkampf, der vor allem auf dem diplomatischen Parkett und 
mit Hilfe von Geheimdienstleuten ausgetragen wurde. Und hier fühlten 
sich die Briten überlegen. 

Im Jahre 1922 schien nun die Zeit reif, daß Moskau sich den briti¬ 
schen Absichten öffnen würde. Englands Hauptrivale im Gerangel um 
die Ölkonzessionen in Baku war die amerikanische Ölgesellschaft von 
Harry Sinclair. Der wurde plötzlich in einen Skandal verwickelt und 
schließlich durch eine gewaltig aufgerührte Medienkampagne ausge¬ 
schaltet. 

Harry Sinclair besaß eine Ölfirma in Oklahoma. Die Sinclair Oil Com¬ 
pany erschien allgemein als unabhängige Eirma. ln Wirklichkeit war sie 
aber nur »Strohmann« für Standard Oil und deren Bankinteressen. Man 
schickte ihn immer dann aus, wenn sich irgendwo neue Eelder oder 
Marktchancen andeuteten. Sinclair trat also auf, wenn man kein direktes 
Standard-Oil-Angehot machen wollte, weil das die allgemeine Aufmerk¬ 
samkeit, vor allem der britischen Konkurrenz, geweckt und die Preise 
unnötig hochgetrieben hätte. 

Sinclair war also durchaus nicht der Einzelgänger und »self-made 
man«, als den ihn die Medien darstellten. Im Aufsichtsrat seiner Sinclair 
Refining Company saß Theodore Roosevelt jun., der Sohn des früheren 
Präsidenten. Archibald Roosevelt, dessen Bruder, war Vizepräsident bei 
Sinclair Oil. William Boyce Thompson, Direktor von Rockefellers Chase 
Bank in New York, der Hausbank von Standard Oil, saß ebenfalls in Sin- 
clairs Aufsichtsrat. 

Harry Sinclair hatte sich mit Leonid Krassin, einem Emissär der so¬ 
wjetischen Regierung, in London öfters getroffen. Zu den Besprechun¬ 
gen begleiteten ihn US-Senator Albert Lall und sein Stellvertreter Archi¬ 
bald Roosevelt. Es ging um den Wiederaufbau der wertvollen Ölfelder 
von Baku und darüber hinaus noch um die Entwicklung neuer, reicher 
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Ölvorkommen auf der Insel Sachalin. Ein weiteres Vorhaben war, zusam¬ 
men mit der sowjetischen Regierung eine Handelsgesellschaft zu grün¬ 
den, die das sowjetische Öl auf dem Weltmarkt vermarkten sollte. Den 
Gewinn wollten sich beide Seiten 50:50 teilen. 

Die Sinclair-Gruppe wollte 115 Millionen Dollar bereitstellen. Au¬ 
ßerdem wollte die US-Regierung dulden, daß eine größere russische 
Staatsanleihe in den USA aufgelegt würde. Voraussetzung dazu war die 
diplomatische Anerkennung der sowjetischen Regierung durch die 
USA. Das hätte die internationale Isolation der sowjetischen Regierung 
durchbrochen. Moskau wußte um die hervorragenden Beziehungen Sin- 
clairs zu Präsident Harding und dessen republikanischer Regierung. 
Sinclair war mit dem Abkommen einverstanden, weil er wußte, daß 
Harding bereit war, die Sowjets anzuerkermen. 

Da brach in Wyoming ein Skandal vom Kaliber des späteren Waterga¬ 
te-Skandals gegen die Regierung Nixon aus. Die Informationen, die ihn 
auslösten, stammten von der Konkurrenz, der Shell-Gruppe. Deterding 
selbst hatte sie der Presse zugespielt. In den Skandal waren Sinclair, Sena¬ 
tor Fall und sogar Präsident Harding verwickelt. Ihnen wurde vorge¬ 
worfen, sich unverhältnismäßig günstige Schürfrechte im regierungs¬ 
eigenen Gebiet Teapot Dome im Staate Wyoming zugeschustert zu haben. 
Ein Mediensturm brach los. Weder der Presse noch den Autoren ver¬ 
schiedener Kongreßeingaben fiel jedoch die merkwürdige zeitliche Über¬ 
einstimmung zwischen dem Ausbruch des Skandals und dem vorge¬ 
sehenen Vertragsabschluß mit den Russen auf. Um ein Haar hätte Sinclair 
den Briten die wertvollen Baku-Konzessionen weggeschnappt und sie für 
die USA gesichert. Der Skandal verhinderte dies.^ 

Präsident Harding wollte gerade die neuen diplomatischen Beziehun¬ 
gen zur Sowjetunion und den vorteilhaften Handelsvertrag bekarmt ma¬ 
chen, als der Teapot-Dome-Skandal platzte. Harry Sinclairs Photo 
schmückte am 14. April 1922 die Titelseite des Wall Street Journal und 
bald jeder größeren Zeitung. Birmen eines Jahres starb Präsident Har¬ 
ding unter sehr merkwürdigen Umständen. Der folgende Präsident 
Coolidge ließ Sinclair fallen. Auch ließ er die Finger von dem brenzligen 
Baku-Geschäft und machte keine Anstalten zur diplomatischen Aner- 
kermung der Sowjetunion. Der Verdacht kam auf, daß hier die bewährte 
Hand des britischen Geheimdienstes im Spiel gewesen war, um das 
amerikanische Angebot an die Sowjets auf gekormte Weise vom Tisch zu 
fegen. 
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Ein zaghafter Versuch Deutschlands 

Dies also war der internationalen Wirtschaftskonferenz in Genua voraus¬ 
gegangen, wo die Briten ihren Sieg über die amerikanische Konkurrenz 
und ihren Zugriff auf das riesige Wirtschaftspotential Rußlands feiern 
wollten, ln die Feier platzten Walter Rathenau und Georgij W. Tschit- 
scherin mit dem Rapallo-Vertrag. Sie hatten ihn in den wenigen Konfe¬ 
renzwochen zustandegebracht, ohne daß die anderen Konferenzteilneh¬ 
mer, auch nicht die Engländer und Franzosen, etwas davon bemerkt hat¬ 
ten. 

Dabei war es eigentlich gar nicht Rathenaus bevorzugte Absicht gewe¬ 
sen, mit der Sowjetunion ins Geschäft zu kommen. Viel lieber wäre er mit 
den Briten und Amerikanern klar gekommen. Als Reichsminister für Wie¬ 
deraufbau hatte er wiederholt Vorschläge und dringende Eingaben an die 
westlichen Siegermächte gerichtet. Von ihnen erhoffte er sich Zugeständ¬ 
nisse, die es der deutschen Wirtschaft ermöglicht hätten, das Geld für die 
Reparationszahlungen auch zu verdienen. Er wurde immer wieder abge¬ 
wiesen. Statt dessen knebelte man die deutsche Wirtschaft durch immer 
neue Auflagen und Benachteiligungen. Zum Beispiel erhoben seit 1921 
gerade die Briten, die sich für den Freihandel so stark machten, einen Ein¬ 
fuhrsonderzoll von 26 Prozent auf Waren aus Deutschland. 

Im Westen wollte man alles unterbinden, was es den Deutschen er¬ 
laubt hätte, die Versailler Reparationsforderungen zu bezahlen. Der 
Grund hierfür war, daß die Engländer das Sykes-Picot-Abkommen revi¬ 
dieren wollten. Die Franzosen sollten nämlich auf die ihnen ursprüng¬ 
lich zugesagten Ölfelder von Mosul verzichten, und die Engländer woll¬ 
ten ihnen das durch Zugeständnisse bei der geplanten militärischen Be¬ 
setzung des Ruhrgebiets schmackhaft machen. Als es dann zur Ruhrbe¬ 
setzung kam, rührte sich, von einer diplomatischen Pflichtübung abge¬ 
sehen, kein englischer Widerstand. 

Nur weil er im Westen auf Granit biß, suchte Rathenau nach anderen 
Wegen, um die deutsche Industrie aus ihrem Nachkriegstief zu führen. 
Rathenau entstammte einer bekarmten Industriellenfamilie. Sein Vater 
Emil war Ingenieur und hatte den großen Elektrokonzern AEG aufgebaut. 
Die Idee, der Sowjetunion Industriegüter und -anlagen zu liefern, damit 
die deutsche Schwerindustrie zu sanieren und Deutschland die Rohstoff¬ 
versorgung zu sichern, lag ihm also nicht fern. 

Seit dem Versailler Diktat konnte die deutsche Regierung nur auf 
Pump - vornehmere Leute nennen es »deficit spending« - überleben. Die 
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Reichsbank druckte das Geld, das die Regierung zur Deckung ihrer 
Schulden ausgab. Die Geldausschüttung erfolgte schneller, als es neu¬ 
geschaffene Werte dafür zu kaufen gab. Die Inflation war vorprogram¬ 
miert. Sie wurde aber als kleineres Übel in Kauf genommen. Alles andere 
hätte nämlich unweigerlich zur wirtschaftlichen Selbstaufgabe Deutsch¬ 
lands geführt. 

Rathenau wußte sehr wohl, daß die Kosten des verlorenen Weltkriegs 
allein schon den Keim einer gefährlichen Inflation gelegt hatten. Im Jahre 
1919 war die Golddeckung der Reichsmark auf die Hälfte des Vorkriegs¬ 
standes zusammengeschrumpft. Die Großhandelspreise waren laut amtli¬ 
cher Statistik kriegsbedingt um 150 Prozent gestiegen, die Schwarzmarkt¬ 
preise um weit mehr. Der Krieg war in Deutschland anders als in England 
ausschließlich durch Kriegsanleihen der eigenen Bevölkerung finanziert 
worden. Für Deutschland hatte kein Bankhaus Morgan Gelder im Ausland 
aufgetrieben. Deutschland war vielmehr systematisch von den internatio¬ 
nalen Kreditmärkten ausgeschlossen gewesen. 

Darüber hinaus hatten sich die Siegermächte nach der Niederlage alle 
für die Deutschen lebenswichtigen Wirtschaftsquellen angeeignet. Die 
Briten zum Beispiel übereigneten sich die Kolonien, insbesondere Tanga¬ 
njika und Deutsch-Südwestafrika. Die zukunftsträchtigen Märkte des 
Osmanischen Reiches, die der Bau der Bagdad-Bahn erschließen sollte, 
waren dahin. Mit Elsaß-Lothringen und den ostelbischen Gebieten waren 
wichtige Rohstofflager und gute landwirtschaftliche Nutzflächen vom 
Reichsgebiet abgetrermt worden. Auf diese Weise hatte Deutschland 75 
Prozent seiner Eisenerzlager, 68 Prozent seiner Zinkerze und 26 Prozent 
seiner Kohlevorräte eingebüßt. Auch die Textilindustrie im Elsaß und die 
für die Düngemittelindustrie so wichtigen Phosphatlager waren verlo¬ 
ren. Die gesamte Handelsflotte wurde beschlagnahmt, ein Fünftel aller 
Binnenschleppkähne, und mit drastischen Folgen für die Eiweißversor- 
gung der Bevölkerung wurde ein Viertel der Fischereiflotte konfisziert. 
Das genügte noch nicht. 5000 Lokomotiven, 150000 Eisenbahnwagens 
und 5000 Lkw mußten abgeliefert werden. Dies alles wurde als Kriegsre¬ 
parationszahlung eingetrieben, ehe noch ein Gesamtbetrag dafür festge¬ 
legt worden war. Die Lieferungen wurden auf die später verhängten 
Geldzahlungen auch nicht angerechnet. 

Erst im Mai 1921 traf sich das Reparationskomitee der Siegermächte, 
um den endgültig aus Deutschland einzutreibenden Betrag und die Zah¬ 
lungsbedingungen festzulegen. Das Ergebnis war das sogenannte »Lon¬ 
doner Ultimatum«. Es legte fest, daß Deutschland außer den bereits er- 
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wähnten Sachlieferungen noch Verbindlichkeiten in der für damalige Oh¬ 
ren astronomischen Höhe von 120 Milliarden Goldmark zu übernehmen 
hatte. Selbst britische Experten wie John Maynard Keynes hielten diese 
Summe für das Dreifache dessen, was Deutschland mit einiger Wahr¬ 
scheinlichkeit würde aufbringen können. Die Reparationsschuld wurde 
mit jährlich sechs Prozent für damalige Verhältnisse sehr hoch verzinst. 
Zusätzlich wurde, wie bereits erwähnt, ein Sonderzoll über alle von 
Deutschland gelieferten Waren verhängt. Eine alliierte Reparations¬ 
agentur in Berlin überwachte die Zahlungsvorgänge im Land. Sie hatte 
auch dafür zu sorgen, daß als Zahlungsgarantie immer neue Steuern ver¬ 
hängt wurden. 

Die Bezeichnung »Londoner Ultimatum« bestand zu Recht. Denn die 
Siegermächte drohten das industrielle Herzland Deutschlands, das 
Ruhrgebiet, militärisch zu besetzen, falls Deutschland den unglaubli¬ 
chen Bedingungen nicht binnen sechs Tagen zustimmte oder seinen 
Zahlungsverpflichtungen nicht pünktlich nachkäme. Es ist nicht ver¬ 
wunderlich, daß der Reichstag dem Ultimatum nur mit einer äußerst 
dünnen Mehrheit beipflichtete.^ 

Und nun kam der Rapallo-Vertrag. Er allein hätte der deutschen Wirt¬ 
schaft jedoch kaum wieder auf die Beine helfen körmen. Was die westli¬ 
chen Alliierten an dem Vertrag wirklich erschreckte, war etwas ganz an¬ 
deres. Der Vertrag sah nämlich vor, daß die Deutschen den Sowjets die 
Industrieanlagen liefern sollten, die sie befähigt hätte, die Ölfelder von 
Baku selbst und unabhängig von westlichen Eirmen zu betreiben. 

Darüber hinaus hatten sich die Deutschen als Gegenleistung ver¬ 
pflichtet, in ihrem Land ein Netz von Öl- und Benzinlagern sowie Tank¬ 
stellen einzurichten, das der Vermarktung sowjetischen Öls gedient hätte. 
Zu diesem Zweck hatte man eigens eine Eirma, die Deutsch-Russische 
Petroleumgesellschaft oder DEROP, gegründet. Damit hätte sich Deutsch¬ 
land aus dem eisernen Griff der britischen und amerikanischen Ölkartelle 
befreien können, die nach Versailles den deutschen Markt unangefochten 
beherrschten. 

Rathenau hat sich niemals gegen die Eorderungen des Londoner Ulti¬ 
matums gestellt. Er suchte nur blauäugig nach praktischen Möglichkeiten, 
sie erfüllen zu können.^ 
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Ruhrbesetzung und galoppierende Inflation 

Die Antwort auf das Rapallo-Abkommen ließ nicht lange auf sich war¬ 
ten. Bereits zwei Tage nach seiner offiziellen Bekanntmachung, am 18. 
April 1922, überreichten die Siegermächte in Berlin eine alliierte Protest¬ 
note. Sie verurteilte, daß Deutschland »hinter dem Rücken« der Repara¬ 
tionskommission mit den Russen verhandelt habe. Das war noch übliche 
diplomatische Praxis. Die weniger übliche folgte am 24. Juni 1922. Gut 
zwei Monate nach dem Rapallo-Vertrag wurde Walter Rathenau vor 
seinem Haus im Berliner Grunewald ermordet. Als Täter wurden zwei 
Rechtsextremisten ausgemacht, Mitglieder der extremistischen »Or¬ 
ganisation Consul«. Der eine wurde bei der Festnahme im Schußwechsel 
mit der Polizei getötet, der andere beging unmittelbar nach der Festnah¬ 
me »Selbstmord«. 

Die Tat wurde als Ausgeburt des um sich greifenden Extremismus und 
Antisemitismus hingestellt. Es machten aber auch Gerüchte die Runde, 
»ausländische Interessen« hätten den Schützen die Hand geführt. Einige 
sprachen sogar offen von »britischen Interessen«. Wie dem auch sei, der 
Architekt des Rapallo-Abkommens, einer der bedeutendsten Politiker im 
Nachkriegsdeutschland, war beseitigt und die Nation bis in die Grundfe¬ 
sten erschüttert. 

Der Mord an Rathenau war freilich nur der Anfang. Den Rest hatte 
Prankreich zu erledigen. England wollte offiziell mit dem Revanchismus 
der Regierung Poincare in Prankreich nichts zu tun haben, verstand es 
aber, diesen zu einem besonderen Kuhhandel auszunutzen. Prankreich 
sollte, wie gesagt, auf die Gebiete um Mosul verzichten, obwohl England 
ihm dieses Gebiet im geheimen Sykes-Picot-Abkommen von 1916 zuge¬ 
sagt hatte. Den Verlust und die damit verbundene Beleidigung französi¬ 
schen Ehrgefühls machte England den Pranzosen dadurch schmackhaft, 
daß es ihnen die Besetzung des Rheinlandes und des Ruhrgebietes nahe¬ 
legte. England würde lediglich verbalen Protest dagegen erheben, im üb¬ 
rigen aber den französischen Schritt absichern. Die englische Diplomatie 
sah es nicht ungern, daß die Pranzosen die Rolle des Scharfmachers, der 
Deutschland den Rest geben wollte, übernahmen.^ 

Der Regierung Poincare fehlte nur noch ein Vorwand, um den Ein¬ 
marsch vor aller Welt zu rechtfertigen. Er war vorsichtshalber in die 
Bestimmungen des Versailler Abkommens bereits eingebaut worden. 
Am 26. Dezember 1922 traf sich das Reparationskomitee in London zu 
seiner Jahresabschlußsitzung. Poincare trat auf und klagte Deutschland 
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an, mit der Vertragserfüllung in Verzug geraten zu sein. Eine Holz¬ 
lieferung zur Herstellung von Telegrafenmasten war noch unterwegs, 
und an den Kohlelieferungen fehlte eine kleinere Menge.^ 

Unmittelbar nach den Schüssen auf Rathenau begann die Reichsmark 
an den internationalen Märkten zu fallen. Im Juli 1922 war sie auf 493 
Mark pro Dollar gesunken. Das Vertrauen in die politische Stabilität der 
Weimarer Republik hatte sein Nachkriegstief erreicht, ln der Reichsbank 
lief die Druckerpresse auf Hochtouren. Die Regierung wollte krampfhaft 
zwei miteinander nicht zu vereinbarende Ziele zugleich erreichen. Sie 
wollte den Londoner Reparationsforderungen pünktlich nachkommen 
und im Land Vollbeschäftigung erzielen. Die Regierung förderte zu die¬ 
sem Zweck die Exportindustrie, damit sie die für die Schuldenzahlungen 
benötigten Devisen verdienen kormte. Schon im Dezember war der Wert 
der Mark auf 7592 pro Dollar abgesackt. 

Am 9. Januar gab das Reparationskomitee dem Antrag Lrankreichs mit 
drei gegen eine Stimme statt. Lrankreich, Belgien und Italien stimmten 
dafür, England hatte zum Schein widersprochen. Deutschland wurde 
offiziell vorgeworfen, die Reparationszahlungen nicht eingehalten zu ha¬ 
ben. Schon am 11. Januar erteilte Poincare seinen Truppen den Befehl 
zum Einmarsch ins Ruhrgebiet. Belgische und italienische Truppenteile 
beteiligten sich pro forma. Eabrikanlagen und die Städte des Ruhrgebietes 
sowie des übrigen Rheinlandes wurden besetzt. Das besetzte Gebiet war 
100 Kilometer lang und etwa 50 Kilometer tief, ln ihm lebten etwa zehn 
Prozent der deutschen Bevölkerung. Hier wurden 80 Prozent der Stein¬ 
kohle gefördert, 70 Prozent des Stahls erzeugt und 70 Prozent des Pracht¬ 
aufkommens abgewickelt. England hatte 1921 noch selbst mit der Ruhr¬ 
besetzung gedroht, kritisierte nun aber zum Schein und wirkungslos das 
Vorgehen Prankreichs. 

Die Reichsregierung rief die Bevölkerung zum passiven Widerstand 
auf. Sämtliche Beamte, auch die bei Post und Bahn, sollten sich weigern. 
Befehle der Besatzer auszuführen. Aber nicht nur die Beamten folgten 
dem Aufruf. Überall in den Stahlwerken, Kohlenzechen und sonstigen 
Betrieben kam die Arbeit zum Erliegen. Nichts lief mehr. Die Pamilien der 
Streikenden mußten unterstützt werden, und die Reichsbank druckte das 
erforderliche Geld. 

Weil die Produktion fast vollständig zum Erliegen kam, warf Prank- 
reich eigene Ingenieure und Truppen als Arbeiter ins Revier. Aber auch 
damit kam die Produktion nicht nennenswert in Gang. Bis Ende 1923 ge¬ 
lang es den Besatzern unter Zwang, knapp ein Drittel von dem weg- 
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zuschaffen, was ihnen zuvor freiwillig überstellt worden war. Dabei 
scheuten sie nicht vor drakonischen Maßnahmen zurück. Bei Strafaktio¬ 
nen wurden mehr als 150 000 Deutsche deportiert, 400 getötet und 2000 
verwundet. 

Die wirtschaftlichen Folgen der Besetzung waren verheerend, weil die 
Besatzer versuchten, das besetzte Gebiet hermetisch vom Reichsgebiet 
abzuriegeln. Sie beschlagnahmten alle Bargeldbestände, die sie in den 
Kassen der Banken, Postämter oder Betriebe fanden. Die Reichsregierung 
stellte mit sofortiger Wirkung alle Reparationszahlungen an Frankreich, 
Belgien und Italien ein, zahlte aber pünktlich weiter an England. 

Das ruinierte nun Deutschlands Zahlungsfähigkeit völlig. Zwar war 
der Wert der Mark bereits Ende 1922, als sich die Ruhrbesetzung politisch 
abzuzeichnen begann, inflationär abgeglitten. Mit der Ruhrbesetzung fiel 
er rasch auf rund 18 000 Mark pro Dollar. Krampfhaft einsetzende, antiin¬ 
flationäre Maßnahmen der Reichsbank konnten diesen Kurs bis etwa Mai 
verteidigen. Danach waren auch ihre Möglichkeiten erschöpft. Die Antiin¬ 
flationsmaßnahmen hatten die Wirtschaft so geschwächt, daß Berlin alle 
Maßnahmen zur Rettung der Währung aufgab. 

Nun geriet die Lage völlig außer Kontrolle. Im Juli war ein Dollar 
schon 353 000 Mark wert, im August 4 620 000. Der Wert der Mark stürzte 
im freien Eall. Am 15. November kostete der Dollar schließlich 4,2 Billio¬ 
nen Mark. Die Wirtschaftsgeschichte hatte so etwas bis dahin noch nicht 
erlebt. 

Die Preise folgten der Geldentwertung mit geringer Verzögerung rasch 
nach. Wählen wir für den Juli 1922, also unmittelbar nach Rathenaus Er¬ 
mordung, einen Preisindex von 100, dann stiegen die Preise bis Januar 
1923, dem Beginn der Ruhrbesetzung, um etwa das Dreißigfache und 
erreichten die Indexzahl 2785. Der Preisindex kletterte bis zum Juli des 
Jahres auf 74 787. Im September lag er bei 23 949 000, und erreichte im 
November 750 Milliarden. Das fegte alle Ersparnisse der Bevölkerung 
hinweg. Einigen wenigen Schiebern gelang es, selbst aus der Inflation 
Gewinn zu schlagen, aber die Masse der Bevölkerung versank in bitterer 
Armut. Regierungsanleihen, Pfandbriefe, Kommunalobligationen, Bank¬ 
einlagen - alles war wertloses Papier. Der wichtige industrielle Mit¬ 
telstand wurde damals wirtschaftlich ruiniert. 

Inzwischen war Gustav Stresemann in Deutschland an die Regierung 
gelangt. Er ordnete noch im September 1923 das Ende des passiven Wi¬ 
derstands an. Im November - die Hyperinflation hatte ihren Gipfel er¬ 
reicht - Unterzeichnete er ein formelles Abkommen mit Erankreich und 
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den übrigen Besatzungsmächten. Alles atmete erleichtert auf. Geändert 
hatte sich nichts. Aber Deutschland war für die weitere Behandlung 
weichgeklopft worden. 

Im Oktober 1923 hatte US-Außenminister Charles Evans Hughes, der 
früher Syndikus bei Rockefellers Standard Oil gewesen war, Präsident 
Calvin Coolidge empfohlen, der Farce ein Ende zu machen. Er schlug 
vor, die Zahlungsbedingungen für die Schulden neu zu regeln. Nur so 
ließe sich, wie er meinte, die Schuldenpyramide über Deutschland, die 
in den politischen Wirren nach dem Rapallo-Schock einzustürzen droh¬ 
te, retten. Hughes schlug vor, einen ihm verbundenen Bankier mit der 
Neuregelung der Schuldenfrage zu betrauen. Es handelte sich um 
Charles C. Dawes. Er war für das Bankhaus /. P. Morgan tätig gewesen 
und durch einige Korruptionsskandale und Bestechungsaffären in der 
Republikanischen Partei von Illinois ins Zwielicht geraten. 

Dawes erhielt den Vorsitz über das nach ihm benannte Komitee und 
legte am 9. April 1924 seinen Plan vor, wie die Reparationsforderungen 
hinfort eingetrieben werden sollten. Die Delegierten griffen den Plan auf. 
Auch die Vertreter der Regierung Stresemann stimmten, nachdem der 
Widerstand in Deutschland gebrochen war, zu. Im Mai verlor Poincare in 
Frankreich die Wahlen. Edouard Herriot löste ihn ab. Auch sein neues 
Kabinett stimmte als eine der ersten Amtshandlungen dem Dawes-Plan 
zu. Am 1. September trat er offiziell in Kraft. 

Der Dawes-Plan ist das erste deutliche Zeichen für eine erneute Annä¬ 
herung zwischen Amerikanern und Engländern. Sie begruben ihre Ver¬ 
stimmungen über die Verteilung der Kriegsbeute und begannen es im 
eigenen Interesse für vorteilhafter zu halten, ihre Macht und ihren poli¬ 
tischen Einfluß miteinander zu verbinden. Eine neue atlantische Zusam¬ 
menarbeit bahnte sich an. Die britische Elite hatte begriffen, daß es sich 
für sie auszahlte, wenn sie den Amerikanern auf der Weltbühne den Vor¬ 
tritt ließ, dafür aber ihren Einfluß auf die amerikanische Politik um so 
besser ausüben konnte.^ 

Der Dawes-Plan wollte sicherstellen, daß die Schuldenzahlungen der 
Deutschen pünktlich und vollständig erfolgten. Er stellte die Haushalts¬ 
und Finanzpolitik unmittelbar unter die Kontrolle der privaten amerika¬ 
nischen Bankgesellschaften. Das war wirksamer und kostengünstiger als 
Poincares militärische Besetzung. Aber ohne die Erfahrungen der Ruhr¬ 
besetzung, der Hyperinflation und ihrer politischen Auswirkungen hätte 
sich wahrscheinlich keine deutsche Regierung auf so etwas eingelassen. 

Im November 1923 wurde der deutsche Bankier Hjalmar Schacht als 
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Bevollmächtigter für Währungsstabilität eingesetzt. Schachts Vater hatte 
es bis zum Leiter der Deutschland-Abteilung einer Lebensversicherung 
der Morgan-Gruppe gebracht. Morgan hatte Hjalmar zu sich geholt und 
in die wirkliche Bankpraxis eingeweiht. Außerdem pflegte Schacht en¬ 
gen Umgang mit Montagu Norman, dem Gouverneur der Bank von 
England. 

Hjalmar Schacht wurde für seine Rentenmark berühmt. Es handelte 
sich um ein Zahlungsmittel, das in Ermangelung von Gold und Devisen 
den Grund und Boden verpfändete. Am 20. November, als Schacht seinen 
Plan zur Währungsstabilisierung vorlegte, starb Reichsbankpräsident 
Rudolf Havenstein unter merkwürdigen Umständen. Er hatte dieses Amt 
seit 1908 innegehabt und in äußerst schwierigen Zeiten sehr erfolgreich 
geführt. Den Siegermächten war er ein Dorn im Auge. Stresemann und 
sein sozialdemokratischer Einanzminister Hilferding hatten sich alle er¬ 
denkliche Mühe gegeben, ihn aus dem Amt zu drängen. 

Bald wurde auch klar, warum Havenstein gehen sollte. 

Am 4. Dezember 1923 hatte der Aufsichtsrat der Reichsbank mit gro¬ 
ßer Mehrheit beschlossen, Havensteins Vertrauten Karl Helfferich, den 
früheren Vorstandsvorsitzenden der Deutschen Bank und Architekten 
des Bagdad-Bahn-Projekts, zu seinem Nachfolger im Amt des Reichs¬ 
bankpräsidenten zu wählen. Stresemann und Hilferding hatten andere 
Pläne für dieses Amt. Am 18. Dezember machten sie Morgans Mann in 
Deutschland, Hjalmar Schacht, zum Reichsbankpräsidenten. Das gehörte 
zum ungeschriebenen Teil des Dawes-Plans.® Wenige Monate später kam 
Helfferich bei einem Zugunglück ums Leben. 

Unter dem Dawes-Plan bezahlte Deutschland seine Schulden und 
Zinsverpflichtungen fünf Jahre lang pünktlich und vollständig. Dies hatte 
den vorgeplanten Effekt, daß Deutschland 1929 nicht weniger, sondern 
mehr Schulden hatte als zuvor. Hier haben wir bereits das einfache Sche¬ 
ma organisierter Plünderung vor uns, das die Londoner und New Yorker 
Banken später gegenüber den Entwicklungsländern auf die heute beob¬ 
achtbare Spitze trieben. 

S. Parker Gilbert, ein Partner J. P. Morgans und Vertrauter Owen D. 
Youngs, richtete sich in Berlin als Hauptbevollmächtigter der Sieger¬ 
mächte ein Büro ein. Von dort aus überwachte er die Schuldenzahlungen. 
Mit einem Risiko, das gegen Null ging, begannen die Londoner und New 
Yorker Banken ein lukratives Leihgeschäft zu für sie extrem profitablen 
Bedingungen. Das Geld floß ihnen aus den Reparationszahlungen zu und 
konnte so immer wieder mit Provisionen und hohen Zinsen ausgeliehen 
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werden. Auf diese Weise ließ sich eine riesige internationale Schulden¬ 
pyramide auftürmen. 

ln den Jahren 1924 bis 1931 hatte Deutschland 10,5 Milliarden Mark an 
Reparationszahlungen geleistet, dafür aber aus Übersee 18,6 Milliarden 
Kredit aufgenommen. Was als »Erholung Deutschlands nach 1923« unter 
der Regie Hjalmar Schachts und Montagu Normans galt, war in Wirk¬ 
lichkeit eine gewaltige Wechselreiterei der anglo-amerikanischen Banken. 
Man wiegte sich allgemein in Sicherheit, weil die in Deutschland an die 
Macht gesetzte Regierung keine Rapallo-Initiativen und keinen Wider¬ 
stand gegen die Kommandos der Siegermächte erwarten ließ. Die aufge¬ 
türmte Schuldenpyramide mußte aber einstürzen, sobald der Kreditstrom 
aus New York und London unterbrochen wurde. Ein solches Ereignis trat 
1929 ein.^ 


Ein Weltölkartell 

Die Amerikaner und Briten hatten inzwischen den Kampf um die wirt¬ 
schaftliche und finanzielle Vormachtstellung bei gelegt. Den Krieg ums Öl, 
der die Weltpolitik über ein Jahrzehnt in Atem hielt, beendete ein »Waf¬ 
fenstillstand«. Er manifestierte sich in dem allmächtigen anglo- 
amerikanischen Erdölkartell, das später den Spitznamen »Sieben Schwe¬ 
stern« erhielt. 

Das Eriedensabkommen zwischen den Rivalen war am 17. September 
1928 auf Schloß Achnacarry in Schottland geschlossen worden. Sir Henri 
Deterding von Royal Dutch Shell hatte das Schloß als Zeichen seines neu¬ 
en Standes erworben. Er hatte unter anderem John Cadman, der die An- 
glo-Persische Ölgesellschaft der britischen Regierung (heute British Pe¬ 
troleum, BP) vertrat, und Walter Teagle, den Präsidenten von Rockefel- 
lers Standard Oil of New Jersey (Esso), zu sich geladen. Anläßlich einer 
Birkhuhnjagd schuf man das wichtigste und mächtigste Kartell der 
Welt. Die »Sieben Schwestern« sind nämlich in Wirklichkeit nicht sieben 
unterschiedene Schwestern, sondern eher ein Einzelkind, das auf sieben 
verschiedene Namen hört. 

Der auf Schloß Achnacarry geschlossene, streng geheime Pakt erhielt 
den Namen »As Is Agreement of 1928«, wurde aber auch »Achnacarry 
Agreement« genarmt. Darin einigten sich die führenden Ölmagnaten 
Englands und Amerikas darauf, die zu dieser Zeit erreichte Aufteilung 
der Welt festzuschreiben, einen für alle verbindlichen Ölpreis festzu- 
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setzen und die kostentreibenden Konkurrenz- und Preiskämpfe einzu¬ 
stellen. 

Die jeweiligen Regierungen ratifizierten dieses eigentlich »privat« ab¬ 
geschlossene Abkommen noch im gleichen Jahr. Es hieß nun das »Red 
Line«-Abkommen. England und das schwache Erankreich mußten den 
Amerikanern 1927 Zutritt zum Nahen Osten gewähren und ihre gehei¬ 
men Abkommen aus dem Krieg dahingehend abändern. Nun zog man 
eine »rote Linie« von den Dardanellen, an Palästina vorbei, durch den 
Suezkanal, bis zum Jemen und von dort durch den Persischen Golf rund 
um die Türkei, Syrien, Libanon, Saudi-Arabien, Jordanien, Irak und Ku¬ 
wait. Und wehe dem, der es wagte, in das Gebiet irmerhalb dieses rot 
markierten »Stolperdrahts« vorzustoßen bzw. dort eigene Interessen gel¬ 
tend zu machen! ln dem so abgegrenzten Gebiet errichteten die verschie¬ 
denen Ölinteressen so etwas wie eiserne Vorhänge. Sie bestehen trotz 
scheinbarer Unabhängigkeit der betreffenden Staaten bis heute. Im Irak 
erhielten BP, Shell und die Compagnie Frangaise des Petroles, die der Deut¬ 
schen Bank nach dem verlorenen Krieg die Konzessionen abgenommen 
hatte, das exklusive Recht, die Ölvorräte 75 Jahre lang auszubeuten. Ku¬ 
wait teilten sich BP und Gulf Oil, die zur amerikanischen Mellon-Gruppe 
gehörte.io 

Zum Achnacarry-Kartell gehörten alle nennenswerten Gesellschaften 
im anglo-amerikanischen Einzugsgebiet wie Esso (Standard Oil of New 
Jersey), Mobil (Standard Oil ofNew York), Gulf Oil, Texaco, Chevron (Stan¬ 
dard Oil of California), Royal Dutch Shell und British Petroleum. Es bestand 
in dieser Eorm bis 1932. Danach wurde es aggressiv auf außenstehende 
Linnen ausgedehnt. Eür sogenannte Außenseiter hatte man folgendes 
Rezept: »Es wird festgehalten: Die Umwandlung von nicht kontrollierten 
Außenseitern in kontrollierte ist wünschenswert, ln dieser Hinsicht wird 
Mitgliedern von >As ls< (gemeint ist das Achnacarry-Kartell) nahegelegt, 
erfolgreiche Handels- und Vertriebsgesellschaften als Tendenz, die 
Marktstabilität zu erhöhen, aufzukaufen.«u (Hervorhebung W.E.) 


Das »Projekt Hitler« 


Die instabile internationale Einanzordnung, die dem besiegten Zentral¬ 
europa von den Londoner und New Yorker Bankiers im Versailler Vertrag 
von 1919 auferlegt worden war, brach 1929 zusammen. Montagu Norman, 
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damals als Gouverneur der Bank von England der einflußreichste Zentral¬ 
bankier der Welt, hatte selbst den Krach an der Wall Street im Oktober 
1929 herbeigeführt. Die Bank von England hatte nämlich den Gouverneur 
der amerikanischen Federal Reserve Bank, George Harrison, aufgefordert, 
die Zinsen in Amerika anzuheben, um das Spekulationsfieber in den USA 
zu bremsen. Harrison folgte dem Rat, und es kam zum dramatischsten 
Einanz- und Wirtschaftskollaps in der bisherigen amerikanischen Ge¬ 
schichte. 

Anfang 1931 planten Montagu Norman und ein kleiner Kreis des briti¬ 
schen Establishments, die politische Dynamik in Zentraleuropa tief¬ 
greifend zu verändern. 

Zu dieser Zeit war die Wiener Creditanstalt Österreichs größtes Bank¬ 
haus. Mit engen Beziehungen zum österreichischen Zweig des Hauses 
Rothschild hatte die Creditanstalt in den 1920er Jahren massiv expandiert, 
indem sie angeschlagene kleinere Banken übernahm. Die größte Eusion 
wurde der Creditanstalt im Oktober 1929, dem Monat des New Yorker 
Börsenkrachs, angeboten. Die Behörden forderten sie auf, die Wiener Bo¬ 
denkreditanstalt zu übernehmen, die ihrerseits in den Jahren zuvor meh¬ 
rere marode Banken geschluckt hatte, sich dabei aber verschluckt zu ha¬ 
ben schien. 

Anfang 1931 stellte sich die Creditanstalt als eine der mächtigsten 
Banken der Welt dar. Tatsächlich war sie eine der kränksten. Das von 
Großbritarmien, Erankreich und den USA verhängte Versailler Diktat 
hatten Österreich-Ungarn gesprengt und die österreichische Wirtschaft 
von den einträglichen Handelsbeziehungen und Bodenschätzen in Un¬ 
garn und Südosteuropa abgeschnitten. Von diesen Eolgen des Ersten 
Weltkriegs hatte sich die österreichische Industrie nicht erholt. Die Be¬ 
triebe waren heruntergekommen, die Anlagen veraltet und die riesigen 
Kriegsanleihen untilgbar. Die Eolge war, daß in den 1920er Jahren große 
Teile der insolventen österreichischen Unternehmen in die Hände der 
immer weiter expandierenden Creditanstalt übergegangen waren. Öster¬ 
reich und dort besonders die Wiener Creditanstalt waren Anfang 1931 
das schwache Glied in der internationalen Einanzkette. Der Creditanstalt 
gelang es nicht, aus der schwachen österreichischen Wirtschaft genügend 
Kapital zu ziehen, und so blieb sie größtenteils von kurzfristigen Kredit¬ 
aufnahmen in London und New York abhängig, um ihre Geschäfte zu 
betreiben. Die Bank von England war ihr wichtigster Geldgeber. 

Im März 1931 kündigte der französische Außenminister Briand seinen 
entschlossenen Widerstand gegen die geplanten Verhandlungen zwi- 
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sehen Berlin und Wien an, die auf eine österreichisch-deutsche Handels¬ 
und Zollunion abzielten. Es war dies ein später Versuch, die sich vertie¬ 
fende Weltwirtschaftsdepression zu bekämpfen. Die französische Regie¬ 
rung soll die französischen Banken angewiesen haben, die Kreditgrenzen 
gegenüber der Creditanstalt enger zu ziehen, um so verstärkt Druck auf 
die österreichische Regierung auszuüben. Im Mai tauchten dann in der 
Wiener Presse Gerüchte über einen Run der Sparer auf die Creditanstalt 
auf. Daraus entwickelte sich eine Kreditkrise, die ganz Europa erfaßte. 
Die österreichische Zentralbank und damit der österreichische Staat sahen 
sich gezwungen, der Creditanstalt in dieser größten Bankenpleite der Ge¬ 
schichte beizuspringen. 

Spätere Untersuchungen ergaben, daß die Krise nie solche dramati¬ 
schen Ausmaße hätte armehmen müssen. Bestimmte mächtige Einanziers 
in London und New York hatten sie forciert, um eine Wende in der euro¬ 
päischen Geopolitik herbeizuführen. 12 

J. P. Morgan hatte sich davon überzeugt, daß radikale politische Lö¬ 
sungen nützlich sind, um das Zahlen staatlicher Schulden und Zinsen 
sicherzustellen. Sie hatten ihre italienischen Eorderungen dem starken 
Mann des faschistischen Regimes, Benito Mussolini, anvertraut und wa¬ 
ren nicht enttäuscht worden. Im November 1925 erklärte der italienische 
Einanzminister Volpi di Misurata, das Mussolini-Regime habe mit Groß¬ 
britannien und den Vereinigten Staaten ein Abkommen über die Zahlun¬ 
gen der Schulden aus dem Versailler Vertrag erzielt. Eine Woche später 
erklärte sich das Bankhaus /. P. Morgan & Co. bereit, Italien mit einem 
Kredit über 100 Millionen Dollar »zur Stabilisierung der Lira« unter die 
Arme zu greifen. Das Bankhaus vertrat seitdem die Regierung Mussolinis 
in Einanzsachen innerhalb der USA. 

Morgan wollte das faschistische Regime in Italien stabilisieren. Auf 
Anraten und Druck von J. P. Morgan und Montagu Norman gründete 
Volpi di Misurata 1926 die italienische Zentralbank, die Banca d'Italia. 
Ihre Aufgabe war es, der Regierung die nationale Pinanz- und Wirt¬ 
schaftspolitik abzunehmen. Sie sollte sich ganz auf ihre Hauptaufgabe 
konzentrieren können, nämlich Zinsen und Schulden pünktlich zu be¬ 
zahlen. Mussolini war dafür der geeignete starke Marm in Italien. Er 
hatte die Gewerkschaften zerbrochen, Lebensstandard und Löhne dra¬ 
stisch gesenkt und die nötigen Sparmaßnahmen der Regierung durch¬ 
gedrückt. Damit wollte er die Zahlungsfähigkeit Italiens an die New 
Yorker Banken garantieren. 

ln den USA kontrollierte zu dieser Zeit Benjamin Strong die Pinanz- 
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Politik. Er hatte sich in der Morgan-Bank hochgedient und war mit Mon- 
tagu Norman eng befreundet. Strong traf sich mit Volpi di Misurata und 
dem Gouverneur der neugegründeten Banca d'ltalia, Stringher, um die 
Details des Stabilisierungsplans für Italien zu verabreden. Das Drei¬ 
gestirn J. P. Morgan, Montagu Norman und die New Yorker Federal Re¬ 
serve organisierten damals eine strenge und wirksame Kontrolle über 
Wirtschaft und Finanzen aller osteuropäischen Länder von Polen bis 
Rumänien. Der Vorwand war immer, die Volkswirtschaften bedürften 
einer »Stabilisierung«, um kreditwürdig zu sein. Sie bildeten damit eine 
Art Vorläufer des heutigen Internationalen Währungsfonds. Die New 
Yorker Banken pumpten die vorwiegend sehr kurzfristigen Gelder nach 
Europa, die Bank von England stellte die Experten, die die Volkswirt¬ 
schaften berieten und auf Linie brachten, während das Außenministe¬ 
rium in London für den nötigen politischen Druck sorgte, daß diese Po¬ 
litik auch wirklich durchgesetzt wurde.i^ 

Auf das Deutschland der 1920er Jahre konzentrierten sich die finanz¬ 
politischen Anstrengungen der anglo-amerikanischen Elite besonders. 
Zunächst setzten sie 1923 die Ernennung Hjalmar Schachts zum Präsi¬ 
denten der Reichsbank erfolgreich durch. Schacht nutzte seine neue Posi¬ 
tion, um die deutsche Zustimmung zum drakonischen Schulden¬ 
programm des Dawes-Plans durchzudrücken. Der Dawes-Plan war der 
Einfachheit halber gleich im Bankhaus Morgan ausgearbeitet worden. 
Aufgrund der Bestimmungen dieses Plans war die deutsche Wirtschaft 
völlig auf kurzfristige Überbrückungskredite angewiesen, die nur von 
Londoner oder New Yorker Banken und ihren Verbündeten in Paris auf¬ 
gebracht werden konnten. Diese kurzfristigen Darlehen erwiesen sich für 
die Banken als höchst lukrativ, sie waren gewinnbringender als alles, was 
es sonst auf den Finanzmärkten gab. 

Besonders die viertgrößte Bank in Deutschland, die Darmstädter und 
Nationalbank Kommanditgesellschaft, die sogenannte Danat-Bank, war 
immer stärker auf solche kurzfristigen Kredite angewiesen, die sie nur zu 
exorbitant hohen Zinsen bekam. Die Hyperinflation des Jahres 1923 hatte 
nicht nur die Ersparnisse der deutschen Bürger entwertet, sondern auch 
die Spareinlagen und damit die Kapitalreserven der Banken. Alle Birmen- 
kredite stammten also von Banken, die nur über eine extrem dünne Kapi¬ 
taldecke verfügten. Deutschland stand also zur Zeit des New Yorker Ak¬ 
tienkrachs von 1929 wackeliger da als irgendein anderes Land unter den 
größeren Industrienationen. Das Land schuldete den internationalen Ban¬ 
ken kurzfristige Kredite in Höhe von rund 16 Milliarden Reichsmark. 



112 


Bei einer derart ungesunden Finanzsituation bedarf es nur eines ge¬ 
ringen Anstoßes, und das ganze Kartenhaus der Wertpapiere purzelt 
durcheinander. Der Anstoß kam von der New Yorker Federal Reserve 
Bank und der Bank von England. Beide hoben innerhalb kurzer Zeit die 
Zinsen drastisch an, nachdem sie zuvor über zwei Jahre die Aktien¬ 
spekulation, die damals in einer bis dahin nicht dagewesenen Weise 
ausuferte, mit billigem Geld angeheizt hatten. Die Folge war kalkulier¬ 
bar. Die Aktienmärkte brachen zusammen, und die Banken sahen sich 
genötigt, ihr Geld so rasch wie möglich aus Deutschland und Österreich 
abzuziehen. Im Mai 1931 war das Gemisch für die Explosion reif. 

Am 13. Mai mußte die große Wiener Creditanstalt ihre Schalter 
schließen. Die Franzosen hatten beschlossen, Österreich dafür zu bestra¬ 
fen, daß es sich auf Zohvereinbarungen mit Deutschland einlassen woll¬ 
te. Sie belegten den Schilling mit Sanktionen. Als französische Unterneh¬ 
men auf Regierungsdruck ihre Gelder aus Österreich abzuziehen began¬ 
nen, brach die größte Bank Österreichs, die Wiener Creditanstalt, als 
erste zusammen. Um den Ansturm auf die Bank abzuwehren, kündigten 
die Creditanstalt und andere österreichische Banken alle Gelder, die sie 
in Deutschland hegen hatten. Und alsbald fielen die durch wechselseiti¬ 
ge Kredite miteinander verzahnten Banken Mitteleuropas wie eine Reihe 
Dominosteine um. 

Die folgende Bankenkrise und Wirtschaftsdepression sowie die damit 
verbundenen tragischen Ereignisse in Deutschland und Österreich wa¬ 
ren buchstäblich von Montagu Norman und dem Gouverneur der Fede¬ 
ral Reserve Bank, George Harrison, diktiert worden. Man hatte beschlos¬ 
sen, Deutschland von allen Krediten abzuschneiden. Damals hätte ein 
relativ kleiner Umschuldungskredit noch verhindern können, daß die 
Krise außer Kontrolle geriet. 

Statt dessen setzte nun eine lawinenartige Kapitalflucht aus Deutsch¬ 
land ein. Unter dem Druck von Montagu Norman und George Harrison 
enthielt sich der neue Reichsbankpräsident Hans Luther pflichtbewußt 
aller finanzpolitischer Eingriffe. So konnte er auch nichts unternehmen, 
um den Zusammenbruch aufzuhalten. Nach der Creditanstalt in Wien 
stolperte die Danat-Bank in Deutschland. Im Mai verlor sie über 100 
Millionen Reichsmark, im Juni waren es dann 848 Millionen. Das waren 
bereits 40 Prozent der gesamten Einlagen. Im gleichen Zeitraum verlo¬ 
ren die Dresdner Bank zehn Prozent und die Deutsche Bank acht Pro¬ 
zent ihrer Einlagen. Im Juni kündigte Bankers Trust, zu Morgan gehörig, 
die Kreditlinie der Deutschen Bank. 
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George Harrison forderte, daß Reichsbankpräsident Hans Luther eine 
rigorose Kreditverknappung durchsetzen und den Kapitalmarkt in 
Deutschland trockenlegen solle. Er behauptete, dies sei der einzige Weg, 
um die Kapitalflucht beziehungsweise den Abzug ausländischen Kapitals 
einzudämmen. Damit stellte er sicher, daß das deutsche Bankensystem 
und die deutsche Industrie in die schlimmste vorstellbare Depression 
getrieben wurden. 

Montagu Norman stellte sich hinter Harrison. Schließlich konnten sie 
auch den französischen Zentralbankchef auf ihre Seite ziehen und mach¬ 
ten Deutschland für die Wirtschaftskrise verantwortlich. Die Regierung 
Brüning unternahm verzweifelte letzte Versuche, um Hans Luther dazu 
zu bewegen, sich bei anderen Zentralbanken um kurzfristige Stabilisie¬ 
rungskredite zu bemühen und damit den Bankenkrach einzudämmen. 
Doch Luther weigerte sich und blieb seinen eigentlichen Auftraggebern 
ergeben. Als er sich schließlich doch breitschlagen ließ und bei Montagu 
Norman um einen Kredit nachsuchte, schlug ihm dieser buchstäblich die 
Tür vor der Nase zu mit dem Ergebnis, daß Deutschland in kritischer Si¬ 
tuation keinen Geldgeber mehr finden konnte. 

Im Juli, zwei Monate nachdem der Krach der Wiener Creditanstalt 
die Kapitalflucht aus Deutschland ausgelöst hatte, berichtete die Baseler 
Nationalzeitung über »Schwierigkeiten« der Danat-Bank. Das genügte in 
der aufgeheizten Situation, um eine Panik gegen diese Bank auszulösen. 
Der Danat-Vorsitzende warf später der Reichsbank vor, sie habe den 
Krach seiner Bank durch einseitige Kreditverweigerungen vorbereitet. 
Mit dem Untergang dieser Bank setzte dann die allgemeine Bankenkrise 
und der Zusammenbruch der Industrieproduktion ein. Es folgte der 
Winter 1931/1932, den manche den »schlimmsten Winter des Jahrhun¬ 
derts« narmten, und es wurde die Saat für zahlreiche radikale politische 
Bewegungen gelegt. 

Im März 1930, also kurz bevor die anglo-amerikanischen Banken 
Deutschland den Kredit abschnitten, überraschte der damalige Reichs¬ 
bankpräsident Hjalmar Schacht die Regierung mit seinem Rücktritts¬ 
gesuch. Grund dafür war das Angebot Ivar Kreugers an die Reichsregie¬ 
rung, ihr mit einem Überbrückungskredit von 500 Millionen Reichsmark 
beizustehen. Der schwedische Industrielle und Streichholzkönig Kreuger 
hatte zusammen mit seiner amerikanischen Bank Lee Higgins & Co. 
Deutschland und anderen Ländern, denen die Londoner und Wall-Street- 
Banken Kredite verweigert hatten, bereits öfters über kritische Situationen 
hinweggeholfen, ln der damaligen Situation hatte das Kreditangebot 
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Kreugers unannehmbare und explosive Folgen für die Strategie Monta- 
gu Normans und seiner Freunde. Der damalige Finanzminister Rudolf 
Hilferding von der SPD bat Hjalmar Schacht, der nach den Bestimmun¬ 
gen des Dawes-Plans allen Krediten aus dem Ausland zustimmen muß¬ 
te, eindringlich, das Kreditangebot Kreugers anzunehmen. Doch Schacht 
lehnte ab und reichte statt dessen bei Hindenburg sein Rücktrittsgesuch 
ein. 

Kreuger selbst fand man nur wenige Monate später, Anfang 1932, tot 
in einem Hotelbett in Paris. Die polizeiliche Feststellung erkannte auf 
Selbstmord. Jahrzehnte später ergaben die detaillierten Untersuchungen 
schwedischer Detektive abschließend, daß Kreuger ermordet worden 
war. Mit Kreugers Tod endete jede Hoffnung Deutschlands auf finanzielle 
Entspannung, es war jetzt von jedem ausländischen Kredit ausgeschlos¬ 
sen, 

Schacht gab sich nach seinem Rücktritt keineswegs dem Müßiggang 
hin. Er widmete seine nun gut bemessene Ereizeit der Aufgabe, jenem 
Mann die finanzielle Unterstützung zu sichern, den er und seine Ereunde 
in London und New York als Eührer für Deutschland ausersehen hatten, 
die Einanzkrise in Deutschland in ihrem Sinn zu lösen. Seit 1926 unter¬ 
stützte Hjalmar Schacht, zunächst noch unauffällig, die radikale politische 
Bewegung der NSDAP unter Adolf Hitler. Nach seinem Rücktritt vom 
Posten des Reichsbankpräsidenten stellte Schacht Verbindungen zwi¬ 
schen den mächtigen, damals aber noch sehr skeptischen deutschen In¬ 
dustriellen, den Schlotbaronen an der Ruhr, und führenden Pinanzkreisen 
im Ausland, vor allem in England, her. 

Die britische Politik verfolgte damals das »Projekt Hitler«. Dabei mach¬ 
te man sich keinerlei Illusionen über die letzten geopolitischen und mili¬ 
tärischen Konsequenzen, zu denen ein solcher Plan führen würde. Oberst 
David Stirling, der Gründer der britischen Eliteeinheit Special Air Service 
(SAS), gestand in einem privaten Gespräch gut ein halbes Jahrhundert 
später ein: »Der größte Pehler, der uns Briten unterlief, war der, anzu¬ 
nehmen, wir könnten das Deutsche Reich gegen Rußland ausspielen, in 
der Hoffnung, beide würden dabei verbluten.« 

Die britische Unterstützung für Hitler reichte bis in die höchsten 
Kreise. Dazu gehörte auch Englands Premierminister Neville Chamber- 
lain, der 1938 für das Münchner Priedensangebot an Hitler verantwort¬ 
lich war, das Hitler den Einmarsch in das Sudetenland ermöglichte. 
Chamberlain wurde dahingehend von Philip Kerr (dem späteren Lord 
Lothian) beraten, der zu Cecil Rhodes' Round Table gehörte. Auch Lord 
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Beaverbrook, der britische Pressezar der damaligen Zeit, zu dessen Impe¬ 
rium unter anderem das Boulevardblatt Daily Express und der Evening 
Standard gehörten, stellte sich hinter Hitler. Der sicherlich einflußreichste 
Unterstützer Hitlers in England war damals zweifellos Edward VIIL, 1936 
für einige Monate König von England und nach seiner Abdankung Her¬ 
zog von Windsor. 

Auch die zahlreichen Unterstützer aus dem amerikanischen Esta¬ 
blishment machten sich sicherlich keine Illusionen über Adolf Hitler und 
seine Bewegung. Eührende Wah-Street-Kreise und Regierungsmitglieder 
in den USA waren von Anfang an am »Projekt Hitler« beteiligt. Noch vor 
dem fehlgeschlagenen Putsch im Bürgerbräukeller und dem anschließen¬ 
den »Marsch auf die Peldherrnhalle« von 1923 ließ sich Robert Murphy, 
der ständige Vertreter der US-Regierung in München, durch General Lu¬ 
dendorff persönlich mit Hitler bekannt machen. Zuvor diente Murphy 
während des Ersten Weltkriegs unter Allen Dulles in Bern mit dem Auf¬ 
trag, Nachrichten aus dem Deutschen Reich zu beschaffen. Danach stellte 
ihn die US-Armee zusammen mit Truman Smith, einem anderen hohen 
Regierungsbeamten, als Nachrichtendienstler nach München ab. 

In seinen Memoiren beschreibt Smith seine Ankunft in München Ende 
1922 und sagt unter anderem: »Zusammen mit dem Münchner Konsul 
Robert Murphy (später ein verdienter amerikanischer Botschafter), Gene¬ 
ral Erich Ludendorff, Kronprinz Rupert von Bayern und Alfred Rosen¬ 
berg sprach ich lang und breit über den Nationalsozialismus. Rosenberg 
wurde später der politische Philosoph der Nazipartei. Bei solchen Besu¬ 
chen traf ich auch oft Ernst E. S. (>Putzi<) Hanfstängl aus der bekannten 
Münchner Künstlerfamilie. Putzi studierte in Harvard und wurde später 
Hitlers Sprecher für die ausländische Presse ... Ich führte mehrstündige 
Interviews mit Hitler. Ich habe damals in München Tagebuch geführt, 
woraus hervorgeht, daß ich damals sehr von Hitlers Persönlichkeit beein¬ 
druckt war und damit rechnete, daß er eine bedeutende Rolle in der deut¬ 
schen Politik übernehmen würde.« 

Im November 1922 erstattete Smith an seine Vorgesetzten in Washing¬ 
ton Bericht über seine Einschätzungen der damals noch unbedeutenden 
Hitler-Gruppierung. Über Hitler führte Smith darin aus: »Sein Hauptziel 
ist es, den Marxismus zu überwinden ... und die Arbeiterbewegung für 
die nationalsozialistischen Staats- und Eigentumsideale zu gewinnen ... 
Der harte Zusammenstoß der Parteiinteressen zeigt, wie unmöglich 
Deutschland sich mit demokratischen Mitteln von seinen gegenwärtigen 
Schwierigkeiten wird erholen können. Hitlers Bewegung zielt darauf ab. 
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eine nationalsozialistische Diktatur auf nichtparlamentarischem Weg ein¬ 
zuführen. Hat er dieses Ziel erreicht, wird er verlangen, daß die Repara¬ 
tionen auf ein vernünftiges Maß herabgesetzt werden. Die Summe, auf 
die man sich einigen wird, will er dann bis auf den letzten Pfennig bezahlen 
und diese Bezahlung zu einer Sache nationaler Ehre machen. Zu diesem 
Zweck muß er als Diktator einen umfassenden Reparationsdienst einfüh¬ 
ren und diesen mit der gesamten Staatsmacht durchdrücken. 

Während der Erfüllung der Reparationen darf seine Macht nicht durch 
Gesetze oder Parlamente behindert werden ...« (Hervorhebung W. E.) 
Um sicherzustellen, daß seine Geheimdienstfreunde in Washington ihn 
richtig verstanden, fügte Smith noch eine persönliche Einschätzung Hit¬ 
lers an: »ln privater Unterhaltung entpuppte er sich als ein machtvoller 
und logischer Redner, der mit seinem fanatischen Ernst bei einem neutra¬ 
len Zuhörer einen sehr tiefen Eindruck hinterläßt.«^^ 

Bereits im Spätherbst 1931 kam im Londoner Bahnhof Liverpool 
Street ein Mann aus Deutschland an. Er hieß Alfred Rosenberg. Er traf 
sich mit dem Herausgeber der einflußreichen Londoner Times, Geoffrey 
Dawson. Die Eolge war, daß die Times Hitler und seiner Bewegung in 
den folgenden Monaten eine unschätzbare internationale Publizität ver¬ 
schaffte. Aber wichtiger noch als dieses Treffen war Rosenbergs Zusam¬ 
menkunft mit Montagu Norman, dem damals einflußreichsten Bankier 
der Welt. Norman haßte nach Darstellung seines Privatsekretärs drei 
Personengruppen besonders, die Pranzosen, die Katholiken und die Ju¬ 
den. Norman und Rosenberg stießen bei ihren Gesprächen auf keinerlei 
Schwierigkeiten. Hjalmar Schacht hatte Rosenberg bei Norman einge¬ 
führt. Zwischen beiden, Hjalmar Schacht und Montagu Norman, hatte 
sich seit ihrer ersten Begegnung 1924 eine feste Preundschaft entwickelt, 
die bis zu Normans Tod im Jahr 1945 anhielt. 

Rosenberg beendete seine schicksalsschwere Londonreise mit einem 
Besuch bei einem Vorstandsmitglied der Londoner Schroeder Bank. Die 
Bank stand in enger Beziehung zum New Yorker Bankhaus /. H. Schroe¬ 
der und mit der Kölner Privatbank J. H. Stein des Barons Kurt von 
Schröder. Der Mann, den Rosenberg in der Schroeder Bank traf, war P. C. 
Tiarks, der auch dem Direktorium der Bank von England angehörte und 
mit Montagu Norman eng befreundet war. 

Als Baron von Schröder sich 1931 zusammen mit Hjalmar Schacht an 
die führenden Persönlichkeiten der deutschen Industrie und Pinanzwelt 
wandten, um für Unterstützung Hitlers und seiner Bewegung zu werben, 
stießen sie als erstes auf die nervöse und skeptische Präge: Wie beurteilt 
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die internationale Finanzwelt, allen voran Montagu Norman, eine deut¬ 
sche Regierung unter Hitler? War dieser Norman bereit, in einem solchen 
Falle Deutschland mit Krediten wieder unter die Arme zu greifen? Tatsa¬ 
che ist, daß damals, als Hitlers NSDAP bei den Wahlen des Jahres 1930 
knapp über sechs Millionen Stimmen erhielt, die entscheidende Unter¬ 
stützung von Montagu Norman, Tiarks und deren Freunden in London 
herrührte. 

Am 4. Januar 1932 kam es in der Kölner Villa des Barons von Schrö¬ 
der zu einem geheimen Treffen zwischen von Schröder, Hitler und von 
Papen. Von Schröder arrangierte damals stillschweigend die Finan¬ 
zierung der NSDAP bis zur Machtübernahme. Die Partei war zu diesem 
Zeitpunkt vollkommen verschuldet und finanziell ruiniert. Genau ein 
Jahr später kam es am gleichen Ort zu einem weiteren Treffen zwischen 
von Papen, von Schröder und Hitler. Damals wurde der gemeinsame 
Beschluß gefaßt, die schwache Regierung General von Schleichers zu 
stürzen und eine rechtskonservative Koalition an die Regierung zu brin¬ 
gen. Schon am 30. Januar wurde Adolf Hitler zum Reichskanzler ausge¬ 
rufen. 

Zum letzten Besuch Rosenbergs in London kam es im Mai 1933. Dies¬ 
mal kam er als eine in der neuen Regierung Hitler am nächsten stehende 
Persönlichkeit. Er fuhr sogleich zum Landsitz Sir Henri Deterdings im 
Buckhurst Park in Ascot. Der Vorstandsvorsitzende der Royal Dutch 
Shell galt damals als der einflußreichste Industrielle der Welt. Nach eng¬ 
lischen Presseberichten führten die beiden ein warmes und ausgiebiges 
Gespräch. Rosenberg hatte Deterding bereits bei seinem Londoner Be¬ 
such im Jahre 1931 aufgesucht. Royal Dutch Shell unterhielt enge Bezie¬ 
hungen zur NSDAP und unterstützte die Partei reichlich. Aus zuverläs¬ 
sigen Quellen in England geht hervor, daß Deterding dem »Projekt Hit¬ 
ler« in seiner kritischen ersten Phase mit beträchtlichen Zuwendungen 
aus der Krise half. 

Während die Gelder für die Hitler-Bewegung sprudelten, widersetzte 
sich die Bank von England hartnäckig, Deutschland in der kritischen 
Phase 1931 Kredite zu geben. Sie leitete damit die Banken- und Wirt¬ 
schaftskrise ein, die viele Menschen in Deutschland in Verzweiflung und 
in die Arme politisch radikaler Gruppen trieb. Aber unmittelbar nach¬ 
dem Hitler an die Macht gekommen war, beeilte sich der gleiche Monta¬ 
gu Norman, die neue Regierung mit Krediten der Bank von England zu 
versorgen. Im Mai 1934 fuhr Norman sogar persönlich nach Berlin, um 
das neue Regime in Geheimabkommen finanziell zu stabilisieren. Hitler 
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erwies sich erkenntlich und machte Normans geschätzten Freund Hjal- 
mar Schacht zum Wirtschaftsminister und Reichsbankpräsidenten in ei¬ 
ner Person. Reichsbankpräsident blieb Schacht bis 1939.^^ 
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7. Kapitel 


Öl und die neue Weltordnung 
von Bretton Woods 


Als sich der Staub gelegt hatte 

Inzwischen war Deutschland durch die Mangel des Dritten Reiches ge¬ 
dreht worden. Die Welt durchtobte ein Weltkrieg, der 55 Millionen Tote 
auf den Schlachtfeldern und in den Ruinen der Städte zurückließ. Der 
Krieg hatte die politischen Karten neu gemischt. Als 1945 die Waffen 
schwiegen, war die Welt nicht mehr, was sie vorher gewesen war. Für die 
größten Gebiete der Welt, vor allem für die Weiten im Osten Europas und 
die südliche Hemisphäre, die wir »Entwicklungsländer« zu nennen ge¬ 
wöhnt sind, hörte der Krieg 1945 nicht auf. Eür sie wandelte er nur sein 
Gesicht. Er wurde, was man sonst nur bei Krankheiten kermt, »chro¬ 
nisch«. 

Das Britische Empire hatte 1919 im Versailler Abkommen seine größte 
Ausdehnung erreicht. Es umfaßte ein Herrschaftsgebiet, in dem »die Son¬ 
ne nicht unterging«. 30 Jahre später, im Jahre 1949, war es allerdings 
schon in voller Auflösung begriffen. In den Kolonien regte sich der Wi¬ 
derstand gegen die wirtschaftliche Ausbeutung durch das tyrannische 
»Mutterland«, das weniger als nichts für die Entwicklung der Länder ge¬ 
tan hatte. Das britische Kolonialreich war nicht zuletzt durch den Krieg, 
der seine Aufmerksamkeit von den Kolonien abgezogen hatte, in Schwie¬ 
rigkeiten geraten. Es war vielleicht der drastischste Umbruch, den in der 
Geschichte je ein Königreich erlebt hatte. 

Im Eebruar 1946 meuterte die königlich-indische Elotte. Premier¬ 
minister Clement Atlee von der britischen Latour-Regierung ernannte 
Herzog Mountbatten von Burma zum letzten Vizekönig in Indien. Er soll¬ 
te den Rückzug der britischen Streitkräfte und Verwaltungsbeamten ab¬ 
wickeln. Zu diesem Zweck teilte er den riesigen indischen Subkontinent, 
trennte die vorwiegend muslimische Bevölkerung im Osten und Westen 
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des Landes von der hinduistischen und führte die Wohngebiete der Mus¬ 
lims zu einem östlichen und einem westlichen Pakistan (dem späteren 
Bangladesch) zusammen, zwischen dessen beiden Teilen Indien lag. Die 
Teilung hatte er binnen fünf Monaten durchgesetzt. 

Anderen Kolonien wurde ebenfalls die Unabhängigkeit gewährt, ln 
nur wenigen Jahren mußte Großbritarmien die formelle Herrschaft über 
den größten Teil seiner Besitzungen in Afrika, am Pazifik und im Mittel¬ 
meerraum aufgeben. Der Anlaß dazu war nicht etwa ein plötzlicher Aus¬ 
bruch wohltätiger Gefühle oder gar eine brennende Leidenschaft für das 
demokratische Selbstbestimmungsrecht der betreffenden Völker und Na¬ 
tionen. Die pure Notwendigkeit erforderte Ende der 1940er, Anfang der 
1950er Jahre die radikale Umstellung der Herrschaftsform. 

Der Krieg hatte die Handelsmechanismen des Empire, die seine finan¬ 
zielle Macht ausmachten, durcheinander geworfen. Um die enormen 
Kriegskosten zu decken, sah man sich in London gezwungen, riesige 
Überseebesitzungen abzustoßen. Die Staatsschulden überwucherten alles. 
Die Produktionsstätten im Land selbst waren abgearbeitet und herun¬ 
tergekommen. Nicht einmal die Elektrizitätsversorgung Englands arbei¬ 
tete noch zuverlässig. Der Hausbesitz verwahrloste, die Bevölkerung war 
kriegsmüde und erschöpft. Zum Kriegsende sank der Außenhandel Eng¬ 
lands auf 31 Prozent des Vorkriegsstandes von 1938 ab. 

ln der Nachkriegszeit wurde England auf der ganzen Linie von den 
Unterstützungsleistungen des großen Bruders in Amerika abhängig. Die 
Eührungsclique in den USA, das internationalistisch ausgerichtete Ost- 
küsten-Establishment der Bank- und Ölinteressen, sah es als gewinn¬ 
bringend an, auf den Sachverstand der Briten zurückzugreifen. Sie such¬ 
ten die Zusammenarbeit mit ihnen, um unter den besonderen Bedingun¬ 
gen der Nachkriegszeit die Weltherrschaft antreten zu körmen. So führte 
jetzt kein Weg mehr an dem Konzept des »Informal Empire« vorbei, das 
kurz vor dem Ersten Weltkrieg von Leuten um Lord Lothian, Lord Mil- 
ner, Cecil Rhodos und der »Round Table«-Gruppe ausgeklügelt worden 
war. Großbritarmien kormte seinen Einfluß nur noch indirekt ausüben 
und bediente sich dazu der »Sonderbeziehungen zwischen den USA 
und Großbritannien«. Sie zu entwickeln und zu festigen wurde zur vor¬ 
dringlichen Aufgabe der britischen Elite. 

Schon während der Auseinandersetzungen nach dem Ersten Welt¬ 
krieg waren diese Sonderbeziehungen vorsichtig angebahnt worden. Zu 
diesem Zweck waren ja noch in Versailles das Royal Institute of Interna¬ 
tional Affairs (Königliches Institut für internationale Angelegenheiten) in 
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London und der New Yorker Council on Foreign Relations (Rat für aus¬ 
wärtige Beziehungen) geschaffen worden. Hier diskutierte man ge¬ 
meinsam das internationale politische Vorgehen. 

Während des Zweiten Weltkrieges hatte sich ein neues Element die¬ 
ser Zusammenarbeit herausgebildet. England und die USA hatten die 
volle Integration ihrer Militärkommandos vereinbart. Während nach au¬ 
ßen hin die USA dominierten, arbeitete der eben erst unter der Be¬ 
zeichnung Office of Strategie Services (OSS, Büro für strategische Dienste) 
flügge gewordene US-Geheimdienst von einer Londoner Komman¬ 
dozentrale aus. Er unterstand weitgehend der Eührung und Leitung der 
britischen Special Operations Executive (SOE, Eührungsstab für besondere 
Einsätze). Daraus ging nach dem Krieg die Central Intelligence Agency 
(CIA, Zentraler Nachrichtendienst) hervor. Im Grunde entstanden alle 
verdeckten Regierungseinrichtungen der USA mehr oder weniger direkt 
aus den während des Krieges geknüpften Geheimdienstbeziehungen zu 
England. Das hatte für die spätere US-Politik ebenso wichtige wie tragi¬ 
sche Eolgen. 

Mit einem Paukenschlag mischten sich die Briten in die politische De¬ 
batte in den Vereinigten Staaten ein und gaben der amerikanischen Politik 
für die Nachkriegszeit eine grundsätzlich andere Richtung. Winston 
Churchill hatte die Wirkung seines Schachzugs gewissenhaft voraus¬ 
geplant, als er am 5. März 1946 nach Eulton in Missouri, dem Heimatstaat 
des neuen Präsidenten Truman, reiste. Er hielt dort seine berühmte Rede 
vom »Eisernen Vorhang«. Diese Rede gab der gesamten westlichen Poli¬ 
tik der Nachkriegszeit die Richtung vor. Wenn man über ihre Polgen dis¬ 
kutierte, vergaß man meistens zu erwähnen, daß die Umorientierung der 
amerikanischen Politik den Briten in ihrer schwierigen Nachkriegslage 
außerordentliche Vorteile einräumte. Genau darauf hatte es Churchill 
abgesehen. 

Sicherlich hat Stalin verschiedene, mit Churchill und Roosevelt ge¬ 
troffene Vereinbarungen gebrochen. Aber beim Ausrufen des »Kalten 
Krieges« in Eulton spielte das die geringste Rolle. Winston Churchill hatte 
ganz andere Absichten. Er wollte den noch relativ unerfahrenen neuen 
Präsidenten der USA an die »Sonderbeziehungen« fesseln, die dem ver¬ 
storbenen Präsidenten Roosevelt gegen Ende seines Lebens immer ver¬ 
dächtiger geworden waren. 

Churchill gestaltete seinen Besuch bei Truman möglichst aufsehen¬ 
erregend und ungewöhnlich. Er will unter anderem beim gemeinsamen 
Pokerspiel absichtlich 75 Dollar verloren haben. Dadurch erwarb sich der 
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frühere Premierminister Trumans Wohlwollen und wendete das poli¬ 
tische Blatt zum entscheidenden Vorteil für England. Beide wollten sich 
auf eine gemeinsame Verteidigungspolitik einigen, die sich auf den Aus¬ 
tausch ihrer nachrichtendienstlichen Erkenntnisse und militärischen Ge¬ 
heimnisse gründen sollte. Truman versprach, alle antibritischen Elemente 
aus seiner Regierung zu entfernen. Das bekannteste Beispiel dafür war 
der Landwirtschaftsminister Elenry Wallace. Die Geheimdienste beider 
Staaten vereinbarten auf allen Gebieten die denkbar engste Zu¬ 
sammenarbeit. 


Dollar-Standard: »Big Oil« und »Big Money« 

Die anglo-amerikanischen Ölinteressen gingen aus dem Zweiten Welt¬ 
krieg auf der ganzen Linie gestärkt hervor. Das zeigte sich vor allem in 
den Vereinbarungen, die eine neue Weltordnung für die Nachkriegszeit 
festlegen sollten. Sie waren im wesentlichen zwischen den amerikani¬ 
schen und britischen Unterhändlern in Bretton Woods, New Hampshire, 
im Jahre 1944 ausgehandelt worden. Im Kalkül eines Lord Keynes wie 
seines amerikanischen Kollegen Harry Dexter White spielte das Erdöl 
eine entscheidende Rolle. 

Das neu errichtete System von Bretton Woods stand auf drei Eüßen. 
Der erste war der Internationale Währungsfonds, in den Einlagen aus 
den Mitgliedsländern flössen, um mögliche Zahlungsbilanzschwierig¬ 
keiten auszugleichen. Als zweiter Euß diente die Weltbank. Sie konnte 
Mitgliedsländern bei der Einanzierung großer Entwicklungsprojekte 
helfen. Den dritten Euß bildete ein »Allgemeines Abkommen über Zoll¬ 
tarife und Handel« (GATT), um den allmählichen Übergang zu einem 
weltweiten System des »Ereihandels« zu regeln. 

ln das umfangreiche Vertragswerk wurden von Keynes und seinem 
amerikanischen Mitspieler Dexter White geschickt formulierte Klauseln 
eingebaut, die den Anglo-Amerikanern die Vorherrschaft über das welt¬ 
weite Einanz- und Handelsgeschehen der Nachkriegszeit garantierten. 
Zunächst richtete man die Abstimmungsverfahren bei der Weltbank und 
beim Internationalen Währungsfonds so ein, daß England und Amerika 
gemeinsam die Wahlergebnisse bestimmen konnten. Dann führten sie 
das sogenannte Goldumtauschsystem ein. Dieses System band die Wäh¬ 
rung jedes Mitgliedslandes an den Dollar und legte den Dollar-Kurs auf 
den Wert von 35 Unzen Eeingold fest. Diesen Kurs hatte Präsident 
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Roosevelt 1934 gesetzlich fixiert, als die Große Depression die Talsohle 
durchschritt und sich der kommende Weltkrieg abzuzeichnen begann. 

Die New Yorker Federal Reserve Bank hatte während des Krieges die 
Masse der in der Welt greifbaren Währungsgoldreserven auf diese Weise 
äußerst günstig an sich bringen können. Die USA verfügten damit über 
die unbestritten stärkste Währung der Welt und konnten sich dabei noch 
auf die zweifellos stärkste Wirtschaft der Welt stützen. Den Gegnern der 
Regelungen fiel es schwer, Argumente gegen den Dollar als Leitwährung 
für die Weltwirtschaft zu finden. 

Keinesfalls aber hatten sich die großen Ölgesellschaften der USA über 
diese neuen Regelungen zu beklagen. Sie hatten sich den größten Teil der 
Erdölkonzessionen im Nahen Osten angeeignet. Saudi-Arabien war zum 
Teil als Folge der klugen Diplomatie Präsident Roosevelts und wegen 
Winston Churchills Pfuscherei während des Krieges dem britischen Ein¬ 
fluß entglitten. Der saudische König Abdul Asis erreichte 1943 bei Roose¬ 
velt ein äußerst günstiges Waffenpachtabkommen nach dem »Lend- 
Lease«-Verfahren. Es sicherte den amerikanischen Ölinteressen nach dem 
Krieg das saudische Wohlwollen. 

Roosevelt hatte sich zu dem Abkommen auf Anraten von Harold Ickes 
und des Außenministeriums entschlossen. Ickes war damals Koordinator 
der Ölversorgung der Streitkräfte. Das Außenministerium hatte in einem 
Memorandum geschrieben: »Es ist unsere feste Überzeugung, daß die 
Entwicklung der saudiarabischen Ölquellen im Licht übergreifender, na¬ 
tionaler Interessen zu betrachten ist.« 

Damit waren die USA in Beziehung zu einem Wüstenscheichturn ge¬ 
treten, das über 10 000 Meilen von den Vereinigten Staaten entfernt zwi¬ 
schen Persischem Golf und Rotem Meer lag. Das sollte Auswirkungen auf 
die amerikanische Außenpolitik haben. Die USA wurden in einigen 
Schlüsselbereichen ihrer Außenpolitik noch imperialistischer als die Bri¬ 
ten. Nur so glaubten sie ihre Machtposition und ihre strategischen Inter¬ 
essen in Gebieten behaupten zu können, die sie im Krieg hinzugewonnen 
hatten. 1 

Nur wenige Amerikaner haben in den ersten Nachkriegsjahren die 
Auswirkungen dieser Politik im Inneren bemerkt. Sie waren während der 
Nachkriegsdepression viel zu sehr damit beschäftigt, zu normalen Le¬ 
bensbedingungen zurückzukehren. 
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Marshall-Plan und Öl 

Gerne werden in dem europäischen Wiederaufbauprogramm für die 
Nachkriegszeit - nach dem damaligen US-Außenminister George C. 
Marshall auch Marshall-Plan genarmt - einige wichtige Seitenaspekte 
übersehen. Von Anfang an verschlang der Ankauf von Öl und Treibstof¬ 
fen den größten Posten der Marshall-Plan-Gelder, die westeuropäische 
Länder erhalten hatten. Die Gelder flössen direkt in die Taschen amerika¬ 
nischer Ölkonzerne. Selbst die offiziellen Statistiken des US-Außenmi- 
nisteriums zeigen an, daß zehn Prozent aller Marshall-Plan-Gelder zum 
Kauf amerikanischen Öls ausgegeben wurden.^ 

Die amerikanische Ölindustrie war nach Kriegsende ebenso interna¬ 
tional wie die britische. Ihre Hauptquellen lagen in Venezuela, im Na¬ 
hen Osten und an anderen abgelegenen Stellen. Sofort nach Kriegsende 
machten sich die fünf großen amerikanischen Gesellschaften mit ihren 
britischen Schwestern daran, die europäischen Märkte unter sich neu zu 
verteilen. Amerikanisch firmierten Standard Oil ofNew Jersey (Esso bzw. 
Exxon), Socony-Vacuum Oil (Mobil), Standard Oil of California (Chevron), 
Texaco und Gul fOil, während Royal Dutch Shell und BP als britische Fir¬ 
men auftraten. 

Bis zum Krieg war die Kohle die hauptsächliche Energiequelle Euro¬ 
pas gewesen. Die Kohleversorgung war im Krieg hart getroffen worden. 
Deutschland verlor endgültig die schlesischen Kohlereviere. Die Kohle¬ 
förderung in den westlichen Revieren sank auf 40 Prozent des Vor¬ 
kriegsstandes. Auch in Großbritarmien war die Kohleförderung um 20 
Prozent unter den Stand von 1938 gefallen. Die osteuropäischen Ölquel¬ 
len verriegelte - wie es Churchill geplant hatte - der Eiserne Vorhang. 
So kormten nur die »Sieben Schwestern« Europa mit Öl versorgen. Die 
amerikanischen Ölmagnaten zögerten nicht, sich diesen Markt mit allen 
ihnen zu Gebote stehenden Mitteln zu erschließen. 

Zwar gab es einige schwache Einwände von seiten des amerikani¬ 
schen Kongresses und aus den mittleren Rängen der Regierungsbürokra¬ 
tie gegen den offenkundigen Mißbrauch der Marshall-Plan-Gelder, für 
die der amerikanische Steuerzahler aufkommen mußte. Doch solche Wi¬ 
derstände hinderten die US-Ölfirmen nicht daran, sich ihre Öllieferungen 
so teuer wie nur irgend möglich bezahlen zu lassen, ln der Zeit von 1945 
bis 1948 verdoppelten sie die Preise für ihre europäischen Kunden von 
1,05 Dollar pro Paß auf 2,22 Dollar. Obwohl das Öl direkt aus den Öl¬ 
quellen im Nahen Osten angeliefert wurde, berechneten sie zusätzliche 
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Frachtgebühren, als müßte es aus der Karibik herbeitransportiert wer¬ 
den. 

Auf dem europäischen Markt setzten sie dann noch phantastische 
Preisunterschiede durch. In Griechenland kostete dieselbe Tonne Heizöl 
8,07 Dollar, für die man in England nur 3,95 Dollar zu zahlen hatte. Dazu 
setzten es die US-Ölfirmen mit Hilfe der Regierung in Washington durch, 
daß Marshall-Plan-Gelder zunächst nicht für den Auf- und Ausbau von 
Raffineriekapazitäten verwendet werden durften. Schließlich wollten sie 
auch künftig in Europa abkassieren.^ 

Allmählich erholten sich auch die britischen Einnen BP und Shell und 
bauten ihre Kapazitäten entsprechend aus. Jetzt mußten sich die amerika¬ 
nischen Pirmen wieder mit ihnen arrangieren und ihre Märkte in Europa 
und dem Rest der Welt mit ihnen teilen. In den 1950er Jahren war die Po¬ 
sition der anglo-amerikanischen Pirmen unangreifbar geworden. 

Sie verfügten über die unglaublich billigen Ölquellen im Nahen Osten, 
hielten die europäischen Märkte in einem festen, monopolartigen Griff 
und kontrollierten die sich bildenden Märkte in Asien, Südamerika und 
natürlich auch ihre eigenen in Nordamerika. 

Während der 1950er Jahre blieb der Weltölpreis weitgehend stabil. Er 
wurde einheitlich in Dollar verrechnet. Die Gesellschaften strichen auf 
den Weltmärkten enorme Profite ein. Damals erhob sich die Automobil¬ 
industrie mit ihren Zulieferern zum größten Zweig der US-Wirtschaft. 
Aus Steueraufkommen wurden Milliarden für den Pernstraßen- und Au¬ 
tobahnbau abgezweigt. Präsident Eisenhower ließ den Bau eines nationa¬ 
len Autobahnnetzes per Gesetz beschließen. Es wurde mit der Vorstel¬ 
lung begründet, nur über nationale Pernstraßen ließen sich im Palle eines 
atomaren sowjetischen Angriffs die Großstädte schnell genug evakuieren. 
Demgegenüber wurde der Ausbau des Eisenbahnnetzes vernachlässigt. 
Es geriet allmählich sogar in Verfall, obwohl der Schienenverkehr dem 
energieintensiven Straßenverkehr viele wichtige Vorzüge voraushat. Da¬ 
mals konnte Verteidigungsminister Wilson, der zuvor im Aufsichtsrat 
einer großen Detroiter Automobilfirma gesessen hatte, ohne Protest aus¬ 
zulösen, öffentlich erklären: »Was für General Motors gut ist, ist auch gut 
für Amerika«. Er hätte wohl hinzufügen sollen: »... auch gut für Esso, 
Texaco und die anderen Ölriesen.« Öl war die Ware, aus deren Erlös die 
USA ihre Welthegemonie finanzierten. 

Der Griff der amerikanischen Ölfirmen nach den Ölfeldern und Märk¬ 
ten der Welt hatte eine wenig beachtete Begleiterscheinung, nämlich den 
Aufstieg der New Yorker Banken zu internationalem Ansehen und den 
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Beginn ihrer Vorherrschaft auf den Finanzmärkten der Welt. Ihre Macht 
war von jetzt an eng mit dem Öl verbunden. Spätestens seit dem Dawes- 
Plan in den 1920er Jahren hatten sich die New Yorker Banken von heimi¬ 
schen Finanzierungsaufgaben ab- und dem internationalen Bankgeschäft 
zugewandt. Als die US-Ölfirmen während des Zweiten Weltkriegs die 
Weltölversorgung an sich gerissen hatten, zogen die New Yorker Banken 
den Nutzen aus dem Geldfluß. Der weltweite Ölhandel pumpte nun das 
Geld durch ihre Konten. Um sich diesen Vorteil zu erhalten oder ihn so¬ 
gar noch auszubauen, übten sie entsprechend Druck auf Keynes und Dex¬ 
ter White aus, im Bretton-Woods-System die Weichen entsprechend zu 
stellen. 

Anfang der 1950er Jahre fusionierte eine Reihe New Yorker Banken. 
Da die Zusammenschlüsse nicht aus finanziellen Schwierigkeiten erfolg¬ 
ten, fanden sie auch kaum Beachtung. Ihre Folge war aber ein beträcht¬ 
licher Machtzuwachs dieser Banken auf den internationalen Märkten. So 
verbanden sich 1955 Rockefellers Chase National Bank mit der Bank of 
Manhattan und dem Bronx City Trust zur Chase Manhattan Bank. Die Na¬ 
tional City Bank ofNew York, wie die Chase National Bank eine Hausbank 
der Standard Oil, übernahm nun die First National Bank ofNew York und 
bildete daraus die First National City Bank. Später wurde daraus die Citi- 
bank Corporation. Die Chemical Bank & Trust verschmolz mit der Com Ex¬ 
change Bank und der New York Trust Corporation zur drittmächtigsten 
New Yorker Bankengruppe: Chemical Bank New York Trust. Auch diese 
Gruppe gehörte zum Standard-Oil-Komp\ex. Bankers' Trust übernahm 
die Public Bank & Trust, die Title Guarantee & Trust sowie mehrere Re¬ 
gionalbanken und bildete daraus eine weitere mächtige Bankengruppe. 
Schließlich verband sich /. P. Morgan & Co. mit der Guaranty Trust Co., 
um als Morgan Guaranty Trust Co. die fünfte Position in der Bankenhier¬ 
archie einzunehmen. 

Die Verflechtung und Kartellierung der New Yorker Banken orien¬ 
tierte sich an den Bedürfnissen der mit der Förderung von Öl und seiner 
Vermarktung befaßten, international arbeitenden Unternehmen. Diese 
Verflechtung wirkte sich mehr oder weniger stark auf alle Aspekte der 
amerikanischen Wirtschaftsgeschichte nach Kriegsende aus. Sie beein¬ 
flußte die Politik der USA sowohl nach innen als auch nach außen. 

Die New Yorker Banken hatte sich schon immer am Überseegeschäft 
orientiert, jetzt richteten sie ihre unverhältnismäßig hochkonzentrierte 
Macht ausschließlich auf das internationale Geldgeschäft. Sie glichen 
sich darin immer mehr den Londoner Finanzgruppen wie der Midland 
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Hank, Bardays und anderen an. Trotzdem kamen 1961 75 Prozent aller 
Bankguthaben aus dem Gebiet um die Metropole New York, Amerikas 
größter Wirtschaftszone, bei einer der fünf großen New Yorker Banken.^ 
Die Machtkonzentration der New Yorker Banken spiegelte sich in der 
Mitgliederliste des New Yorker Coundl on Foreign Relations wider. Den 
Vorsitz führte dort in den 1950er Jahren der Wall-Street-Rechtsanwalt 
John J. McCloy, der nun Vorsitzender der Chase Bank war und zuvor als 
Rechtsanwalt die Interessen von Rockefellers Standard Oil vertreten hatte. 

ln den frühen 1950er Jahren bemerkten die wenigsten Amerikaner, 
welch ungeheure politische und wirtschaftliche Macht sich da über ihren 
Häuptern zusammengebraut hatte. Sie begriffen noch nicht, welche Fol¬ 
gen diese Machtkonzentration der New Yorker Banken, der von ihnen 
vertretenen Unternehmen und der ihnen verbundenen Rechtsanwalts¬ 
kanzleien in nur wenigen Händen auch für die Bürger Amerikas haben 
würde. Die amerikanische Gesellschaft verwandelte sich zunehmend 
nach dem britischen Konzept des »informellen Empire«. Das Schwer¬ 
gewicht verschob sich immer weiter weg von technischer Entwicklung 
und industriellem Eortschritt hin zu Einanzkontrolle, Kontrolle der Roh¬ 
stoffe, Eestlegung von Handelsbedingungen und dergleichen. 


Mohammed Mossadegh scheitert am Ölkartell 

ln den 1950er Jahren hatte England alle äußeren Erscheinungsformen 
seines Kolonialreichs unübersehbar verloren. Dafür klammerte es sich 
um so eiserner an den Herrschaftseinfluß, den es indirekt und informell 
in den ehemaligen Kolonien ausüben konnte. Statt mit aller Gewalt die 
territorialen Ansprüche über das bis Indien und Australien ausgedehnte 
Empire aufrechtzuerhalten, konzentrierte es seinen Einfluß auf die Be¬ 
herrschung des Öls und anderer strategischer Rohstoffe. Dabei war ihm 
die Hilfe der USA gewiß. Auf diese Weise gewann Ägypten mit dem 
Suezkanal, über den der größte Teil des Öls nach Europa floß, für Eng¬ 
land noch weiter an Bedeutung. Das gleiche gilt für die Aufrechter¬ 
haltung seines politischen Einflusses in den Ölförderländern des Nahen 
Ostens. Unter ihnen war damals besonders der Iran für England wichtig. 
Mit Hilfe der Anglo-Persischen Ölgesellschaft konnte die britische Re¬ 
gierung die Wirtschaft und Politik dieses Landes weitgehend bestimmen. 

Wir haben schon berichtet, mit welcher Perfidie die Briten 1901 dem 
australischen Ingenieur William Knox d'Arcy die Exklusivrechte für die 
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iranischen Ölquellen abgeschwindelt hatten. Seither kämpfte Großbri- 
tarmien wie ein Tiger um das iranische Ölmonopol. Im Ersten Weltkrieg 
kämpften im Nahen Osten über eine Million der besten britischen Trup¬ 
pen, während den Franzosen an die europäische Front nur Kanonenfut¬ 
ter aus den Kolonien zu Hilfe geschickt wurde. Im Zweiten Weltkrieg 
waren die Briten mit dem Iran besonders hinterhältig umgesprungen. Sie 
überredeten Stalin, mit ihnen gemeinsam in den Iran einzufallen. Als 
Vorwand diente die Tatsache, daß eine Handvoll deutscher Ingenieure in 
dem neutralen Fand tätig war. Sie mußten den Krieg rechtfertigen. Einen 
Monat nach dem gemeinsamen Überfall auf Persien im August 1941 
dankte der als Freund der Achsenmächte geltende Schah zugunsten sei¬ 
nes Sohnes Mohammed Reza Pahlewi ab, welcher der britisch-sowje¬ 
tischen Besatzungsmacht mehr entgegenkam. 

Die britische Besatzungsmacht, die später noch durch ein Kontingent 
US-Truppen aufgefüllt worden war, hatte ruhig zugesehen, wie sich die 
russischen Besatzer aus den Nahrungsmittelreserven des Fandes bedien¬ 
ten. Hunderttausende Iraner mußten verhungern, weil der Iran vor der 
Versorgung der eigenen Bevölkerung erst die britischen und russischen 
Besatzungstruppen zu verköstigen hatte. Flecktyphus und Typhus bra¬ 
chen aus. Die Transportkapazität der Eisenbahnen wurde für den Trans¬ 
port amerikanischer Hilfsgüter nach Rußland beschlagnahmt. Das behin¬ 
derte weiter die zivile Versorgung und ließ weitere Tausende Perser ster¬ 
ben. Sie erfroren im bitter kalten Winter 1944/45, weil es an Heizöl fehlte. 
Die britische Politik unterdrückte systematisch alle Ansätze bürgerlich¬ 
nationaler, politischer Organisationen und unterstützte die reaktionärsten 
Feudalherren im Fand. 

ln einem verzweifelten Versuch bat die persische Regierung die ame¬ 
rikanische Regierung um Hilfe. Tatsächlich tauchte 1942 ein ameri¬ 
kanischer Militärbeauftragter im Iran auf. Es handelte sich um General 
M. Norman Schwarzkopf, Vater des Kommandeurs der »Operation Wü¬ 
stensturm« von 1991 gegen den Irak. Schwarzkopf baute über sechs Jah¬ 
re lang eine nationale Polizeitruppe im Iran auf. Mit Hilfe dieser Truppe 
wurde im August 1953 der patriotische Premierminister Mossadegh ge¬ 
stürzt. 

Noch während des Krieges versprach die feierliche Erklärung von 
Teheran mit den Unterschriften von Stalin, Churchill und Roosevelt Per¬ 
sien für die Nachkriegszeit die volle Souveränität. Nichtsdestoweniger 
beanspruchte Stalin die Schürfrechte im nördlichen Teil des Iran an der 
Grenze zu Aserbaidschan. Er hatte sie sich während der Besatzungszeit 
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mit militärischem Zwang übereignen lassen. Auch England verlangte 
ultimativ, daß die Konzessionen an Royal Dutch Shell, die unter gleichen 
Bedingungen abgetreten worden waren, noch erweitert wurden. Noch 
standen Besatzungstruppen im Land und setzten auf dem Hoheitsgebiet 
des Iran die Regierung unter Druck. Da legte der Führer der Nationalen 
Front, Dr. Mohammed Mossadegh, dem persischen Parlament im De¬ 
zember 1944 einen Gesetzesentwurf vor, welcher der amtierenden Regie¬ 
rung alle Verhandlungen über Ölkonzessionen mit dem Ausland verbie¬ 
ten sollte. 

Als er das Gesetz einbrachte, zitierte Mossadegh einen Leitartikel der 
Londoner Times vom 2. November 1944. Darin wurde vorgeschlagen, 
die drei Mächte England, Rußland und die Vereinigten Staaten sollten 
nach dem Krieg den Iran unter sich aufteilen. Die Abgeordneten rea¬ 
gierten empört und stimmten mehrheitlich seiner Resolution zu, wenn¬ 
gleich sie eine Entscheidung über die alten Konzessionen, die d'Arcy 
1901 der Anglo-Persischen Ölgesellschaft überlassen hatte, ausdrücklich 
auf einen späteren Zeitpunkt vertagten. 

Es entbrannte ein erbitterter Kampf. Iran trug seinen Fall bis vor die 
neugegründeten Vereinten Nationen und erreichte schließlich den Abzug 
der Besatzungstruppen aus seinem Hoheitsgebiet. Das genügte freilich 
noch nicht, um das Land aus dem Schwitzkasten der britischen Regie¬ 
rung und der Anglo-lranischen Ölgesellschaft, wie sie nunmehr hieß, zu 
befreien. Sie hielten die Wirtschaft des Landes fest im Griff. Im Süden 
Irans lagen die damals größten bekarmten Ölfelder der Welt. Sie unter¬ 
standen seit 1901 den Briten, die seitdem die exklusiven Rechte über die¬ 
ses Gebiet ausübten. Seit 1919 hatten britische Berater, um ihr Monopol 
besser behaupten zu können, praktisch die Verwaltung des Landes an 
sich gebracht. Auf Fragen der iranischen Souveränität und ähnliche Klei¬ 
nigkeiten konnte und wollte man da keine Rücksicht nehmen. 

Nach Ende des Krieges, als sich in Indien, Asien und Afrika der Wi¬ 
derstand gegen den Kolonialismus erhob, wollte sich auch der Iran nicht 
länger mit der Mißachtung seiner Souveränität abfinden. Ende 1947 for¬ 
derte die iranische Regierung die Anglo-lranische Ölgesellschaft auf, die 
lächerlich geringen Abgaben, die sie für ihre Exklusivrechte auf das wich¬ 
tigste Erölvorkommen der Welt bezahlte, zu erhöhen. 

Der Iran bezog sich in seiner Klage auf den Fall Venezuela, wo die 
amerikanische Standard Oil 50 Prozent der Ölerträge an die Regierung 
abführte. Iran merkte an, daß die Ölgesellschaft in diesem Fall statt 36 
Millionen Dollar jährlich über 100 Millionen Dollar für die Ausbeutung 
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seiner wichtigsten nationalen Rohstoffe zu zahlen hätte. Die iranische 
Regierung rechnete vor, daß die Anglo-Amerikaner, wie die Sache bis¬ 
her stand, ganze elf Prozent des Gewirms an den Iran abführten. Dar¬ 
über hinaus hielt Großbritannien noch exklusive Schürfrechte über ein 
riesiges Gebiet von 100 000 Quadratmeilen, weigerte sich aber, dort 
überhaupt nach Erdöl zu suchen. Berechnungen der iranischen Regie¬ 
rung ergaben, daß die Anglo-lranische Ölgesellschaft bei einer Förde¬ 
rung von jährlich 20 Millionen Tonnen Rohöl einen Reingewinn von 320 
Millionen Dollar erzielte, von dem sie nur 36 Millionen als Royalties 
abführte. Teheran verlangte anhand der vorgelegten Daten, daß die 
Konzessionen zu fairen und gerechten Konditionen neu verhandelt 
werden sollten.^ 

Dieser Vorschlag stieß in London auf keine Gegenliebe. Der britische 
Rundfunk BBC strahlte gefälschte Meldungen aus, die die iranische Re¬ 
gierung in Schwierigkeiten bringen sollte. So wurde zum Beispiel gemel¬ 
det, Außenminister Esfandiari habe dem britischen Außenminister Ernest 
Bevin erniedrigende Zugeständnisse bei der Änderung der iranischen 
Verfassung gemacht. Aber dies war nur der Anfang ... 

Die Verhandlungen über die Änderung der Konzessions Vereinbarun¬ 
gen zogen sich bis 1949 hin, ohne daß es zu einer nermenswerten Armähe- 
rung der Standpunkte gekommen wäre. Die Briten verfolgten die Strate¬ 
gie der hinhaltenden Verzögerung, während sie alles nutzten, um die 
iranische Regierung zu schwächen. Da machten Dr. Mossadegh und seine 
kleine Partei, die Nationale Front, die Ölverhandlungen zum Hauptthema 
ihres Wahlkampfes für die Parlamentswahlen 1949. Sie gewann sechs 
Sitze hinzu, und Mossadegh erhielt den Vorsitz einer parlamentarischen 
Kommission über die Ölfrage. 

Iran hatte einen SOprozentigen Anteil an den Gewirmen der Anglo- 
Iranischen Ölgesellschaft verlangt und darüber hinaus auf persischer 
Beteiligung an der Leitung der Gesellschaft bestanden. Die britische Re¬ 
gierung weigerte sich, den Iranern auch nur auf halbem Wege entge¬ 
genzukommen. Eine Regierung nach der anderen stürzte im Iran über 
die ungelöste Ölfrage. Im April 1951 wurde Mossadegh schließlich zum 
Premierminister gewählt. Mossadegh war kein Anhänger der kommuni¬ 
stischen Twde/i-Partei, der russischen Kommunisten oder irgendeiner 
anderen extremen Gruppe, wie die Medien in den USA und England 
unablässig behaupteten. Er mochte Fehler haben, aber er war ein leiden¬ 
schaftlicher Patriot und ein Gegner Sowjetrußlands. 

Bereits am 15. März hatte die Majlis, das iranische Parlament, den 
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Vorschlägen Mossadeghs und seiner Kommission zugestimmt und be¬ 
schlossen, die Anglo-Iranische Ölgesellschaft zu verstaatlichen, wobei 
den Engländern eine faire Entschädigung bezahlt werden sollte. Der 
endgültige Nationalisierungsbeschluß passierte die Majlis am 28. April 
1951, einen Tag bevor Mossadegh mit der Regierungsbildung beauftragt 
wurde. 

In britischen Augen hatte sich Persien damit einer unverzeihlichen 
Sünde schuldig gemacht: Seine Regierung hatte iranische Interessen 
über die der britischen Regierung gestellt. England kündigte sofort Ver¬ 
geltung an und schickte Seestreitkräfte nach Abadan. Scheinheilig hatte 
sich die britische Regierung zuvor geweigert, in die Verhandlungen 
zwischen der Anglo-Iranischen Ölgesellschaft und der persischen Regie¬ 
rung einzugreifen. Sie wolle sich nicht in die Angelegenheiten eines pri¬ 
vaten Unternehmens einmischen, hieß es als Begründung. Dabei be¬ 
fanden sich über 53 Prozent der Aktien im Besitz der Regierung Seiner 
Majestät. Jetzt, nach dem Nationalisierungsbeschluß, »griff die britische 
Regierung in die Auseinandersetzung zwischen dem Iran und der Ge¬ 
sellschaft ein. Sie untermauerte die Eorderungen der Gesellschaft da¬ 
durch, daß sie Einheiten der königlichen Kriegsmarine in iranische Ge¬ 
wässer entsandte und drohte, Abadan durch Eallschirmjäger besetzen 
zu lassen, angeblich um britische Interessen zu schützen«. In Abadan 
arbeitete die in jenen Tagen größte Raffinerie der Welt. Sie gehörte der 
Anglo-Iranischen Ölgesellschaft.^ 

In den 28 Monaten, in denen Mossadegh an der Regierung war, hat¬ 
ten die Briten mit rechtlich übergroßen Schwierigkeiten zu ringen. Der 
Iran handelte, solange er Entschädigungen anbot, nämlich in völliger 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht, werm er eine auf seinem Ho¬ 
heitsgebiet arbeitende Eirma verstaatlichte. Und ebendies hatte Mossa¬ 
degh ja getan. Er hatte England sogar die gleiche Menge Öl liefern und 
dies auch vertraglich garantieren wollen, die es bis zur Nationalisierung 
der Gesellschaft aus dem Iran bezogen hatte. Er zeigte sich sogar bereit, 
die Arbeitsverträge britischer Staatsangehöriger, die bei der Gesellschaft 
beschäftigt waren, zu übernehmen. 

Ab September verhängte England widerrechtlich eine totale Wirt¬ 
schaftsblockade gegen den Iran. Es legte ein Embargo auf alles Öl aus 
dem Iran und fror sämtliche Vermögenswerte des Iran bei britischen 
oder von Großbritarmien kontrollierten Banken ein. Britische Kriegs¬ 
schiffe patroullierten in den internationalen Gewässern vor der persi¬ 
schen Küste. In Basra, im damals noch britischen Irak, zog England 
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Landtruppen zusammen. Dem britischen Embargo schlossen sich alle 
anglo-amerikanischen Ölgesellschaften an. Die anglo-amerikanische Elite 
wollte ein abschreckendes Beispiel setzen, wie es Entwicklungsländern 
ergeht, die sich ihren Interessen widersetzen. 

Der britische Geheimdienst hatte Angestellte der iranischen Zentral¬ 
bank, der Bank Melli, und anderer Verwaltungsdienststellen bestochen. 
Dadurch erhielt er auf stündlicher Basis Berichte über die Auswirkungen 
des Handelsembargos. Möglichen Käufern des nationalisierten iranischen 
Öls drohten die Ölkartelle damit, von ihnen die Entschädigungen einzu¬ 
treiben, die der Iran der Anglo-lranischen Ölgesellschaft angeblich schul¬ 
de, die aber noch nicht geregelt waren. Dieses legalistische Argument war 
unaufrichtig, weil es ja gerade die Gesellschaft und die Engländer waren, 
die Entschädigungsverhandlungen verhindert hatten. Auf diese Weise 
verstrich ein Monat nach dem anderen. Allmählich begann das Embargo 
sich auf die noch zerbrechlich schwache Wirtschaft des Iran auszuwirken. 
Die damit unvermeidlich verbundenen wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
untergruben die Regierung Mossadegh. Die wichtigsten Einnahmen des 
Landes, die aus dem Ölgeschäft, versiegten. Sie sanken von 400 Millionen 
Dollar im Jahre 1950 auf weniger als zwei Millionen Dollar zwischen Juli 
1951 und Mossadeghs Sturz im August 1953. 

Im September 1952 reiste Mossadegh persönlich zu den Vereinten 
Nationen nach New York, um sich an den Weltsicherheitsrat zu wenden. 
Dieser wollte sich mit dem Eah nicht befassen und schob ihn vor sich 
her. Daraufhin wandte sich Mossadegh an Washington, um dort Unter¬ 
stützung für sein Land zu finden. Mossadegh machte den großen Eehler 
zu übersehen, daß die US-Außenpolitik an die Ölinteressen gekettet und 
diese untrennbar mit den britischen Interessen im Weltölkartell verbun¬ 
den waren. Die USA schickten W. Averreh Harriman als »Vermittler« in 
den Iran. Er reiste in Begleitung einer Delegation, die zum großen Teil 
aus leitenden Angestellten der Ölgesehschaften bestand. Ihr gehörte 
unter anderen auch der Wirtschaftsexperte des Außenministeriums Wal¬ 
ter Levy an. Harriman empfahl der Teheraner Regierung, auf das briti¬ 
sche »Angebot« einzugehen. Schon in Washington hatte Mossadegh 
immer wieder nur den Vorschlag zu hören bekommen, er solle die Rox/al 
Dutch Shell beauftragen, alle Ölangelegenheiten des Iran zu betreuen. 

Als die Briten den Eall vor den Internationalen Gerichtshof in Den 
Haag brachten, vertrat Mossadegh, der in der Schweiz und in Belgien Jura 
studiert hatte, die Sache Persiens dort persönlich und mit Erfolg. Der Ge¬ 
richtshof bestritt Großbritannien das Recht, sich in diesen Eah ein- 
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Zumischen, und verwies ihn mit Spruch vom 22. Juli 1952 zurück an die 
iranische Gerichtsbarkeit. 

Der Journalist Ned Russell schrieb im Oktober 1952 in der Herald Tri¬ 
büne einen recht zutreffenden Kommentar über diesen Fall. Es gebe nur 
wenige Führer kleiner Nationen von der Statur eines Mossadegh, die den 
Mut aufbringen, wenn sie ihr Land unter einer massiven wirtschaftlichen 
und finanziellen Blockade leiden sehen, die Großbritarmien und nun auch 
die USA verhängt haben, Truman und Churchill zu widersprechen. Rus¬ 
sell bemerkte in seinem Artikel sehr richtig, es sei Churchills Ziel, »die 
USA und Großbritarmien durch ihr gemeinsames Vorgehen gegen Mos¬ 
sadegh als Komplizen zusammenzuschweißen«. 

Im Jahr 1953 hatte der anglo-amerikanische Geheimdienst seine Ant¬ 
wort an Mossadegh fertig. Der neu gewählte Präsident Dwight Eisen- 
hower wies Mossadeghs Ersuchen um Wirtschaftshilfe ab. Dazu hatte 
ihm sein Außenminister John Foster Dulles und der CIA-Chef, sein Bru¬ 
der Allen Dulles, geraten. Am 10. August trafen Allen Dulles, der ame¬ 
rikanische Botschafter im Iran Loy Henderson und die Schwester des 
Schahs in der Schweiz zusammen. Zur gleichen Zeit reiste General Nor¬ 
man Schwarzkopf sen. nach fünfjähriger Abwesenheit wieder nach Te¬ 
heran, um »alte Freunde« aufzusuchen. Er hatte enge Verbindungen 
zum Schah und zu führenden Armeegenerälen, die er früher ausgebildet 
hatte. Im Auftrag Washingtons machte er ihnen Versprechungen für den 
Fall, daß ihnen der Staatsstreich gegen Mossadegh gelingen würde. 

Mit Hilfe der royalistischen Elemente im persischen Militär gelang 
den britisch-amerikanischen Geheimdienstkreisen der Putsch und Mos¬ 
sadeghs Verhaftung. Sein Einfluß war schon vorher durch den zwei¬ 
jährigen Wirtschaftskrieg der Amerikaner und Briten gegen den Iran 
geschwächt worden. Dazu wimmelte es in der Verwaltung von briti¬ 
schen Überbleibseln aus den Tagen, als sie im wesentlichen den Briten 
unterstanden hatte. Diese Elemente hatten die Regierung Mossadeghs 
von innen her unterhöhlt. Der britische Geheimdienst hatte Außenmini¬ 
ster John Foster Dulles und Bruder Allen, den CIA-Chef überzeugt, und 
beide zusammen hatten Präsident Eisenhower überredet, daß am Sturz 
Mossadeghs kein Weg vorbeiführe. 

Die Operation lief unter dem Codenamen AJAX. CIA und britischer 
SIS arbeiteten Hand in Hand. Als es zu einem Verfassungskonflikt zwi¬ 
schen Mossadegh und dem Schah kam, stellten die Anglo-Amerikaner 
sich auf die Seite des Mohammed Reza Pahlewi. Der für kurze Zeit ins 
Ausland geflüchtete Schah kehrte zurück und errichtete mit Hilfe der 
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anglo-amerikanischen Geheimdienste und des iranischen Geheimdienstes 
SAVAK ein höchst autoritäres Regime. Sodarm wurden die Wirt¬ 
schaftssanktionen aufgehoben. Die anglo-amerikanischen Ölinteressen 
hatten sich behauptet und gezeigt, wozu sie fähig waren, sobald irgend¬ 
ein Staat sich ihnen widersetzte. Es ist übrigens eine Ironie der Geschich¬ 
te, daß die gleichen anglo-amerikanischen Ölinteressen aus den gleichen 
Gründen ein Vierteljahrhundert später dem gleichen Schah den Laufpaß 
gaben. ^ 

Der Ausbruch des Kalten Krieges zwischen dem Westen und der So¬ 
wjetunion bot den Geheimdiensten in England und den USA eine hervor¬ 
ragende Chance. Wo immer sich so etwas wie Widerstand gegen ihre po¬ 
litische Linie regte, färbten sie ihn rot ein und setzten die Staatsmacht der 
USA gegen die Kommunisten oder »kommunistisch angehauchte« Wi¬ 
derständler in Bewegung. Nirgends war dies leichter als im Lalle wenig 
bekannter politischer Lührer der Entwicklungsländer oder ehemaliger 
Kolonien, die ihre Unabhängigkeit gerade erst errungen hatten. Dieser 
durchschaubaren Taktik haben sich die Dienste in London und Washing¬ 
ton nur allzuoft bedient. So zeichneten damals alle westlichen Berichte 
und Stellungnahmen Dr. Mohammed Mossadegh als unverantwortlichen 
Radikalen, der mit den Kommunisten zusammen an den westlichen Le¬ 
bens- und Sicherheitsinteressen rüttelte. 


Italiens mutiger Mann 

Nur eine einzige Gesellschaft zeigte Interesse, von Mossadegh Öl zu kau¬ 
fen. Es war eine italienische Gesellschaft, oder genauer: Es war der Grün¬ 
der des italienischen Staatsunternehmens für die Ölversorgung, Enrico 
Mattei. Er sollte auch weiterhin den anglo-amerikanischen Ölkartellen 
viel Kopfzerbrechen bereiten. 

Enrico Mattei besaß »Entschlossenheit« in dem Sinne, den Clausewitz 
dem Wort einmal gegeben hatte. Während des Zweiten Weltkriegs führte 
er in Italien die größte nichtkommunistische Widerstandsbewegung an. 
Als Alcide de Casperi 1945 seine christdemokratische Regierung bildete, 
ernarmte er Mattei zum Chef einer morschen, 20 Jahre alten Gesellschaft, 
der Azienda Generale Italiana Petroli. Sie ist heute unter der Bezeichnung 
AGIP viel bekarmter. 

Italien hatte 1943 während des Kriegs die Eronten gewechselt. Trotz¬ 
dem gingen die Kämpfe und Bombardierungen der Westmächte, die sich 
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langsam durch die gesamte Halbinsel von Süden nach Norden hindurch¬ 
kämpften, noch zwei Jahre weiter. Dies und über 20 Jahre faschistischer 
Herrschaft hatten das Land ruiniert. Im Jahre 1945 war das italienische 
Nationalprodukt auf den Stand von 1911 zurückgeworfen und lag um gut 
40 Prozent unter dem Stand von 1938. Aus den verlorenen Kolonien 
strömten große Bevölkerungsgruppen zurück nach Italien und füllten die 
Verluste, die der Krieg gerissen hatte, mehr als auf. Hungersnöte drohten, 
und der Lebensstandard der Bevölkerung fiel auf ein erschreckend nied¬ 
riges Niveau. 

ln dieser Situation schaute sich Mattei nach heimischen Energiequellen 
um. Trotz des Auftrags, AGIP so rasch wie möglich zu privatisieren, ließ 
Mattei die Firma in erster Linie nach Öl und Gas suchen. Besonders inten¬ 
siv suchte er in der Po-Ebene in Norditalien und stieß auch bald auf be¬ 
trächtliche Öl- und Gaslagerstätten. Die erste fand er 1946 bei Caviaga, 
dann 1949 ein größeres Lager südlich von Cremona bei Cortemaggiore. 
Hier stieß er nicht nur auf Erdgas, sondern zum ersten Mal auch auf Erd¬ 
öl. Nach diesen Entdeckungen wurde er zum Vorsitzenden der Ge¬ 
sellschaft ernarmt und erhielt von der Regierung Generalvollmacht, die 
Firma, staatlich wie sie war und blieb, auszubauen. 

Sofort wollten die amerikanischen Ölmagnaten bei der neuen italieni¬ 
schen Ölfirma einsteigen. Sie wurden abgewiesen. Mattei war italieni¬ 
scher Patriot und entschlossen, die Wirtschaft seines Landes wieder auf¬ 
zubauen. Bei diesem Bemühen erwies sich als Haupthindernis, daß wert¬ 
volle Währungsreserven zum Einkauf von Öl abflossen. Italien wurde 
deshalb ständig von Zahlungsbilanzschwierigkeiten geplagt. Mattei pack¬ 
te dieses Problem mit der ihm eigenen Kühnheit an. Er ließ eine 3000 Ki¬ 
lometer lange Pipeline bauen. Sie leitete Erdgas von Cortemaggiore in die 
industriellen Zentren von Mailand und Turin. Die Gewinne aus den neu¬ 
en Gaslagern benutzte er, um die industrielle Infrastruktur in ganz Nord¬ 
italien auszubauen. 

Mattei war es auch, der die Bezeichnung »Sieben Schwestern« prägte. 
Er hatte nämlich die Kartellierung des Weltölmarktes eingehend unter¬ 
sucht und bemerkt, daß das große anglo-amerikanische Ölkartell den 
Weltmarkt unter sich aufgeteilt hatte. Mattei versuchte alles mögliche, 
um die Unterwerfung Italiens unter das Diktat dieser »Sieben Schwe¬ 
stern« zu verhindern. Er warf ihnen öffentlich und völlig zu Recht vor, 
sie drosselten die Produktion, um den Preis für Erdöl künstlich hoch zu 
halten, sie preßten dem verarmten Europa für ihr Rohöl aus dem Nahen 
Osten künstlich überhöhte Preise ab. Dadurch zog er sich natürlich sehr 
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rasch die Feindschaft der großen Ölgesellschaften und ihrer Freunde in 
den Regierungen zu. 

Im Februar kämpfte er im Parlament mit Erfolg für ein Gesetz, das eine 
zentrale, halb selbständige, aber staatseigene Energieholding gründen 
half: die ENI. Präsident der neuen Holding wurde Enrico Mattei. Neben 
AGIP, die für Öl, Erdgas und Raffinerien zuständig war, gehörte die 
SNAM zur Holding. Sie betrieb den Bau von Pipelines. Aber schon bald 
baute sie Tanker und überzog Italien mit einem Tankstellermetz. Dieses 
Tankstellermetz stach bald das der Esso und Shell aus und übertraf sie an 
Qualität und Kundenservice. Hier verband man zum ersten Mal den 
Tankdienst mit moderner Restauration und anderen Dienstleistungen. 
Nach den gleichen Prinzipien, mit denen Mattei AGIP geführt und aufge¬ 
baut hatte, entwickelte er nun ENI. 

Er benutzte die Gewirme, um damit Ölraffinerien und weitere petro- 
chemische Anlagen zu errichten. So baute er ein großes Werk für synthe¬ 
tischen Kautschuk, in dem das Erdgas der ENI weiterverarbeitet werden 
konnte. Mattei schuf dazu eine eigene Eirma für den Anlagenbau zum 
Ausbau von Raffinerien und petrochemischen Anlagen. Schließlich er¬ 
warb er eine eigene Tankerflotte, die am Schifffahrtsmonopol der Ölkar¬ 
telle vorbei Rohöl von Übersee nach Italien brachte. 

ENI förderte pro Jahr Erdgas im Wert von rund 75 Millionen Dollar. 
Das half Italien wertvolle Devisen sparen. Sie wären sonst auf den inter¬ 
nationalen Ölmärkten versickert. Wahrscheinlich hat niemand in Italien 
während der ersten 15 Jahre der Nachkriegszeit mehr für den industriel¬ 
len Aufbau Italien geleistet als Enrico Mattei.® 

Bereits 1954 zeigte sich die amerikanische Botschaft in Rom über die 
Aktivitäten Matteis besorgt. »Zum ersten Mal in der italienischen Ge¬ 
schichte«, heißt es in einem Memorandum der Botschaft an die Regierung 
in Washington, »befindet sich eine staatseigene Eirma in der einzigartigen 
Situation, finanziell gesund zu sein, kompetent geführt zu werden und 
niemandem gegenüber Rechenschaft zu schulden als ihrem Chef.«^ 


Entwicklungsfreundliche Konditionen 

Die Bemühungen Matteis, Italien von den Öllieferungen der »Sieben 
Schwestern« unabhängig zu machen, mag die anglo-amerikanischen In¬ 
teressen irritiert haben. Seine Versuche, sich an ihnen vorbei auch aus 
Übersee Öl zu beschaffen, erregte ihren lodernden Zorn. Dieser brach 
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offen aus, als sie erfuhren, welche Art von Verhandlungen er mit Ent¬ 
wicklungsländern über Öllieferungen führte. 

Nachdem der Schah mit Hilfe seiner amerikanischen und englischen 
Unterstützer die Macht in Persien zurückgewonnen hatte, wollte er das 
Werk seines gestürzten Premierministers nicht ganz zunichtemachen. Die 
Nationale Iranische Ölgesellschaft (NlOC) blieb ein staatseigener Betrieb, 
dem die Kontrolle über alle bekannten Öl- und Erdgaslager oblag. Aber 
schon im April 1954, weniger als ein Jahr nach dem Staatsstreich, bemüh¬ 
ten sich die »Sieben Schwestern« zusammen mit ihrer kleinen französi¬ 
schen Stiefschwester, Erankreichs staatseigener CEP, um Verhandlungen 
mit der iranischen Regierung und der NlOC. Sie wollten sich die Ausbeu- 
tungs- und Schürfrechte in einem 100 000 Quadratmeilen großen Gebiet 
auf weitere 25 Jahre sichern. Es war das gleiche Gebiet, weswegen unter 
Mossadegh der Streit mit der Anglo-lranischen Ölgesellschaft ausgebro¬ 
chen war. 

Die Anglo-lranische Ölgesellschaft nannte sich im selben Jahr in Bri¬ 
tisch Petroleum (BP) um. Sie erhielt den Löwenanteil, nämlich 40 Prozent 
der Konzession des Gebietes. Royal Dutch Shell brachte den zweitgrößten 
Teil, nämlich 14 Prozent, nach Hause. Damit hatten sich die Briten 54 Pro¬ 
zent der Ölförderung aus diesem Gebiet gesichert. Die Amerikaner teilten 
unter sich weitere 40 Prozent der Rechte auf. Erankreichs CEP schließlich 
ging mit sechs Prozent aus. Mattei wandte sich an die »Sieben Schwe¬ 
stern«, um auch für ENI einen Anteil der Schürfrechte im Iran zu erhal¬ 
ten, und bekam dafür eine weithin schallende Ohrfeige. 

Mattei ließ sich dadurch nicht entmutigen, sondern nahm Verhand¬ 
lungen mit Gamal Abd el-Nasser auf, der nach dem Sturz König Earuks in 
Ägypten 1954 an die Macht gelangt war. Dadurch konnte er sich für ENI 
einen Teil der Schürf rechte auf der noch zu Ägypten gehörenden Halbin¬ 
sel Sinai sichern. Sofort begann er mit der Erschließung und brachte es bis 
1961 auf eine Jahresfördermenge von 2,5 Millionen Tonnen. Der größte 
Teil davon wurde in italienischen Raffinerien verarbeitet und deckte den 
wachsenden Bedarf Italiens, ohne daß dafür nur ein US-Dollar zu bezah¬ 
len war. 

Im Jahre 1957 brachte Mattei das Eaß zum Überlaufen. Im Erühjahr 
1957 bot er dem Schah von Persien nie da gewesene Konditionen an. 
NlOC und ENI sollten Teilhaber einer neuen Eirma werden, und der 
Iran sollte 75 Prozent, Italien nur 25 Prozent des Gewirms erhalten. Die 
neue Eirma, Societe Irano-ltalienne des Petroles (SIRIP), sollte über 25 Jahre 
die Konzessionen für ein bisher noch nicht vergebenes Gebiet von 8800 
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Quadratmeilen im Iran erhalten, wo größere Ölfelder vermutet wurden. 
Diese Nachricht verleitete einen höheren britischen Beamten zu der Äu¬ 
ßerung: »Die Italiener sind entschlossen, sich auf die eine oder andere Art 
und Weise Zugang zum Öl im Nahen Osten zu verschaffen.« 

Washington und London teilten hierbei voll die Ansichten der Vor¬ 
stände der »Sieben Schwestern«. Matteis revolutionäre Initiativen waren 
geeignet, die mit großer Mühe ausbalancierte Weltölordnung über den 
Haufen zu werfen. Das Standardabkommen über die Rohöllieferung 
zwischen Ölgesellschaft und Entwicklungsland sah eine Profitbeteili¬ 
gung von 50:50 vor. Dabei waren Abweichungen nach unten, welche die 
Gewirmmarge der Ölfirma aufbesserten, einkalkuliert. Mattei aber ge¬ 
währte dem Iran 75 Prozent. Wo sollte das hinführen, wenn es Schule 
machte? 

Hätte man aber Italien mit Matteis ENI in den »Ölclub« aufgenommen, 
damit er sich an das Standardabkommen hielte, wäre man Gefahr gelau¬ 
fen, daß demnächst belgische, deutsche oder sonstige Gesellschaften 
ebenfalls ihren gerechten Anteil an den Ölvorkommen verlangten. Sol¬ 
che Überlegungen der privaten Ölfirmen veranlaßten die Regierungen 
in Washington und London, beim Schah offiziellen Protest gegen den 
bevorstehenden Vertrag mit Mattei einzulegen. 

Der Schah zeigte sich bestürzt, doch der diplomatische Vorstoß blieb 
ohne rechten Erfolg. Im August 1957 Unterzeichneten die Perser das 
bahnbrechende Geschäft mit Mattei. Anläßlich der Unterzeichnung 
sprach Mattei über die Perspektiven des neuen Vertragswerks und 
brachte seine Ansichten auf die kurze Pormel: »Der Nahe Osten sollte 
der Mittlere Westen des industrialisierten Europa werden.« Er deutete 
damit die Absicht an, daß dieses Abkommen nur ein erster Schritt sei, 
um im Nahen Osten eine industrielle und technologische Infrastruktur 
aufzubauen. 

Im März 1961 ging der erste italienische Öltanker, die Cortemaggiore, 
im süditalienischen Hafen Bari vor Anker. Er brachte die ersten Erüchte 
der neuen iranisch-italienischen Ölpartnerschaft: 18000 Tormen persi¬ 
sches Rohöl wurden gelöscht. Es gab noch einen zweiten bemerkenswer¬ 
ten italienisch-iranischen Erfolg in diesem Jahr: Der gemeinsamen Eirma 
SIRIP war eine der ersten erfolgreichen Ölexplorationen unter Wasser 
gelungen. 

Die »Sieben Schwestern« fanden nun keine Ruhe mehr. Mattei setzte 
ihnen nun auch in Italien zu. Er forderte für die Verbraucher immer neue 
Preiszugeständnisse an den Tanksäulen. Zugleich überzeugte er die 
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Regierung, die übertrieben hohen Benzinsteuern zu senken. Das Ergeb¬ 
nis dieser Politik war, daß in Italien zwischen 1959 und 1961 die Benzin¬ 
preise um 25 Prozent nachgaben. Das war eine der Hauptursachen da¬ 
für, daß in Italien nach dem Krieg die produktive Wirtschaft Wiederauf¬ 
leben konnte. 

Mattel setzte seine aktive Außenpolitik auch außerhalb Italiens fort. Er 
suchte sich besonders solche Regionen aus, die von den Ölmultis als »zu 
unbedeutend« an den Rand gedrängt worden waren. Er reiste für ENI 
persönlich in kleinere Länder in Afrika und Asien. Dort erörterte er künf¬ 
tige Verträge, die die gemeinsame Nutzung möglicher Lagerstätten vor¬ 
sahen. Er bot ihnen Konditionen an, von denen die kürzlich erst aus dem 
Kolonialstatus entlassenen Länder nur träumen konnten. 

Das wichtigste bei alledem war, daß Enrico Mattei den Ländern anbot, 
vor Ort eine eigene petrochemische Industrie zu errichten. Dies vor allem 
hätte die eiserne Kontrolle durchbrochen, die die »Sieben Schwestern« 
durch ihren monopolisierten Handel mit Raffinerieprodukten auf Rohöl¬ 
basis weltweit gewirmbringend ausübten. Das jeweilige Ölförderland 
sollte nicht mehr nur Rohstoffe liefern. Es würde auf der Grundlage sei¬ 
ner Rohstoffe eine eigene industrielle Grundstoffindustrie aufbauen. Die¬ 
se würde wiederum die Basis für die weitere Industrialisierung legen. 
ENI würde für seine Investitionen einen bestimmten Gewinnanteil be¬ 
kommen. Wichtiger waren Mattei aber noch die Exklusivrechte für den 
Ausbau der petrochemischen Industrie des Partnerlandes und die Exklu¬ 
sivrechte für den weltweiten Vertrieb der erzeugten Ölprodukte. 

Schließlich, im Oktober 1960, brannten im Weißen Haus, in der Dow¬ 
ning Street Nr. 10 und bei den Vorständen der »Sieben Schwestern« die 
Sicherungen gleichzeitig durch. Italiens antikommunistischer Wider¬ 
standskämpfer und langjähriger Christdemokrat Enrico Mattei reiste nach 
Moskau. Auch dieses Mal ging es, wie schon in Rapallo in den 1920er 
Jahren, mehr oder weniger direkt um die riesigen russischen Ölreserven. 
Und wieder setzten die Anglo-Amerikaner alle Hebel in Bewegung, um 
einen Erfolg dieser Verhandlungen zu vereiteln. 

Schon 1958 hatte ENI mit den Sowjets einen Vertrag über gering¬ 
fügige Öllieferungen abgeschlossen. Es handelte sich um etwa eine Mil¬ 
lion Tonnen jährlich. Aber dann sickerten Gerüchte durch, daß bei den 
Gesprächen zwischen Mattei und dem sowjetischen Außenhandels¬ 
minister Patolitschew weit ehrgeizigere Geschäfte angebahnt wurden. 
Am 11. Oktober Unterzeichnete Mattei einen neuen Vertrag mit seinem 
sowjetischen Gesprächspartner über die jährliche Lieferung von 2,4 Mil- 



142 


Honen Tonnen Öl für fünf Jahre. Außerdem verpflichtete sich ENI, größe¬ 
re Mengen sowjetischen Öls im Westen zu vermarkten. 

Das Öl brauchte nicht in harter Währung bezahlt zu werden. Es wurde 
durch die Lieferung großvolumiger Pipeline-Rohre abgegolten. Mit die¬ 
sen Röhren wollten die Sowjets die Hauptader eines verzweigten Pipe¬ 
line-Netzes bauen, das sowjetisches Öl und Erdgas bis in die Tsche¬ 
choslowakei, Polen und Ungarn bringen sollte. Diese Pipeline würde nach 
Pertigstellung jährlich 15 Millionen Tonnen Öl im Austausch für Investiti¬ 
onsgüter und Nahrungsmittel nach Osteuropa schaffen. Zum damaligen 
Zeitpunkt fehlten der Sowjetunion die Kapazitäten, um den riesigen Be¬ 
darf an großvolumigen Röhren in der benötigten Menge und Qualität zu 
decken. 

Mattei sicherte sich die Rückendeckung der Regierung und der staats¬ 
eigenen Pinsider-Gruppe. Diese bekam grünes Licht für den Bau eines 
großen Küstenstahlwerks in Tarent. Dieses sollte so ausgelegt werden, 
daß es jährlich zwei Millionen Tormen großvolumiger Pipeline-Röhren 
liefern konnte. Der Bau des Werkes wurde so rasch vorangetrieben, daß 
bereits im September die ersten Röhren in die Sowjetunion geliefert wer¬ 
den konnten. 

Italien konnte in der Sowjetunion Rohöl zum Preis von 1 Dollar das 
Paß frei Schwarzmeerhafen kaufen. Demgegenüber kostete das Rohöl in 
Kuwait 1,59 Dollar zuzüglich einer willkürlichen Prachtrate von 0,69 
Dollar pro Paß. ln den USA kostete das Paß Anfang der 1960er Jahre 2,75 
Dollar. Da dieses Geschäft eine enorme Menge zusätzlicher Arbeitsplät¬ 
ze in der petrochemischen, aber auch in der Stahlindustrie schuf, gab es 
in Italien wenig Einwände dagegen, ln Italien glaubte niemand freiwillig 
den hysterischen Anwürfen der anglo-amerikanisehen Presse, Mattei sei 
ein »Kryptokommunist« oder ein »sowjetischer Trittbrettfahrer«.io 

Das Walzwerk in Tarent hatte kaum die Arbeit auf genommen, um 
die Pipeline-Röhren für die Sowjets herzustellen, da ereilte Mattei das 
Schicksal. Matteis Privatflugzeug stürzte unter bis heute ungeklärten 
Umständen auf dem Plug von Sizilien nach Mailand ab. Alle drei Insas¬ 
sen kamen ums Leben. Vermutungen allerdings und Gerüchte, daß da¬ 
bei Sabotage eine Rolle gespielt habe, starben nie. Damals hatte das 
Schicksal noch keine »Roten Brigaden« oder eine »Rote Armee Praktion« 
zur Hand. 

Mattei war gerade 56 Jahre alt und stand auf der Höhe seines Erfolgs. 
Der CIA-Stationsleiter in Italien, Thomas Karamessines, verließ damals 
das Land fluchtartig und ohne Erklärung. Er war später in den chileni- 
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sehen Staatsstreich gegen Salvador Allende verwickelt. Ein weiterer, ver¬ 
wunderlicher »Zufall« war, daß der damalige CIA-Chef John MeCone 
zum Zeitpunkt von Matteis verdächtigem Unfall Aktienanteile an der 
Standard Oil of California (Chevron) im Wert von über einer Million Dollar 
besaß. Ein detaillierter Bericht Karamessines' vom 28. Oktober 1962 über 
die Vorgänge um den Elugzeugabsturz wurde von der US-Regierung bis 
heute nicht zur Veröffentlichung freigegeben. Zur Begründung heißt es, 
der Bericht »enthalte Gegenstände, die die nationale Sicherheit der USA 
betreffen«. 

Bevor er starb, hatte Mattei ähnliche Verträge wie mit dem Iran, Ägyp¬ 
ten und der Sowjetunion auch mit Marokko, Sudan, Tansania, Ghana, 
Indien und Argentinien abgeschlossen. Aber das war nicht alles. Er hatte 
sich noch eines weiteren »Verbrechens« gegen die Eirmen des Energie¬ 
monopols schuldig gemacht: Mattei hatte es durchgesetzt, daß Italien sei¬ 
nen ersten Testreaktor für die friedliche Nutzung der Kernenergie baute. 
Zu diesem Zweck gründete er eine eigene Eirma als ENl-Tochter. Sie hieß 
ENEL und war ein staatseigenes Elektrizitätsversorgungsunternehmen. 
Mattei hatte im Hinblick auf die künftige Nutzung der Kernenergie ein 
ehrgeiziges Stromnetz für Italien entworfen, und ENEL sollte es verwirk¬ 
lichen. 

Der in London erscheinende Economist — die Zeitung, die das Londo¬ 
ner Einanzestablishment einmal gegründet hatte, um 1846 die Korn¬ 
gesetze zu Lall zu bringen, und die nun zum Imperium Lord Cowdrays 
von Royal Dutch Shell gehörte - schrieb im Zusammenhang mit der Mel¬ 
dung von Matteis Tod: »Wie groß oder wie finster dieser Mann Enrico 
Mattei in Wirklichkeit war, wird man noch lange mit großer Leiden¬ 
schaft erörtern. Man kann ihn wohl irgendwo zwischen Deterding {Roy¬ 
al Dutch Shell) und Ivar Kreuger (gemeint ist der schwedische Einanzier 
und Großindustrielle, der 1931 auf ebenfalls ungeklärte Weise umkam) 
einreihen. Jedenfalls ist es schwierig, irgendeinen Großen im Ölgeschäft 
oder in Italien - den Gebieten, wo er die längsten Schatten geworfen hat 
- zu finden, dessen plötzlicher Abtritt von der Bühne in beiden Berei¬ 
chen einen solchen Unterschied macht.« Die New York Times nannte ihn 
»die bedeutendste Persönlichkeit in Italien«, der mehr als irgend ein 
anderer Italiener für »das Wirtschaftswunder in Italien verantwortlich« 
ward 

Um die Zeit seines Todes hatte Mattei einen Besuch bei Präsident John 
E. Kennedy in Washington geplant. Kennedy hatte die US-Ölfirmen auf¬ 
gefordert, zu einer Art »Detente« mit Mattei zu kommen. Was Mattei mit 
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Kennedy besprechen wollte, blieb unbekannt. Man kann nur darüber 
spekulieren. Denn gut ein Jahr nach Mattei wurde Kennedy selbst ermor¬ 
det. Die blutige Spur führt, trotz ungeheurer Vertuschungsbemühungen, 
über ein kompliziertes Netz von Strohmännern des organisierten Verbre¬ 
chens immer wieder an die Tür des amerikanischen Geheimdienstes. 
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8. Kapitel 

Adenauer, de Gaulle und die 
Pfund-Krise 1967 


Kontinentaleuropa nach dem Krieg 

Ende der 1950er Jahre sah die Welt zum ersten Mal seit über 30 Jahren 
wieder vielversprechend aus. Das galt für die Mehrzahl der westeuropäi¬ 
schen Länder ebenso wie für die aufstrebenden Länder der südlichen 
Hemisphäre, die man heute Entwicklungsländer nermt. 

1957 Unterzeichneten Lrankreich, Westdeutschland und Italien die 
Römischen Verträge über eine neue Lorm der wirtschaftlichen Zusam¬ 
menarbeit in Europa, die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft oder 
EWG. Sie kam aufgrund dieser Verträge am 1. Januar 1959 zustande. Da¬ 
mals begann sich die Bundesrepublik Deutschland von den Eolgen des 
Zusammenbruchs zu erholen, ln Lrankreich war de Gaulle 1958 an die 
Regierung gelangt. Er setzte auch dort ein umfassendes Wiederaufbau¬ 
programm in Gang. Dieses Konzept seines Wirtschaftsberaters Jacques 
Rueff sah die Errichtung einer modernen Infrastruktur, den Wiederauf¬ 
bau der zerstörten Industrie und Landwirtschaft vor und wollte für die 
Volkswirtschaft eine stabile finanzielle Grundlage legen. Auch Italien 
genoß Ende der 1950er Jahre die Erüchte der wirtschaftlichen Erholung, 
die weitgehend den Initiativen Enrico Matteis von der ENI zu danken 
war. 

Tatsächlich erlebten die nichtkommunistischen Länder und zahlreiche 
Entwicklungsländer zehn Jahre nach dem verheerenden Zweiten Welt¬ 
krieg einen bis dahin nicht gekannten wirtschaftlichen Aufschwung ihrer 
Industrie und Landwirtschaft. Das produzierende Gewerbe schaffte in 
Kontinentaleuropa gesunde Wachstumsraten von um die fünf Prozent. 
Dieser Aufschwung hielt sich bis in die 1960er Jahre hinein. Der Welt¬ 
handel hatte seit 1938 stagniert und begann erst mit dem Marshall-Plan ab 
1948 wieder langsam zu wachsen. Bis zum Jahre 1963 steigerte sich das 
Volumen des Weltwarenaustauschs um gute 250 Prozent, ohne daß sich 
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ein Ende des Wachstums abzeichnete. Auch überstieg damals zum ersten 
Mal in der Geschichte der Handel mit Fertigprodukten den mit industriel¬ 
len und landwirtschaftlichen Rohstoffen. 

Die Lokomotive des Aufschwungs war der rasch wachsende Handel 
des gemeinsamen Marktes in Europa. 1953 entfielen nur 19 Prozent des 
Welthandels auf den europäischen Warenaustausch. 1960 übertraf der 
Außenhandel der EWG-Länder bereits den der USA und erreichte mit 
einem Geldvolumen von 30 Milliarden Dollar 26 Prozent des Weltaußen¬ 
handels. 

ln den westeuropäischen Ländern setzten umfangreiche Investitions¬ 
programme ein und begannen die Arbeitsproduktivität deutlich anzuhe¬ 
ben. Die Investitionen flössen vor allem in den Ausbau und die Moderni¬ 
sierung der Stahlindustrie und der Elektrizitätsversorgung sowie in die 
Modernisierung der wichtigsten Hafenanlagen. Die Arbeitsproduktivität 
stieg in der EWG zwischen 1950 und 1960 um jährlich gesunde sieben 
Prozent. Sie wuchs damit gut eineinhalb mal so schnell wie zur gleichen 
Zeit in den USA.i 

Bei diesem günstigen Wachstum von Industrie und Handel der konti¬ 
nentaleuropäischen Länder bildeten sich auch gute Wirtschaftsbeziehun¬ 
gen zu den Entwicklungsländern heraus. Der Außenhandel mit ihnen 
entwickelte sich Ende der 1950er Jahre erfreulich. Er erlaubte der Indu¬ 
strie dieser Länder den größten Entwicklungssprung in diesem Jahrhun¬ 
dert. So verbesserte sich der Anteil der Entwicklungsländer an der Welt¬ 
güterproduktion von 6,3 Prozent im Jahre 1953 auf neun Prozent im Jahre 
1963. Das bedeutete ein relatives Wirtschaftswachstum von gut 50 Pro¬ 
zent in nur zehn Jahren und war in absoluten Warenwerten gemessen 
noch weit größer.^ 

Als de Gaulle 1958 in Frankreich die Regierung übernahm, verlieh er 
dem wirtschaftlich wiedererstarkenden Kontinentaleuropa eine kräftige, 
eigenständige, politische Stimme. De Gaulle war als Militär und Politiker 
eine gereifte Persönlichkeit. Er machte sich keine Illusionen über die Ab¬ 
sichten, die Großbritarmien in Europa verfocht. Dazu hatte er die britische 
Politik im Widerstand zu hautnah erfahren. Sorgen bereitete ihm die 
wachsende Erkermtnis, daß die politischen Vorstellungen der USA und 
Großbritarmiens miteinander verschmolzen. Gleich zu Beginn seiner Prä¬ 
sidentschaft trat er in intensive Verhandlungen mit General Eisenhower, 
dem damaligen Präsidenten der USA. Er schlug ihm grundlegende Re¬ 
formen der NATO vor. De Gaulle wollte für Frankreich ein Veto-Recht 
beim Einsatz von Atomwaffen, fand jedoch damit kein Gehör. 
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1959 drückte er in einem Schreiben an Eisenhower seine große Be¬ 
sorgnis so aus: »Im Zuge zweier Weltkriege standen die USA auf der 
Seite Frankreichs, und wir haben die Hilfe nicht vergessen, die wir den 
Amerikanern danken. Aber wir haben auch nicht vergessen, daß diese 
Hilfe im Ersten Weltkrieg erst nach drei langen Kriegsjahren eintraf, die 
sich für Frankreich fast als tödlich erwiesen hatten. In den Zweiten 
Weltkrieg griffen die USA erst ein, als Frankreich bereits vernichtend 
geschlagen war ... Ich weiß so gut wie Sie, was eine Nation mit Ihrer 
geographischen Fage, Ihren Interessen, Ihrem politischen System, Ihrer 
Öffentlichen Meinung, Ihren Feidenschaften, Ängsten und Irrtümern 
ausmacht. Hier liegt auch der Grund, warum ich, obwohl ich zu unse¬ 
rem Bündnis stehe, der Integration Frankreichs in die NATO nicht bei¬ 
pflichten karm.«3 

Washington stellte sich taub. So entwickelte de Gaulle für Frankreich 
eigene, seine Unabhängigkeit garantierende Atomwaffen, die Force de 
Trappe. Gleichzeitig kündigte er an, Frankreich werde seine Mittelmeer¬ 
flotte dem NATO-Oberkommando entziehen. 1960 testeten die Franzo¬ 
sen mit Erfolg ihre erste Atombombe in der Sahara. 

De Gaulle sprach sich bei der Gelegenheit für ein wiedererwachendes, 
unabhängiges und wirtschaftlich erstarkendes Europa aus. 

Gleich nach seiner Amtseinführung lud de Gaulle den deutschen Bun¬ 
deskanzler Konrad Adenauer auf seinen privaten Fandsitz nach Colom- 
bey-les-deux-Eglises ein. Damit begann die Aussöhnung der traditionel¬ 
len Kriegsgegner auf dem Kontinent. Es entwickelte sich auch eine per¬ 
sönliche Freundschaft zwischen den beiden gereiften Staatsmännern. 
Fünf Jahre später erreichte die deutsch-französische Annäherung ihren 
Höhepunkt, als de Gaulle und Adenauer den deutsch-französischen Ver¬ 
trag am 22. Januar 1963 für die Abstimmung in den Parlamenten fertig¬ 
stellten. In dem Vertrag waren die enge Zusammenarbeit der beiden 
Staatschefs Umrissen und Feitlinien vorgelegt, wie sich Industrie und 
Wirtschaft der beiden Fänder einander angleichen sollten. 

Die enge Übereinstimmung zwischen Adenauer und de Gaulle ließ in 
Fondon und Washington die Alarmglocken läuten. Ein Kontinental¬ 
europa unter der Führung von de Gaulle, Adenauer und Aldo Moro in 
Italien schmeckte einigen Herrschaften in Fondon und Washington viel 
zu sehr nach Unabhängigkeit und Eigenmächtigkeit. Fondon überhörte 
auch nicht, daß die französische Regierung einen Tag, nachdem der 
deutsch-französische Vertrag unterzeichnet worden war, ihr Veto gegen¬ 
über einem britischen EG-Beitritt ankündigte. De Gaulles Widerstand 
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gegen den Beitritt Großbritanniens zur Europäischen Wirtschaftsgemein¬ 
schaft beruhte auf seinem tiefsitzenden Mißtrauen in die Motive, die 
Großbritannien zum EWG-Beitritt bewogen. Er fürchtete für die Unab¬ 
hängigkeit Kontinentaleuropas. 


Anglo-amerikanische Widerstände gegen 
die europäische Einigung 

Politische Kreise hinter der Regierung Kennedy in den USA hatten ihre 
Antwort auf die Unabhängigkeitsbestrebungen der Europäer und die 
enge Zusammenarbeit zwischen de Gaulle und Adenauer schon vorberei¬ 
tet. Dem Konzept eines starken, unabhängigen Europas setzten sie eine 
besondere Gestalt des atlantischen Bündnisses entgegen. Zu den Köpfen 
dieser Gruppe gehörte zum Beispiel der auf allen Korridoren der Macht 
heimische John J. McCloy. Er war zwischen 1949 und 1952 Präsident 
Trumans Eloher Kommissar in Deutschland gewesen. Dazu zählten auch 
der Sicherheitsberater des Weißen Hauses McGeorge Bundy, Einanzmi- 
nister Douglas Dillon, der stellvertretende Außenminister George Ball 
und Robert Bowie von der CIA. 

Diese Leute priesen Jean Monnets Europa-Konzept laut und über¬ 
schwenglich. Damit wollte man Europa für den Export aus den USA er¬ 
schließen sowie Absatz und Verbreitung amerikanischer Waren er¬ 
leichtern. Außerdem konnte der Gemeinsame Markt die Europäer noch 
fester in die NATO, in der die USA und England den Ton angaben, ein¬ 
binden. England sollte wie ein amerikanischer Euß in die Tür der Sech¬ 
sergemeinschaft gezwängt werden. Dem widersetzte sich de Gaulle aus 
gutem Grund. 

Als sich de Gaulle und Adenauer im Januar 1963 zur Paraphierung der 
Verträge über die deutsch-französische Zusammenarbeit trafen, hatte 
Washington zusammen mit London längst Gegenmaßnahmen getroffen. 
Kennedys Außenministerium hatte bisher schon nicht verhehlt, daß ihm 
die deutsch-französische Zusammenarbeit überhaupt nicht gefiel. Die 
CDU war angehalten worden, sich von Adenauer als Bundeskanzler zu 
trennen. Der dafür vorgesehene Zeitpunkt rückte heran. Nun erhielt die 
US-Botschaft in Bad Godesberg Anweisung, ihren Druck auf einige Ab¬ 
geordnete der CDU und Erich Mendes EDP zu verstärken. Die SPD- 
Opposition wurde von ihren traditionellen »Betreuern«, den Engländern, 
bearbeitet. 
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Nur zwei Tage vor der ersten Lesung des deutsch-französischen Ver¬ 
trags im Bundestag bestimmte die CDU am 24. April 1963 auf amerikani¬ 
schen Druck hin Ludwig Erhard zum Nachfolger Konrad Adenauers. 
Angefangen hatte der Sturz Adenauers durch die eigene Partei bereits mit 
der sogenarmten »Spiegel-Affäre« im Oktober 1962. 

Sie diente der FDP als Vorwand, die Koalition mit der CDU aufzu¬ 
kündigen. Ludwig Erhard, Adenauers Nachfolger, war ein linientreuer 
US-Gefolgsmann und daher gegen de Gaulle und das deutsch-französi¬ 
sche Bündnis eingenommen. Er machte sich sogleich für den Beitritt 
Großbritarmiens in die EWG stark. 

Der deutsch-französische Vertrag wurde nach Adenauers Abgang 
zwar noch ratifiziert, blieb aber in den folgenden Jahren ein lebloses Stück 
Papier. Kanzler Erhard saß behäbig und unbeweglich auf einer in sich 
gespaltenen Partei. De Gaulle äußerte sich im Juli 1964 in einem Pressein¬ 
terview voll Bitterkeit über den Zustand der deutsch-französischen Be¬ 
ziehungen. »Man kann nicht sagen, daß Deutschland und Frankreich be¬ 
reits zu einer gemeinsamen Politik gefunden hätten. Das rührt zweifellos 
daher, daß sich Bonn bis heute nicht zu der Überzeugung hat durchringen 
können, eine gemeinsame Politik müsse eine europäische und vor allem 
eine unabhängige Politik sein.« 

Den Atlantikern in Washington und London war es noch einmal ge¬ 
lungen, die Gefahr eines unabhängigen Kontinentaleuropa abzuwenden 
und ihre atlantische Ordnung zu sichern. Das schwächste Glied dabei war 
das noch immer »besetzte« Nachkriegsdeutschland. Zugleich hatte sich 
auch das strategische Grundkonzept der britischen Elite, stets ein sich 
wechselseitig paralysierendes Machtgleichgewicht anzustreben, wieder 
einmal bewährt. England konnte durch seinen verlängerten Arm, das US- 
Außenministerium, die europäischen Kräfte dahin manipulieren, daß sie 
sich gegenseitig in Schach hielten, statt wirksam zusammenzuarbeiten. 
Als schwieriger erwies es sich, de Gaulle selbst auszuschalten.^ 


Die Wirtschaftskrise 1957, ein Wendepunkt 

Die USA hatten sich der Bildung eines gemeinsamen europäischen Mark¬ 
tes nicht widersetzt, weil sie sich davon in Europa einen besseren Absatz 
ihrer Produkte erhofften. 

Aber ein politisch und wirtschaftlich unabhängiges Europa war si¬ 
cherlich das letzte, was sich die anglo-amerikanische Elite wünschen konnte. 
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Das Gefühl der Bedrohung wuchs noch, als Amerika 1957 in eine ern¬ 
ste und langanhaltende Wirtschaftsrezession glitt. Sie bescherte den USA 
wirtschaftliche Stagnation und wachsende Arbeitslosigkeit. Die Rezession 
schleppte sich bis Mitte der 1960er Jahre hin. 

Die eigentlichen Gründe der Rezession waren nicht schwer zu ent¬ 
decken, hätte man ernsthaft danach gesucht. Seit 20 Jahren wurde in den 
USA nicht mehr richtig investiert. Die amerikanischen Produktionsanla¬ 
gen und ihre technische Ausrüstung veralteten. Zu Beginn des Zweiten 
Weltkriegs hatten große Investitionsanstrengungen die USA wirtschaft¬ 
lich ein gutes Stück vorangebracht. Das war nun lange vorbei. 

Zum Nachteil der USA und nicht zum Nutzen der übrigen Welt setz¬ 
ten sich nun Führungskreise durch, die den Weg zum Wohlstand nicht 
in Investitionen und Produktivitätssteigerungen sahen, sondern in 
Adam Smith' Krämerdevise »Kaufe billig, verkaufe teuer«. Aber noch 
stand der Weg, den die USA einschlagen wollten, nicht fest, ln den Füh¬ 
rungskreisen brach darüber ein heftiger Richtungsstreit aus. Schließlich 
setzten sich die Pläne des New Yorker Council on Foreign Relations (Rat 
für auswärtige Beziehungen) und der Stiftung der Gebrüder Rockefeiler 
durch. Auf der Seite der Rockefellers tat sich ein junger Harvard- 
Professor besonders hervor, er hieß Henry Kissinger. Der Streit war um 
die Auswirkungen der amerikanischen Rezession entbrannt. Industrie 
und Landwirtschaft verlangten billige Kredite, um überfällige Investi¬ 
tionen und technische Neuerungen finanzieren zu können. Dem wider¬ 
setzte sich die mächtige Koalition der Liberalen im sogenannten Ostkü- 
sten-Establishment. 

Der gewaltigen internationalen Finanzmacht der New Yorker Banken 
bot Amerika kein ausreichendes Betätigungsfeld mehr. Sie strebten nach 
Weltherrschaft und hielten weltweit nach lukrativen Profitmöglichkeiten 
Ausschau. 

ln der Debatte tat sich eine besonders schrille Stimme kund. Sie ge¬ 
hörte dem Vorsitzenden des New Yorker Council on Foreign Relations, 
John J. McCloy. Er war Rechtsanwalt und damals Vorstandsvorsitzender 
der New Yorker Chase Manhattan Bank, die vor allem im Ölgeschäft tätig 
war. McCloy hatte aus Europa, wo er als Hoher Kommissar für die Ent¬ 
wicklung in Deutschland Verantwortung getragen hatte, Henry Kissin¬ 
ger mit nach Harvard gebracht. Er übertrug ihm nun die Aufgabe, die 
Politik der sogenarmten »Weisen Märmer der Nation« - so narmten sich 
die Mitglieder des Council on Foreign Relations - vorzubereiten und zu 
formulieren. 
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In den 1950er Jahren betrachteten die großen Ölgesellschaften und ih¬ 
re New Yorker Banken die ganze Welt als ihre Jagdgründe und wollten 
sich nicht mehr auf die ihnen zu eng gewordenen USA beschränken las¬ 
sen. Ihnen war zum Beispiel Saudi-Arabien wichtiger als Texas. Das gab 
- wie wir gleich zeigen werden - bei der politischen Debatte in den USA 
den Ausschlag. Denn nun begann sich die US-Außenpolitik ganz auf 
Vorteil und Nutzen der internationalen Banken von Lower Manhattan 
und der Wall Street auszurichten. Die Banken hatten sich der stets kriti¬ 
schen Medien rechtzeitig versichert. Zum Teil gehörten sie ihnen unmit¬ 
telbar, wie zum Beispiel die New York Times. Oder sie waren ihnen, wie 
die neu entstandenen Fernsehnetze, finanziell hörig. Mit den Medien 
gehörte den Banken weitgehend auch die öffentliche Meinung. So ließ 
sich in den USA eine Politik durchsetzen, die im deutlichen Widerspruch 
zu den grundlegenden Interessen der Nation stand und die sich in kriti¬ 
schen Situationen sogar direkt gegen die Interessen der einzelnen Bürger 
richtete. Damals bürgerte es sich ein, im Zusammenhang mit den vor¬ 
herrschenden politischen Tendenzen vom »liberalen Ostküsten- 
Establishment« zu sprechen. 


Ein Chevrolet, Baujahr 1958 

Die Farmer in Iowa hatten wie die Werkzeugmacher in Cincinnati keine 
Ahnung, was Ende der 1950er Jahre in Washington gespielt wurde. Henry 
Eord soll einmal gesagt haben, er sei stolz darauf, die höchsten Löhne zu 
zahlen, die niedrigsten Preise für seine Autos zu verlangen und dadurch 
zum reichsten Mann der Welt zu werden. Er erreichte dies, weil er die 
weltweit modernste und produktivste Technik einsetzte. Daran dachte 
nun niemand mehr. Jetzt winkten leichte Auslandsprofite. Banken ver¬ 
dienen nicht an technischen Investitionen, sondern an hohen Zinsen. Die 
aber machen das Investieren unrentabel. 

Selbst die Ford-Werke gaben ihren alten Kurs auf. Bei Ford hatte ein 
Buchhalter namens Robert McNamara Ende der 1950er Jahre das Steuer 
an sich reißen können. Er hatte nur noch kurzfristige Gewinne im Auge 
und nicht mehr die dauernde Gesundheit des Unternehmens. Nicht an¬ 
ders erging es fast allen Bereichen der öffentlichen Verwaltung. Auch 
hier ließen die Buchhalter die Städte verfallen, kümmerten sich nicht viel 
um Investitionen und hielten wenig von technisch leistungsfähigeren 
Produktionsverfahren. Man ließ das Bildungswesen sowohl in den 
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öffentlichen Schulen als auch die Ausbildung des Arbeiternachwuchses 
verwahrlosen. Kurz, man glaubte, es sei nicht notwendig, die produkti¬ 
ve Leistungsfähigkeit der Menschen und der Gesellschaft zu pflegen. 
Statt dessen interessierte man sich für neue Verkaufstechniken und Ver¬ 
führungskünste und ließ die Dollars ins Ausland fließen. Dort sollten sie 
alles aufkaufen, was billig zu haben war, zum Beispiel erfolgreich ar¬ 
beitende Industrieunternehmen in Westeuropa, Südamerika und Süd¬ 
ostasien. 

Als 1957 die Rezession einsetzte, folgten Großbetriebe und Banken 
der USA in ihrer Industriepolitik vermehrt dem britischen Modell. Es 
wurde üblich, systematisch an der Qualität der Waren zu sparen, um die 
Preise bei steigendem Profit halten zu können. Milton Friedman und 
andere hatten diese Art des Wirtschaftens »Monetarismus« genarmt. Es 
war nichts anderes als die alte Krämermentalität: »Kaufe billig, verkaufe 
teuer!« Sie ergriff die gewerbliche Wirtschaft in den USA. Der Stolz auf 
den industriellen Fortschritt galt nichts mehr. An seine Stelle traten Li¬ 
sten über die finanziellen Gewinnerwartungen, welche die Unterneh¬ 
mensleitungen alle drei Monate neu berechnen ließen. Sie standen unter 
dem Druck der Aktionäre, die wegen der hohen Bankzinsen noch höhe¬ 
re Dividenden forderten. Die Betriebsleitung schraubte ständig die Ge¬ 
winnquote pro Beschäftigten hinauf. 

Der Durchschnittsamerikaner hätte an seinem Familienauto erkermen 
können, was da ablief. ln Detroit dachte man nicht mehr über Produkti¬ 
onsverfahren nach, die die Produktivität anheben kormten. Man begann 
am Produkt zu manipulieren. 1958 verarbeitete General Motors zum Bei¬ 
spiel bei seinem Chevrolet nur noch halb so viel Stahl wie beim Modell von 
1956. Erwartungsgemäß ließ das die Statistik der Verkehrstoten hinauf¬ 
schnellen. Es hatte aber auch Rückwirkungen auf die heimische Stahlin¬ 
dustrie. Während die Autoindustrie in den USA 1956 noch 19 Millionen 
Tormen Stahl verarbeitete, benötigte sie 1960 nur noch knapp zehn Mil¬ 
lionen Tonnen. So ließ sich der Spruch von einst folgendermaßen abwan¬ 
deln: Was gut für General Motors ist, ist schlecht für Amerika und den Rest 
der Welt. 

Trotzdem mußte der amerikanische Arbeiter mehr Geld für seinen 
neuen Chevrolet hinlegen. Er bezahlte damit die schlaue Verkaufswer- 
bung der Madison Avenue, die protzigen Kühleraufbauten und die blit¬ 
zenden Zierleisten, die sich täuschend über die verminderte Qualität 
legten. Die US-lndustrie hatte sich zu einem schleichenden Selbstmord 
überreden lassen. Derm auf Selbstmord läuft es schließlich hinaus, werm 
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man seine Kunden um des raschen Profits willen betrügt. Der Industrie 
erging es dabei wie einem Bebunkenen, der im 20. Stock aus dem Fenster 
fällt und dann eine Zeitlang das berauschende Gefühl des freien Falls 
genießt. Die wenigsten machten sich in den 1960er Jahren Gedanken dar¬ 
über, wohin der eingeschlagene Weg der »post-industriellen« Gesellschaft 
in den nächsten 20 Jahren führen würde. 


Die Dollar-Kriege der 1960er Jahre 

Die US-Banken hatten Amerika den Rücken gekehrt, weil sie sich an¬ 
derswo eine höhere Verzinsung ihrer Einsätze erwarteten. Sie kauften 
damals gut funktionierende europäische Firmen billig ein. Derm in Euro¬ 
pa war Kapital wegen des Bedarfs an Investitionen für den Wiederaufbau 
der Industrie knapp geworden. Das hob die Kapitalzinsen an, um die ein¬ 
zige weltweit gültige Währung, den Dollar, anzulocken. 

Chase Manhattan Bank, Citibank und andere erkannten ihre Chance und 
fuhren in Europa viel größere Profite ein. Sie realisierten dort gut den 
doppelten Gewinn, den ihnen Investitionen in amerikanische Kommu¬ 
nalobligationen gebracht hätten. Deshalb wurde der Handel mit solchen 
Papieren in den folgenden Jahren schwierig. Investitionen in die Infra¬ 
struktur, in die Kanalisation, die Straßen- und Brückenerneuerung und 
den Ausbau des knappen Wohnraums waren dringend nötig. Aber die 
Regierung wagte nicht, sich mit den mächtigen Pinanzinteressen anzule¬ 
gen. ln vielen Eällen stellten die Banken ja auch die Regierungsbeamten. 
So wurde nichts unternommen, um diese Probleme ernsthaft in Angriff 
zu nehmen. 

Seit 1957 flössen zum ersten Mal seit dem Krieg mehr Dollars aus den 
USA heraus, als im Ausland eingetrieben wurden, ln der Zeit von 1957 
bis 1965 wuchs der Kapitalexport aus den USA nach Westeuropa von 
knapp 25 Milliarden Dollar auf gut 47 Milliarden. Das war, verglichen mit 
heutigen Zahlen, noch eine geringe Summe. Wenn es sich nur um den 
Dollar-Abfluß gehandelt hätte, wäre das sicherlich zu verkraften gewe¬ 
sen. Hinzu kam, daß seit 1958 sogar die Goldreserven der USA langsam, 
aber stetig abschmolzen. So näherte man sich dem Punkt, an dem das 
Bretton-Woods-System der Nachkriegszeit zusammenbrechen mußte. 
Doch das kümmerte die Politiker in den USA zunächst kaum. Sie wur¬ 
den ganz von den US-Banken, der Großindustrie und den Ölgesell¬ 
schaften in Beschlag genommen, die sich die Extraprofite aus Billiglohn- 
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ländern nicht entgehen lassen wollten. Mit dem Geld wurde aber auch 
mehr und mehr die Produktion in diese Länder ausgelagert. 

Ende der 1950er Jahre verwandelten sich die riesigen Vorteile, die das 
Bretton-Woods-System den USA als dem einzigen Reservewährungs¬ 
land der Welt einräumten, in Nachteile. Als sich Westeuropa bei der 
industriellen Produktion seine unabhängige Stellung zurückeroberte 
und seine Arbeitsproduktivität die der veralteten Anlagen in den USA 
überrundete, kündigte sich die wachsende Schwäche der US-Wirtschaft 
an. Dies trat um die Zeit des Regierungsantritts von Präsident Kennedy 
offen zutage. 

Als die amerikanischen Unterhändler in Bretton Woods 1944 die Be¬ 
dingungen für das internationale Währungssystem der Nachkriegszeit 
festlegten, stützten sie sich auf Grundannahmen, die einen fatalen Denk¬ 
fehler enthielten. Sie richteten einen Goldumtauschstandard ein, wonach 
die Mitgliedsländer ihre Währungen zwar nicht direkt an den Goldpreis 
banden, sondern an den Dollar. Und der Dollar-Wert war an das vor¬ 
handene Währungsgold zu einem festen Goldpreis von 35 Dollar pro 
Feinunze gebunden. 

Dieser Goldpreis war bereits 1934 von Präsident Roosevelt auf dem 
Höhepunkt der Wirtschaftskrise in den USA festgesetzt worden. Er war 
also schon über ein Vierteljahrhundert alt. Dazwischen lagen so tiefgrei¬ 
fende Ereignisse wie der Zweite Weltkrieg, die dramatische Nachkriegs¬ 
entwicklung und der Wiederaufbau in Europa. Das konnte wohl auch am 
Goldpreis nicht spurlos vorübergegangen sein. 

Solange die USA die unangefochten stärkste Wirtschaftsmacht der 
westlichen Welt waren, fiel die Willkür des festgesetzten Goldpreises 
nicht weiter auf. Im Jahrzehnt nach dem Krieg saugten der Wiederaufbau 
Europas und der hohe Ölpreis jeden freien Dollar auf. Die USA besaßen 
damals den weitaus größten Teil des Währungsgoldes der Welt. Aber 
schon zu Beginn der 1960er Jahre wurde vielen Leuten klar, daß am Ab¬ 
kommen von Bretton Woods einiges nicht mehr stimmte und es dringend 
geändert werden mußte. 

ln Washington fand man mit solchen Überlegungen kein Gehör. Dort 
hielt man sich nicht einmal selbst an die Spielregeln, die man den Ver¬ 
bündeten 1944 aufgenötigt hatte. Weder die republikanische Regierung 
Eisenhower noch die des Demokraten John F. Kennedy verhinderte den 
massiven Dollar-Abfluß ins Ausland, den die New Yorker Banken we¬ 
gen der höheren Profiterwartung im Ausland betrieben; man förderte 
ihn geradezu. So stellte sich knapp zehn Jahre später auch ein, was 
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kommen mußte. Seither hat sich die Krise an den Finanzmärkten auf¬ 
grund von allerlei Finanzinnovationen und -manipulationen ständig ver¬ 
schärft. Die New Yorker Banken sprachen nicht gern über die hohen 
Geldprofite, die sie anderswo durch ihre Investitionsverweigerung in 
Amerika erzielten. Zwischen 1962 und 1965 realisierten die US-Gesell- 
schaften, werm man einem Regierungsbericht an den Kongreß aus jenen 
Tagen noch glauben darf, für ihr Geld Zinsen zwischen zwölf und 14 Pro¬ 
zent. ln den USA hätten sie nur knapp die Hälfte bekommen. 

Aus diesem Grund drängten die Banken die Regierung unauffällig, 
aber nachdrücklich, dieses lukrative Spiel weiter betreiben zu dürfen. 
Dabei ließen sie ihre Profite natürlich in Europa liegen und brachten sie 
nicht in die USA zurück. Ja, sie begannen sogar, auf den europäischen 
Märkten Gelder aufzunehmen, die sie dann weiter verliehen. Daraus ent¬ 
stand der sogenannte Euro-Dollar-Markt. Er entwickelte sich in den 
1970er Jahren wie ein Krebsgeschwür im Körper der Gastländer und 
drohte die Weltwirtschaft und das Weltfinanzsystem zu zerstören. 

Eür die amerikanische Nation und auch für den Rest der Welt wäre es 
viel nützlicher gewesen, wenn eine vernünftige Steuer- und Einanzpolitik 
dafür gesorgt hätte, daß die anfallenden Dollar-Milliarden zu angemesse¬ 
nen Zinsraten in den Ausbau der heimischen Infrastruktur und die tech¬ 
nische Erneuerung der Produktionsstätten in den USA geflossen wären. 
Das hätte auch die Chancen für Länder der Dritten Welt verbessert, sich 
ungestört industriell entwickeln zu dürfen. Denn ihre Industrialisierung 
hätte den amerikanischen Exportwaren neue Märkte erschlossen. 

Wenn eine Nation über einen längeren Zeitraum die Menge ihrer pro¬ 
duzierten Waren auf dem gleichen Stand hält und nur die Menge des um¬ 
laufenden Geldes vermehrt, dann wird der Verbraucher das über kurz 
oder lang an steigenden Preisen zu spüren bekommen, ln einem solchen 
Pall muß er vielleicht für einen Laib Brot 1960 schon zwei Dollar zahlen, 
den er 1950 noch für einen Dollar bekam. Weil die USA als Pührungs- 
macht ihre Dollar-Vermehrung aber über den gesamten Weltmarkt aus¬ 
breiten konnte, blieb ihr der zwangsläufige Inflationseffekt über einen 
längeren Zeitraum verborgen. Das nahm ihm aber nichts von seiner Ge¬ 
fährlichkeit. 

Schließlich kam mit Lyndon B. Johnson in den USA ein Politiker aus 
einer texanischen Kleinstadt an die Macht, der wenig Erfahrung mit in¬ 
ternationaler Politik und gar keine mit internationaler Währungs- und 
Wirtschaftspolitik ins Weiße Haus mitbrachte. Als erste Amtshandlung 
nahm er unter Anleitung seiner Wirtschaftsberater alle Maßnahmen zur 
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Modernisierung der Produktion, die Kennedy noch kurz vor seiner Er¬ 
mordung veranlassen ließ, zurück. Er glaubte, ein kleiner Krieg irgendwo 
weit weg im südostasiatischen Raum könnte die aufgestauten Probleme 
der stagnierenden US-Wirtschaft viel wirksamer und besser lösen. Dieser 
Krieg würde der Welt darüber hinaus zeigen, daß Amerika trotz aller 
Wirtschaftsprobleme noch ernstzunehmen war. 


Der Vietnam-Krieg 

Über den tragischen Krieg in Vietnam, seine Ursachen und Hintergründe 
sind viele Bände voll geschrieben worden. Darin wird bis zu einem ge¬ 
wissen Grad dargelegt, daß führende Leute aus der US-Rüstungsindu- 
strie und den New Yorker Banken Washington zu diesem Krieg ermutigt 
hätten. Sie taten dies, obwohl sich dieser absichtlich vom Zaum gebro¬ 
chene Krieg vor der eigenen Bevölkerung weder politisch noch militä¬ 
risch irgendwie rechtfertigen ließ. Sein Grund war ein rein wirtschaftli¬ 
cher. Ein Krieg steigert naturgemäß die Nachfrage nach Waffen und hilft, 
dem Publikum glaubhaft zu machen, es müsse zur Unterstützung der 
eigenen Truppen und der sie versorgenden Rüstungsindustrie Opfer hin¬ 
nehmen. Da während der 1960er Jahre ein großer Teil der zivilen Pro¬ 
duktion aus den USA in die Billiglohnländer ausgewandert war, bildete 
in den USA die Waffenproduktion das Rückgrat des produzierenden 
Gewerbes. Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen konnten hier am leichte¬ 
sten ansetzen. Der Kalte Krieg und die kommunistische Bedrohung hat¬ 
ten zu rechtfertigen, daß immer mehr Milliarden Dollar in die Rüstung 
gepumpt wurden. 

Die leichtfertige Behauptung, nur der Zweite Weltkrieg habe die US- 
Wirtschaft aus der großen Depression herausgebracht, tat ihre Wirkung. 
Ein kleiner Krieg erschien als probates Mittel, um das stark vernachläs¬ 
sigte produktive Gewerbe in den USA wieder anzukurbeln. Außerdem 
war die Rüstungsindustrie der für die New Yorker Banken interes¬ 
santeste Bereich der US-Binnenwirtschaft. Der Rüstungsmarkt war na¬ 
turgemäß kein »freier«, sondern ein politisch und staatlich kontrollierter 
Markt. Auf ihm ließen sich die Gewinnspannen mit Hilfe einer politi¬ 
schen Lobby oder - wie in den USA üblich - durch eingeschleuste 
Staatsbeamte aus der eigenen Eirma trefflich festlegen. Deshalb erschien 
er den großen Verehrern der »freien Marktwirtschaft« so interessant. 
Auch in diesem Punkt äfften die USA die Wirtschaftspolitik des Briti- 
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sehen Empire aus dem 19. Jahrhundert nach. Sie legten ihr nur ein anti¬ 
kommunistisches Make up auf. 

Die Strategen des Vietnamkriegs, Verteidigungsminister Robert Mc- 
Namara, Sicherheitsberater McGeorge Bundy und die zuständigen Mili¬ 
tärs im Pentagon führten den Krieg ganz bewußt so, daß er nicht gewon¬ 
nen werden konnte. Er sollte sich möglichst lange hinziehen, um mög¬ 
lichst lange den verstärkten Ausbau der Rüstungsindustrie zu recht- 
fertigen. Der amerikanische Wähler würde, so rechnete man in Washing¬ 
ton, große Kosten auf sich nehmen, wenn wegen des Krieges gegen die 
»gottlosen Übergriffe der Kommunisten« in der Rüstungsindustrie neue 
Arbeitsplätze entstanden. Er half auch, die wachsenden Defizite im US- 
Haushalt besser zu verkraften. 

Die USA konnten so lange und so hemmungslos Dollars drucken und 
auf den Weltmarkt werfen, wie sich diese Dollars auf dem Weltmarkt 
verliefen und nicht als Eorderungen an die US-Wirtschaft zurückkamen. 
Die Regierung der USA brauchte nur ihre Verbündeten mit geeigneten 
Mitteln zu überzeugen, als Währungsreserven nicht Gold zu horten, son¬ 
dern Dollars oder gleich Schatzanweisungen der US-Regierung. So viele 
Schatzanweisungen der US-Regierung bei den Notenbanken der Verbün¬ 
deten eingelagert waren, so viele Schulden konnte die US-Regierung be¬ 
denkenlos machen. Sie brauchte dazu weder ein Wählervotum noch die 
Zustimmung der privaten Federal Reserve Bank einzuholen. 

Die Handelspartner und Verbündeten trugen sogar noch in Eorm der 
Inflationsverluste ihrer Währungsrücklagen einen großen Teil der Kosten 
dieser Geldvermehrung. Der wachsende Umlauf wertete den Dollar aber 
allmählich doch ab. Da der Goldpreis seit 1944 politisch festgelegt worden 
war, hatte der schleichende Währungsverfall keine Auswirkungen auf 
den Goldpreis. Dadurch zwangen die USA ihre Verbündeten, den Dollar 
als internationale Weltwährung zu Bedingungen anzunehmen, die 20 
Jahre nicht geändert worden waren, obwohl die Währung inzwischen an 
tatsächlicher Kaufkraft beträchtlich eingebüßt hatte. 

Präsident Johnson warf die Druckmaschine an, um die enormen Defi¬ 
zite zu decken, die seine Phantasien von der »Great Society« und der 
Vietnam-Krieg in den Staatshaushalt gerissen hatten. Er überschwemmte 
den Weltmarkt mit Dollars und ließ diese dadurch wieder aufsammeln, 
indem er andere Regierungen zum Ankauf von US-Staatsanleihen nötigte. 
Dieser Weg schien ihm einfacher zu sein, als dem US-Wähler Steuer¬ 
erhöhungen zuzumuten, ln den 1960er Jahren belief sich das Defizit des 
US-Staatshaushalts im Durchschnitt auf jährlich rund drei Milliarden 
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Dollar. 1967 erreichte es bereits die beängstigende Summe von neun Mil¬ 
liarden Dollar. Die wachsenden Kriegskosten trieben das Defizit 1968 auf 
stolze 25 Milliarden Dollar hoch. 

Die europäischen Zentralbanken lagerten zu dieser Zeit nicht ganz 
freiwillig riesige Dollar-Beträge als Währungsreserven ein. Schon 1961 
hatte Washington von seinen Verbündeten in Japan und Europa, von der 
sogenarmten »Zehnergruppe«, verlangt, ihre wachsenden Dollar- 
Reserven bei sich zu behalten. Sie sollten sie nicht, wie es das Bretton- 
Woods-SyStern ursprünglich vorsah, in Gold einlösen. Man wollte da¬ 
durch verhindern, daß weiterhin US-Goldreserven abflossen. 

Dafür, daß sie ihre Dollars in US-Staatsanleihen statt in Gold ein¬ 
tauschten, erhielten die Zentralbanken eine geringe Verzinsung. Mit die¬ 
sem Trick nötigte man die europäischen Zentralbanken, die riesigen 
Haushaltsdefizite der USA zu »finanzieren«. Als ein Freund dem Futuro¬ 
logen Herman Kahn erklärte, wie die Staatsdefizite finanziert wurden, 
soll dieser ihm geantwortet haben: »Da betreiben wir ja den größten Be¬ 
trug der Geschichte! Selbst das Britische Empire haben wir aufs Kreuz ge¬ 
legt.« Es war aber durchaus nicht klar, wer da wen aufs Kreuz legte. Die 
Londoner City hatte mit dem frei zirkulierenden US-Dollar schon längst 
ihr Comeback vorbereitet. Davon wird bald zu reden sein. 

Die Wirtschaftslage in Frankreich und Deutschland unterschied sich 
1964 bereits deutlich von der des Jahres 1944, als das Bretton-Woods- 
System festgelegt worden war. Entsprechend wuchs in Europa auch die 
Unzufriedenheit mit diesem System. Aber US-Politiker weigerten sich, die 
europäischen Proteste zur Kenntnis zu nehmen, besonders wenn de 
Gaulle aus Frankreich sie vortrug. Nach ihrer Ansicht würde eine Abwer¬ 
tung des Dollars gegenüber dem Gold die Macht der »allmächtigen« New 
Yorker Banken auf den Finanzmärkten der Welt beeinträchtigen. Und das 
wollten sie auf keinen Fall. Washington folgte dem verheerenden Kurs 
Englands aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg. 

Die New Yorker Banken hatten gerade damit begonnen, verstärkt in 
Westeuropa und in Lateinamerika zu spekulieren, als Präsident Kennedy 
versuchte, in den Vereinigten Staaten erneut technologisch orientierten 
Optimismus zu entfachen. Er ermutigte mit dem ApoEo-Mondflug- 
Programm beträchtliche Investitionen in neue technische Entwicklungs¬ 
linien und gründete zu diesem Zweck die NASA. 1962 teilte noch immer 
eine deutliche Mehrheit der Amerikaner die Auffassung, das Land solle 
sich durch Produktion seinen Weg aus der Krise bahnen. 

Am 22. November 1963 wurde John F. Kermedy in Dallas ermordet. 
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Noch Jahre später fand ein Staatsanwalt aus New Orleans, Jim Garri¬ 
son, seine Behauptung nicht stichhaltig widerlegt, die CIA habe den Mord 
mit Hilfe gewisser Fachleute aus dem organisierten Verbrechen wie Car¬ 
los Murcelli organisiert. Kennedy hatte wenige Tage vor seiner Ermor¬ 
dung längere Gespräche mit General Douglas A. MacArthur geführt. Er 
war dabei zu der Überzeugung gelangt, den Vietnam-Krieg so rasch wie 
möglich zu beenden. Diese bevorstehende Kursänderung bestätigte auch 
sein enger Ereund und Berater Arthur Schlesinger. 

Die Motive für den Mord an »JEK« sind seit dem November 1963 Ge¬ 
genstand heftiger Spekulationen. Soviel ist klar, daß der junge Präsident 
dabei war, in einer Reihe strategisch wesentlicher Eragen seinen eigenen 
Kurs einzuschlagen, wobei er sich jeweils in diametralen Gegensatz zu 
den mächtigen politischen und finanziellen Interessen begab, die das libe¬ 
rale Ostküsten-Establishment kontrollierten. 

Im Mai 1961, über zwei Jahre vor dem fatalen Autokorso über die Dea- 
ly Plaza in Dallas, fuhr Kennedy nach Paris zu General de Gaulle, ln sei¬ 
nen Memoiren der Hoffnung schildert de Gaulle seinen Eindruck von dem 
amerikanischen Präsidenten. Kennedy hatte de Gaulle die amerikani¬ 
schen Argumente dar gestellt, warum seine Regierung die Diktatur Ngo 
Dinh Diems in Südvietnam unterstütze und unter dem Deckmantel der 
Wirtschaftshilfe erste Schritte zur Entsendung eines amerikanischen Ex¬ 
peditionskorps in das südostasiatische Land unternehme. Dies sei not¬ 
wendig, so habe Kennedy argumentiert, um ein Bollwerk gegen die so¬ 
wjetische Expansion in Indochina zu errichten. »Aber anstatt ihm die er¬ 
wünschte Zustimmung zu erteilen, sagte ich dem Präsidenten, daß er den 
falschen Weg einschlage«, schreibt de Gaulle. 

»Sie werden feststellen«, fuhr de Gaulle fort, »daß sie sich mit einer In¬ 
tervention in dieser Region endlos verstricken werden.« Und darm erläu¬ 
terte der General die Gründe dafür. »Kennedy hörte mir zu.« De Gaulle 
beschließt seine Eindrücke so: »Kermedy verließ Paris. Ich hatte mit einem 
Mann gesprochen, dessen Alter und berechtigter Ehrgeiz Anlaß zu unge¬ 
heuren Hoffnungen boten. Er schien im Begriff zu sein, sich emporzu¬ 
schwingen wie ein mächtiger Vogel ... Und als er nach Washington zu¬ 
rückkehrte, sagte er in seinem Bericht an das amerikanische Volk am 6. 
Juni, daß er in General de Gaulle einen >weisen Ratgeber für die Zukunft 
und einen mitteilsamen Eührer in bezug auf die Geschichte, die er selbst 
mitgestaltet hat< gefunden habe. Es gebe wohl >keinen Menschen, dem er 
mehr Vertrauen entgegenbringe<.« 

Anscheinend gab es in der anglo-amerikanischen Welt mächtige Leute, 
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die wenig begeistert von der Aussicht eines solchen Vertrauensver¬ 
hältnisses zwischen de Gaulle und Kennedy und dem möglicherweise 
daraus entstehenden Kurswechsel in der amerikanischen Außenpolitik 
waren. Lyndon B. Johnson, der am 22. November 1963 Kermedys Nach¬ 
folge antrat, gab jedenfalls keinen Anlaß zu solchen Befürchtungen. John¬ 
son hat es nie gewagt, der mächtigen Wall Street zu widersprechen.^ 

Präsident Johnson eskalierte bald nach seinem Amtsantritt den Viet¬ 
nam-Krieg von einer Angelegenheit amerikanischer Militärberater zu 
einem ausgewachsenen militärischen Konflikt. Er warf viele Milliarden 
Dollar und 500 000 Mann in einen aussichtslosen Kampf. Der Krieg sollte 
den Wertpapierhandel an der Wall Street in Schwung halten und lenkte 
Rekordsummen von Geld in US-Staatsanleihen. Auch Rüstungs¬ 
unternehmen zogen behächtliche Sonderprofite aus dem südostasiati¬ 
schen Unternehmen. Die mit Anleihen finanzierten Kriegslieferungen 
weckten den Anschein, die anhaltende wirtschaftliche Stagnation in den 
USA sei überwunden. Das brachte Johnson in den Wahlen von 1964 einen 
erdrutschartigen Sieg über den Republikaner Barry Goldwater ein. Es war 
ein Pyrrhus-Sieg, und dazu noch ein teurer. 


Amerika fault 

Am 20. August 1964 Unterzeichnete Johnson das »Gesetz zur Chancen¬ 
gleichheit«. Es sollte dem allzu offensichtlichen Zerfall amerikanischer 
Städte entgegenwirken. Bei seiner Unterzeichnung tönte der Präsident im 
Brustton der Überzeugung: »Heute, zum ersten Mal in der Geschichte der 
menschlichen Gattung, ist eine große Nation in der Lage und willens, die 
Verpflichtung auf sich zu nehmen, die Armut unter der eigenen Bevölke¬ 
rung zu überwinden.« Ein Sieg wurde in diesem Krieg gegen die Armut 
mit Johnsons Programm der »Great Society« - wenn er überhaupt je an¬ 
gestrebt wurde - natürlich nicht errungen. Aber das Gesetz rechtfertigte 
das Schuldenmachen. Kein großer »Krieg gegen die Armut« brach aus, 
sondern die gewaltigste Wechselreiterei der bisherigen Menschheitsge¬ 
schichte. Pinanziert wurde das Ganze unter anderem mit den sogenann¬ 
ten Euro-Dollars. 

Der programmierte Niedergang zeigte sich auch in der Schulpolitik. 
Mitte der 1960er Jahre wurden Millionen amerikanische Jugendliche 
unter dem Motto der »Chancengleichheit« auf die Colleges geschickt. 
Die Regierung versteckte durch diesen sozialpolitischen Trick die wach- 
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sende Arbeitslosigkeit. Die Studentenzahlen an den Universitäten wuch¬ 
sen von vier Millionen im Jahre 1960 auf fast zehn Millionen im Jahre 
1975 an. Neue Hochschulen wurden auf Staatsschulden gebaut, und die 
Wall-Street-Banken verdienten am Verkauf der Staatsanleihen gute Pro¬ 
visionen. Wirklich produktive Investitionen fehlten nach wie vor. Sie 
galten als nicht mehr zeitgemäß. Die neu angestrebte Gesellschaft sollte 
eine »nachindustriehe« sein, eine »Dienstleistungsgesehschaft«. Man 
bildete große Teile der nachwachsenden Generation aus, um sie gleich 
auf den gesellschaftlichen Schrotthaufen der Arbeitslosigkeit zu werfen. 
Dementprechend stiegen die Ausgaben für Arbeitslosenunterstützung 
und Sozialhilfe. 

Die NASA erreichte schon 1966 den Höhepunkt ihrer Ausgaben. Sie 
erhielt damals sechs Milliarden Dollar. Seitdem wurden ihre Mittel Jahr 
für Jahr weiter zusammengestrichen. Der Aufbruch zu neuen Ufern der 
Technikentwicklung an den amerikanischen Universitäten stagnierte zu¬ 
nächst und begarm bald zu verkümmern. Die Studenten wurden statt 
dessen ermutigt, sich mit Soziologie oder Zen-Meditation zu befassen. 
Einst war die Universitätsausbildung für die eigenen Kinder der wichtig¬ 
ste Aspekt des »amerikanischen Traums« gewesen. Jetzt wurde das Stu¬ 
dium zur minderwertigen Massenabfertigung, deren Niveau während 
der 1960er Jahre ganz bewußt gedrückt wurde. 

Auf der Strecke blieben auch Investitionen in die grundlegende Infra¬ 
struktur des Landes. Ausgaben für Verkehrswege, die Elektrizitäts- und 
Wasserversorgung oder die Entsorgung von Abwässern und Abfällen 
wurden mehr und mehr eingespart. Wer keinen Wert auf die Produkti¬ 
on von Industrie- und Gebrauchsgütern legt, dachten wohl die New 
Yorker Bankiers, der braucht auch kein Geld für Straßen, Schienenwege 
oder Brücken auszugeben, um Waren zu transportieren. Vorausschau¬ 
ende Kreise des US-Establishments verstanden, daß der amerikanische 
Wähler diese Politik auf Dauer nur schlucken würde, wenn man seine 
Grundüberzeugungen tiefgreifend umkrempelte. Zu verändern war vor 
allem das traditionelle amerikanische Engagement für den wissenschaft¬ 
lich-technischen Eortschritt. Pläne für die angestrebte kulturelle Revolu¬ 
tion gingen auf Leute wie Aldous Huxley oder Daniel Bell zurück. Ihre 
Eolgen machten sich bald bemerkbar. 

Die Demoralisierung durch den Vietnam-Krieg bildete den Nährboden 
für Timothy Learys Rauschgift- und Sexbewegung der sogenarmten »Blu¬ 
menkinder«. Das war aber keine spontane Reaktion auf den weder sinn¬ 
vollen noch gerechten Krieg, sie offenbarte vielmehr die kulturpolitische 
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Strategie des anglo-amerikanischen »liberalen Establishments«. Ameri¬ 
kanische und britische Soziologen und Psychologen arbeiteten seit dem 
Krieg an einem streng geheimen CIA-Projekt mit dem Codenamen MK- 
Ultra. Es galt die Wirkung bewußtseinsverändernder Drogen festzu¬ 
stehen. Die Wissenschaftler experimentierten Ende der 1950er Jahre 
nicht mehr an Ratten und Meerschweinchen. Ihre Versuchskaninchen 
waren inzwischen gelangweilte und unterforderte Studenten. Ihnen ver¬ 
abreichten staatlich finanzierte Wissenschaftler teils mit ihrer Einwilli¬ 
gung, teils ohne daß sie es selbst wußten, Rauschgifte und sogenannte 
psychedelische Drogen. Solche massenhaft durchgeführten Experimente 
brachten die Hippie-Bewegung der 1960er Jahre hervor.^ 

Aus der Hippie-Bewegung wurde bruchlos die »New Age«-Bewe- 
gung mit ihrer Schwärmerei für ein »neues Zeitalter«, die »Zeitenwende«, 
das »Zeitalter des Wassermanns« und ähnliches. Die Helden und Prophe¬ 
ten dieser Bewegung waren Rockmusiker und Rauschgiftpropagandisten 
wie Jim Morrison oder die Rolling Stones oder der Schriftsteller Ken Kesey. 
Nicht wenige von ihnen verfielen selbst der Rauschgiftsucht oder kamen 
bei einem LSD-Trip um. Mystischer Irrationalismus trat bei Millionen 
Jugendlichen an die Stehe der Zuversicht, mit Hilfe des wissenschaftlich- 
technischen Portschritts Hunger und Armut auf der Welt zurückdrängen 
zu können. 

Johnson machte sich die Wall-Street-Perspektive einer »nachindustriel¬ 
len Gesellschaft« zueigen, und die Regierung kündigte eingegangene 
Verpflichtungen für wissenschaftliche und technische Entwicklungspro¬ 
jekte. An den Universitäten, vor allem in Harvard und Princeton, bildete 
sich eine neue Elite, die ihren Lebenssinn nur noch in persönlichem Ver¬ 
gnügen suchte und allen nationalen Zielen mit skeptischem Zynismus 
begegnete. Andere »interessierten sich zunächst, sahen dann, was vor sich 
ging, und stiegen aus« (»turned on, tuned in and dropped out«), wie sich 
Harvard-Professor und LSD-Apostel Timothy Leary einmal äußerte. 

Die Bewußtseinsumkrempler machten auch vor dem Denken des Ma¬ 
nagements in den amerikanischen Unternehmen und in der Industrie 
nicht halt. Die Verantwortlichen wurden neuen Verfahren des Manager¬ 
trainings unterzogen, ln »T-Gruppen« unter Aufsicht bestellter Psycholo¬ 
gen aus den nationalen Versuchslabors und mit Hilfe von »sensitiv!ty 
training« wurde der Intellekt abgestumpft, und die Meinungsführer der 
Bevölkerung wurden auf die zu erwartenden wirtschaftlichen Schocks 
vorbereitet. Bald war man so fasziniert von der eigenen Empfindsamkeit 
und den psychischen Defekten seiner Mitmenschen, daß man das eigent- 
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liehe Problem darüber vergaß: Die amerikanische Nation hatte ihr Ziel 
aus den Augen verloren. 

1968 brachte neue Mordtaten. Ein »einsamer Mörder« tötete Senator 
Robert Kennedy in Los Angeles. Wahrscheinlich wäre Kennedy sonst auf 
dem Wahlparteitag zum Präsidentschaftskandidaten nominiert worden. 
Im gleichen Jahr fiel auch der Führer der amerikanischen Bürgerrechts¬ 
bewegung, Dr. Martin Luther King, in Memphis einem Attentat zum Op¬ 
fer. Beide Morde erregten weltweit großes Aufsehen, aber nur wenige 
begriffen ihre strategische Bedeutung. So war Martin Luther King nach 
Memphis gekommen, um einen Streik der schwarzen Kommunalange¬ 
stellten zu unterstützen. Er wollte damit eine große Kampagne anwerfen, 
damit die zum großen Teil schwarzen Arbeitnehmer in den Südstaaten 
sich endlich gewerkschaftlich organisierten. 

Der Süden war damals nicht mehr das Land der Plantagenwirtschaft. 
Im Zuge der neuen Investitionspolitik nach der Rezession von 1957 wur¬ 
de es üblich, nur noch billige, steuerlich und praktisch in kurzer Zeit ab¬ 
zuschreibende Produktionsstätten, sogenannte Wegwerffirmen (»run- 
away plants«), zu errichten. Hierbei bot sich vor allem der Süden der USA 
als Billiglohngebiet an. Die Löhne konnten aber nur solange niedrig 
gehalten werden, wie es gelang, die Industriegewerkschaften, die in den 
alten Industriezentren von Detroit, Pittsburgh, Chicago und New York 
mitzureden hatten, aus dem Süden herauszuhalten. 

Während die Großbetriebe ihre Produktion in die Billiglohngegenden 
des Südens verlegten oder gleich in die Dritte Welt auslagerten, über¬ 
schwemmten Slums, Rauschgift und Arbeitslosigkeit die Wohngebiete 
der nördlichen Industriestädte. So nämlich wirkte sich der Investitions¬ 
boykott der Wall-Street-Banken in den angestammten Industriezentren 
Amerikas aus. Die ehemals gut verdienenden Facharbeiter der nördlichen 
Industriestädte und die angelernten Arbeitskräfte der armen, meist spani¬ 
schen oder schwarzen Bevölkerung des Südens konnten im Streit um die 
schrumpfende Anzahl der Arbeitsplätze gegeneinander ausgespielt wer¬ 
den. Provokateure wie Tom Hayden lösten absichtlich aufstandsähnliche 
Tumulte in den ehemaligen Industriestädten wie Newark, Boston, Oak- 
land oder Philadelphia aus. Sie sollten den traditionellen Gewerkschaften 
der nördlichen Industriegebiete das Rückgrat brechen, indem man sie als 
rassistische Aufrührer brandmarken kormte. Die Ford-Stiftung finanzierte 
die Initiatoren solcher Krawalle aus dem sogenarmten »Grauzonen«- 
Fonds. 

Johnsons »Krieg gegen die Armut« - auch dieses Konzept stammte 
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von der Ford-Stiftung - war kaum mehr als der Versuch, noch den Zerfall 
der Wirtschaft für das anglo-amerikanische Establishment gewinnbrin¬ 
gend auszunutzen. Ideologisch ging es darum, die amerikanische Bevöl¬ 
kerung auf das bis dahin noch unerhörte Niveau von Armut, Elend und 
den Zerfall des Lebensstandards einzustellen, das die heraufziehende 
Wirtschaftskrise erwarten ließ. Die Regierung gründete im Zuge dieser 
Politik ein neues »Amt für Wirtschaftschancen«. Es übernahm Gewerk¬ 
schaftsaufgaben und drängte die Gewerkschaften aus ihrem ursprüngli¬ 
chen politischen Einflußgebiet, der Kommunalpolitik und der Kontrolle 
über die lokalen Parteiapparate, ab. Die Industriefacharbeiter, die noch 
vor wenigen Jahren als Rückgrat der amerikanischen Industrie gegolten 
hatten, wurden von den Sprachrohren des liberalen Establishments und 
den stets kritischen Medien als »reaktionär« und »rassistisch« beschimpft. 
Dabei waren diese Arbeitnehmer in erster Linie verängstigt und einge¬ 
schüchtert, weil die Investitionspolitik der Banken die Grundlagen ihrer 
Existenz zusammenbrechen ließ. 

Der Dekan der Universität Harvard, McGeorge Bundy, hatte den Viet¬ 
nam-Krieg sowohl als Kennedys wie auch als Johnsons Sicherheitsberater 
geleitet. Im Jahre 1966 begab er sich als Chef der einflußreichen Ford- 
Stiftung nach New York, um den Vietnam-Krieg in die USA zu bringen. 
Er zielte nämlich darauf ab. Schwarze gegen Weiße auszuspielen, Be¬ 
schäftigte gegen Arbeitslose, Männer gegen Erauen, Jung gegen Alt, oder 
was sich sonst noch als Konfliktpotential zur Herstellung des gesell¬ 
schaftlichen »Machtgleichgewichts« aktivieren ließ. Er entwickelte einen 
Plan, wie man die Gewerkschaften von einer ultralinken Position aus bre¬ 
chen konnte, um anstehende Kosten für Städtesanierung und Infrastruk¬ 
turmaßnahmen einzusparen. Der Verfasser hat persönliche Erfahrungen 
mit diesem traurigen Kapitel amerikanischer Geschichte, dem Psycholo¬ 
gen, Soziologen und Verwaltungsfachleute die Überschrift »Stille Revolu¬ 
tion« gegeben haben. 


Das Pfund Sterling bringt es an den Tag 

Nicht nur die politischen Initiativen Charles de Gaulles forderten in den 
1960er Jahren die Politiker der internationalen Pinanzelite heraus. Es gab 
ein sehr konkretes Problem. 1959 erreichten die auf dem Weltmarkt als 
Verbindlichkeiten der USA zirkulierenden Dollar den Wert der verblie¬ 
benen Goldreserven der USA von rund 20 Milliarden Dollar. 1967, als die 
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Pfund-Krise das gesamte Bretton-Woods-System mit sich in den Abgrund 
zu reißen drohte, hatten die USA bereits 36 Milliarden Dollar Auslands¬ 
schulden. Sie verfügten aber nur noch über Währungsgold im Wert von 
zwölf Milliarden Dollar. Es deckte also gerade noch ein Drittel der US- 
Schulden. 

Wie die Schulden wuchsen, so schrumpfte die Golddeckung des Dol¬ 
lars. Das Kartenhaus aus Dollar-Scheinen mußte also früher oder später 
einstürzen. ln seinem ersten Bericht zur Lage der Nation im Januar 1961 
hatte John F. Kennedy bereits gewarnt: »Seit 1958 hat sich die Schere 
zwischen der Dollar-Menge, die wir im Ausland ausgeben oder dort 
investieren, und der Dollar-Menge, die wir von dort zurückbekommen, 
wesentlich erweitert. Das Defizit in unserer Zahlungsbilanz hat sich in 
den letzten drei Jahren um fast elf Milliarden Dollar erhöht. Dollar- 
Inhaber im Ausland sind dazu übergegangen, ihre Dollars in Gold ein¬ 
zulösen. Das ist in einem solchen Umfang geschehen, daß wir einen 
Goldabfluß aus unseren Reserven von fast fünf Milliarden Dollar ver¬ 
zeichnen.« 

Kennedy dachte offensichtlich daran, das Problem in Angriff zu neh¬ 
men. Kurz vor seiner Ermordung schlug er dem Kongreß am 18. Juli 
1963 eine Reihe von Maßnahmen vor, die diese Entwicklung der US- 
Zahlungsbilanz umkehren sollten. Er wollte den Export von Industrie¬ 
gütern fördern und eine Zinsausgleichssteuer auf Auslandsguthaben 
amerikanischer Bürger erheben. Bis zu 15 Prozent Steuern sollten jähr¬ 
lich für im Ausland investiertes Kapital gezahlt werden. Das hätte na¬ 
türlich heimische Investitionen gegenüber solchen im Ausland wieder 
ermutigt. Kein Wunder, daß dieser Vorschlag bei einigen einflußreichen 
Leuten einen Sturm der Entrüstung auslöste. 

Kermedy erlebte die Verabschiedung dieses Gesetzes nicht mehr. Als 
es nach seiner Ermordung 1964 die Kammern passierte, hatten einfluß¬ 
reiche Leute einen kleinen, scheinbar harmlosen Zusatz in das Gesetz ge¬ 
schrieben. Dieser Zusatz klammerte nur Kanada aus dem Geltungs¬ 
bereich des Gesetzes aus. Kanada war eines der wichtigsten Länder im 
britischen Commonwealth. Der unscheinbare Zusatz in dem Gesetz machte 
die kanadischen Städte Montreal und Toronto zur Dollar-Schleuse. Durch 
sie drangen weiterhin Dollars ungehindert ins Ausland. Nur hatten sich 
jetzt Londoner Banken als Mittler dazwischengeschaltet. Es war einer der 
geschicktesten Schachzüge der britischen Finanzgeschichte. 

Das Gesetz wurde ferner so ausgelegt, daß die Steuer nicht die Kredi¬ 
te traf, die amerikanische Banken Ausländern über ihre Auslandsfilialen 
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gewährten. Das trieb die US-Banken geradezu an, Kooperationsverträge 
mit ausländischen Banken zu schließen oder selbst Zweigniederlassungen 
im Ausland zu errichten. Mit dem im Grundsatz gutgemeinten Gesetz 
schaffte es die Londoner City, sich wieder zum zentralen Finanzplatz der 
Welt zu machen. London wurde das Zentrum des sogenannten Euro- 
Dollar-Marktes. 

Londons trübe Tage waren nun bald vergessen. Die City erstrahlte aufs 
neue als »Weltbankier« und pumpte wie nie zuvor Dollars auf die inter¬ 
nationalen Märkte. Die Bank von England unterstand damals Sir Sieg¬ 
mund Warburg. Ihm war es in enger Zusammenarbeit mit dem stellver¬ 
tretenden US-Außenminister George Ball gelungen, die Dollar-Pumpe in 
London aufzustellen. Mit ihr erzeugte man in den 1970er Jahren »heißes 
Geld« im Wert von rund 1300 Milliarden Dollar. Dieses Geld war »offsho- 
re«, das heißt, es unterlag weder der Kontrolle der US-Einanzbehörden 
noch irgend einer anderen staatlichen Aufsicht. 

Die amerikanischen Banken und Maklerfirmen von der Wall Street 
richteten sich in London eigene Büros und Niederlassungen ein, um die 
neu gegründete Euro-Dollar-Spielbank zu betreiben. Außerhalb der 
Reichweite der amerikanischen Steuerbehörden beschafften sie hier US- 
Banken und den großen multinationalen Konzernen jeden nur denkbaren 
Betrag zu günstigen Vorzugskonditionen. Aber Washington hatte ja selbst 
die Schleuse weit aufgerissen, wodurch der Dollar aus Amerika ins Aus¬ 
land geflossen war, um auf dem Euro-Dollar-Markt als »heißes Geld« 
verschoben zu werden. 

Die Euro-Dollar-Anleihen nannte man Euro-Bonds, ihre Käufer blieben 
anonym. Zynisch nannte man sie in London, Zürich oder New York »bel¬ 
gische Zahnärzte«. Es handelte sich um Inhaberpapiere, deren Käufer 
nirgends registriert wurden. Sie bildeten willkommene Anlagepapiere für 
alle, die »Steuern sparen« wollten. Natürlich dienten sie auch Rausch¬ 
gifthändlern hervorragend zum Waschen ihrer schmutzigen Gelder. Was 
gab es besseres, als schwarze Gewinne in Euro-Bonds anzulegen und die 
Zinsen dafür steuerfrei von General Motors oder, noch sicherer, vom Rü¬ 
stungskonzern McDonnell Douglas zu beziehen? 

Ein guter Kenner der Szene, der Einanzanalytiker Marcello de Cecco 
aus Italien, sagte dazu: »Der Euro-Dollar-Markt war das wichtigste finan¬ 
zielle Phänomen der sechziger Jahre. Hier wurden die Erschütterungen 
der siebziger Jahre vorbereitet. «^ 

Trotz der Vorteile, die London aus der kanadischen Geldschleuse und 
den Dollar-Einlagen amerikanischer Banken zog, erholte sich die britische 
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Wirtschaft nicht. Die industrielle Grundlage der Wirtschaft Großbritanni¬ 
ens rottete weiter vor sich hin. Das Vertrauen in das Pfund Sterling, den 
zweiten Stützpfeiler des Bretton-Woods-Systems, schwand zusehends. 
Die Außenhandelsbilanz Englands blieb so unsicher wie seine Wirtschaft. 
Die Zahlungsbilanz belasteten wachsende Ausgaben, um die Reste der 
britischen Imperialansprüche geltend zu machen. Die industrielle Grund¬ 
lage seiner Wirtschaft verkam, und die Währungsreserven versiegten. Als 
1964 die Labour Party an die Regierung kam, war die Krise bereits chro¬ 
nisch. 

Zu Beginn der Bretton-Woods-Ära war es England gelungen, mit Hilfe 
des Sterling-Blocks sämtlicher Kolonien und ehemaliger Kolonien aus 
dem Pfund Sterling eine relativ starke Währung zu machen, ln manchen 
Teilen der Welt wurde das Pfund wie der Dollar gehandelt und als Wäh¬ 
rungsreserve eingelagert. Die Mitgliedsstaaten des Commonwealth wurden 
angehalten, ihre nationalen Währungsreserven, Gold oder ausländische 
Währungen aus »Höflichkeit« in London anzulegen. Darüber hinaus soll¬ 
ten sie dort einen Beitrag in einer gemeinsamen Kasse hinterlegen, aus 
der Kursschwankungen des Pfund Sterlings ausgeglichen werden korm- 
ten. 

Großbritarmien hatte nach den USA den zweitgrößten Betrag in den 
Internationalen Währungsfonds eingezahlt. Die hohe Bedeutung, die das 
Bretton-Woods-SyStern dem Pfund als Stütze des Dollars zuwies, stand in 
keinem Verhältnis zu der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Landes. 
Während der 1960er Jahre exportierte England wie die USA seine Wäh¬ 
rung ins Ausland. Das war kein Zeichen von Großzügigkeit oder Wirt¬ 
schaftsmacht. Denn Pfund oder Dollars gab es nicht umsonst. Man mußte 
dafür mit eigener Währung, mit Warenlieferungen oder Eigentumstiteln 
bezahlen. Allerdings ging mit dem Kapitalexport ein weiterer Rückgang 
der britischen und amerikanischen Güterproduktion und des Güterex¬ 
ports einher. Entsprechend stieg das Handelsdefizit. 

Die EWG-Länder mußten dagegen für ihre Währungsreserven Waren¬ 
werte liefern, wollten sie nicht in finanzielle Abhängigkeit geraten. Das 
drängte sie, ihre Industrie zu modernisieren. Der Erfolg zeigte sich in ho¬ 
hen industriellen Wachstumsraten. 

Daß die Zinsen als Eolge der hohen Bankenkonzentration und durch 
politische Eestlegungen relativ hoch waren, förderte den beschriebenen 
Trend. Den großen Bankinteressen lieferten die Einanzspekulationen 
enorme Gewinne. Die Industrie versuchte dagegen, mit möglichst wenig 
Eremdgeld auszukommen. Ihr Ziel hieß »Selbstfinanzierung«. Die relativ 
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hohen Gewinne, die sich auf den Finanzmärkten erzielen ließen, verlock¬ 
ten Anleger allerdings immer stärker, ihr Geld zur Bank zu bringen, als 
risikoreich zu investieren. Theoretisch hätte der Marktmechanismus diese 
Diskrepanz ausgleichen sollen, werm einer schrumpfenden Geldnachfra¬ 
ge wachsende Geldangebote gegenübertraten. Doch die Theorie brach 
sich an der wachsenden Nachfrage aus Staatsdefiziten und den mit politi¬ 
schen Mitteln künstlich hochgehaltenen Zinssätzen. 

Um 1967 spitzte sich die wirtschaftliche Situation in Großbritannien 
zu. Das Pfund sackte ab und ließ sich selbst mit großen Währungskredi¬ 
ten des Internationalen Währungsfonds nicht mehr stützen. Die Aus¬ 
landsverschuldung Englands wuchs unaufhaltsam. Allein im Jahre 1967 
stieg sie um 20 Prozent, also um weitere zwei Milliarden Pfund. Schon im 
Januar war de Gaulles Wirtschaftsberater Jaques Rueff mit einem Paket 
von Reparaturvorschlägen nach England gefahren. Darunter war wieder 
der Rat, den Preis für Währungsgold anzuheben und an den allgemeinen 
Goldpreis anzugleichen. England und die USA wollten davon immer 
noch nichts wissen, weil dies ihre Währungen abgewertet und ihre billi¬ 
gen Einkaufsmöglichkeiten im Ausland verschlechtert hätte. 

Während des Jahres 1967 schrumpften die Goldreserven der Bank von 
England weiter. Die ausländischen Gläubiger rechneten mit einer Abwer¬ 
tung des schwachen Pfundes und wollten dem durch ihren Geld¬ 
umtausch zuvorkommen. 

Im Juni kündigte de Gaulle an, Prankreich werde sich aus dem Gold- 
Pool zurückziehen. Dieser Gold-Pool war 1961 auf Druck der USA hin 
zustandegekommen. Die Notenbankchefs der führenden zehn Industrie¬ 
nationen schlossen sich zur »Zehnergruppe« zusammen. Neben den USA 
und Großbritannien gehörten dazu Prankreich, Italien, die Benelux¬ 
staaten, Schweden, Kanada, Japan und die Bundesrepublik. Die Zehn 
legten einen Sonderfonds an, aus dem währungsstabilisierende Interven¬ 
tionen getätigt werden konnten. Das war der Gold-Pool. Er wurde von 
der Bank von England in London verwaltet. Die USA wollten die eine 
Hälfte einzahlen. Die anderen neun Länder und die Schweiz teilten sich in 
die andere Hälfte. Mit dem Geld wollte man vor allem den Goldpreis auf 
dem künstlich tief angesetzten Stand von 35 Dollar pro Peinunze festhal- 
ten. Man glaubte damals noch, »Notzahlungen« zur Stützung des Gold¬ 
preises würden nur in gelegentlichen Ausnahmefällen erforderlich wer¬ 
den. 

1967 wurde die Ausnahme aber zur chronischen Regel. Ein Grund da¬ 
für war, daß sich die USA weigerten, ihre fortgesetzte Schuldenmacherei 
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einzuschränken. Einen anderen Grund bildete die notorische Schwäche 
des Pfundes. De Gaulle zog sich deshalb aus dem Gold-Pool zurück, weil 
er die solide Golddeckung des Franc nicht für ständige Notzahlungen in 
ein Faß ohne Boden aufopfern wollte. Die stets kritischen anglo-ameri- 
kanischen Medien begannen unter Führung der in Fondon erscheinenden 
Zeitung The Economist mit hysterischen Angriffen auf Frankreich und de 
Gaulle. 

De Gaulle war bei dieser Operation allerdings ein taktischer Fehler un¬ 
terlaufen. Am 31. Januar 1967 trat in Frankreich ein neues Gesetz in Kraft. 
Es erlaubte die uneingeschränkte Konvertibilität des französischen Franc. 
Zu dieser Zeit war die französische Wirtschaft nämlich eine der stärksten 
in Europa. Den Franc deckte eine solide Rücklage an Gold. Er galt auf den 
Finanzmärkten als eine der härtesten Währungen. Die freie Konvertibili¬ 
tät des Franc sollte den Erfolg der Wirtschaftspolitik de Gaulles unter Be¬ 
weis stellen. Sie wurde aber bald zur Achillesferse, an der die anglo- 
amerikanischen Finanzinteressen Frankreich packen und unter Druck 
setzen konnten. 

Der französische Ministerpräsident Georges Pompidou hielt im dar¬ 
auffolgenden Februar eine vielbeachtete Rede, worin er betonte, daß 
Frankreich im Goldstandard die einzige Gewähr für seine Währungs¬ 
sicherheit und den einzigen Schutz gegen internationale Finanzmanipula¬ 
tionen sah. Er fügte hinzu: »Das internationale Währungssystem funktio¬ 
niert so miserabel, weil es Fänder, die Reservewährungen stellen (also die 
USA und England), bevorzugt. Diese Fänder können sich eine jahrelange 
Inflation erlauben, ohne dafür zu bezahlen.« Tatsächlich war es so, daß in 
den USA unter Präsident Johnson die Federal Reserve Dollars druckte und 
damit im Ausland anstelle von Gold bezahlte. 

Die Fronten hatten sich verhärtet, als Frankreichs Zentralbank im Jahr 
1967 dazu überging, die in Dollar und Pfund angelegten Währungs¬ 
reserven in Gold einzutauschen. Diesem Beispiel schlossen sich bald an¬ 
dere Zentralbanken an. Ende des Jahres entstand eine panikartige Situati¬ 
on. Irmerhalb von nur fünf Tagen mußte Fondon ganze 80 Tonnen Gold 
verkaufen, eine bis dahin unerhörte Menge. Es bestand die Gefahr, daß 
das Bretton-Woods-Gebäude über dem schwachen Pfund in sich zusam¬ 
menstürzte. Auch Spekulanten begannen nun, das Pfund abzustoßen und 
dafür Dollars oder andere Währungen zu kaufen, um damit auf allen 
greifbaren Märkten zwischen Frankfurt und Pretoria Gold zu erwerben. 
Dies trieb den freien Goldpreis gewaltig in die Höhe. Die immer groteske¬ 
re Diskrepanz zwischen dem künstlichen Preis für Währungsgold und 
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dem realen Goldpreis brachte auch den Dollar ins Gerede. Die Sterling- 
Krise deckte die Verwundbarkeit des Weltwährungssystems auf. 

Am 18. November beugte sich die Lafcowr-Regierung unter Harold Wil¬ 
son dem unentrinnbaren Schicksal. Trotz großer Widerstände aus den 
USA willigte sie in eine Pfund-Abwertung um 14 Prozent ein. Es handelte 
sich um die erste Abwertung seit 1949. Die Sterling-Krise schien damit 
zur Ruhe zu kommen. Dafür begann nun die Dollar-Krise. 

Nachdem das Pfund Sterling abgewertet worden war, richtete sich der 
Druck der Spekulation Ende 1967 gegen den Dollar. Die Eigentümer von 
Dollar-Guthaben wandten sich daraufhin an die Goldschalter der Federal 
Reserve Bank in New York und forderten ihr verbrieftes Recht ein. Sie 
wollten Gold gegen Papier-Dollar. Das wiederum trieb den Marktpreis 
des Goldes weiter in die Höhe, obwohl die amerikanische Notenbank ihr 
Währungsgold zusammenkratzte und auf den Markt warf, um den Gold¬ 
preis zu drücken. Unter dem Druck der New Yorker Bankiers weigerte 
sich Washington, einen gestiegenen Goldpreis anzuerkermen. Nachdem 
Prankreich den Gold-Pool verließ, wuchsen die Probleme für die US-Bun- 
desbank drastisch. Ende des Jahres waren die US-Goldreserven auf zwölf 
Milliarden Dollar abgeschmolzen. 


De Gaulle wird aus dem Weg geräumt 

Zwischen dem 8. und 15. März 1968 mußte der Gold-Pool in London 
1000 Tonnen Gold auf den Markt werfen, um den Goldpreis zu halten. 
Die Decke unter dem Wägeraum der Bank von England bekam unter 
dem Gewicht des zur Bearbeitung anstehenden Goldes Risse. Plugzeuge 
der US-Luftwaffe wurden bereitgestellt, um zusätzlich Gold aus dem 
US-Goldreservelager in Port Knox heranzuschaffen. Am 15. März ver- 
ordnete die US-Regierung dem Goldmarkt in London zwei Wochen Ur¬ 
laub. 

Im April 1968 berief sie ein Sondertreffen der Zehnergruppe in Stock¬ 
holm ein. US-Beamte hatten sich eine neue Konstruktion ausgedacht, um 
die Goldreserven zu schonen. Sie schlugen vor, der Internationale Wäh¬ 
rungsfonds solle eine Art »Papiergold« mit Namen »Sonderziehungsrech¬ 
te« schaffen. Mit seiner Hilfe sollte der Tag der Abrechnung in Gold wei¬ 
ter hinausgezögert werden. 

ln Stockholm bereitete man die Einführung der von Washington vor¬ 
geschlagenen Sonderziehungsrechte beim Internationalen Währungs- 
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fonds vor. Sie sollten auf dem schon für den nächsten Monat angesetzten 
regulären Treffen des Internationalen Währungsfonds abgesegnet wer¬ 
den. Aber Frankreich blieb beharrlich dagegen und verhinderte, daß die 
Zustimmung einstimmig erfolgte. De Gaulies Finanzminister Michel De- 
bre beharrte unnachgiebig auf der traditionellen französischen Position 
und verlangte die Rückkehr zu den ursprünglichen Vereinbarungen von 
Bretton Woods. 

Jacques Rueff hatte wiederholt eine ruckartige Abwertung des Dollars 
um die Hälfte vor geschlagen. Auf diese elegant einfache Weise hätten 
sich der Dollar-Wert der US-Goldreserven über Nacht verdoppelt. Die 
USA hätten unschwer ihre rund zehn Milliarden Dollar Auslandsschul¬ 
den zurückkaufen können und noch die gleiche Menge an Goldreserven 
wie zuvor behalten. Diese Lösung war offensichtlich viel vernünftiger 
und schmerzloser durchzuführen als das, was sich die US-Beamten da 
ausgedacht hatten. Aber so liefen die Dinge leider nicht.® 

Nur Tage, nachdem sich Frankreich der von Washington vorgeschla¬ 
genen Regelung mit den Sonderziehungsrechten widersetzt hatte, wurde 
es selbst Ziel der schlimmsten politischen Destabilisierung der Nach¬ 
kriegszeit. Wie auf Kommando erhoben sich die »linken« Studenten unter 
Führung der Internationalen der Situationisten in Straßburg. Bald tobten 
Studentenunruhen überall in Frankreich. Sozialistische Organisationen 
der Arbeiterschaft schlossen sich an. Auf der »Linken« gab sich interes¬ 
santerweise nur die französische Kommunistische Partei alle ihr vor der 
aufgereizten Öffentlichkeit mögliche Mühe, »die Bewegung« zu beruhi¬ 
gen. Amerikanische und britische Finanzhäuser bliesen zum Run auf den 
Franc. Und die stets kritischen Medien trommelten dazu. 

Die Mai-Unruhen von 1968 waren die Antwort der Finanzkreise in 
London und New York an diejenige Nation in der Zehnergruppe, die es 
gewagt hatte, sich ihren Anordnungen zu widersetzen. Die Zusammen¬ 
arbeit zwischen der »Linken« und den Bankiers mag dem Betrachter auf 
den ersten Blick eigenartig Vorkommen. Die Politik der sozialistischen 
Bewegung dieses Jahrhunderts zeigt aber durchgehend diese merkwür¬ 
dige Zusammenarbeit mit den politischen Interessen und Aktionen des 
internationalen Finanzkapitals. Fast immer kämpfte die Linke gegen Ver¬ 
suche des jeweiligen nationalen Unternehmertums, die Unabhängigkeit 
des eigenen Landes wirtschaftspolitisch zu behaupten. Im Falle Frank¬ 
reichs half den internationalen Finanzeliten das neue französische Ge¬ 
setz, das die freie Konvertibilität des französischen Franc festlegte. Die 
multinationalen Großbanken begarmen alle erreichbaren Franc zusam- 
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menzukratzen, um dafür französisches Währungsgold zu kaufen. Bis En¬ 
de 1968 trugen sie rund 30 Prozent der französischen Goldreserven da¬ 
von. Der Franc geriet in die Krise. 

Die anglo-amerikanischen Finanziers hatten Erfolg: Binnen eines Jahres 
hatten sie de Gaulle aus dem Amt getrieben und Frankreichs politische 
Stimme deutlich geschwächt. Eine der letzten Amtshandlungen de 
Gaulles war ein Treffen mit dem britischen Botschafter in Paris, Christo- 
pher Soames. De Gaulle legte Soames bei der Gelegenheit im Februar 1969 
ausführlich die französische Nachkriegspolitik dar. Er betonte dabei wie 
in einem Vermächtnis, Europa müsse unabhängig werden, aber diese Un¬ 
abhängigkeit werde durch den Atlantizismus vieler europäischer Politi¬ 
ker untergraben.^ 

Noch ein anderes Land wagte es, sich den anglo-amerikanischen Fi¬ 
nanzinteressen in New York und London öffentlich zu widersetzen. Es 
war der größte Goldlieferant dieser Tage, die Republik Südafrika. Südaf¬ 
rika hielt seine Goldbestände seit Anfang 1968 vom Markt zurück und 
weigerte sich, sie zum offiziellen Kurs von 35 Dollar die Unze zu ver¬ 
schleudern. Bei Gesprächen zwischen Vertretern aus Frankreich und Süd¬ 
afrika wurde erörtert, wie sich dem Bretton-Woods-System eine neue 
Goldgrundlage unterlegen ließ. Das löste damals den ersten Boykott der 
US-Banken gegen Südafrika aus. Gut 20 Jahre später sollte sich dieses 
Vorgehen unter ähnlichen Bedingungen wiederholen. 

Wenn sich die französische Bedrohung auch rasch und scheinbar leicht 
abschlagen ließ, Washington und London hatten damit - wie sich bald 
zeigen sollte - doch nur einen Pyrrhussieg errungen. 
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9. Kapitel 

Weltwirtschaft im Rückwärtsgang 


Nixon öffnet ein Ventil 

Präsident Richard Nixon regierte kaum ein Jahr in Washington, als die 
US-Wirtschaft 1969 schon wieder in eine Rezession glitt. Um dem entge¬ 
genzuwirken, senkte die Regierung in den USA die Zinsen deutlich. Fal¬ 
lende Zinsraten sorgten dafür, daß spekulative Gelder in Rekordhöhe die 
USA verließen und in Europa und anderswo günstigere Zinserträge bei 
kurzfristiger Anlage suchten. 

Wieder wirkte sich die Jahrzehnte dauernde Weigerung der Amerika¬ 
ner, den Dollar auf seine tatsächliche Kaufkraft abzuwerten und ernst¬ 
hafte Schritte zu unternehmen, um den unregulierten Euro-Dollar-Markt 
unter Kontrolle zu bekommen, verhängnisvoll aus. Es entstand eine in 
wachsendem Maße riskante Spekulation in kurzfristige Währungsan¬ 
leihen. Aber, wie die meisten Weltbankiers wohl wissen, kann sich auch 
jener sagenhafte König Kanute nur während einer Windstille brüsten, die 
Wellen zurückgehalten zu haben. 

Nixons Geldpolitik, die die Wirtschaft zu Hause ankurbeln sollte, kehr¬ 
te die früheren Geldströme um. Die USA registrierten 1970 eine Kapital¬ 
flucht in Höhe von 6,5 Milliarden Dollar. An der Rezession änderte sich 
nichts, sie bestand fort. Deshalb wurden auch die Zinsen 1971 niedrig 
gehalten und sanken dann sogar noch weiter ab. Die Geldschöpfung 
wurde erleichtert. Das alles kurbelte nichts außer der Kapitalflucht an. Sie 
erreichte 1971 die stolze Summe von 20 Milliarden. Schon im Mai 1971 
mußten die USA wieder ein Handelsbilanzdefizit melden. Das löste er¬ 
neut eine Art Panik auf den internationalen Märkten aus. Jeder, der konn¬ 
te, versuchte sich von seinen Dollars zu trennen. Die Regierung geriet in 
eine verzweifelte Lage. 

Die offiziellen Goldreserven der USA schrumpften 1971 auf ein 
Viertel ihrer tatsächlichen Auslandsschulden zusammen. Das bedeute¬ 
te, die Regierung wäre ohne drastische Maßnahmen nicht in der Lage 
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gewesen, die Forderungen ausländischer Dollar-Besitzer zu erfüllen, hät¬ 
ten diese darauf bestanden. i Die Größen von der Wall Street hatten zwar 
Präsident Nixon überzeugt, er solle seine nutzlosen Versuche aufgeben 
und den Dollar nicht länger gegen die Flut von Forderungen der interna¬ 
tionalen Märkte verteidigen, auf denen man Dollars gegen Währungsgold 
einlösen wollte. Aber sie verhinderten mit allen Mitteln, daß er den Dollar 
gegenüber dem Gold abwertete, was seit einem Jahrzehnt verlangt wor¬ 
den war. 

Am 15. August 1971 beugte sich Nixon dem Rat seines kleinen Kreises 
intimer Berater. Zu dem Kreis gehörten George Shultz, damals Chef- 
Haushaltsberater der Regierung, Paul A. Volcker, der zum irmeren Stab 
im US-Finanzministerium gehörte, und Jack F. Bennett, der spätere Vor¬ 
standsvorsitzende von Exxon. An diesem warmen Sommertag verkündete 
der Präsident der Vereinigten Staaten mit wenigen Worten, die die Welt 
erschüttern sollten, daß die USA in aller Form die Konvertibilität des Dol¬ 
lars in Gold abschafften. Damit nötigte er der Welt einen Dollar-Standard 
ohne jede Golddeckung auf und zerriß einseitig für die USA die entschei¬ 
denden Abkommen von Bretton Woods, worauf sich das gesamte Welt¬ 
währungssystem stützte. Eigentümer von Dollar-Guthaben konnten nicht 
mehr damit rechnen, daß die US-Regierung das Papiergeld gegebenen¬ 
falls in Währungsgold umtauschte. 

Nixon ließ sich sein einseitiges Vorgehen im Nachhinein von interna¬ 
tionalen Vereinbarungen absegnen. Sie wurden zwischen Vertretern der 
führenden europäischen Staaten, Japan und einigen anderen Ländern auf 
einer Tagung im Dezember 1971 in Washington getroffen. Es war ein Pa¬ 
ket übler Kompromisse, das als »Smithsonian Agreement« bekannt wur¬ 
de. Mit den üblichen Übertreibungen, die noch die Sprücheklopferei sei¬ 
nes Vorgängers im Amt, Lyndon Johnson, übertrafen, nannte es Nixon 
»das größte Ereignis eines währungspolitischen Übereinkommens der 
gesamten Weltgeschichte«. Die USA hatten formell zugestimmt, den Dol¬ 
lar dem Gold gegenüber um magere acht Prozent abzuwerten. Der Gold¬ 
preis stieg demnach von 35 Dollar die Peinunze auf 38 Dollar. Die Ver¬ 
bündeten hatten aber eine Abwertung um die Hälfte gefordert. Die Ver¬ 
träge verbreiterten außerdem ganz offiziell die Bandbreite für Währungs¬ 
schwankungen. Das ursprüngliche Abkommen von Bretton Woods hatte 
nur Schwankungen von bis zu einem Prozent erlauben wollen. Nun sollte 
sich der Wert der verschiedenen Währungen bis zu 2,5 Prozent gegenein¬ 
ander verschieben dürfen. 

Mit seiner Erklärung, ausländischen Dollar-Besitzern ihr Papier gege- 
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benenfalls nicht mehr in Gold eintauschen zu wollen, zog Nixon den 
Stöpsel aus der Wanne der Weltwirtschaft. Er löste eine Reihe von Ent¬ 
wicklungen aus, die die Welt - wie nichts zuvor - erschüttern sollten. Das 
Vertrauen in das neue Abkommen dauerte nur wenige Wochen. 

Im April 1968 hatte de Gaulle Washington die Stirn geboten, als er 
nach dem wirklichen Goldwert des Dollars fragte und wie dieser mit den 
Bestimmungen des Bretton-Woods-Abkommens in Einklang zu bringen 
sei. Sein Anstoß hatte nicht ausgereicht, um die lange überfällige Neu¬ 
ordnung des Weltwährungssystems zu erreichen. Aber de Gaulle hatte 
immerhin ein sehr schlechtes Licht auf Washingtons miserablen Plan ge¬ 
worfen, mit sogenannten Sonderziehungsrechten das Dollar-Problem zu 
verschleiern. 

Dadurch, daß die USA den Dollar vom Goldpreis abkoppelten und 
den Wert der internationalen Wechselkurse in größeren Bandbreiten ge¬ 
geneinander schwanken ließ, wurde in den frühen 1970er Jahren kein 
einziges wirtschaftspolitisches Problem gelöst. Man gewarm damit nur 
etwas Zeit, die jedoch schlecht genutzt wurde. 

Eine tragfähigere Lösung wäre es zweifellos gewesen, den Dollar auf 
ein realistisches Wertniveau einzustellen. De Gaulles früherer Währungs¬ 
berater Jacques Rueff forderte immer noch eine Abwertung des Dollars 
auf 70 Dollar pro Eeinunze. Durch die Dollar-Abwertung würde, so ar¬ 
gumentierte Rueff, die weltweite Spekulation eingedämmt. Die USA 
könnten durch die Aufwertung ihrer Goldbestände die gewaltigen Euro- 
Dollar-Guthaben in Übersee, von denen die wirtschaftliche Verunsiche¬ 
rung in erster Linie ausgegangen war, unter Kontrolle bringen. Dies hätte 
relativ einfach geschehen können und ohne daß dadurch die US-Wirt- 
schaft in ein größeres Chaos gestürzt worden wäre. Die Abwertung hätte 
der amerikanischen Industrie sogar einen gewaltigen Auftrieb bringen 
können, weil sie die Exporte aus den USA auf den Weltmärkten drastisch 
verbilligt hätte. Das hätte allerdings zur Eolge haben können, daß sich in 
den USA die Industrieinteressen gegenüber den Einanz- und Bankinteres¬ 
sen wieder eine politische Vormachtstellung zurückerobert hätten. Daher 
stießen Rueffs Vorschläge auf taube Ohren. Die Vernunft ließ sich nicht 
durchsetzen. 

Die Größen von der Wall Street wollten ihre Einanzmacht auf keinen 
Lall antasten lassen. Sie wollten ihre finanzpolitische Vorherrschaft auf 
den Weltmärkten um jeden Preis behaupten. Dafür nahmen sie sogar den 
Zerfall der Produktionskapazitäten und des nationalen Wohlstands der 
USA in Kauf. 
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Gold hat an sich nur einen geringen Wert. Für die industrielle Produk¬ 
tion wird es nur in beschränktem Umfang gebraucht. Seine große Bedeu¬ 
tung hat historische Gründe. Wegen der Knappheit des Metalls haben 
verschiedene Nationen es frühzeitig als internationales Zahlungsmittel 
benutzt und später ihre Papierwährungen darauf gegründet. Als Präsi¬ 
dent Nixon sich entschloß, die Währungsschulden der USA nicht mehr 
mit Gold zu bedienen, verwandelte er den Weltmarkt, und vor allem die 
internationalen Finanzmärkte, in ein Spielkasino. 

Ein solches Glücksspiel hatte die Welt bislang noch nicht erlebt. Statt 
mit stabilen Wechselkursen die Voraussetzung für langfristige Wirt¬ 
schaftsvereinbarungen zu legen, wurde nach dem 15. August 1971 der 
Weltmarkt zu einem Tummelplatz üppigster Währungsspekulation. Ge¬ 
wettet und gesetzt wurde auf die Richtung, in die sich die einzelnen Wäh¬ 
rungen bei ihren Schwankungen jeweils bewegen würden. Dabei ließ sich 
die Richtung, in die sich der Wert einer Währung jeweils bewegte, durch¬ 
aus beeinflussen. Voraussetzung dafür war nur, daß man über genügend 
große Geldmengen verfügte. 

Da die Währungsschwankungen auf den Weltmärkten die Preise für 
Waren veränderten, verunsicherte die Währungsspekulation den Welt¬ 
handel mit Güter und Rohstoffen. Wer ex- oder importieren wollte, mußte 
entweder teure Versicherungen gegen das Wechselkursrisiko abschließen, 
große Summen in sogenannte Swap-Abkommen binden und dafür Zinsen 
zahlen, oder er mußte mit diesem Risiko selbst spekulieren. Die Sach¬ 
zwänge der Produktion und Warenlieferung hinderten den wirklichen 
Kaufmann daran, schnell auf Preisschwankungen reagieren zu können. 
Was lag da näher, als die Produktion aufzugeben und sein Geld mit mehr 
Gewirmaussichten unmittelbar im Spekulationsgeschäft anzulegen. Dazu 
mußte man sich allerdings starke Partner suchen, die über die erforderli¬ 
chen großen Geldmengen verfügten. Das waren nur die internationalen 
Großbanken. 

Die Architekten der neuen Währungsstrategie Präsident Nixons fin¬ 
det man in einer kleinen Gruppe einflußreicher Bankiers. Sie vertraten 
die großen Handelsbanken der Londoner City. Sir Siegmund Warburg, 
Edmond de Rothschild, Jocelyn Hambro und einige andere witterten 
eine goldene Gelegenheit, als den Goldstandard aufkündigte. Mit geüb¬ 
tem Blick erkarmten sie die Chance, London wieder zur Hauptzentrale 
der Weltfinanzen zu machen und von geborgtem Geld gut zu leben. Sie 
hatten es dabei besonders auf die amerikanischen Euro-Dollars abge¬ 
sehen. 
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Der 15. August 1971 bedeutete einen Wendepunkt in der amerikani¬ 
schen Weltwirtschaftspolitik. Unter Nixons Sicherheitsberater Henry Kis- 
singer verlor die amerikanische Außenpolitik endgültig das Interesse an 
weltweiter Wirtschaftsentwicklung. Ziel war lediglich noch, die Welt¬ 
wirtschaft zu kontrollieren und das, was sich nicht kontrollieren ließ, aus¬ 
zuschalten. Höhere Regierungsbeamte der USA nannten sich seitdem 
ungeniert und bisweilen stolz »Neomalthusianer«. Jetzt ging es nicht 
mehr darum, Entwicklungsländer durch den Transfer von industriellen 
Produktionsverfahren und moderner Technik wirtschaftlich leistungs¬ 
fähiger zu machen. Den Mangel, den die Bevölkerung in der sogenannten 
Dritten Welt litt, schrieb man nicht mehr unterentwickelten Produk¬ 
tionsweisen zu, sondern einzig der angeblichen Übervölkerung dieser 
Länder. »Bevölkerungsreduktion« wurde bevorzugtes Ziel der US-Politik 
gegenüber Entwicklungsländern. Das war schlichtweg der Rückfall in das 
britische Kolonialdenken des 19. Jahrhunderts. Welche Auswirkungen 
das auf die Industriegesellschaften im Westen insgesamt hatte, werden 
wir gleich sehen. 

Das »Smithsonian Agreement« erwies sich schon bald als recht un¬ 
wirksam. Jedenfalls verhinderte es nicht, daß die Wirtschaft weiter in die 
Rezession abglitt. Auch die Kapitalflucht aus den USA nach Europa und 
Japan schritt kräftig voran. Sie zwang noch im Eebruar 1973, den Dollar 
um weitere zehn Prozent gegenüber dem Gold abzuwerten. Der Kurs 
wurde auf 42,22 Dollar für die Peinunze Gold festgelegt. Dort hegt er offi¬ 
ziell heute noch, auch werm man zu diesem Preis auf keinem Markt der 
Welt Gold kaufen kann. 

Damals setzte zwischen den wichtigsten Währungen der Welt ein Pro¬ 
zeß der »gelenkten Wechselkursschwankungen« ein. Zwischen Eebruar 
und März 1973 sank der Wert des Dollars gegenüber der D-Mark um wei¬ 
tere 40 Prozent. Die wachsende Währungsunsicherheit betraf nicht nur 
die Pinanzmärkte, sondern alle internationalen Handelsgeschäfte. Der 
Weltmarkt war so unsicher wie seit 1930 nicht mehr. Um die Pinanz¬ 
märkte wieder fest in den Griff zu bekommen und sich selbst für die ver¬ 
heerenden Verluste ihrer Geldpolster zu entschädigen, bereiteten die Pi- 
nanzstrategen in London, New York und Washington eine dramatische 
Überraschung vor. 
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Ein ungewöhnliches Treffen in Saltsjöbaden 

Erst im Oktober 1973 wurde deutlich, welche Absichten Nixon mit der 
Abkopplung des Dollars vom Gold in Wirklichkeit verfolgt hatte. Aber 
selbst dann verstanden nur wenige eingeweihte Spezialisten, sogenannte 
»Insider«, was wirklich gespielt wurde. Die dramatische Aufkündigung 
des Goldstandards war eine Verzögerungstaktik des Finanzestablish- 
ments von London und New York. Inzwischen arbeiteten Fachleute in 
den Hinterzimmern der Regierung an einem kühnen währungspoliti- 
schen Husarenstück. Es sollte so revolutionär ausfallen, daß seine Schöp¬ 
fer von einem »Paradigmenwechsel« sprachen. Damit wollten sie den 
siechen Dollar wieder genügend stärken, daß er über den Rest der Welt 
verfügen konnte. 

Der erste richtig dramatische Dollar-Sturz in der Nachkriegszeit er¬ 
hitzte noch die Gemüter, da traf sich im Mai 1973 eine Gruppe von 84 
Personen der Weltspitze von Finanzen und Politik auf einem abgelegenen 
Eiland. Es hieß Saltsjöbaden und gehörte der schwedischen Bankiersfami- 
lie Wallenberg. Versammelt hatte sich dort Prinz Bernhards Bilderberg- 
Gruppe. Ein Amerikaner erörterte vor diesem Kreis ein »Szenario«, das 
von einem bevorstehenden Anstieg der Öleinnahmen der OPEC (Organi¬ 
sation erdölexportierender Länder) um 400 Prozent ausging. Das geheime 
Treffen der Bilderberg-Gruppe war nicht etwa zu dem Zweck nach Salts¬ 
jöbaden einberufen worden, um eine derartige Verteuerung der Welt¬ 
energieversorgung zu verhindern. Im Gegenteil, es bereitete den Ölpreis¬ 
schock vor und erarbeitete Pläne, wie die erwartete Öl-Dollar-»Flut« am 
zweckmäßigsten gehandhabt werden sollte. Henry Kissinger sprach in 
diesem Zusammenhang vom »Petro-Dollar-Recycling«. 

Zugegen waren damals unter anderen Robert O. Anderson von der 
Firma Atlantic Richfield Oil Co.; Lord Greenhill, der Aufsichtsratsvorsit¬ 
zende von British Petroleum; Sir Eric Roll vom Bankhaus S. G. Warburg, 
der Schöpfer der Euro-Bonds; sowie George Ball von der Investment- 
Bank Lehman Brothers. Ball hatte vor gut zehn Jahren seinem Freund 
Siegmund Warburg die Erlaubnis gegeben, den Euro-Dollar-Markt in 
Europa aufzubauen. Mit von der Partie waren ferner David Rockefeiler 
von der Chase Manhattan Bank und Zbigniew Brzezinski, der sich bald 
als Sicherheitsberater Präsident Carters einen Namen machen sollte. Aus 
Italien war Giarmi Agnelli eingeflogen und aus Deutschland Otto Wolff 
von Amerongen. Natürlich fehlte auch Henry Kissinger nicht, der an 
solchen Konferenzen regelmäßig teilnahm.^ 
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Die Bilderberger hielten mehr oder weniger regelmäßig seit Mai 1954 
Jahrestreffen ab. Sie wurden von einer Gruppe anglophiler Politiker an¬ 
geregt und stehen unter absoluter Geheimhaltung. Das erste Zusam¬ 
mentreffen fand im Hotel Bilderberg in der Nähe von Arnheim in Hol¬ 
land statt, daher stammt der Name. Zu den Gründungsmitgliedern ge¬ 
hörten George Ball, David Rockefeiler, Dr. Joseph Retinger, Hollands 
Prinz Bernhard und George McGhee. McGhee war damals hoher Beam¬ 
ter im US-Außenamt und später im Vorstand von Mobil Oil Co. Auf den 
streng geheimen Treffen kommt die Spitzenelite der westlichen Welt 
zusammen, um die für die nächste Zeit gültige politische Linie festzule¬ 
gen. Journalisten werden nicht zugelassen. Über die »Ergebnisse« wird 
eine für die Veröffentlichung zurecht gestutzte Verlautbarung an die 
Presse geliefert und mit zusätzlichen, vorgefertigten Kommentaren gar¬ 
niert. Diese geheimen Bilderberg-Gespräche erwiesen sich als das wirk¬ 
samste Mittel der anglo-amerikanischen Elite, ihre Nachkriegspolitik zu 
gestalten und international durchzusetzen. 

1973 in Saltsjöbaden beschlossen die mächtigen Bilderberger einen ge¬ 
waltigen Anschlag auf die Industriegesellschaft und ihr wirtschaftliches 
Wachstum. Oberstes Ziel dabei war, die ins Wanken geratene Vormacht¬ 
stellung der anglo-amerikanischen Einanzinteressen wieder zu festigen 
und ihnen die Kontrolle über die weltweiten Geldströme zurückzugeben. 
Zu diesem Zweck griffen sie auf die altbewährte und immer noch scharfe 
Ölwaffe zurück. 

Ihr Plan war sehr einfach: Ein globales Ölembargo sollte die Ölver¬ 
sorgung weltweit drastisch verknappen. Das würde die Weltölpreise 
dramatisch steigen lassen. Da die amerikanischen Ölgesellschaften den 
Weltmarkt seit 1945 fest in der Hand hatten, war es üblich geworden, die 
internationalen Ölrechnungen in Dollar zu fakturieren. Mit dem Ölpreis 
mußte also auch die Nachfrage nach US-Dollar ansteigen. Die steigende 
Nachfrage nach Dollar würde den Druck von ihm nehmen und seinen 
Wert stützen. Sie würde natürlich auch die Position derer stärken, die 
Dollar drucken und liefern konnten. 

Niemals in der bisherigen Geschichte hatte ein so kleiner Kreis von 
Männern einen so tiefen Einschnitt in die Geschicke der Weltwirtschaft 
und der davon betroffenen Menschheit gewagt. Die Einanzgrößen in 
London und New York hatten beschlossen, ihre Ölmacht auf eine Art und 
Weise einzusetzen, die kaum jemand für möglich gehalten hätte. Die Un¬ 
geheuerlichkeit ihres Vorgehens, so hatten sie kalkuliert, war dabei nur 
vorteilhaft. 
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Jom-Kippur-Krieg und Ölkrise 

Am 6. Oktober 1973, dem israelischen Versöhnungstag »Jom Kippur«, 
fielen Ägypten und Syrien in Israel ein und lösten damit den sogenarmten 
Jom-Kippur-Krieg aus. Die stets kritischen Medien verbreiteten die Mei¬ 
nung, die sich dann ja auch unangefochten durchsetzen konnte, der Krieg 
sei das unglückliche Ergebnis von Fehlern, Fehlkalkulationen oder einer 
arabischen militärischen Verschwörung gegen den Staat Israel. Sämtliche 
Ereignisse, die zum Kriegsausbruch im Oktober führten, waren jedoch in 
Fondon und Washington auf der Grundlage der in Saltsjöbaden verein¬ 
barten Strategie eingefädelt worden. Eine zentrale Rolle spielten dabei die 
geheimen diplomatischen Kanäle auf höchster Ebene, die der Nationale 
Sicherheitsberater Henry Kissinger aufgetan hatte. 

Kissinger hatte durch seine äußerst enge Beziehung zum israelischen 
Botschafter in Washington, Simcha Dinitz, großen Einfluß auf die israe¬ 
lische Außenpolitik. Zugleich unterhielt er beste Beziehungen zu den Re¬ 
gierungen Syriens und Ägyptens. Seine Methode bestand darin, bei seiner 
»Pendeldiplomatie« jeder Seite die Antworten der anderen Seite auf ge¬ 
eignete Weise zu interpretieren. Dies führte zum Krieg und dem anschlie¬ 
ßenden arabischen Ölembargo. 

Als Sicherheitsbeauftragter erhielt er die Berichte der US-Geheim- 
dienste über die Mobilmachung und den Kriegsaufmarsch. Er erhielt 
ähnliche Unterlagen von arabischen Regierungsstellen, die damit vor 
der wachsenden Kriegsgefahr warnen wollten. Was davon an die Träger 
politischer Entscheidungen in Washington, Tel Aviv oder bei jeweils 
anderen arabischen Regierungen gelangte, entschied Nixons »Geheim¬ 
dienst-Zar« Henry Kissinger. Das Drehbuch für Kissingers Pendel¬ 
diplomatie wurde in Washington geschrieben, wenn auch nicht am Ka¬ 
binettstisch Nixons. Es folgte exakt den Richtlinien, die bei dem Bilder- 
berg-Treffen auf Saltsjöbaden nur knapp sechs Monate vor Ausbruch 
des Krieges festgelegt worden waren. Den ölproduzierenden Ländern 
Arabiens schob man den Schwarzen Peter und die Schuld an der ausge¬ 
lösten Misere zu. Die Volkswut sollte sich gegen die bösen »Ölscheichs« 
richten, dabei waren sie doch kaum mehr als Bankkonten, denen man 
einen seidenen Burnus umgehängt hatte. Die eigentlichen Drahtzieher 
blieben verborgen und gebärdeten sich nach außen auch noch als die 
hintergangenen Geschädigten.^ 

Im Oktober 1973 erklärte der damalige Bundeskanzler Willy Brandt 
dem amerikanischen Gesandten in Bonn, daß die Bundesrepublik in dem 
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Nahostkonflikt strikte Neutralität wahren wolle. Sie könne es daher nicht 
zulassen, daß die USA von ihren Militärbasen in Deutschland aus die is¬ 
raelischen Truppen aufrüste. Daraufhin sandte Präsident Nixon Willy 
Brandt eine scharfe Protestnote, wohlmöglich aus der Feder Henry Kis- 
singers. Es heißt darin: 

»Wir erkennen an, daß die Europäer stärker vom arabischen Öl abhän¬ 
gig sind als wir. Wir körmen aber nicht darin übereinstimmen, daß sich 
ihre Verwundbarkeit mindern läßt, indem sie sich in einer Angelegenheit 
von solchem Gewicht von uns abwenden ... Sie bemerken, diese Krise 
falle nicht in den gemeinsamen Verantwortungsbereich der Allianz, und 
die Versorgung Israels mit militärischen Gütern unterliege Zwecken au¬ 
ßerhalb des Verantwortungsbereiches der Allianz. Ich glaube nicht, daß 
wir hier eine derart feine Grenzlinie ziehen können ...«^ - Im Jahre 1990, 
im Vorfeld des Golf-Kriegs, dürften wohl ähnliche Noten ausgetauscht 
worden sein. 

Der deutschen Regierung wollte Washington nicht erlauben, im Nah¬ 
ostkrieg Neutralität zu wahren. Anders war es mit den Engländern. Es ist 
bezeichnend, daß die USA ihnen gestattete, nach außen hin neutral zu 
bleiben und sich der Verantwortung für das Ölembargo zu entziehen. 
Wieder einmal war es den Briten gelungen, sich aus einer internationalen 
Krise herauszuwinden, die sie selbst mit voller Absicht herbeigeführt hat¬ 
ten. 

Zur Beurteilung der Vorgänge um das Ölembargo, das den Preis für 
Rohöl erst um 70 Prozent und schließlich insgesamt um 400 Prozent an¬ 
hob, ist ein anderer Aspekt der Sache nicht unerheblich: BP, Shell und 
andere anglo-amerikanischen Ölkonzerne hatten Hunderte von Millionen 
Dollar in die Entwicklung der Nordseeölfelder investiert, die ohne Kis- 
singers Ölschock wohl kaum jemals Gewirm abgeworfen hätten. Ob das 
wohl reiner Zufall war? 

Am 16. Oktober 1973 hatte sich die Organisation erdölexportierender 
Länder (OPEC) in Wien getroffen und den schwankenden Ölpreis von 
rund 3,01 Dollar pro Laß auf 5,11 Dollar, also um 70 Prozent, angehoben. 
Am gleichen Tag verhängten sie ein Ölembargo gegen die USA und die 
Niederlande, durch deren Tief Seehäfen Kontinentaleuropa mit Öl ver¬ 
sorgt wird. Den Vorwand lieferte, daß diese Länder Israel im Jom- 
Kippur-Krieg unterstützt hätten. Saudi-Arabien, Kuwait, Irak, Libyen, 
Abu Dhabi, Quatar und Algerien beschlossen am Tag danach, ihre Pro¬ 
duktion schon ab Oktober um fünf Prozent gegenüber der Pörderung im 
September zu senken. In jedem folgenden Monat wollten sie die Pörde- 
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rung um weitere fünf Prozent senken, und dies so lange, bis Israel sich 
aus allen 1967 unrechtmäßig besetzten arabischen Gebieten zurückgezo¬ 
gen hätte und die von den Vereinten Nationen bestätigten Rechte der pa¬ 
lästinensischen Bevölkerung wiederhergestellt wären. 

Die Welt erlebte ihren ersten Ölschock - oder »Oil Shokku«, wie ihn 
die Japaner nannten. Die Ölkrise kam aber erst so richtig in Fahrt, als Prä¬ 
sident Nixon durch den Watergate-Skandal lahmgelegt war, so daß Hen¬ 
ry Kissinger während der kritischen Zeit der Ölkrise Ende 1973 mehr oder 
weniger die Regierungsgeschäfte übernahm. 

Was da gespielt wurde, macht folgendes Beispiel deutlich: Nixon be¬ 
auftragte Anfang 1974 das Finanzministerium, eine Strategie zu ent¬ 
wickeln, mit der man die OPEC zwingen könne, die überhöhten Ölpreise 
wieder zu senken. Der Auftrag wurde schlicht und einfach abgewiesen. In 
einem Memorandum, das den Vorfall später bekannt werden ließ, schrieb 
der Beamte des Weißen Hauses, durch den der Präsident den Auftrag 
übermitteln ließ: »Es waren die Führer der Banken, die diesen Vorschlag 
beiseitefegten. Sie verlangten mit allem Nachdruck ein >Recycling<- 
Programm, um sich den gestiegenen Ölpreisen anzupassen. Dies war ein 
fataler Beschluß ...« 

Das US-Finanzministerium unterstand damals George Shultz. Neben 
ihm wirkte Jack F. Bennett, einer derjenigen, die Nixon 1971 die Ab¬ 
kopplung des Dollars vom Goldstandard eingeflüstert hatten. Bennett 
hatte mit der Agentur SAMA, welche die saudiarabischen Öleinnahmen 
verwaltete, ein geheimes Abkommen getroffen. Die Natur dieses Ab¬ 
kommens enthüllt ein Memorandum Bennetts an Außenminister Henry 
Kissinger vom Februar 1975. Danach sah das Abkommen vor, daß die 
riesigen zusätzlichen Gewinne, die den Saudis als Folge des höheren 
Ölpreises in den Schoß fielen, zu einem beträchtlichen Teil die Defizite 
der US-Regierung decken sollten. Um das zu gewährleisten, erhielt ein 
junger Bankier der Firma White, Weid & Co., einer Investment-Bank mit 
Sitz in Fondon und an der Wall Street, David Mulford, den Posten des 
Investment-Beraters bei der SAMA in Riad. Mulford sollte dafür sorgen, 
daß die Petro-Dollars ordnungsgemäß bei den richtigen Banken in Fon¬ 
don und an der Wall Street eingezahlt wurden.^ 

Der in Saltsjöbaden von den Bilderbergern ausgearbeitete Plan wurde 
Schritt für Schritt in die Tat umgesetzt. Zunächst kontrollierte Kissinger 
als Sicherheitsberater Nixons im Weißen Haus alle Einschätzungen, die 
von den US-Geheimdiensten an den Präsident gelangten und politisch 
wirksam hätten werden können. Dann bekam er die US-Außenpolitik 
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selbst in die Hand. Es gelang ihm, Nixon zu überreden, ihn auch noch 
zum Außenminister zu ernennen. Das geschah in den Wochen unmittel¬ 
bar vor Ausbruch des Jom-Kippur-Krieges. Vor oder nach Kissinger ist 
nie jemand Nationaler Sicherheitsberater und Außenminister zugleich 
gewesen. Niemand hatte während der letzten Monate von Nixons Amts¬ 
zeit soviel Macht wie Henry Kissinger. Um dem Unrecht, das er ver¬ 
schuldet hat, auch noch den Hohn beizufügen, erhielt Henry Kissinger 
den Friedensnobelpreis. 

Am 1. Januar 1974 traf sich die OPEC in Teheran erneut. Sie verein¬ 
barte, den Ölpreis auf 11,65 Dollar pro Faß anzuheben. Das erstaunliche 
daran war, daß der Schah des Iran diese Forderung auf dem Treffen vor¬ 
trug. Nur wenige Monate vorher hatte sich der Schah noch gewehrt, den 
Ölpreis auf 11,65 Dollar das Faß anzuheben. Er hatte befürchtet, die Öl¬ 
verteuerung könnte die westeuropäischen Exporteure veranlassen, die 
Preise ihrer Industriegüter anzuheben. Diese Güter wurden aber zur In¬ 
dustrialisierung Persiens und anderer Entwicklungsländer dringend be¬ 
nötigt. Der Schah verfolgte nämlich einen Plan zur industriellen Ent¬ 
wicklung des Landes. Aber die provokativ einseitige Unterstützung der 
USA und ihrer Verbündeten für Israel hatte den Zorn der arabischen 
OPEC-Vertreter angeheizt. Dem konnte sich der Schah wohl nicht ent¬ 
ziehen. Wieder war es Henry Kissinger gewesen, der dem Schah insge¬ 
heim die Forderung nach drastischer Ölpreiserhöhung nahegelegt hatte. 
Davon hatte Kissinger aber nicht einmal sein eigenes Außenministerium 
unterrichtet.^ 

Zwischen 1949 und Ende 1970 lag der Preis für Rohöl aus dem Nahen 
Osten relativ fest bei 1,90 Dollar pro Faß. Anfang 1973 stieg er auf 3,01 
Dollar an. Dieser Preis vervierfachte sich nahezu bis Anfang 1974 und 
hielt sich damit recht genau an die Vorgaben des Bilderberg-Treffens in 
Saltsjöbaden, das bei seinen Planungen einen Preisanstieg von 400 Pro¬ 
zent zugrundegelegt hatte. 


Der Ölschock greift 

Wirtschaftlich und sozial löste der Ölschock in den USA so etwas wie 
eine »Wirtschaftspanik« aus. Aber auch sie war nicht ganz unbeabsich¬ 
tigt. Während des Jahres 1972 und noch Anfang 1973 hatten die US- 
Ölfirmen eine eigenartige Importpolitik verfolgt. Sie hatten systematisch 
die Ölvorräte im Land abgebaut und die Inlandsversorgung verknappt. 
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Eigentlich war den auf dem Inlandsmarkt aktiven Ölfirmen eine bestimm¬ 
te Vorratshaltung verbindlich vor geschrieben, aber diese Bestimmungen 
wurden von einer Reihe merkwürdiger Entscheidungen außer Kraft ge¬ 
setzt, die Nixon von seinen Beratern nahegelegt worden waren. Als dann 
das Ölembargo im November 1973 zuschlug, hätte sein Effekt nicht dra¬ 
matischer ausfahen können. 

Wie konnte es dazu kommen? Aufgrund eines US-Außenhandels- 
gesetzes aus dem Jahre 1959 war das Weiße Haus selbst für die Regelung 
der Ölimporte zuständig. Im Januar 1973 hatte Präsident seinen Einanz¬ 
minister George Shultz zum Berater für Wirtschaftsangelegenheiten ge¬ 
macht. In dieser Eunktion überwachte Shultz den Ölimport vom Weißen 
Haus aus. Sein Stellvertreter im Einanzministerium, William E. Simon, ein 
früherer Wertpapierhändler an der Wall Street, erhielt den Vorsitz des 
wichtigen Komitees für Ölpolitik im Weißen Haus. Dieses Komitee legte 
die Quoten für den Ölimport in die USA fest. 

Im Eebruar 1973 wurde Nixon dazu überredet, ein besonderes Trium¬ 
virat für Energiefragen einzurichten. Darin arbeitete George Shultz mit 
John Ehrlichman aus dem Stab des Weißen Hauses und Sicherheitsberater 
Henry Kissinger zusammen. Die Gruppe wurde unter dem Namen 
»Energie-Sonderkomitee im Weißen Haus« bekarmt. Sie sorgte dafür, daß 
der Bilderberg-Plan still und heimlich in Szene gesetzt wurde, ohne daß 
unberufene Leute in Washington oder anderswo davon Wind bekamen. 
Sie hatte es zu verantworten, daß im Oktober 1973 die Ölvorräte in den 
Vereinigten Staaten auf einen alarmierend kleinen Rest zusammenge¬ 
schrumpft waren. Das folgende Ölembargo löste dann bei der Bevölke¬ 
rung Panikkäufe aus. Vor den Tankstellen bildeten sich riesige Schlangen. 
Erst vereinzelt und bald lauter erscholl der Ruf nach Rationierung der 
Ölverteilung. Schließlich folgte eine schwere Rezession im produzieren¬ 
den Gewerbe.^ 

Am schwersten und auffälligsten wurde die größte Stadt der Vereinig¬ 
ten Staaten, New York, von der Ölkrise heimgesucht. Die Stadt war be¬ 
reits hoch verschuldet, und nun kam auch noch der hohe Ölpreis dazu. 
Im Dezember 1974 ließ eine Gruppe der mächtigsten Bankiers der Welt 
unter Vorsitz David Rockefellers den New Yorker Bürgermeister Abra¬ 
ham Beame einbestehen. Beame war ein Politiker, der sich noch auf die 
alte politische Maschine der Demokratischen Partei stützen kormte. Sie 
setzten ihm die Pistole auf die Brust: Die Banken würden der Stadt jeden 
weiteren Kredit versagen und durch ihre Preunde in den Medien dafür 
sorgen, daß der Bankrott der Stadt nicht geheim bliebe; Beame könne das 
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abwenden, wenn er die Rücklagen für die Renten der Bediensteten an 
ein Bankenkomitee verpfändete, das die Banken einrichten wollten und 
das sich mit ihrem Sachverstand der städtischen Finanzen annehmen 
werde. Das Komitee erhielt den Namen Municipal Assistance Corporation 
(MAC). 

Der Bürgermeister fügte sich dem Druck. Die demokratisch in keiner 
Form legitimierte MAC kontrollierte die Ausgabenpolitik der Stadt. Für 
Straßenbau, Sanierung der Brücken oder Kanalisation, für Krankenhäu¬ 
ser, Schulen, Kindergärten und dergleichen stand nun immer weniger 
Geld zur Verfügung. Bei Polizei und Feuerwehr wurde gespart. Zigtau¬ 
send öffentliche Angestellte wurden »wegrationalisiert« und verloren 
ihren Arbeitsplatz. Jeder verfügbare Dollar floß den Banken zu. Die größ¬ 
te Stadt der USA verwandelte sich zunehmend in den Dreckhaufen, den 
man heute bestaunen kann. Felix Rohatyn vom Bankhaus Lazard Freres 
wurde Chef der privaten Aufsichtsbehörde der privaten Banken über die 
Stadt. Die stets kritischen Medien gaben der Behörde liebevoll den Spitz¬ 
namen »Big Mac«. 

Auch in Europa wirkten sich Ölembargo und Ölpreiserhöhung dra¬ 
matisch aus. Der Kontinent lernte bald die Auswirkungen der schlimm¬ 
sten Wirtschaftskrise seit 1930 kennen. Überall kam es zu Firmenpleiten, 
Zusammenbrüchen und Entlassungen. Die Arbeitslosigkeit wuchs in Eu¬ 
ropa ebenfalls dramatisch. Wegen der Vorkriegserfahrungen reagierte 
man darauf damals noch sehr besorgt. Inzwischen scheint man sich aller¬ 
dings an solche Arbeitslosenzahlen gewöhnt zu haben. 

Die Bundesregierung in Bonn verhängte damals Sonntagsfahrverbote. 
Im Juni kam es zu dem spektakulären Zusammenbruch der Herstatt- 
Bank. Die D-Mark rutschte in eine Krise. Die Bundesrepublik mußte allein 
im Jahr 1974 trotz gedrosselter Ölimporte 17 Milliarden DM mehr bezah¬ 
len. Eine halbe Million Arbeitnehmer verloren als Eolge des Ölschocks 
ihre Arbeitsplätze. Lebensmittel und Konsumartikel verteuerten sich in 
rascher Eolge um acht Prozent. Die Vervierfachung der Energiekosten 
wirkte sich auf das produzierende Gewerbe, das Transportgewerbe und 
die Landwirtschaft verheerend aus. Nur unproduktive Dienstleistungen, 
vor allem die Provisionsjägerei der Branche »Einanzdienstleistungen«, 
blühte auf. Schlüsselindustrien wie Stahl, Schiffbau und Chemie rutschten 
dagegen in eine tiefe Depression. 

Es war wohl weniger die Stasi-Affäre des »Kanzlerspions« Günther 
Guillaume als die innenpolitischen Auswirkungen der Ölkrise, die zum 
Sturz der Regierung Willy Brandt im Jahr 1974 führten. Ihm folgte Hel- 
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mut Schmidt als Kanzler. Überall in Europa stürzten damals Regierungen 
über die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen des Ölschocks. Mit 
ihnen gingen gewisse Grundorientierungen der Regierungspolitik verlo¬ 
ren. 

Am schärfsten allerdings trafen die wirtschaftlichen Auswirkungen 
des Ölschocks die Entwicklungsländer. Damals konnte man diese Länder 
noch mit einigem Recht »Entwicklungsländer« nennen, weil da und dort 
noch Eortschritte in Landwirtschaft und Industrieaufbau zu beobachten 
waren. Inzwischen spricht man von Ländern der sogenannten »Dritten 
Welt«. Die meisten dieser Länder wurden völlig unvorbereitet von der 
plötzlichen Verteuerung ihrer Energieversorgung um 400 Prozent über¬ 
rascht. Die Verteuerung beschränkte sich ja keineswegs auf die Energie¬ 
träger. Sie schlug auf nahezu alle Güter durch. Besonders empfindlich 
wirkte sie sich bei energieintensiven Gütern wie Düngemitteln, Baustahl 
und den Werkstoffen der chemischen Industrie aus. Die stets kritischen 
Medien begannen damals zwischen Ländern der Dritten Welt und sol¬ 
chen der »Vierten Welt« zu unterscheiden. Sie sprachen von »Triage«. Der 
Begriff stammt aus bestimmten Kriegssituationen, wenn die Sanitäter 
wegen der vielen anfallenden Verwundeten auf dem Schlachtfeld und in 
den Lazaretten zwischen rettbaren und unrettbar verlorenen Verwunde¬ 
ten unterscheiden müssen. Als Vierte Welt ausgemustert wurden jene 
Länder, über die man heute - abgesehen von Rekordzahlen bei AIDS- 
Opfern und Hungertoten - nur noch wenig in den stets kritischen Medien 
erfährt. 

1973 hatten viele Entwicklungsländer wie zum Beispiel Indien noch ei¬ 
ne positive Handelsbilanz. Im Jahr 1974 schrumpften die Währungs¬ 
reserven Indiens auf 629 Millionen Dollar. Dem standen noch offene Öl¬ 
rechnungen über 1241 Millionen Dollar gegenüber. Im Sudan, in Pakistan, 
auf den Philippinen, in Thailand, in Afrika und Lateinamerika - überall 
rissen Defizite aus den Ölrechnungen die Zahlungsbilanzen auseinander. 
Nach Angaben des Internationalen Währungsfonds erlitten die Entwick¬ 
lungsländer allein im Jahr 1974 ein plötzliches Handelsdefizit von 35 Mil¬ 
liarden Dollar. Das war damals noch eine kolossal hohe Summe. Inzwi¬ 
schen hat man sich an solche Zahlen gewöhnt. Dieses 35-Milliarden- 
Defizit war genau - wen wundert's? - viermal so groß wie das des Jahres 
1973. Es wuchs im Gleichschritt mit den Ölpreisen. 

Anfang der 1970er Jahre war es zu einem sprunghaften Anstieg bei der 
Industrieproduktion und dem Exporthandel der Entwicklungsländer ge¬ 
kommen. Aber schon 1972 überschwemmten die stets kritischen Medien 
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die öffentliche Meinung mit den eigenartigen Warnungen des noch ei¬ 
genartigeren Club of Rome. 1973 brach die Aufbauentwicklung jäh ab. ln 
den Jahren 1974 und 1975 kam es weltweit zum steilsten Absturz der ge¬ 
werblichen Aktivitäten seit dem Kriege. 

Die gewerbliche Wirtschaft erlitt unter dem Ölpreisanstieg einen dra¬ 
stischen Schock. Er traf natürlich nicht die Finanz- und Ölwirtschaft. Die¬ 
se, vor allem die Großbanken in London und an der Wall Street, und die 
seither berühmten »Sieben Schwestern«, das internationale Ölkartell, er¬ 
lebten einen enormen Aufschwung. Der Ölmulti Esso (Exxon) verdrängte 
den Automobilriesen General Motors von der Spitze der einkommens¬ 
stärksten amerikanischen Gesellschaften. Die Schwestern Mobil Oil, Texa¬ 
co, Chevron und Gwl/folgten mit geringem Abstand. 

Die Masse des OPEC-Dollar-Einkommens, die Kissinger »recycled Pe- 
tro-Dollars« nannte, floß in die New Yorker und Londoner Großbanken, 
die mit Euro-Dollar handelten und den Ölhandel finanzierten. Chase 
Manhattan, Citibank, Manufacturers Manöver Trust, Bank of America, Bar- 
clays, Lloyds, Midland Bank und wie sie alle hießen, sie alle blähte die 
neue Petro-Dollar-Flut zu bisher nie geahnten Umsätzen auf. Auf dem 
Wege des »Recycling«, der Umverteilung dieser Petro-Dollars, wurde nun 
die gigantische Schuldenkrise der 1980er Jahre in die Wege geleitet.® 


Die »Atomrose« wird entblättert 

Die Protagonisten der Ölpreiserhöhung trieb eine Hauptsorge: Wie korm- 
ten sie verhindern, daß der Ölpreisschock nicht die Bemühungen um Al¬ 
ternativen zum Erdöl antrieb und ihnen schließlich ihre wichtigste Waffe 
aus der Hand schlug? 1955 hatte Präsident Eisenhower mit seiner Kam¬ 
pagne »Atomkraft für den Frieden« Entwicklungsländern, die nicht über 
Kohle- und Erdölvorkommen verfügten - und das waren die meisten -, 
eine hoffnungsvolle Perspektive eröffnet. Seitdem wurde auf dem Gebiet 
viel getan, und bei der friedlichen Nutzung der Kernenergie wurden gro¬ 
ße Erfolge errungen. Anfang der 1970er Jahre kam die friedliche Nutzung 
der Kernenergie erst so richtig in Schwung. Sie bot für die Stromerzeu¬ 
gung eine wirtschaftlichere und umweltfreundlichere Alternative zum 
Verbrennen fossiler Energieträger wie Kohle und Erdöl. 

Das Problem wurde auf höchster Ebene angegangen. Henry Kissinger 
hatte einen Mentor mit Namen McGeorge Bundy. Als Dekan hatte er den 
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Studenten Kissinger in Harvard gefördert. Später, als Kissinger unter John 
F. Kennedy im Sicherheitsrat diente, war Bundy sein Vorgesetzter. 1966 
verließ McGeorge Bundy seinen Posten im Weißen Haus, um Präsident 
der größten und finanzstärksten privaten Stiftung der Welt zu werden, 
der Ford Foundation. Er sollte eine entscheidende Rolle bei der Umgestal¬ 
tung der Innenpolitik der Vereinigten Staaten spielen. 

Als Präsident der Ford Foundation richtete Bundy 1971 einen neuen Ar¬ 
beitsbereich der Stiftung ein. Dieses »Projekt Energiepolitik« wurde der 
Leitung von David S. Ereeman anvertraut. Das Projekt erhielt die stolze 
Summe von vier Millionen Dollar zugeteilt und wurde zunächst auf drei 
Jahre begrenzt. Auf dem Höhepunkt der Ölkrise 1974 veröffentlichte die 
Pord-Stiftung dann die Studie Zeit zu wählen - Amerikas Energiezukunft. 
Sie sollte die öffentliche Diskussion während der kritischen Phase der 
Ölkrise in die gewünschte Richtung lenken. 

Zum ersten Mal wurde in den Pührungskreisen der USA die verlo¬ 
gene These verfochten: »Wirtschaftswachstum ist nicht an wachsenden 
Energieverbrauch gekoppelt. Es handelt sich nicht um siamesische Zwil¬ 
linge.« Preemans Studie trat für bizarre und aufgrund ihrer niedrigen 
Effizienz nachweislich unbrauchbare »alternative« Energiequellen ein. 
Sie lenkte die öffentliche Diskussion auf Sormenenergie, Windkraft, Bio¬ 
gasanlagen und ähnliches. Die Pord-Studie holte auch zum ersten Mal 
zum Angriff gegen die Kernenergie aus: Kerntechnik körme dazu die¬ 
nen, Atombomben zu bauen. »Das Brermmaterial selbst oder eines sei¬ 
ner Nebenprodukte, Plutonium, karm selbst direkt oder aufbereitet als 
Sprengstoff für Atombomben oder atomare Sprengsätze verwendet 
werden.« 

Der Jungsozialist Holger Strohm fertigte aus dem Material der Ford- 
Studie sein im gleichen Jahr auf deutsch erschienenes Buch Friedlich in die 
Katastrophe. Er führte damit die »linke« Studentenbewegung der bis da¬ 
hin eher »rechts« eingestuften Naturschützerfraktion zu. Noch besser 
gelang das 1974 Karl Bechert (SPD) mit dem Verdacht, die Bundesregie¬ 
rung verfolge mit ihren Ausbauplänen für die Kernenergie den »Run 
nach der Atombombe«. 

Die Pord-Studie stellte zutreffend fest, daß sich die Kernenergie in Zu¬ 
kunft als stärkster Konkurrent zum Erdöl entwickeln werde. Sie warnte in 
diesem Zusammenhang vor der »zu großen Schnelligkeit, mit der sich die 
Kernenergie über die Welt ausbreiten werde, insbesondere vor der Ent¬ 
wicklung neuer nuklearer Technologien, unter denen der Schnelle Brüter 
und die Zentrifugalmethode zur Anreicherung von Uran herausragen«. 
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McGeorge Bundys Projekt umriß den Rahmen für den »grünen« Sturm¬ 
angriff der amerikanischen Finanzeliten gegen die Kernenergie.^ 

Anfang 1970 hatte sich die Kerntechnik als Hoffnungsträger für die 
künftige Stromerzeugung durchgesetzt. Sie erwies sich als wirtschaft¬ 
licher und umweltfreundlicher als die Verbrennung fossiler Brennstoffe. 
Als der Ölschock einsetzte, hatte die Europäische Gemeinschaft ihr 
Atomprogramm weit vorangetrieben. Es sah vor, daß in den Mitglieds¬ 
ländern bis 1985 160 bis 200 neue Kernkraftwerke ans Netz gehen soll¬ 
ten. 

Auch die SPD-Regierung unter Helmut Schmidt reagierte zunächst 
vernünftig auf den Ölschock. Sie stellte ein neues Atomprogramm vor, 
das den Bau von Kernkraftwerken mit einer zusätzlichen Leistung von 42 
Gigawatt vorsah. Bis 1985 sollten 45 Prozent der Stromerzeugung aus 
Kernkraftwerken gedeckt werden. Dieses Ziel übertraf in der EG nur 
Erankreich, das den Bau von Kernkraftwerken mit einer Gesamtleistung 
von 45 Gigawatt plante. Im Herbst 1975 wies Italiens Industrieminister 
Carlo Donat Gattin die staatlichen kerntechnischen Gesellschaften ENEL 
und CNEN an, Vorbereitungen für den Bau von 20 neuen Kernkraftwer¬ 
ken zu treffen und sie bis Anfang der 1980er Jahre in Betrieb zu nehmen. 
Selbst Spanien, das nach 40 Jahren Eranco endlich Luft holen konnte, faßte 
den Plan, bis zum Jahr 1980 20 neue Kernkraftwerke in Betrieb zu neh¬ 
men. Ein typisches Kernkraftwerk mit einer Leistung von 1 Gigawatt - 
das entspricht der Leistung eines Blocks des Kernkraftwerks Biblis - kann 
den Strombedarf einer Industriestadt mit einer Million Einwohnern dek- 
ken. 

Die rasch wachsende Atomindustrie der europäischen Staaten, vor al¬ 
lem in Erankreich und Deutschland, bedrohte das relative Energie¬ 
monopol der »Sieben Schwestern« und machte es als Waffe im weltwei¬ 
ten Einanzkrieg ihrer Banken stumpf. Sie wurde auch zu einer bedrohli¬ 
chen Konkurrenz für den US-Export von Kernkraftwerken. Erankreich 
hatte beim Schah eine Absichtserklärung erwirkt, vier Kernkraftwerke zu 
kaufen. Das gleiche war der deutschen Eirma KWU gelungen. Mit der 
Regierung Bhutto in Pakistan hatte Erankreich einen Vertrag über den 
Aufbau einer eigenen kerntechnischen Infrastruktur, die neben dem Bau 
von Kernkraftwerken auch den Ausbau des Elektrizitätsnetzes und die 
Ver- und Entsorgung mit nuklearen Brennstoffen vorsah. Deutschland 
hatte noch 1976 ein solches Abkommen mit Brasilien trotz heftigen aus¬ 
ländischen Drucks zu Stande gebracht. Dort sollten nicht nur acht Kern¬ 
kraftwerke, sondern auch eine Wiederaufbereitungsanlage und eine 



192 


Anlage zur Anreicherung von Uran entstehen. Die kerntechnische Indu¬ 
strie in Deutschland und Frankreich arbeitete bei voller Unterstützung 
ihrer Regierung mit den technisch entwickeltsten Ländern der sogenann¬ 
ten Dritten Welt zusammen, um dort die energetische Voraussetzung für 
deren Industrialisierung zu legen. Sie sahen ihre Tätigkeit noch ganz im 
Geiste der Erklärung des amerikanischen Präsidenten Eisenhower: 
»Atomkraft für den Erieden«. Aber seit 1953 war viel geschehen. 

Diese Entwicklung mußte früher oder später die Rolle des Öls als 
Energielieferant der Weltindustrie schmälern. Es ist nur logisch, daß sie 
diejenigen alarmierte, die mit der Hand am Ölhahn Weltpolitik zu ma¬ 
chen gewohnt waren - und mit ihnen natürlich die stets kritischen Me¬ 
dien. 

Die Kernenergie wuchs in der Nachkriegszeit in eine ähnliche Rolle 
wie das Öl nach dem Ersten Weltkrieg, als es allmählich die Bedeutung 
der Kohle zurückzudrängen begann. Damals hatten Lord Eisher und 
Winston Churchill darüber gestritten, ob die britische Elotte von Kohle- 
auf Ölfeuerung umgerüstet werden sollte. Als Beiwerk dieses Streits 
hatten sich England und sein Juniorpartner, die USA, den Zugriff über 
die Weltölreserven gesichert und ihn zur »objektiven« Grundlage ihrer 
Weltherrschaft ausgebaut. Die Kerntechnik drohte nun schier unkontrol¬ 
lierbare Energiequellen zu erschließen. Die Uranvorkommen lagen an¬ 
ders gestreut als die traditionellen Ölquellen. Die Brütertechnik ver¬ 
sprach die Energieausbeute des Urans zu versechzigfachen, so daß es 
recht einfach wurde, langfristige strategische Energievorräte anzulegen. 
Die Kernfusionstechnik schließlich würde jede Kontrolle über die Ener¬ 
giequellen unmöglich machen. 

Unmittelbar auf dem Höhepunkt des Ölschocks 1974 gründeten sich 
zwei Industrieorganisationen, die bezeichnenderweise ihr Hauptquar¬ 
tier in London aufschlugen. Anfang 1975 bildete sich die halb offizielle, 
halb geheime »Londoner Gruppe«. In ihr taten sich die Ausrüster von 
kerntechnischen Anlagen aus England, den USA, Kanada, Erankreich, 
der UdSSR, aber auch aus der Bundesrepublik und Japan zusammen. Sie 
stellte einen Versuch der anglo-amerikanischen Elite dar, eine Art 
Selbstbeschränkung beim Export kerntechnischer Anlagen an Entwick¬ 
lungsländer zu organisieren. Dieser Gruppe trat im Mai 1975 eine ganz 
geheime Organisation der wichtigsten Lieferanten von Nuklearbrerm- 
stoff zur Seite. Im »Londoner Uran-Institut«, wie sie sich unauffällig 
nannte, bestimmten neben England die Vertreter der traditionell briti¬ 
schen Einflußsphäre, wie Kanada, Australien oder Südafrika. 
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Diese »Insider«-Organisationen waren eine notwendige, doch längst 
nicht hinreichende Voraussetzung, um die »nukleare Bedrohung« anglo- 
amerikanischer Interessen in den Griff zu bekommen. Die eigentliche 
Aufgabe konnten solche Institutionen nicht lösen. Diese Aufgabe umriß 
ein prominentes amerikanisches Mitglied des Aspen-lnstituts mit den 
blumigen Worten: »Wir müssen der Atomrose die Blüte abbrechen.« 
Und genau das taten sie auch. 


Das »Projekt Öko-Bewegung« 

Es war kein Zufall, daß der Ölschock das Gerede von den »Grenzen des 
Wachstums« mit sich gebracht hat. Es breitete sich vor allem in der Be¬ 
völkerung Westeuropas, und besonders natürlich in Deutschland, aus. 
Die Härten der Rezession, die dem Ölschock gefolgt war, lieferten dem 
Gerede einen gewissen anschaulichen Hintergrund. Die Existenzverunsi¬ 
cherung vieler Bürger trug ein gehöriges Maß zur unbewußten Angst bei, 
aus der sich das Gerede speisen konnte. Die scheinbar aus heiterem 
Himmel hereingebrochene Unbill nährte Zweifel an dem Optimismus, 
den man dem technischen Eortschritt ohne große Überlegungen entge¬ 
gengebracht hatte. Das alles förderte eine kritische Einstellung zum Wirt¬ 
schaftswachstum. Daran ließen sich die Sorge um den Eortbestand der 
Lebenswelt und Eortschrittspessimismus festmachen. Die neue Weltan¬ 
schauung kam über die meisten Menschen wie eine Mode. Sie merkten 
nicht, was ihnen da angezogen wurde, und glaubten, es wäre ihrem urei¬ 
genen Geschmack entsprungen. Ausgearbeitet und verbreitet wurden 
diese Meinungen von den Soziologen und Psychologen, die das Brot der 
anglo-amerikanischen Einanzkreise aßen, die nach Saltsjöbaden den Öl¬ 
schock inszeniert hatten - flankiert natürlich von den stets kritischen Me¬ 
dien. 

Anfang der 1970er Jahre begann eine gewaltige Propagandaoffensive. 
Die Materialien stammten von ausgesuchten anglo-amerikanischen 
Denkfabriken. Zuerst ausgesuchte Zeitungen und schon bald die ganze 
Medienschar beteiligten sich einhellig an der Kampagne. Eine allgemeine 
Diskussion über »Grenzen des Wachstums« setzte ein. Sie sollte indirekt 
die willkürlich auferlegten Härten des Ölschocks rechtfertigen und den 
Erfolg dieser Politik absichern. Die zentrale Pigur hinter der Kampagne 
war der Boß von Atlantic Richfield, Robert O. Anderson. Der amerikani¬ 
sche Ölmann hatte am Bilderberg-Treffen in Saltsjöbaden teilgenommen 
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und es auf sich genommen, die »Ökologiebewegung« in Gang zu brin¬ 
gen. 

Anderson und seine Firma trichterten Millionen Dollar in die Atlan- 
tic-Richfield-Stiitung und von dort weiter in Organisationen, die gegen 
die Kernenergie mobilmachten. Einer der größten Nutznießer dieser 
außerordentlichen Freigebigkeit war eine Gruppe, die sich »Freunde der 
Erde« narmte. Sie wurde mit einem Scheck der Stiftung über 200 000 
Dollar als Starthilfe bedacht. Als erstes nahmen sich Andersons »Freun¬ 
de der Erde« die deutsche Nuklearindustrie vor. Ihr Mann war der 
Jungsozialist Holger Strohm, der mit seinem Buch Friedlich in die Kata¬ 
strophe schon 1973 die Argumente aus Freemans Ford-Studie nach 
Deutschland importiert hatte. Strohm und seine öligen »Freunde der 
Erde« waren die treibende Kraft hinter den Antikernkraft- 
Demonstrationen zum Beispiel gegen Brokdorf 1976, die nicht selten zu 
gewalttätigen Schlachten ausarteten. Den »Freunden der Erde« in Frank¬ 
reich saß Brice FaFonde vor. Er war Rechtsanwalt und leitete das Pariser 
Büro der Kanzlei des Rockefeller-Clans, Coudert Brothers. FaFonde ist 
heute Mitterrands Umweltminister. 

Atlantic Richfields »Freunde der Erde« waren es auch, die ein großes 
Uranabkommen zwischen Australien und Japan zu Fall brachten. Im 
November kam es zu einem Treffen zwischen Japans Premierminister 
Tanaka und seinem australischen Kollegen Gough Whitlam in Canberra. 
Sie beschlossen, daß Australien an Japan Uran im Wert von rund einer 
Milliarde Dollar liefern sollte, und die Entwicklung und den Betrieb ei¬ 
ner gemeinsamen Urananreicherungsanlage. Das Abkommen paßte der 
weltweit operierenden Bergwerksgesellschaft Rio Tinto Zinc nicht ins 
Konzept. Sie sorgte dafür, daß die »Freunde der Erde« nach Australien 
reisten und gegen die anstehenden Abmachungen mit Japan zu Felde 
zogen. Die Demonstrationen und begleitenden Maßnahmen der einfluß¬ 
reichen Freunde dieser »Freunde der Erde«, die in den Regierungen Wa¬ 
shingtons und Fandons saßen, führten in wenigen Monaten zum Sturz 
der Regierung Whitlam. Damit war das Abkommen aus der Welt ge¬ 
schafft. 

Die »Freunde der Erde« waren aber nur eines der bescheideneren Mit¬ 
tel des Robert O. Anderson von Atlantic Richfield Oil Co. Das bedeu¬ 
tendste Vehikel zur Verbreitung der »Grenzen des Wachstums« war sein 
»Aspen-Institut für humanistische Studien«. Er selbst war Vorsitzender 
des Instituts, ein weiteres Vorstandsmitglied der Atlantic Richfield Oil Co., 
Thornton Bradshaw, sein Stellvertreter. Das renommierte Aspen-Institut 
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war der wichtigste Kanal, über den die Antikernkraft-Bewegung in den 
frühen 1970er Jahren finanziert und aufgebaut worden ist. Und für neue 
Ideen und Geld waren nicht nur die stets kritischen Medien, sondern 
auch »linke« Oppositionelle schon immer zu haben. 

Im Kuratorium des Aspen-Instituts fanden sich so oppositionelle 
Denker wie Robert S. McNamara, Kriegsminister während des Vietnam- 
Desasters und später Weltbank-Präsident, oder Lord Bullock von der 
Universität Oxford, Richard Gardner, später US-Botschafter in Italien, 
und der Wall-Street-Bankier Russell Peterson vom Bankhaus Lehmann 
Brothers Kuhn Loeb Ine. Man traf dort auch die liebe Konkurrenz, nämlich 
Jack G. Clarke aus dem Aufsichtsrat von Exxon, Jerry McAfee von Gulf 
Oil sowie den Direktor von Mobil Oil, George C. McGhee, der inzwi¬ 
schen einen hohen Posten im US-Außenministerium bekleidet und 
schon bei der Gründung der Bilderberg-Gruppe 1954 mitgespielt hatte. 
Aus Deutschland gehörten dem erlauchten Gremium Marion Gräfin 
Dönhoff an, die sich als Herausgeberin der Wochenzeitung Die Zeit ei¬ 
nen Namen gemacht hatte, und der frühere Hochkommissar John Mc- 
Cloy, der lange den Vorsitz bei der Chase Manhattan Bank innehatte. 

Aus McGeorge Bundys Ford-Stiftung lieh sich Robert O. Anderson Jo¬ 
seph Slater aus, um die Geschäfte des Aspen-Instituts zu führen. Als er¬ 
stes holte Slater sich den Segen und die Gelder der Vereinten Nationen 
für einen Feldzug gegen industrielles Wachstum und vor allem gegen die 
Kernenergie. Slater sorgte auch dafür, daß ein Vorschlag des schwedi¬ 
schen Gesandten bei den Vereinten Nationen, Sverker Astrom, gegen den 
erbitterten Widerstand aus dem Lager der Entwicklungsländer durchge¬ 
setzt wurde: eine Weltumweltkonferenz der Vereinten Nationen. 

Diese Umweltkonferenz, die 1972 in Stockholm stattfand, war von An¬ 
fang an das Werk der Funktionäre des Aspen-Instituts. Den Vorsitz der 
Konferenz führte ein Vorstandsmitglied des Aspen-Instituts, nämlich 
Maurice Streng von der kanadischen Ölfirma Petro-Canada. Das Institut 
sorgte dafür, daß die Vereinten Nationen eine Propagandaagentur gegen 
industrielle Entwicklung und Kernenergie errichteten, das Internationale 
Institut für Umwelt und Entwicklung. Im Vorstand saßen unter anderen 
Robert O. Anderson, Robert McNamara, Maurice Streng und dazu Roy 
Jenkins von der britischen Labour Party. Die neue Organisation veröf¬ 
fentlichte als eine der ersten Maßnahmen das Buch Nur eine Erde von Rene 
Dubos, einem Mitarbeiter der Rockefeller-Universität, und Barbara Ward. 
Barbara Ward oder auch Lady Jackson ist eine britische Neomalthu¬ 
sianerin. Auch die Organisation der Internationalen Handelskammern 
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begann Seminare zu sponsern, auf denen Maurice Strang ausgesuchten 
internationalen Geschäftsleuten die neue Öko-Ideologie nahebrachte. 

Die Stockholmer Umweltkonferenz der Vereinten Nationen bereitete 
die Infrastruktur für die bald vehement einsetzende Medienkampagne 
vor. Sie wurde genau zu dem Zeitpunkt gestartet, als der Jom-Kippur- 
Krieg die Ölkrise auslöste. Sie richtete sich in erster Linie gegen die Kern¬ 
energie und benutzte die breiter angelegten Umweltschutzargumente 
weitgehend nur als Einführungs- und Rahmenprogramm der Anti- 
Kernenergie-Kampagne. Mit der Ölindustrie so stark verwobene Einrich¬ 
tungen wie die Atlantic Richfield Foundation, die Rockefeller Brothers Foun¬ 
dation und andere vergleichbare Organisationen der anglo-amerika- 
nischen Eührungselite spuckten Millionenbeträge für diese sich doch so 
»oppositionell« gebärdende Bewegung aus. Und siehe da, die Öko- 
Kampagne lief wie geschmiert. 

Eine der renommierteren Organisationen, die damals Einanzmittel er¬ 
hielten, war der World Wildlife Fund (heute World Wide Fund for Nature, 
WWE). Im Vorstand dieses Elitevereins trifft man so »oppositionelle Ak¬ 
tivisten« wie Prinz Bernhard von der Bilderberg-Gruppe oder John H. 
London vom Vorstand der Royal Dutch Shell. London ist zufällig auch 
Direktor beim Bankhaus N. M. Rothschild Orion und bei der Chase Man¬ 
hattan. Des weiteren findet man beim WWE Dr. Luc Hoffmann vom Che¬ 
miegiganten Hojfmann-LaRoche, IBM-VorStandsmitglied Thomas J. Wat- 
son und hohe NATO-Beamte wie Russell Train und Aurelio Peccei.^o 

Den überwältigenden Einfluß der Einanzeliten auf die stets kritischen 
Medien zeigt die einfache Tatsache, daß in den langen Jahren der Anti- 
kernkraft-Kampagnen niemand empört auf Interessenverflechtung ihrer 
Betreiber verwies - auf die Verbindung zwischen der von Robert O. An¬ 
derson so reichlich finanzierten Antikernkraft-Bewegung und der Tat¬ 
sache, daß seine Atlantic Richfield Oil Co. und die Gesellschaften seiner 
Mitstreiter die Hauptnutznießer der fortgesetzten Abhängigkeit ganzer 
Volkswirtschaften vom Öl waren. Aber wer wollte schon die wild¬ 
gewordenen Antikernkraft-Demonstranten in Brokdorf und anderswo 
mit so ehrenwerten und staatstragenden Gesellschaften wie Andersons 
Atlantic Richfield Oil Co.,Esso, BP und Shell in Verbindung bringen? 

Diese Gesellschaften hatten Zigmillionen Dollar in finanziell hoch¬ 
riskante Ölunternehmungen in Alaska und in der Nordsee gesteckt. 
Sollten sie Zusehen, wie billige Kernenergie diese Investitionen wertlos 
machte? Die Öko-Bewegung und die stets kritischen Medien zeigten für 
diese Interessen viel Verständnis, versteckten es aber schamhaft hinter 
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impotentem Geschimpfe auf das hemmungslose Profitinteresse des Ka¬ 
pitals. Hätte der Ölschock von 1974 nicht den Ölpreis pro Faß von 1,9 Dol¬ 
lar auf 3,01 Dollar und darm bis auf 11,65 Dollar hochgetrieben, wären 
diese Investitionen in Alaska und in der Nordsee nicht nur unrentabel 
gewesen, sondern hätten diese Gesellschaften in den finanziellen Ruin 
treiben körmen. 

Um sich auch in England eine gute Presse zu sichern, kaufte Anderson 
damals einfach die renommierte Londoner Zeitung The Observer. Davon 
abgesehen fragte auch niemand öffentlich nach, ob Anderson und seine 
einflußreichen Freunde nicht vielleicht doch im voraus wußten, daß Hen¬ 
ry Kissinger ihre riskanten Investitionen durch einen Ölpreisanstieg um 
400 Prozent absichern würde." 

Aber werfen wir noch einen scheuen Blick unter die Matratzen eines 
anderen wichtigen Wegbereiters der Nullwachstum- und Öko-Ideologie! 
ln Italien unterhält die Familie Rockefeiler einen wunderschönen Land¬ 
sitz, die Villa Bellagio am Corner See. Dorthin luden die Rockefellers 
Aurelio Peccei von Olivetti und Fiat, Alexander King von der OECD und 
weitere einflußreiche Leute ein, um den Club ofRome ins Leben zu rufen. 
Dieser Club wurde weltberühmt, als er 1972 mit der Veröffentlichung 
Limits to Growth oder Grenzen des Wachstums an die Öffentlichkeit trat. Es 
handelte sich um eine Neuauflage von Thomas Malthus' widerlegten 
Thesen, jedoch garniert mit modernen Computergraphiken. 

Dennis Meadows und Jay Forrester waren die Autoren dieses Pam¬ 
phlets. Heute karm es keiner mehr lesen, ohne sich über die darin enthal¬ 
tenen Unrichtigkeiten und Dummheiten zu wundern. Doch den stets kri¬ 
tischen Medien erschien es wie eine neue Offenbarung. Die beiden Ver¬ 
fasser kündigten an, die Menschheit werde demnächst untergehen, weil 
ihr die Energie, die Nahrungsmittel und andere Rohstoffe ausgingen. 
Technischen Fortschritt berücksichtigten oder liebten sie so wenig wie ihr 
Vorgänger Malthus. Die Menschheit körme - so schlugen sie vor- nur da¬ 
durch ihre Überlebenszeit verlängern, werm sie mit den Rohstoffen, vor 
allem mit dem Öl, sparsamer umginge. Das beste Mittel hierfür ist be¬ 
kanntlich die Verteuerung. Eine weitere Forderung war, die Menschheit 
müsse ihre Zahl reduzieren. Mit wem man anfangen solle, sagten die bei¬ 
den Schreibtischtäter natürlich nicht. Die Opfer sollten alle denken, die 
anderen würden zuerst »reduziert«. Die Botschaft des Club of Rome war 
ein niederdrückender Kulturpessimismus übelster Sorte. 

Das Land, in dem sich die Antiatom-Bewegung am heftigsten rührte, 
war Deutschland. Zwar hatte Frankreich ein weit ehrgeizigeres Nuklear- 
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Programm als Deutschland, aber in Deutschland stand seit 1945 ein er¬ 
folgreicher Umerziehungs- und Meinungsformungsapparat zur Ver¬ 
fügung. Auch schien Deutschland der gefährlichere wirtschaftliche Kon¬ 
kurrent zu sein. Helmut Schmidts Unterschrift unter dem nuklearen Auf¬ 
bauprogramm von 1975 war kaum trocken, da brach der Sturm gegen die 
Kernenergie im Lande los. Er wurde nicht zuletzt von Helmut Schmidts 
eigener Partei angefacht. 

ln diesem Sturm spielte eine junge Frau mit eigenartiger Vergangen¬ 
heit eine besondere Rolle. Petra Kellys Mutter war Deutsche, ihr Stiefvater 
Amerikaner. Bis 1970 hatte sie in Amerika gelebt und unter anderem für 
Senator Hubert Humphrey gearbeitet. Dann war sie in Kontakt mit einer 
der Frontorganisationen geraten, die McGeorge Bundys Ford-Stiftung 
gegen die Kernenergie aufgebaut hatte. Sie nannte sich Natural Resources 
Defence Council, Rat zur Verteidigung der natürlichen Rohstoffe, ln ihrem 
Vorstand traf sie auf Barbara Ward und Laurance Rockefeiler. 

Die Organisation schickte Petra Kelly nach Deutschland, um der An¬ 
tikernkraft-Bewegung neue, amerikanische Impulse einzuhauchen. Zu¬ 
nächst wurde der Bau von Kernkraftwerken mit Hilfe allerlei Verwal¬ 
tungstricks kostspielig verzögert. Inzwischen wurde ein »breites Bünd¬ 
nis« von der »neuen Linken« bis zur SPD und den Gewerkschaftsfunk¬ 
tionären aufgebaut. Das Atomprogramm der Bundesrepublik wurde 
nicht direkt gekippt, es bröckelte ab und zerfiel und wurde allmählich 
und Stück für Stück als »in der breiten Bevölkerung nicht mehr durch¬ 
setzbar« begraben. Zigmilliarden DM an Entwicklungskosten, Investi¬ 
tionen und Prozeßkosten der gefährlichen Konkurrenz waren im Sande 
verronnen. 


Bevölkerungskontrolle zur nationalen Sicherheit 

1798 stellte die britische Monopolgesellschaft, die East India Company, 
einen obskuren Pfarrer an und machte ihn zum Professor für Volkswirt¬ 
schaftslehre am firmeneigenen Haileybury College. Sie brachte ihn und 
seinen Essay über das Bevölkerungsgesetz (Essay on the Principle of Popu¬ 
lation as it affects the Future Improvement of Society) ganz groß heraus. 
Thomas Malthus wurde von der Gesellschaft weltberühmt gemacht. 
Dabei war das Machwerk weitgehend ein Plagiat. Malthus hatte es aus 
einem Pamphlet abgeschrieben, womit ein Venezianer die optimistische 
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Bevölkerungstheorie Benjamin Franklins angegriffen hatte. Das Pamph¬ 
let aus dem Jahre 1774 stammte von Gianmaria Ortes. Malthus über¬ 
nahm die Aussagen von Ortes, fügte ihnen einige Rechenbeispiele bei, 
die ihm den Anstrich mathematischer Exaktheit und »Wissenschaftlich¬ 
keit« geben sollten. So entstand sein »Gesetz vom geometrischen Wach¬ 
stum«. Es besagte schlicht und einfach: Während die Bevölkerung geo¬ 
metrisch (exponentiell) wachse, könne die Nahrungsmittelproduktion 
nur arithmetisch (linear) gesteigert werden. Das sei der Grund, warum 
es mit Naturnotwendigkeit immer wieder zu Versorgungskrisen kom¬ 
me, welche die Bevölkerung auf ein tragbares Maß reduzierten. Vom 
rein menschlichen Standpunkt möge man das bedauern, vom wissen¬ 
schaftlichen Standpunkt müsse man sich mit dieser Notwendigkeit ab- 
finden. 

Malthus' Theorie des naturgewollten Elends der Massen wurde von 
den damals einsetzenden Auswirkungen der industriellen Revolution 
widerlegt. Technische Erfindungen, die Malthus als unbedeutend ausge¬ 
klammert hatte, ermöglichten enorme Wachstumsraten in Industrie und 
Landwirtschaft und eröffneten den Menschen neue Entfaltungsräume .12 

Mitte der 70er Jahre des 20. Jahrhunderts wurde der obskure britische 
Pfarrer wieder aktuell. Hohe Regierungsbeamte der Vereinigten Staaten 
und angesehene Vertreter des Establishments stellten sich vor Reporter 
und Eernsehkameras und bekannten, sie seien überzeugte Neomalthusia¬ 
ner. Sie taten das ungestraft und zeigten damit, wie weit die neue Öko- 
Ideologie die öffentliche Meinung bereits durchsäuert hatte. Nur wenige 
Jahre früher wären sie wegen solcher Bekermtnisse aus Amt und Würden 
hinausgelacht worden. Aber nirgends zeigte sich der Missionserfolg der 
neuen Glaubensrichtung so brutal wie in Kissingers Nationalem Sicher¬ 
heitsrat. 

Am 24. April 1974, also auf dem Höhepunkt der Ölkrise, unter¬ 
schrieb der Sicherheitsberater des Weißen Hauses Henry Kissinger ein 
Memorandum, das die Grundlinien der US-Politik für die nächsten 
Jahre festlegte. Das National Security Study Memorandum 200 (NSSM 
200) trug den Titel »Auswirkungen des weltweiten Bevölkerungswach¬ 
stums auf die Sicherheit der Vereinigten Staaten und ihre Interessen in 
Übersee«. Es richtete sich an alle Kabinettsmitglieder, an den General¬ 
stab und die verantwortlichen Leiter der CIA und anderer Dienste der 
USA. Am 16. Oktober 1975 bestätigte Präsident Gerald Pord auf Betrei¬ 
ben Kissingers in einem weiteren Memorandum die Notwendigkeit 
»amerikanischer Pührung in Sachen Weltbevölkerung«. Es bezog sich im 
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wesentlichen auf das geheime Memorandum NSSM 200. Diese Ausfüh¬ 
rungsverordnung machte zum ersten Mal in der Geschichte der Vereinig¬ 
ten Staaten den Malthusianismus zur Leitidee der Sicherheitspolitik der 
amerikanischen Regierung. 

Es ist eine bittere Ironie der Geschichte, daß diese Politik in den USA 
ausgerechnet durch einen in Deutschland geborenen Juden, Henry Kis- 
singer, eingeführt wurde, ln dem für den Nationalsozialismus rich¬ 
tungweisenden Buch Das Dritte Reich hatte Möller van den Brück das 
Problem der Übervölkerung zum politischen Leitbegriff schlechthin er¬ 
hoben. Die Nationalsozialisten waren allerdings aus Rücksicht auf das 
Wertgefühl der Bevölkerung mit der öffentlichen Propagierung solcher 
Ziele noch sehr vorsichtig umgegangen. 

Die beiden US-Memoranden argumentieren, das Bevölkerungs¬ 
wachstum in den Entwicklungsländern, die an die Schwelle zur Indu¬ 
strialisierung heranrückten und in denen wichtige Rohstoffquellen lagen, 
stelle eine »potentielle Bedrohung der nationalen Sicherheit der USA« 
dar. NSSM 200 warnt davor, daß diese Länder unter dem Druck ihrer 
wachsenden Bevölkerung von den USA für ihre Rohstoffe höhere Preise 
und für sie günstigere Handelsbedingungen durchsetzen könnten. Es 
listet 13 Länder auf, die sich als »strategische Ziele« für amerikanische 
Initiativen zur Bevölkerungskontrolle anböten. Die Liste, die Henry Kis- 
singer 1974 nach Konsultationen mit dem britischen Außenministerium 
zusammengestellt hatte, ist aufschlußreich. 

Kissinger sagt in seinem Memorandum wörtlich: »Um wie viel wirk¬ 
samer sind Ausgaben für Maßnahmen zur Bevölkerungskontrolle als In¬ 
vestitionen, die die Produktion anheben, zum Beispiel Investitionen in 
Bewässerungsanlagen, Kraftwerke und Pabriken.« Die britischen Impe¬ 
rialisten des 19. Jahrhundert hätten sich nicht deutlicher ausdrücken kön¬ 
nen. Damit hatte sich die US-Regierung einem politischen Programm ver¬ 
schrieben, das den Abbau der eigenen gewerblichen Wirtschaft in Kauf 
nahm und dem Rest der Welt Hunger, Elend und vorzeitiges Sterben ver- 
ordnete. Als wichtigste Opfer der Maßnahmen zur Bevölkerungskontrolle 
nermt die Studie die Länder in der Reihenfolge: Brasilien, Pakistan, Indi¬ 
en, Bangladesch, Ägypten, Nigeria, Mexiko, Indonesien, die Philippinen, 
Thailand, Türkei, Äthiopien und Kolumbien. Der Leser mag selbst über 
die tragische Geschichte dieser 13 unglücklichen Länder seit 1974 nach- 
denken.i3 
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10 . Kapitel 


Stöhnen unter dem Ölschock 


Die »Petro-Dollar-Ordnung« ruiniert 
die Entwicklungsländer 

Ein tiefsitzender ökonomischer Schock war der Ölpreisinflation des Jahres 
1974 gefolgt und hatte die Weltwirtschaft gelähmt. Trotzdem kormten 
sich einige Regionen der Welt gegen Ende 1975 von dem schweren Schlag 
etwas erholen. Sie versuchten auf dem Weg der industriellen Entwicklung 
ein wenig weiterzukommen. Im wesentlichen war aber die Zielsetzung 
der anglo-amerikanischen Bilderberg-Gruppe erreicht worden, auch 
werm sie den allgemeinen Rahmen industrieller Entwicklung noch nicht 
zu ihrer vollen Zufriedenheit hatte verändern körmen. Wären ernsthafte 
Bemühungen zur Industrialisierung der Entwicklungsländer aufge¬ 
flammt, hätte das noch immer ihre strategische Vorherrschaft heraus¬ 
fordern können. 

Sucht man einen zuverlässigen Maßstab für die Gesundheit des wirt¬ 
schaftlichen Eortschritts der Welt, darm eignet sich dazu am besten die 
Weltstahlproduktion oder die Dichte des weltweiten Güterfrachtver¬ 
kehrs, also die Anzahl der Tonnen pro im Seefrachtverkehr zurückgeleg¬ 
ten Meilen. Solche Zahlen deuten besser an, was wirtschaftlich ge¬ 
schieht, als die üblichen Angaben des Bruttosozialprodukts. Im Brutto¬ 
sozialprodukt werden die Gelderlöse für wirtschaftliche Dienste, Güter 
und Transferzahlungen ohne Rücksicht auf ihren produktiven Charakter 
zusammengezählt. Erlöse aus den Spielkasinos von Las Vegas zählen 
dabei ebensoviel wie solche aus dem Bau von Eabriken oder Eisenbahn¬ 
linien. Die Zahlen der Stahlproduktion oder des Weltgüterverkehrs las¬ 
sen sich weniger leicht beschönigen. Stahl kommt eine besondere Bedeu¬ 
tung zu, weil er noch immer der wichtigste Werkstoff für die Herstel¬ 
lung von Produktions-, Transport- und Infrastrukturanlagen ist. 

Seit den frühen 1950er Jahren stieg die Weltstahlproduktion ständig 
an. Sie erreichte 1974/ 75 mit knapp 500 Millionen Jahrestormen ihren 
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Höhepunkt. Dann schlug Kissinger mit der Ölwaffe zu. Die Stahlher¬ 
stellung ist sehr energieintensiv und reagierte auf die erste Energiekrise 
des Jahres 1974 sehr empfindlich. Sie sackte sogleich um drastische 15 
Prozent ab. Aber schon im Jahr 1976 begann sie wieder leicht anzu¬ 
steigen. 

Ein ähnliches Muster zeigt der weltweite Seefrachtverkehr. Auch er 
brach nach der Ölkrise zunächst ein. 1975 war der Weltgüterverkehr zum 
ersten Mal seit 1945 um gut sechs Prozent rückläufig. Auch er begann sich 
in den Jahren 1977 und 1978 wieder leicht zu erholen.^ 

Ein Sektor der Weltwirtschaft konnte sich allerdings von dem Öl¬ 
schock nicht mehr erholen. Dies waren die südlich des Äquators gelege¬ 
nen Länder, und hier besonders solche, die über keine heimischen Öl¬ 
quellen verfügen. Eür die große Mehrheit der Entwicklungsländer be¬ 
deutete der Ölschock von 1974 das Ende ihrer wirtschaftlichen Entwick¬ 
lung. Ihre Ölrechnung verschlang alle Mittel, die sie für den Aufbau der 
Landwirtschaft und Industrie zusammengekratzt hatten, und trieb sie in 
eine rasch wachsende Verschuldung. Ihre Bevölkerung mußte alle Hoff¬ 
nung auf ein besseres Leben, die im Wirtschaftsaufschwung der 1960er 
Jahre aufgekeimt war, fahren lassen. 

Als hätten sich alle Übel miteinander verschworen, fiel der Ölschock 
mit dem Beginn der schlimmsten Trockenheitsperiode seit mehreren 
Jahrzehnten zusammen. Es kam in Afrika, Südamerika und Teilen Asi¬ 
ens zu nachhaltigen Ernteausfällen. Die Trockenheit schlug gerade in 
dem Jahr zu, als die zerstörerische Wirkung des Ölschocks auf die Wirt¬ 
schaft dieser Länder am größten war. Die Länder sahen sich genötigt, 
Nahrungsmittel in bisher nie gekanntem Umfang auf dem Weltmarkt, 
vor allem in den USA, Kanada und Australien, einzukaufen. Da sie die 
benötigten Importe aber nicht finanzieren konnten, kam es in vielen 
Ländern zu großen Hungersnöten. 

1971 hatten die USA die Weltwährung, den Dollar, einseitig vom 
Gold abgekoppelt. Das hatte eine verdeckte Preisinflation ausgelöst. 
Dazu kam 1974 die einseitige Anhebung des Ölpreises um 400 Prozent. 
Die Polgen für die im Entwicklungssektor lebenden Menschen waren 
katastrophal. 

Der italienische Zentralbankchef Guido Carli klagte damals: »Die Ban¬ 
ken werden mit zunehmender Peindseligkeit betrachtet... Das Gefühl des 
Mißtrauens stammt aus der Überzeugung, die Geschäftsbanken maßten 
sich einen zu großen Eingriff in die Souveränität der Länder an.« Carli 
ging in seinem Vortrag vor Bankierskollegen Anfang 1976 auf diese 
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Auswirkungen des Ölschocks etwas näher ein. Er bemerkte: »Der Schock 
des Ölpreises hatte einen Liquiditätsengpaß bewirkt. Die Knappheit an 
internationaler Liquidität wurde durch die Banken hervorgerufen, und 
zwar in großem Maße durch die Lilialen amerikanischer Banken in Über¬ 
see.« 

Carli stellte in diesem Zusammenhang fest, daß einige Regierungen 
diese Entwicklung als »eine weitere Bestätigung bösartiger Absichten« 
jener Kräfte ansahen, die den Dollar vom Gold abgelöst und schwanken¬ 
de Wechselkurse eingeführt hätten. »Eine derartige Einschätzung geht 
davon aus, daß die Entfernung des Goldes aus dem Währungssystem und 
das Scheitern aller Bemühungen um die offizielle Eestlegung der Wech¬ 
selkurse auf einen hinterhältigen Plan hindeuten, der nur die Vorherr¬ 
schaft der amerikanischen Banken stärken solle.«^ Und stimmte das etwa 
nicht? Carli jedenfalls setzt seinen ketzerischen Überlegungen nichts ent¬ 
gegen. 

Während sich die Industrieländer 1975 wieder langsam von dem Öl¬ 
schock des Vorjahres erholten, verschlimmerte sich die allgemeine Lage 
der Volkswirtschaften in den Entwicklungsländern. Das Bilanzdefizit 
aller Entwicklungsländer zusammengenommen erhöhte sich von jähr¬ 
lich ungefähr sechs Milliarden Dollar Anfang der 1970er Jahre auf mehr 
als 26 Milliarden im Jahr 1974. 1976 erreichte es mit 42 Milliarden bereits 
das Siebenfache des ursprünglichen Niveaus. Dabei trugen die Länder 
mit dem niedrigsten Pro-Kopf-Einkommen am meisten zu diesem Defi¬ 
zit bei. 

Die Kreditfähigkeit solcher Länder wurde nun öffentlich in Erage ge¬ 
stellt. Bei der Weltbank und den internationalen Großbanken konnten sie 
daher nicht mehr ohne weiteres Geld aufnehmen. So gaben sie als erstes 
die für ihre wirtschaftliche Entwicklung vorgesehenen Gelder zur »Sanie¬ 
rung« ihrer Zahlungsbilanz aus. Während sie nach dem Ölschock für eine 
deutlich schrumpfende Energieversorgung mehr bezahlen mußten, erziel¬ 
ten sie als Eolge der allgemeinen Rezession für ihre Rohstoffexporte dra¬ 
stisch geringere Erlöse. Mit kurzfristigen, sehr teuren Krediten mußten sie 
ihre Zahlungsschwierigkeiten überbrücken. Die einzigen Geldgeber, bei 
denen sie leihen konnten, waren die anglo-amerikanischen »Euro-Dollar- 
Banken«. Sie brachten auf diese Weise ihre riesigen Petro-Dollar-Bestände 
gewinnbringend in Umlauf. 

Die Strategie des »Petro-Dollar-Recycling« der Bilderberg-Gruppe war 
genau abgesteckt. Beteiligte amerikanische und europäische Banken ga¬ 
ben Entwicklungsländern ausschließlich zu dem einen Zweck Kredit, daß 
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diese damit ihre »Zahlungsbilanz« ausglichen. Für Baumaßnahmen bei 
der Infrastruktur, als produktive Investitionen in Industrie und Land¬ 
wirtschaft oder für Zuschüsse, die den Preis der Grundnahrungsmittel für 
die ärmere Bevölkerung senken sollten, standen keine Kredite zur Ver¬ 
fügung. 

So kommt es, daß die meisten »Kredite« dieser multinationalen Groß¬ 
banken gar nicht erst in die entsprechenden Nehmerländer transferiert 
werden mußten. Es verschoben sich lediglich die Zahlen auf den Konten 
der Öllieferanten und Ölkonzerne gegenüber den Konten der Entwick¬ 
lungsländer. Dafür wurden noch Provisionen und hohe Zinsen berechnet. 
Ein hervorragendes Geschäft! 

Dr. Kissinger und seine Ereunde überließen in diesem Geschäft nichts 
dem Zufall. David Mulford, langjähriger Geschäftspartner der amerika¬ 
nischen Bank, die im Zentrum des Euro-Dollar-Marktes stand, nämlich 
White, Weid & Co., wurde zum Leiter und Chefberater der Saudi-Arabian 
Monetary Agency (SAMA) ernannt. Es handelte sich um eine Abteilung 
der Zentralbank Saudi-Arabiens. Auf Saudi-Arabien, den damals größ¬ 
ten Öllieferanten der OPEC, richteten sich die amerikanischen Ölinteres¬ 
sen besonders. Trotzdem ist es auffällig, daß Saudi-Arabien seine Gelder 
jetzt ausgerechnet einem Amerikaner anvertrauen wollte, gegen dessen 
Land die Saudis nur wenige Monate zuvor glaubten, ein Ölembargo 
verhängen zu müssen. Natürlich haben die stets kritischen Medien auf 
diesen seltsamen Zusammenhang nicht aufmerksam gemacht. Neben 
dem Bankhaus White, Weid & Co. arbeitete noch die alteingesessene 
Londoner Bank Baring Brothers als Einanz Vermittler für den Hof Saudi- 
Arabiens. 

Zu den Aufgaben David Mulfords als Direktor der SAMA gehörte es, 
darüber zu wachen, daß die Saudis einen »weisen« Gebrauch von ihrem 
ungeheuer gewachsenen Geldreichtum machten. Sie wurde durch die 
Tatsache erleichtert, daß damals nur die New Yorker Citibank als rein 
ausländische Bank in Saudi-Arabien tätig sein durfte. Citibank ist die 
Hausbank großer amerikanischer Ölkonzerne, besonders von Esso und 
ARAMCO. Es überrascht also nicht, daß allein 1974 70 Prozent der Ein¬ 
nahmen der OPEC-Staaten in ausländischen Wertpapieren angelegt 
worden sind. Von dieser stattlichen Summe von 57 Milliarden Dollar 
entfielen gut 60 Prozent auf amerikanische und britische Einanz- 
institutionen.3 

Am 8. Juni 1974 Unterzeichnete Henry Kissinger in seiner Eunktion als 
US-Außenminister einen Vertrag über die Einrichtung einer amerika- 
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nisch-saudischen Kommission für wirtschaftliche Zusammenarbeit (Joint 
Commission on Economic Cooperation), wovon wenig öffentliche Notiz 
genommen wurde. Dieser Vertrag regelte die enge wirtschaftliche Zu¬ 
sammenarbeit zwischen den USA und Saudi-Arabien besonders »auf dem 
Gebiet der Finanzen«. 

(Kissinger vereinigte in seiner Person, wie gesagt, eine für amerikani¬ 
sche Verhältnisse höchst ungewöhnliche Machtfülle. Noch bis in die Tage 
der Regierung Ford blieb er Nationaler Sicherheitsberater des Präsidenten 
und zugleich Außenminister.) 

Über Wesen und Inhalt ihrer neu vereinbarten besonderen Zusam¬ 
menarbeit bewahrten die Amerikaner und Saudis striktes Stillschweigen, 
obwohl die geheimen Bestimmungen im Dezember 1974 bis in alle Ein¬ 
zelheiten festgelegt worden waren. Damals war es außerdem noch zu 
einem gesonderten Abkommen zwischen dem US-Finanzministerium 
und der SAMA gekommen, das auch die Federal Reserve Bank in New York 
einbezog. »Die SAMA sollte US-Schatzbriefe mit Mindestlaufzeiten von 
einem Jahr kaufen«, erklärte Jack F. Bennett. Er war damals stellver¬ 
tretender US-Einanzminister und später Vorstandsvorsitzender bei Esso. 
Bennett hatte im Eebruar 1975 ein Memorandum an Henry Kissinger ge¬ 
schickt und darin die Vereinbarungen erläutert, die er vor zwei Monaten 
getroffen hatte.^ 

Es gab noch eine weitere Merkwürdigkeit, die jedem, der die anglo- 
amerikanischen Interessen im Persischen Golf nicht genau kannte, auf¬ 
fallen mußte. Die OPEC-Staaten versteiften sich trotz ihrer angeblichen 
Eeindschaft zu den USA - ein Ölembargo ist nun wirklich kein freundli¬ 
cher Akt - darauf, in Zukunft ausschließlich US-Dollar als Zahlungsmittel 
für Öllieferungen anzunehmen. Sie wollten keine andere Währung akzep¬ 
tieren, und wäre sie noch so »hart«, weder DM, Yen noch Schweizer 
Eranken. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg hatte sich der US-Dollar automatisch als 
Zahlungsmittel für Öl angeboten. Die US-Wirtschaft überragte alle ande¬ 
ren Länder und Volkswirtschaften. Als aber europäische Regierungen 
nach dem Ölschock mit arabischen Ölländern in ernsthafte Verhand¬ 
lungen eintreten wollten und zur Begleichung ihrer Ölrechnung Waren¬ 
lieferungen oder Bezahlung in der eigenen Währung anboten, bissen sie 
auf Granit, ln der nationalen Währung hätten sie die höheren Ölrechnun¬ 
gen nämlich ohne größere negative Auswirkungen bezahlen können. In¬ 
dustrieländer wie Deutschland und Erankreich hätten die Mittel dafür 
relativ leicht aufbringen körmen. Aber nun mußten sie sich erst auf dem 



208 


Finanzmarkt Dollars beschaffen. Dabei trieben sie den Dollar-Kurs zum 
eigenen Nachteil selbst unverhältnismäßig hoch. 

Die unglaubliche Inszenierung wird noch durchsichtiger, wenn man 
bedenkt, daß 1975 eigens zu dem Zweck ein OPEC-Treffen einberufen 
wurde, die OPEC-Länder darauf festzulegen, daß sie nur noch Dollars als 
Zahlungsmittel zu akzeptieren hätten. Nicht einmal britische Pfund durf¬ 
ten angenommen werden. Noch erstaunlicher und unbegreiflicher ist die 
Tatsache, daß diese Regelung von der OPEC auch dann noch aufrecht 
erhalten wurde, als in den folgenden Jahren die Kursschwankungen des 
US-Dollars der OPEC gewaltige Verluste einbrachten. 

Natürlich stabilisierte die Regelung den stark überbewerteten US-Dol¬ 
lar. Die ganze Welt war gezwungen, in riesigen Mengen US-Dollars an¬ 
zukaufen, um damit die Energieversorgung sicherzustellen. Aber einen 
nicht minder großen Vorteil zogen daraus die privaten Banken des Euro- 
Dollar-Geschäfts in London und New York. 

Daß diese OPEC-Regelung nicht so freiwillig, wie es den Anschein hat¬ 
te, getroffen worden war, zeigt eine andere Begebenheit aus jenen Tagen. 
Der damalige Botschafter der Vereinigten Staaten in Saudi-Arabien, James 
Akins, hat darauf im Vorfeld des Golf-Kriegs von 1991 hingewiesen. 
Akins, einer der wenigen Gegner des militärischen Engagements der USA 
gegen den Irak, zog vom Vorgehen George Bushs eine Verbindung zu 
Plänen Henry Kissingers aus dem Jahr 1975. Kissinger habe 1975 einen 
Plan zur militärischen Besetzung Saudi-Arabiens ausarbeiten und dafür 
nach propagandistisch verwertbaren Vorwänden suchen lassen. Daß sich 
Akins diesen Plänen entgegengesteht habe, habe seine außenpolitische 
Karriere abrupt beendet. Akins erkannte im Golf-Krieg die damaligen 
Pläne Kissingers wieder. 

Die Art und Weise, wie die Petro-Dohars in das anglo-amerikanische 
Bankensystem zurückgeschleust wurden, hatte eine weitere Wirkung. 
Die OPEC-Regelungen bevorzugten einen eng begrenzten Kreis von 
Banken. Ihnen floß damit ein unverhältnismäßig größeres Liquiditäts¬ 
volumen zu als ihrer Konkurrenz. Sie entwickelten sich rasch zu wahren 
Giganten der Bankenwelt. Das gleiche galt für ihre wichtigsten Klienten, 
die internationalen Ölmultis, wenn man sie mit anderen großen Indu¬ 
strieunternehmen vergleicht. Die anglo-amerikanische Verbindung zwi¬ 
schen Banken und Ölindustrie sprengte den Rahmen gewöhnlicher 
Großunternehmen. Es entstanden Wirtschaftskomplexe, die es, gemes¬ 
sen an ihrer Einanzkraft und politischen Macht, mit ganzen Nationen 
aufnehmen konnten. 
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Auf diese Weise war es den USA also gelungen, den Dollar statt auf 
Gold nun auf die Ölnachfrage zu gründen. Den Ölstandard glaubten sie 
besser als den Goldstandard beeinflussen zu können. Doch das neue 
Währungssystem erwies sich im Gegensatz zu den Wunschträumen der 
Bilderberg-Strategen als höchst labil und anfällig. 

Aber noch haben wir die Frage nicht beantwortet: Wer hat denn ei¬ 
gentlich bei der OPEC die Fäden gezogen? Für politisch Blauäugige auf 
der Finken wie der Rechten steht die Antwort fest: Sie beschimpfen die 
Scheichs und »Übeltäter« wie Saddam Hussein oder den Schah. Hätten 
Washington oder Fondon den Ölschock wirklich - wie sie immer behaup¬ 
teten - als tödliche Bedrohung erlebt, hätten sie genug Druckmittel in der 
Hand gehabt, um einen vernünftigen Ölpreis zu erzwingen. Die Anglo- 
Amerikaner brauchten aber den hohen Ölpreis und zwangen die 
»Scheichs«, dafür öffentlich die Prügel zu beziehen. 

Das Petro-Dollar-System sorgte dafür, daß die beiden Feitwährungen 
des Bretton-Woods-Abkommens, der Dollar und das britische Pfund, in 
den 1970er Jahren ihre Weltgeltung behaupten konnten. Dem britischen 
Pfund half ferner, daß die hohen Ölpreise die Ausbeutung des Nordseeöls 
rentabel erscheinen ließen. Wie weiter oben schon bemerkt, war man ge¬ 
rade zu dem Zeitpunkt, als die Vervierfachung des Ölpreises einsetzte, 
soweit gekommen, daß mit der Förderung des Nordseeöls begonnen 
werden konnte. Zufall oder nicht, jedenfalls erhielt das britische Pfund 
damals in Fachkreisen den Spitznamen »Petro-Währung«. 

Die Bilderberger waren sich bei ihren Beratungen in Saltsjöbaden in je¬ 
nen schicksalsschweren Mai-Tagen des Jahres 1973 völlig über die Reich¬ 
weite ihrer Entscheidungen im klaren. Sie nahmen nicht nur die schreck¬ 
lichen Auswirkungen des überhöhten Ölpreises zur Stützung des Dollars 
in Kauf. Sie wünschten den vorhersehbaren Effekt auf die Febenssituation 
in den Entwicklungsländern ausdrücklich. Das zeigt das 1975 zur Regie¬ 
rungsleitlinie erhobene Memorandum 200 des Nationalen Sicherheitsrates 
der USA. Es erklärt die »Reduzierung der Überbevölkerung« zum vor¬ 
dringlichen Ziel amerikanischer Sicherheitspolitik. Daß sich dadurch der 
gesamte Geldreichtum in den Händen einer verschwindend kleinen Cli¬ 
que von Menschen konzentrierte, stört die liberalen Anhänger Adam 
Smith' keineswegs. Im Gegenteil, das sei eben die »Magie des Marktes«, 
sagen sie. 

Das damalige politische Vorgehen der Banken erirmert sehr an be¬ 
rüchtigte Mafiamethoden. Denn die Mafia pflegte auch kleineren Ge¬ 
schäftsleuten für teure Tributzahlungen »Schutz« vor Überfällen eben 
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dieser Mafia anzubieten. Die gleichen Leute, die den Ölpreis um 400 Pro¬ 
zent angehoben hatten, boten den bedrängten Opfern nunmehr ihre Pe- 
tro-Dollars als Finanzierungshilfe an. Daß sie dafür überzogen hohe Zin¬ 
sen forderten, versteht sich aus der auf den Finanzmärkten geschaffenen 
Lage. 

Im Jahre 1975 ließ Rechtsanwalt Cyrus Vance als Vorsitzender des 
New Yorker Council on Foreign Relations eine Reihe politischer Zukunfts¬ 
entwürfe erarbeiten. Ähnliches hatte das gleiche Institut in der kritischen 
Periode der Rezession der späten 1950er Jahre getan, ln den vorgelegten 
Papieren erfährt man, wie sich diese Leute die Zukunft des Weltwäh¬ 
rungssystems vorstellten: »Ein gewisses Maß an kontrollierter Des¬ 
integration der Weltwirtschaft ist ein legitimes Ziel der achtziger Jahre.« 
Auf diese Weise desintegrierte das gesamte traditionelle Gefüge der in¬ 
dustriellen und landwirtschaftlichen Produktion. Am schmerzhaftesten 
erfuhren das die Entwicklungsländer.^ 

Im folgenden August 1976 trafen sich in Colombo, Sri Lanka, auf Ein¬ 
ladung von Premierminister Sirimavo Bandaranaike Staatschefs sowie 
höhere Regierungsbeamte aus 85 Ländern, allesamt Mitglieder der soge¬ 
nannten »blockfreien Staaten«. Darunter befanden sich auch Indiens 
Staatschefin Indira Ghandi sowie zahlreiche weitere Staatschefs und 
Chefbeamte aus Afrika, Asien und Lateinamerika, speziell aus Algerien 
und dem Irak.^ 


In Colombo erbebte die Erde 

Die Blockfreien-Konferenz in Colombo versprach zunächst nichts Auf¬ 
sehenerregendes. Es schien sich um eine der endlosen Runden zu han¬ 
deln, bei denen sich die Vertreter ehemaliger Kolonien in Rhetorik und 
Wortgezänken übten. Doch die Gastgeberin, Premierministerin Sirimavo 
Bandaranaike, war entschlossen, auf dem Gipfeltreffen die Sturmglocke 
gegen den sich rasch verschlechternden wirtschaftlichen Zustand der 
Entwicklungsländer so zu läuten, daß sie auch gehört würde. Sie war 
selbst aus dem Befreiungskrieg gegen die britische Kolonialmacht her¬ 
vorgegangen, hatte sich an dem Ringen um die Enteignung großer briti¬ 
scher und amerikanischer Ölfirmen in Sri Lanka beteiligt und war nun 
gewillt, sich der Vergewaltigung durch die Multis zu widersetzen. 

Die Abschlußerklärung des Colombo-Gipfels vom 20. August 1976 war 
ein einzigartiges Dokument der Nachkriegsgeschichte. Die vertretenen 85 
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Nationen forderten eine Neuordnung der Weltwirtschaft, die ihnen faire 
und gerechte Chancen zur eigenen wirtschaftlichen Entwicklung ließ. Es 
hieß in dem Dokument wörtlich: »Die wirtschaftlichen Probleme sind 
zum gewichtigsten Aspekt der internationalen Beziehungen geworden ... 
Die Entwicklungsländer sind das Opfer der weltweiten Krise geworden«, 
und diese Krise untergrabe alle Versuche der versammelten Länder, 
Hunger, Krankheit und Analphabetismus zu überwinden. 

Die Erklärung verwies auf die dramatisch anwachsende Verschuldung 
der Länder als Eolge der Ölkrise und die katastrophale Verschlechterung 
der Handelsbedingungen für Rohstoffexporte. Sie regte auch -und das 
war in solchem Zusammenhang neu - konkrete Schritte in Richtung einer 
Neuen Weltwirtschaftsordnung an. 

Die Erklärung stellte fest, daß die bisherige Weltwirtschaftsordnung 
an ihr Ende gekommen sei und bei einer restriktiven Politik zu Rezes¬ 
sion, Inflation und Arbeitslosigkeit führen müsse. Sie forderte eine 
»grundlegende Neuordnung des internationalen Handelssystems mit 
Verbesserungen der Handelsbedingungen ..., eine weltweite Neuord¬ 
nung der industriellen Produktion, die den Entwicklungsländern Zu¬ 
gang zu Industrieprodukten und Technologietransfer ermöglichten«. 
Nach dem Hinweis auf das Chaos im Bretton-Woods-System und »seine 
Anarchie schwankender Wechselkurse« forderte die Erklärung eine 
gründliche Überholung des internationalen Währungssystems, um den 
erforderlichen Transfer investiven Produktionskapitals in die Entwick¬ 
lungsländer zu ermöglichen. 

Schließlich forderte die Abschlußerklärung von Colombo noch - und 
das mußte die Bankiers in New York und London am meisten alarmieren 
- »eine zufriedenstellende Lösung der staatlichen Verschuldung be¬ 
sonders für die am wenigsten entwickelten und am schwersten betroffe¬ 
nen Länder«. Damit wurde das Problem der wachsenden Auslandsver¬ 
schuldung zum ersten Mal öffentlich auf den internationalen Verhand¬ 
lungstisch gelegt, und zwar nicht von einer einzelnen Regierung, sondern 
gemeinsam von 85 Nationen! 

Erau Bandaranaike hatte den Themenkatalog für diese Konferenz zu¬ 
sammen mit Indira Gandhi sorgfältig vorbereitet. Sie hatten dabei eng mit 
dem Außenminister von Guayana (eine ehemalige britische Kolonie an 
der Nordostküste Südamerikas), Dr. Erederick Wills, zusammenge¬ 
arbeitet. Es ist wahrscheinlich kein Zufall, daß es gerade die Vertreter 
dreier ehemaliger britischer Kolonien waren, die das neue Bündnis an¬ 
führten. Sie wollten die Industrialisierung und wirtschaftliche Entwick- 
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lung der Entwicklungsländer wieder in den Vordergrund der Weltpolitik 
rücken. 

Bei dem Treffen in Colombo hatte man sich schon auf den nächsten 
Schritt geeinigt. Bei dem Jahrestreffen der Vereinten Nationen in New 
York im kommenden Monat sollten die Forderungen der Blockfreien der 
versammelten Weltgemeinschaft vorgelegt werden. Frederick Wills sollte 
als Außenminister Guayanas die Vorstellungen der Colombo-Gruppe 
dort vortragen. In seiner Rede vor der UNO betonte er zunächst die Un¬ 
abhängigkeit der blockfreien Staaten von den die Nachkriegs-Ära beherr¬ 
schenden Supermächten. Dann kam er auf die einzelnen Punkte der Er¬ 
klärung von Colombo zu sprechen. 

Dr. Wills legte dar, mit welchen Schwierigkeiten die Entwicklungslän¬ 
der bei der Industrialisierung ihrer Länder zu kämpfen hatten. Dann be¬ 
tonte er, daß eine zufriedenstellende Lösung der wirtschaftlichen Proble¬ 
me dieser Länder auch im Interesse der Industrienationen liegen sollte. 
Schließlich zündete er mit folgender Bemerkung eine politische Sprengla¬ 
dung. Er sagte: »Der Internationale Währungsfonds und das Währungs¬ 
system von Bretton Woods sollen alternativen Strukturen wie zum Bei¬ 
spiel Internationalen Entwicklungsbanken Raum geben. Deren Ziel soll 
nicht nur die Erholung und der Wiederaufbau Europas oder die bevor¬ 
zugte Förderung des Aufbaus einer Marktwirtschaft sein, sondern die 
gerechte Aufteilung der Gewinne aus einem ungleichen Weltwirt¬ 
schaftssystem.« 

Wills schloß mit den Worten: »Das brermende Problem der Verschul¬ 
dung und der Schuldendienste hat eine besondere Wichtigkeit bekom¬ 
men. Die Entwicklungsländer sind, wie in Colombo festgestellt wurde, 
nicht in der Lage, ihre Grundbedürfnisse zu befriedigen, ohne Zuflucht 
zu einer Form der Umschuldung oder zu Moratorien zu nehmen. Wir 
müssen mit Entschiedenheit alle Versuche zurückweisen, uns mit soge- 
narmten >Fall-zu-Fall<-Verhandlungstaktiken aufspalten zu lassen. Wir 
dürfen es uns nicht erlauben, künftige, noch ungeborene Generationen an 
die drückenden Schuldenrückzahlungen und Schuldendienste zu ver¬ 
pfänden. Die Zeit für ein Schuldenmoratorium ist gekommen.« 

Die Erklärung von Colombo und Wills' Rede vor der UNO erzeugten 
in eingeweihten politischen Kreisen eine Schockwelle. Der Versuch der 
Entwicklungsländer, im Hinblick auf ihre Dollar-Schulden zusammen¬ 
zuarbeiten, brachte die Finanzwelt in Erregung. An der Wall Street spra¬ 
chen die Geldhändler von einer »Vertrauenskrise«. Sogar die Aktien¬ 
notierungen der wichtigsten New Yorker Banken begannen zu fallen. Die 
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Federal Reserve Bank sah sich zur Intervention gezwungen, um den eben¬ 
falls fallenden Dollar zu stützen. Man witterte die Gefahr, daß sich die 
Entwicklungsländer am Ende sogar mit Industrieländern in Westeuropa 
oder Japan oder auch mit Ölförderländern zusammentun könnten. Dies 
hätte die anglo-amerikanische Weltordnung gesprengt. 

Als Erederick Wills dem Autor die Ereignisse des Jahres 1976 später 
einmal schilderte, fügte er hinzu: 

»In der sogenannten Dritten Welt leben ungefähr 80 Prozent der 
Menschheit als Anhängsel der rivalisierenden Supermächte. Sie haben 
den Volkswirtschaften der ersten und zweiten Welt Rohstoffe zur Verar¬ 
beitung zu liefern und bieten sich der Marktwirtschaft in der ersten Welt 
als Zusatzmärkte an. 

Dennoch hatten die Politiker der Dritten Welt damals noch eine andere 
Auffassung von ihrer internationalen Rolle. Sie sahen in der politischen 
Unabhängigkeit nur einen wichtigen Schritt auf ihrem Weg zu wirtschaft¬ 
lichem Wachstum und industrieller Entwicklung. Sie wollten technisch 
weiterkommen, das heißt, ihre Landwirtschaft ertragreicher machen und 
eine eigene Industrie auf bauen, um die Trennungsgräben zwischen den 
verschiedenen >Welten< zuzuschütten. 

Aber wie sollte all das finanziert werden? Die Wirtschaftstheoretiker 
vor allem in England und Erankreich legten fest, daß die Exporteinkünfte 
das Tempo und die Art und Weise der Entwicklung in der Dritten Welt 
bestimmen sollten. Wenn die Exporteinkünfte den Erwartungen nicht 
entsprächen, müßte man beim Bretton-Woods-System Zuflucht suchen. 
Das bedeutete praktisch, daß man sich beim Internationalen Währungs¬ 
fonds für alle volkswirtschaftlichen Maßnahmen zuerst einen Stempel der 
Einwilligung geben lassen mußte. So war man genötigt, sich den barbari¬ 
schen Bedingungen zu unterwerfen, auf denen der Währungsfonds be¬ 
stand. 

In diesem Kontext fand die Konferenz der blockfreien Länder 1976 in 
Colombo statt. Es gab Rufe nach einer neuen Einanzierungsinstitution, 
einer internationalen Rohstoffbank, die an die Stelle des IWE-Neokolo- 
nialismus treten sollte. Andere Stimmen verlangten, die vertikalen wirt¬ 
schaftlichen Abhängigkeiten der Dritten Welt von Großbritannien, Erank¬ 
reich und den USA zu lockern und durch engere horizontale Zusam¬ 
menarbeit zwischen den Ländern der Dritten Welt zu ersetzen. Auch die 
Eorderung nach regionalen Zollvereinen zum Schutz der auf keimenden 
Industrie in Ländern der Dritten Welt wurde erhoben. 

Man hoffte, die Vereinten Nationen würden sich als das Leid erweisen. 
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von dem aus die neue Ära globaler Zusammenarbeit ihren Ausgang 
nehmen würde. Solche Hoffnungen wurden bitter enttäuscht. Diejenigen, 
die sich für die landwirtschaftliche und industrielle Entwicklung in ihren 
Ländern eingesetzt hatten, wurden einer nach dem anderen von ihren 
politischen Positionen verdrängt. Die aufkeimende Solidarität wurde 
nach dem uralten Prinzip des >Teile und Herrsche< zerschlagen. Die fort¬ 
schreitende Manipulation der Preise für Rohstoffe und Fertigprodukte riß 
weiterhin riesige Lücken in die Zahlungsbilanz der Entwicklungsländer. 
Und man sagte ihnen weiterhin, sie müßten zuerst das Placet des Interna¬ 
tionalen Währungsfonds erhalten, ehe ihnen irgendeine Regierung oder 
private Bank weitere Kredite bewilligen würde. Der Währungsfonds be¬ 
stand darauf, daß diese Länder ihre Währungen abwerteten und rigorose 
Sparprogramme durchführten. Beides vermehrte das Elend der Bevölke¬ 
rung in diesen Ländern. 

Damit war der Währungsfonds direkt für die Ausbreitung der Seu¬ 
chen und die Ermunterung zum Rauschgiftanbau in diesen unglückli¬ 
chen Ländern verantwortlich. Immer wieder wurde den Ländern der 
Rauschgiftanbau als Trugbild einer gewinnbringenden, landwirtschaftli¬ 
chen Betätigung, die rasch zu beträchtlichen Einnahmen führe und die 
Schwierigkeiten mit dem Staatshaushalt leicht beheben könne, vor¬ 
gestellt.« 

Zur Rolle der erdölexportierenden Länder der Dritten Welt sagte Wills: 

»Der einzige Rohstoff aus der Dritten Welt, der sich wirtschaftlich 
lohnte, war das Erdöl. Aber die großen Erdölvorkommen lagen vorwie¬ 
gend im Nahen Osten. Dort sorgten die Manipulation des arabisch- 
israelischen und der verschiedenen innerarabischen Konflikte wie auch 
die Vorliebe der Scheichs für wirtschaftlich unerhebliche Prestigeobjekte 
dafür, daß die Einkommen aus Erdöl keinen nennenswerten Beitrag zur 
wirtschaftlichen Entwicklung der Dritten Welt beisteuerten. Statt dessen 
versank ein Entwicklungsland nach dem anderen in Inflation und Hun¬ 
gersnot, die von sinkender Lebenserwartung der Bevölkerung und stei¬ 
gender Kindersterblichkeit begleitet wurden. So wurde die alte Ordnung 
eines Carming, Castlereagh, Pitt oder Disraeli wiederhergestellt.« 

Mit Recht verwies Wills in diesem Zusammenhang auf die Methoden 
des alten Castlereagh, die Mächte - angeblich um des bedrohten »Gleich¬ 
gewichts« willen - gegeneinander auszuspielen. Henry Kissinger, der die 
Unterzeichner der Colombo-Erklärung in den folgenden Jahren mit der 
ganzen Gewalt der amerikanischen Regierung, ihrer Geheimdienste und 
den ihr zu Gebote stehenden wirtschaftlichen Zwangsmitteln auszuschal- 
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ten trachtete, promovierte nicht nur über Castlereagh und den Wiener 
Kongreß von 1815, er bezeichnete sich des öfteren als dessen Schüler. Im 
Dezember 1976 trafen sich die Außenminister der Europäischen Gemein¬ 
schaft, um unter anderem auch eine mögliche Zusammenarbeit mit den 
blockfreien Ländern zu erörtern. Damals sandte Kissinger ein warnendes 
Telegramm, in dem es hieß: »Die Vereinigten Staaten vertreten die Auf¬ 
fassung, daß es für die Industrieländer gefährlich wäre, die Bande zwi¬ 
schen den Ländern des Nord-Süd-Dialogs (Conference for International 
Economic Cooperation) und der OPEC zu stärken. Eine Anzahl von Spre¬ 
chern der OPEC hat öffentlich erklärt, daß die endgültige Entscheidung 
über den Ölpreis weitgehend von Konzessionen der Industriestaaten ge¬ 
genüber den Ländern des Nord-Süd-Dialogs abhängig sein wird. Das 
wäre das Gegenteil der von uns angestrebten Bindung der OPEC an die 
OECD (Industrieländer) und würde zu einer engeren Bindung der OPEC 
an die unterentwickelten Länder führen.« 

Kissingers diplomatische Drohung verhinderte erfolgreich, daß die eu¬ 
ropäischen Staaten die Zusammenarbeit zwischen der OPEC und den 
Entwicklungsländern, wie ursprünglich geplant, unterstützten. Diploma¬ 
ten, die an dem Treffen teilgenommen hatten, berichteten, vor allem Itali¬ 
en und die Bundesrepublik Deutschland hätten damals offen eine solche 
Zusammenarbeit angestrebt. Am 12. Dezember 1976 konnte man in den 
italienischen Zeitungen über ein von der deutschen und italienischen Re¬ 
gierung einberufenes Treffen führender Gewerkschafter, Regierungsver- 
treter und Industrieller lesen. Man wollte eine europäische Ver¬ 
teidigungslinie gegen die destabilisierende und schädliche Wirkung des 
vom Ölgeschäft abhängigen Dollars aufbauen. Washington soll der Regie¬ 
rung Helmut Schmidt über private Kanäle mit einem amerikanischen 
Truppenabzug gedroht haben, sollte Bonn es wagen, das Angebot der 
blockfreien Länder ernsthaft weiter zu verfolgen. Italien unter Andreotti 
wurde isoliert und war allein nicht handlungsfähig. 

Was die Politiker betraf, die sich für die Colombo-Erklärung eingesetzt 
hatten, so waren sie nach nur wenigen Monaten aus ihren Regierungs¬ 
positionen entfernt worden. Man erledigte »einen Lall nach dem ande¬ 
ren«, wie Kissinger es ausdrücken würde. 

Indira Gandhi wurde in Indien im Eebruar 1977 überraschend zu Par¬ 
lamentsneuwahlen gezwungen. Prominente Mitglieder der Kongreß- 
Partei spalteten sich unter Pührung von Jagjivan Ram plötzlich von der 
Partei ab, um mit der radikalen Janata-Partei eine Koalition in Opposition 
zur regierenden Restpartei einzugehen. Die Auseinandersetzung entzün- 
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dete sich an Auflagen, die der Internationale Währungsfonds völlig un¬ 
vorhergesehen durchgesetzt sehen wollte. Im März 1977, kaum sechs Mo¬ 
nate nach der Erklärung der blockfreien Staaten vor der UNO, war Indira 
Gandhi nicht mehr im Amt. 

Auf Sri Lanka brach unvermittelt eine gewaltige Streikwelle aus und 
lähmte die Regierung Bandaranaikes. Den Streik führte eine trotzkisti- 
sche Partei, der enge Kontakte zu anglo-amerikanischen Geheimdiensten 
nachgesagt wurden. Frau Bandaranaike machte bei ihren Bemühungen, 
die Ruhe im Land wiederherzustellen, wohl kaum zu Unrecht »ausländi¬ 
sche Einmischungen« für die Streikwelle verantwortlich. Im Mai 1977 war 
auch sie nicht mehr im Amt. 

In Guayana wurde der dritte Politiker, der sich für die Industrialisie¬ 
rung der blockfreien Länder in Colombo und vor der UNO eingesetzt 
hatte, Frederick Wills, am 14. Februar 1978 zum Rücktritt gezwungen. Der 
ausländische Druck auf die Regierung Forbes Burnham, der Wills als Au¬ 
ßenminister angehört hatte, war übermächtig geworden. 

Gut unterrichtete Kreise entdeckten in jedem dieser Fälle die Hand¬ 
schrift Henry Kissingers. »Aber - so äußerte sich ein Beobachter - er 
arbeitete dabei eng mit den Briten zusammen. Die Briten, müssen Sie 
wissen, waren sehr schlau. Sie ließen die Amerikaner die Dreckarbeit 
machen und gegebenenfalls dafür auch die Prügel beziehen, während 
sie viel diskreter vorgingen. Natürlich waren damit auch nicht Leute wie 
Jim Callaghan (Premierminister der damaligen Lafcowr-Regierung in Eng¬ 
land) befaßt, sondern Leute vom Chathani House (Royal Institute for Inter¬ 
national Affairs). Also Leute wie Michael Howard, die Cecils und Leute 
vom Geheimdienst MI-5 wurden gegen die Colombo-Initiative einge¬ 
setzt.«^ 

Die anglo-amerikanische Ordnung konnte die Gefährdung ihrer als 
Ölpreiserhöhung maskierten »Sondersteuer« damals gegen den Angriff 
der blockfreien Staaten verteidigen. Die Euro-Dollar-Banken in New York 
und London öffneten wieder ihre Kreditschleusen und liehen - allerdings 
nur noch an ausgesuchte, sich wohlverhaltende Länder der Dritten Welt - 
zur Refinanzierung ihrer Schuldendienste immer größere Summen aus. 
Selbstverständlich mußten sich auch diese Länder den drakonischen IWF- 
Bedingungen unterwerfen. 
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»Atomkraft für den Frieden« als Casus belli 

Es gab weiterhin Initiativen europäischer Industrieländer und Japans, 
den Entwicklungsländern mit modernen Produktionstechniken, soge¬ 
nanntem Technologietransfer, auf die Beine zu helfen. Die Niederlage 
der Colombo-Initiative hatte die Idee von einer besseren Zusammen¬ 
arbeit zwischen Nord und Süd auf der Grundlage des Technologietrans¬ 
fers noch nicht restlos verdrängt. Allerdings gaben sich die stets kriti¬ 
schen Medien alle Mühe, solche Ideen als »Kulturimperialismus« bei der 
linken und rechten Öffentlichkeit der Industriestaaten zu diskreditieren 
und zu bekämpfen. 

Ende 1975 hatte die brasilianische Regierung mit der deutschen Regie¬ 
rung unter Helmut Schmidt (SPD) beschlossen, gemeinsam einen Kern¬ 
kraftwerkskomplex zu errichten. Er sollte neben Kraftwerken auch eine 
Wiederaufbereitungsanlage und eine Anlage für die Anreicherung von 
Kernbrermstoffen umfassen. Der Hersteller KWU Unterzeichnete den bis 
dahin weltweit größten Vertrag über den Bau einer Atomanlage. Die Ge¬ 
samtsumme für die schlüsselfertig zu erstellenden Anlagen sollte sich auf 
rund fünf Milliarden Dollar belaufen. Das Gesamtprojekt sollte 1990 fertig 
gestellt sein. Bis die eigene Urananreicherungsanlage die Arbeit über¬ 
nehmen konnte, sollte der europäische Konzern Urenco die Erstausstat¬ 
tung mit Uranbrennstoff liefern. Im gleichen Jahr Unterzeichnete Brasilien 
noch ein Kooperationsabkommen mit Erankreich mit einem Volumen von 
2,5 Milliarden Dollar. Es sah die Errichtung eines experimentellen Schnel¬ 
len Brüters vor. 

Washington handelte schnell. Es zwang sowohl Deutschland als auch 
Brasilien, das bereits Unterzeichnete Abkommen zu zerreißen. Brasilien 
hatte den Wunsch gehegt, sich zu einer Wirtschaftsmacht zu entwickeln. 
Die Kernenergie hätte es für die anglo-amerikanische Ölwaffe weniger 
verwundbar gemacht. Das durfte nicht zugelassen werden - meinten die 
Ölkonzerne und ihre Regierung. 

Das ölerzeugende Mexiko kam aus vernünftigen, wirtschaftlichen 
Überlegungen ebenfalls zu dem richtigen Schluß, zur Stromerzeugung 
Kernenergie einsetzen zu wollen. Mit dem eigenen Öl wollte man harte 
Dollars verdienen. Die mexikanische Energiekommission hatte erkarmt, 
daß es verschwenderisch, ineffizient und der Umwelt abträglich sei, 
wenn man die wertvollen Kohlenwasserstoffe weiterhin zur Stromerzeu¬ 
gung verbrerme. Mexiko schloß zu diesem Zweck mit dem japanischen 
Konzern Mitsubishi und der Eirma Siemens entsprechende Verträge. In 
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den nächsten 20 Jahren wollte man 15 neue Kernkraftwerke bauen. Natür¬ 
lich wurde auch daraus nichts. 

Auch Zulfikar Ali Bhutto, der Premierminister Pakistans, reagierte 
auf den Ölschock mit dem Entschluß, das bisher kleine pakistanische 
Kernenergieprogramm auszubauen. Bhutto hatte zuvor, um sein natio¬ 
nales Aufbauprogramm ungehindert durchführen zu können, Pakistan 
aus dem britischen Commonwealth of Kations herausgeführt. Seine Regie¬ 
rung verhandelte nun mit Frankreich über den Bau von Kernkraftwer¬ 
ken und einer Anreicherungsanlage für Kernbrennstoffe. Im März 1976 
wurde man sich einig. 

Im August setzte dann der Druck der USA ein. Wieder schaltete sich 
Henry Kissinger persönlich ein. Er sprach in Frankreich und in Pakistan 
vor und verlangte, die Verträge zu lösen. Die stets kritischen Medien un¬ 
terstützten ihn dabei mit der Behauptung, Pakistan strebe nach der 
Atomwaffe für den israelisch-arabischen Konflikt. So etwas zog in der 
westlichen Öffentlichkeit immer. An der Behauptung änderte auch die 
Bestätigung der Internationalen Atombehörde nichts, Pakistan habe alle 
Auflagen erfüllt, die sicherstellen, daß unbemerkt kein Kernbrennstoff 
zur Herstellung von Waffenplutonium abgezweigt werden könne. Bhut- 
tos Tochter Benazir und andere diplomatische Quellen berichteten später, 
Kissinger habe Anfang 1977 Ali Bhutto in Labore gedroht, er werde »an 
Pakistan ein schreckliches Exempel statuieren«, sollte Bhutto den Vertrag 
mit Frankreich über den Bau der nuklearen Anlagen nicht kündigen. 

Im gleichen Jahr putschte General Zia ul Haq gegen Bhutto und ließ 
ihn von seinem Militärgericht zum Tod durch den Strang verurteilen. 
Kurz vor seiner Hinrichtung machte Ali Bhutto persönlich Henry Kissin¬ 
ger für seinen Sturz und gewaltsamen Tod verantwortlich. Kissingers 
Grund sei gewesen, daß er, Bhutto, das Nuklearprogramm Pakistans 
nicht habe aufgeben wollen, ln seiner im Gefängnis geschriebenen Vertei¬ 
digung heißt es: 

»Dr. Henry Kissinger, der Außenminister der Vereinigten Staaten, ist 
ein brillanter Kopf. Er sagte mir, ich solle die Intelligenz der Vereinigten 
Staaten nicht mit der Behauptung beleidigen, Pakistan brauche die Wie¬ 
deraufbereitungsanlage für seine Energiebedürfnisse. Ich entgegnete ihm, 
daß ich die Intelligenz der USA nicht durch eine Diskussion paki¬ 
stanischer Energiebedürfnisse beleidigen wolle, aber entsprechend solle 
auch er die Souveränität und Selbstachtung Pakistans nicht beleidigen, 
indem er das Thema der Anlage überhaupt aufbringe ... Ich wurde zum 
Tode verurteilt.«® 
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Es versteht sich beinahe von selbst, daß General Zia Bhuttos unab¬ 
hängige Außenpolitik revidierte, vom Bau der Kernenergieanlagen ab¬ 
sah und dafür von den USA reichlich Militärhilfe erhielt. Die Waffen 
waren für einen sinnlosen Krieg zwischen Indien und Pakistan be¬ 
stimmt, der immer wieder angeheizt und dann doch noch - allerdings 
nicht seitens der USA - verhindert werden konnte. Zia durchschaute 
einige Jahre später die amerikanische Außenpolitik. Die im afghanischen 
Krieg neu aufkeimende Einsicht sollte Zia nicht lange überleben. Er 
stürzte mit seiner Militärmaschme unter eigenartigen, bisher ungeklär¬ 
ten Umständen ab. 

Am eindrucksvollsten war wohl nach dem Ölschock von 1974 das 
Engagement des Schahs von Persien. Er verdankte seine Macht der Tat¬ 
sache, daß 1953 britische und amerikanische Geheimdienstkreise die 
patriotische Regierung Dr. Mossadeghs stürzen halfen. Mit von der Par¬ 
tie war damals, wie gesagt, der Vater des »Wüstenstürmers« von 1991, 
General Schwarzkopf. Ohne solche Unterstützung hätte Schah Reza Pah- 
lewi vielleicht gar nicht mehr aus dem Exil heimkehren können. An¬ 
schließend war der Schah über 20 Jahre lang ein dankbarer Empfänger 
amerikanischer Militärhilfen und großzügiger Einkäufer ihrer Waffen 
gewesen. Auf dem OPEC-Treffen im Januar 1974 hatte er Henry Kissin- 
gers Eorderung nach Anhebung des OPEC-Richtpreises für Öl auf 11,65 
Dollar pro Eaß vorgetragen. 

Nun erlaubten ihm die neu zufließenden Öleinkünfte, einen lang ge¬ 
hegten Traum in die Tat umzusetzen. Er wollte für sein Land eine moder¬ 
ne Infrastruktur aufbauen und das landesweite Energieversorgungsnetz 
mit Kernenergie speisen. Atomstrom sollte das eigene Öl für den Export 
bereithalten und den politischen Druck aus Washington und London auf 
den Iran abbauen helfen. 1978 legte der Iran das viertgrößte Kernenergie¬ 
programm der Welt und das weitaus größte unter den Nationen der Drit¬ 
ten Welt auf. Bis zum Jahr 1995 wollten die Iraner 20 Kernkraftwerke mit 
insgesamt 23000 Megawatt elektrischer Leistung errichten. 

Um sein Atomprogramm zu verwirklichen, verhandelte der Schah 
mit Deutschland und Erankreich. Seit 1974 bestand ein Abkommen mit 
Erankreich über den Bau einer Kernforschungsanlage und von fünf 
kommerziellen Kernkraftwerken. 1975 wurde der Vertrag erweitert. 
Nun umfaßte er den Bau von acht Kernkraftwerken für 8,6 Milliarden 
Dollar. Gleichzeitig kaufte sich der Schah mit zehn Prozent der Aktien in 
die französische Urananreicherungsanlage von Tricastin ein und unter¬ 
stützte ihren Bau mit einem Kredit von einer Milliarde Dollar. 
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Ein Jahr später kam es zu einem Vertrag mit der deutschen KWU. Es 
sollten zunächst zwei Kernkraftwerke vom Typ Biblis mit dem zu ihrem 
Betrieb erforderlichen Verteilungsnetz gebaut werden. 1977 bestellte der 
Schah vier weitere Kernkraftwerke bei der KWU. Zur Absicherung seines 
ehrgeizigen Industrialisierungsprogramms kaufte er sich in führende eu¬ 
ropäische Eirmen des Anlagenbaus ein. So übernahm er beispielsweise 25 
Prozent Aktienanteile der Eirma Krupp. Ein Strom europäischer Investiti¬ 
onsgüter und anderer Industriewaren begarm in den Iran zu fließen. 

Die USA unter Präsident Carter behinderten den angebotenen Export 
amerikanischer Kerntechnik nach Persien. Sie setzten alle Mittel ein, um 
auch die iranischen Aufträge an die französischen und deutschen Eirmen 
zu unterbinden. Der diplomatische Druck aus Washington und London 
zeigte aber keine Wirkung. Die Kernenergie galt als der einzige Ausweg 
aus der für die Zukunft erwarteten Ölverknappung. Mit dieser Erwartung 
hatte man ja den Ölschock selbst propagandistisch gerechtfertigt. Daher 
verbuchte nach 1973 die Kernenergie überall in der Welt von allen Ener¬ 
giequellen die schnellsten Zuwachsraten. Da läutete bei den für die anglo- 
amerikanische Nachkriegspolitik Verantwortlichen die Alarmglocke. Und 
schon bald setzten sie die »systemkritische« Antiatom-Bewegung in 
Marsch. 


Kein Lächeln für die Welt 

Die anglo-amerikanische Politik war nach dem Ölschock in Gefahr gera¬ 
ten. Henry Kissingers »Pendeldiplomatie«, die darin bestand, die Län¬ 
der einzeln unter vehementen politischen Druck zu setzen und durch 
Medienkampagnen öffentlich ins Unrecht zu setzen, sprach sich herum. 
Man begann auch die schonungslose Art zu durchschauen, in der er die 
US-Politik hinter der OPEC versteckte und diese für die Härten gegen 
die Länder der Dritten Welt nach außen hin verantwortlich machte. Das 
schürte die bestehenden Verbitterungen. Das Vorgehen ihres Außenmi¬ 
nisters Henry Kissingers hatte die US-Regierung insgesamt und die re¬ 
gierende Republikanische Partei vor der Weltöffentlichkeit in Verruf ge¬ 
bracht und ihre Möglichkeiten, diese Politik durchzusetzen, sehr er¬ 
schwert. 

Abhilfe suchte man auf einem privaten Treffen der 1973 gegründeten 
Trilateralen Kommission. Die Creme des anglo-amerikanischen Esta- 
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blishments hatte sich dazu im April 1975 in Tokio hinter verschlossenen 
Türen zusammengefunden. Gastgeber waren David Rockefeiler von der 
Chase Manhattan Bank und George W. Ball, Mitgründer der Bilderberg- 
Gruppe. Die Namen der geladenen Gäste sprechen für sich. Da fand 
man Lord Roll of Ipsden vom Bankhaus S. G. Warburg und Direktor bei 
der Bank von England, des weiteren David Ormsby Gore oder Lord 
Harlech, unter Präsident Kennedy britischer Botschafter in Washington. 
Anwesend war auch der Chef des Bankhauses Barclay's, Sir Anthony 
Tuke, und der Earl of Cromer sowie George Baring, der Verbindungen 
zum Bankhaus Morgan Guaranty Trust und zu Royal Dutch Shell unter¬ 
hielt. Während der riskanten politischen Phase, als es den Ölschock 
durchzudrücken galt, war er britischer Botschafter in Washington. Ber¬ 
ner traf man noch den Chef von Royal Dutch Shell, John London, den 
Rockefeiler sich als Berater in die Chase Manhattan Bank geholt hatte. 
Insgesamt waren etwa 100 Personen diesen Kalibers in Tokio angereist. 

Die Elite war alarmiert darüber, daß die rüpelhafte Außenpolitik der 
USA nicht nur den Widerstand vieler Länder hervorgerufen hatte, son¬ 
dern dieser Widerstand die Länder zu vereinigen drohte. Die amerikani¬ 
sche Vorherrschaft brauchte dringend ein neues politisches Image. Das 
setzte als erstes in den USA einen Machtwechsel voraus. David Rockefei¬ 
ler hatte vorgesorgt. Er zog einen Mann aus der Tasche, den er den Ver¬ 
sammelten wie selbstverständlich schon als den neuen US-Präsidenten 
präsentierte. Bis zu den amerikanischen Präsidentschaftswahlen waren 
noch anderthalb Jahre Zeit, und noch kaum jemand hatte von dem Erd¬ 
nußfarmer aus Georgia etwas gehört. »Jimmy - Who?«, fragte man ver¬ 
wundert, und Jimmy Carter hatte seinen Spitznamen gefunden.^ 

Nach seinem Debüt auf dem Tokioter Treffen entfalteten die stets 
kritischen Medien einen ungeheueren Werberummel, um Jimmy Carter 
der Öffentlichkeit nahezubringen. Die liberale New York Times pries 
Carter als progressiven und dynamischen Exponenten des »Neuen Sü¬ 
dens« der USA an. Anderen empfahl man weitere herausragende Ei¬ 
genschaften dieses unbeschriebenen Blattes. Im November 1976 wurde 
Jimmy Who zum Präsidenten der USA gewählt. Zwar waren dazu noch 
einige Unregelmäßigkeiten bei der Stimmenauszählung erforderlich, 
aber Gerald Pord sah aus ungeklärten Gründen von ihrer näheren Un¬ 
tersuchung ab. 

Carter erhielt einen illustren Kreis politischer Berater. Sie entstamm¬ 
ten alle der Trilateralen Kommission. Deswegen nannten manche ihn 
auch den »trilateralen Präsidenten«. Denn dieser Gesellschaft gehörte 
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nicht nur sein Vizepräsident Walter Mondale an, sondern auch sein Si¬ 
cherheitsberater Zbigniew Brzezinski, Außenminister Cyrus Vance, Fi¬ 
nanzminister Michael Blumenthal, Verteidigungsminister Harold Brown, 
der US-Botschafter bei den Vereinten Nationen Andrew Young sowie 
Richard Cooper und Warren Christopher vom Außenministerium. 

Carter gab sich als »Außenseiter« des bösen Establishments und trat 
mit dem Image »Menschenrechte« für die Länder der Dritten Welt auf. 
Erforderte stereotyp: »Verhandlungen statt Konfrontation«. Das änderte 
zwar nichts an den Inhalten und Methoden der amerikanischen Außenpo¬ 
litik, ließ diese aber besser verkaufen, ln der neuen Verpackung »Reform 
der alten Ordnung« verkaufte Carter den Neomalthusianismus, den Hen¬ 
ry Kissinger im Nationalen Sicherheitsrat eingebracht und in dem ver¬ 
bindlichen National Security Study Memorandum 200 festgeschrieben hat¬ 
te. Die wirtschaftlich-industrielle Entwicklung der Dritten Welt sollte 
blockiert und eine »nachindustrielle Gesellschaft« der »Grenzen des 
Wachstums« errichtet werden. Nur so glaubte man, das Dollar-Imperium 
weltweit behaupten zu können. Während die Auflagen des Internationa¬ 
len Währungsfonds dafür sorgten, daß das Elend in der Dritten Welt im¬ 
mer weiter wuchs und die Menschenrechte entsprechend litten, nutzte die 
US-Regierung fortan die Kermmarke »Menschenrechte« zur Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten der Staaten, die den US-Bemühungen 
Widerstand entgegensetzten. 

Doch die Strategie sollte jämmerlich scheitern. Schon bald nach der 
Ölkrise tauchte ein Problem auf, das das künstliche Gebäude des »Petro- 
Dollar-Währungssystems« auseinanderzublasen drohte. Schon 1974 hat¬ 
te die EG-Kommission den Zentralbanken der Mitgliedstaaten ein Sy¬ 
stem vorgeschlagen, wie die Handelsbilanzen irmerhalb der EG ausge¬ 
glichen werden konnten. Dazu sollte ein Goldhort angelegt werden. 
Gold konnte man für 150 Dollar pro Eeinunze auf dem freien Markt kau¬ 
fen. Der willkürlich niedrige Wert des Währungsgoldes lag jedoch bei 
42,22 Dollar je Eeinunze. Die interne Höherbewertung der Währungs¬ 
goldbestände der EG-Länder hätte den Druck der Ölrechnungen auf die 
europäischen Länder beträchtlich gemildert und den Dollar-Einfluß ein¬ 
geschränkt. 

Das US-Einanzministerium war entsprechend alarmiert und beharrte 
darauf, daß die Goldbestände der EG-Zentralbanken weiterhin mit dem 
künstlichen Nichtmarktpreis von 42,22 Dollar zu bewerten seien. Dabei 
hätte eine Aufwertung des Goldes auch beträchtliche Handelsmög¬ 
lichkeiten zu den beiden führenden Goldlieferländern UdSSR und Süd- 
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1880-1914 



H.M.S. Dreadnought läutete eine neue Epoche der Seekriegsführung 


ein. 








Ruhepause während des langen Marsches quer durch Afrika nach 
Faschoda. Links am Tisch sitzend Jean Marchand. 


Oberst Jean Marchand führte 
Die französischen Truppen 
1898 in Faschoda am weißen Nil 
gegen die britischen Truppen des 
Lord Kitchener. Der rühmlose 
französische Rückzug von Faschoda 
war der Anfang der britisch¬ 
französischen Entente Cordiale 
gegen Deutschland. 
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W. Knox d'Arc, ein 
australischer 
Ingenieur, erhielt 
1901 umfassende 
persische 
Ölkonzessionen. 
Sie wurden zur 
Grundlage von 
Britisch Petroleum. 


Karl Helfferich, 
Chef der 
Deutschen Bank, 
leitete die Anatolische 
Eisenbahngesellschaft, 
die vor dem Ersten 
Weltkrieg die Bagadad- 
Bahn baute. 
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THE PETROLEUM DEPOSITS OF MESOPOTAMIA. 

A &ECUND BAKU IN THE MAKING 
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Karte aus der Londoner Petroleum Review vom 23. Mai 1914. Sie 
zeigt die Bagada-Bahn quer durch die Ölfelder Mesopotamiens, die 
man für »ein zweites Baku« hielt. 
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Welt aufgebracht. 




Bau der Bagdad-Bahn durch Anatolien. Ein Lager deutscher Inge¬ 
nieure in Alexandretta. 


Scheich Mubarak 
Al-Sabah von 
Kuwait zur Zeit des 
Ersten Weltkriegs. 
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AGREEMENT UY THE SHAIKH 0> 
KUWAIT KEQARDINO THE NON-KECEITION Ol' FOR¬ 
EIGN REPRESENTATIVES and THE NON-CESMüN 
OK TERRITORY TO FOREIGN POWERS OK SUBJECTS. 
SSKD JANUARY 1899. 

Tb« object of writint; thii lawful «nd boDounblo bond ii thal 
il U bertbjr oovenuited «iid ag^rced betwceo Lieutenant-ColoDcl Malcolm 
John Meade, I.S.C., Her BriUnnic Majesty'i Political Recident, oa 
licbalf of tbe Briticb Ooveniment oo tbe one |)art, and Sbeikh Mubarak- 
bin-Sheikh Subab, Sbeikh of Kowelt, on tbe otber part, that tbe laid 
Sbeiab Mubarak-bio-Sbeikb Subab of bis owo free will and deaire doee 
bereby pledge and bind bimrelf, bic heiri and cuccetaore not to reoei\e 
tbe Aiceut or Uepri-tentative of any Power or Goveroment at Koweit, or 
at any otber place witliiii tbe liniiU of bis territory, witlioiit tbe previouc 
tanction of tbe Briticb Government; and bc furtber binde bimself, bic 
beiri and cucceccors not to cede, cell, lease, mortjnge, or give for occu|ki- 
tion or for any otber puriraee any jrartiou of bic territory to tbe Govern¬ 
ment or cubjects of any otber Power withont tbe previouc consent of 
Her Majesty's Government for tbece pur|x>cec. Tbic engagement aico to 
extend to any i>ortion of tbe territory of tbe caid Sbeikh Mubarak, wbicb 
may now be in tbe pocsescion of tbe cubjectc of oiiy otber Government. 

In token of tbe conclusion of tbic lawful and honourable bood, 
Lieutenant-Colunet Malcolm John Mcade, I.S.C., Her Britannic 
Majecty'c Political Recident in tbe Pcrcian Gulf, and Sbeikh Mubarak- 
bin-Sheikh Subab, tbe former on behalf of tbe Briticb Government and 
tbe latter on bebalf of bimself, bis beirs and cueccstors do eacb, in tbe 
prcsencc of witnesscs, affix their sigiratnres on tbic, tbe tentb day of 
Hamazan 1316, corresponding witb tbe twenty-third day of Jauuary 
1899. 

(Sd.) M. J. MEADE, MUBARAK-AL-SUBAH. 

Political HeiidcHt in lk$ 

Ptrtian Gnlf. (L.S.) 

W itnesse». 

(Sd.) £. WICKHAM HÖRE, MUHAMMAD RAHIM BIN 
Caplain, ABDUL NEBI SAFKER. 

(Sd.) J, CALCOTl' GASKIN. (L.S.) 


Großbritannien erhob seit 1899 Anspruch auf Kuwait. Der Text des 
ersten anglo-kuwaitischen Abkommens gibt England praktisch vol¬ 
le Verfügungsgewalt über das Scheichtum. 
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Winston Churchill und seine Truppe von der Nahost-Abteilung des 
britischen Außenamts, dem früheren »Arabien-Büro«, 1921 vor den 
Pyramiden von Kairo. Vor der Sphinx von links: Winston Churchill, 
Gertrude Bell, T.E. Lawrence. 



Der britsche Geheimagent 
T.E. Lawrence (»Lawrence von 
Arabien«) organisierte den 
arabischen Austand gegen 
die Türkei während des 
Ersten Weltkrieges 
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1928 trafen sich die Chefs der britischen und amerikanischen 
Ölkonzerne in Deterdings Schloß Achnacarry in Schottland und 
teilten den Nahen Osten im sogenannten »Red Line«-Abkom- 
men unter sich auf. Sämtliche Ölvorkommen innerhalb dieser 
»roten Linie« waren in anglo-amerikanischer Hand, und kein 
Außenstehender sollte es wagen, diese Linie zu übertreten. 


.'d Line 
reement 








232 



Sir Henry Deterding, Wahlbrite und Gründer der Royal 
Dutch Shell im Jahre 1907, arbeitete auch für den briti¬ 
schen Geheimdienst. 1928 organisierte er das Red Line- 
Abkommen, und 1932 bis 1933 war er einer der wichtig¬ 
sten Finanziers des NSDAP. 
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Der Außenminister der Wei¬ 
marer Republik, Walter Rathe¬ 
nau, schloß im April 1922 mit 
dem sowjetischen 
Außenminister Tschitscherin 
das Abkommen von Rapallo. 
Deutschland sollte russisches 
Öl erhalten, Rußland deutsche 
Technik. Die Weimarer 
Republik wäre von anglo- 
amerikanischen Öllieferungen 
unabhängig geworden. 

Zwei Monate später wurde 
Rathenau ermordet. 




Der Mord an Rathenau 
und die Ruhrbesetzung 
von 1923 stürzten 
Deutschland in die 
galoppierende Inflation 
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Der schwedische Unternehmer und Finanzier Ivar Kreu- 
ger war 1931 als einziger bereit, das vom Bankhaus J. P. 
Morgan und der Bank von England verhängte Kredit¬ 
embargo gegen die Weimarer Republik zu brechen. 1932 
fand man ihn tot in einem Pariser Hotel. 
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Hjalmar Schacht (links) im 
Gesperäch mit Dr. Ley, dem 
Leiter der Deutschen Arbeiter¬ 
front. 



Reichsbankpräsident und Reichswirtschaftsminister Hjalmar Schacht 
paradiert neben Hitler. Der enge Freund Montagu Normans organi¬ 
sierte vor der Machtergreifung internationale finanzielle und politi¬ 
sche Unterstützung für die NSDAP 
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Bis in die späten 1930er Jahre nahm Reichsbankpräsident Schacht 
an den monatlichen Treffen der Bank für intenationalen Zah¬ 
lungsausgleich in Basel teil. Beim 5. Vorstandstreffen der BIZ 
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sieht man (vom Pfeil aus im Uhrzeigersinn): Paul Keusch, Hjal- 
mar Schacht, Kurt Freiherr von Schröder. Vorne rechts sitzt Mon- 
tagu Norman, der Gouverneur der Bank von England. 
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Nach dem Münchner Abkommen mit Hitler 1938 jubelte Ne- 
ville Chamberlain, der englische Premierminister: »Ich glaube, 
wir haben den Frieden in unserer Zeit erreicht.« Ein Jahr spä¬ 
ter begann der Zweite Weltkrieg. 
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Der patriotische Premierminister Mossadegh verstaat¬ 
lichte 1951 British Petroleum im Iran. 1953 wurde er durch 
einen CIA-Putsch mit britischer Unterstützung gestürzt. 
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Enrico Mattei schloß 1957 zum Ärger der »Sieben 
Schwestern« ein weitreichendes Abkommen mit dem 
Schah. Der Iran sollte Öl liefern und dafür aus Italien 
Technologie erhalten. 
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Staatspräsident Charles de Gaulle und Bundeskanzler Konrad 
Adenauer legten durch ihre persönliche Freundschaft den Grund¬ 
stein einer deutsch-französischen Zusammenarbeit, die den anglo- 
amerikanischen Interessen gar nicht uns Konzept paßte. 
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Die Warren-Kommission vertuschte den Hergang des Mordes an 
Präsident John F. Kennedy am 22. November 1963. Von links nach 
rechts: Gerald Ford, Haie Boggs, Richard Rüssel, Earl Warren, Job S. 
Cooper, John J. McCloy, Allen W. Dulles und J. Lee Rankin. 
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Unter Präsident Lyndon B. Johnson wurden die gesetzli¬ 
chen Voraussetzungen für eine wahre Flut Dollar-Flut aus 
den USA geschaffen. So entstand der Londner Euro-Dollar- 
Markt, den das organisierte Verbrechen zum Waschen 
schmutziger Gelder benutzte. Im Bild Bernie Cornfeld, 
Gründer des berüchtigten Investment Overseas Service (lOS). 

Robert Vesco übernahm 
1971 die lOS von Cornfield. 
Vesco, eine mysteriöse Ge¬ 
stalt mit Verbindungen zum 
Weißen Haus unter Präsi¬ 
dent Nixon, wurde später 
wegen Rauschgiftdelikten 
und Waschens von Drogen¬ 
geldern gesucht. 
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George Bush begann 
seine Karriere als Chef 
der texanischen Ölfirma 
Zapata Off-Shore Co. 
Rechts 1956 mit Sohn 
George, oben 1986 als 
Vizepräsident mit 
König Fahd von 
Saudi-Arabien. 
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1971-1991 



Bein Bilderberg-Treffen aus Saltsjöbaden (Schweden) im Mai 1973 
wurde die Ölkrise vorgeplant. Sechs Monate später führte der 
»Jom-Kippur-Krieg« tatsächlich zu der vorgesehenen Ölpreissteige¬ 
rung um 400 Prozent. 
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JaiiMary 8, 1973 


BIUHRBgtG WgETINQS 

Haaes of XfuarieanB Proposad P< ir Particlpatlon 
In The SalsJoBaden Coiiferer.ee, Kay 10-13i 1973 


(There will be roora for 20 inericans at Salsjobaden, not including the 
authors of the papers and oe. There are ten Steering Comlttee Hercbers. 
This icahes onlf ten places free.) 

The foUovlng IndlTiduala have beea proposed by ons person or another - 
Includlng in two cases thejaselves. In considerlng posslble partlcipants 
we must remember the importance of having sone younger people and sooe 
vornan, It is also desirabls to have one or two persons connected vith 
the press and one labor leader if posaible, 

P,S. Oovamment - aceentlye Branch 


Henry Kissinger (Altercatei Onder Seeretary of State Rush) 
George Schults (ilternatei Donald Fuuiisfeld; inbassador Eberle) 
Janas Aklns (Energy Kapert in White House and State Department) 


B,S, OoTernment - Oongressional 

Senator John Tower (Alternatest Senators Brook, Peroy and Scott) 
Senator Jackson (Altematesi Senators Mondale or Proxmire) 
Congressman John Culver 


Journal!ES 


Others 


Donald Cook 
Osborn Elliott 
Katherlne Graham 
Andrew HelEkell 
Max Frankel 
Flora Lewis 
To» WickBäf 


Orahan Allison 
Robert Anderson 
Robert Bowle 
Harvey Brooks 
Zbig Brseilnski 
William Bundy 
Miriam Camps 
Patricia Harris 
Stanley Hoffnan 


Richard Holhrooke 
Robert Bunter 
General 0. A. Lincoln 
Dean Robison of Bowdoin 
College 

Robert Schaetzel 
Carroll Wilson. 


Robert Murphy war mit der Organisation des Bilderberg-Treffens 
in Saltsjöbaden befaßt. In diesem Schreiben schlägt er vor, wer aus 
den USA teilnehmen soll. 


19. Oktober 1987: Neue finanzielle Derivate spielen eine große Rolle 
im größten Ein-Tages-Crash in der Geschichte der Wall Street 
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Frederick D. Wills, der Außenminister von Guayana, legte der Ge¬ 
neralversammlung der Vereinten Nationen am 8. September 1976 
den Vorschlag der blockfreien Nationen zur Lösung des Nord-Süd- 
Problems vor: Internationale Entwicklungsbanken sollen Investi¬ 
tionen und Wachstum im Entwicklungssektor ankurbeln. 
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Großbritanniens Premierministerin Thatcher, hier mit Bundeskanz¬ 
ler Kohl, und Frankreichs Präsident Mitterand waren 1990 starke 
Gegner der deutschen Wiedervereinigung. 
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Am 27. Juli 1990, wenige Tage vor dem irakischen Ein¬ 
marsch in Kuwait, traf US-Botschafterin April Glaspie 
Saddam Hussein und sagte ihm auf Anweisung aus Wa¬ 
shington, die USA hätten »keine Meinung zu dem Grenz¬ 
disput mit Kuwait«. 


Margaret Thatcher und Geotge Bush fällten die Entscheidung zum 
Golf-Krieg Anfang August 1990 gemeinsam beim Aspen-Institut in 
Colorado. Wenige Monate später wurde die Premierministerin von 
ihren Parteifreunden gestürzt. 



252 



Ein Siegertreffen im Weißen Haus im April 1991 nach der Militärak¬ 
tion gegen den Irak. Von links: Verteidigungsminister Richard 
Cheney, Vizepräsident Don Quayle, General Norman Schwarzkopf, 
Sicherheitsberater Brent Scowcroft und Präsident Bush. 
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Ramsey Clark, US-Justizminister unter Johnson, auf einer der vielen 
Demonstrationen gegen den Golfkrieg im Oktober 1990. 
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afrika eröffnet. Der stellvertretende US-Finanzminister Paul A. Volcker 
reiste im Herbst 1974 nach London, wo er eine unverhohlene Warnung 
gegen derartige Schritte der Europäer aussprach und massiven Wider¬ 
stand gegen alle Versuche ankündigte, nach der Ölkrise nun den Gold¬ 
standard wieder einführen zu wollen. 

Damit war freilich die Idee noch nicht gestorben. Die südafrikanische 
Regierung John Vorsters hatte, wie die meisten Regierungen, mit dem 
plötzlichen Anstieg der Ölrechnung zu kämpfen. Südafrika war völlig auf 
Ölimporte angewiesen. Gleichzeitig streckte es trotz der überkommenen 
Apartheid-Politik seine Fühler zu den schwarzafrikanischen Nachbarn 
aus, um mit ihnen ins Geschäft zu kommen und eine großräumige wirt¬ 
schaftliche Entwicklung in Gang zu bringen. Die Europäer witterten darin 
auch für sich gewisse Chancen. 

Angola verfügte über reiche Ölvorkommen und Südafrika über die 
Technik, sie zu heben und das Land zu industrialisieren. Die Region 
brauchte Kapitalinvestitionen und sichere Auslandsmärkte. Ende 1974 
setzte sich der südafrikanische Finanzminister Nicolaas Diederichs öf¬ 
fentlich für die Neubewertung des internationalen Währungsgoldes ein 
und reagierte damit auf die entsprechenden Diskussionen in der EG. Er 
sagte in diesem Zusammenhang: »Ich habe mich immer dafür eingesetzt, 
daß es den Währungsbehörden erlaubt sein sollte, Gold zu den marktgän¬ 
gigen Preisen untereinander auszutauschen ... Das Gold in den Tresoren 
der Zentralbanken würde so neu bewertet, und es gäbe viel mehr Geld 
zur Bezahlung an die Araber ... Zweitens verlöre der Dollar relativ an 
Wert...« 

Deutschland und Italien verständigten sich zu dieser Zeit in einem bi¬ 
lateralen Abkommen. Danach wollte Deutschland Währungsgold, das 
Italien als Pfand für einen größeren deutschen Kredit hinterlegen wollte, 
zu 80 Prozent des damaligen Marktpreises bewerten. Bei den Versuchen 
der Europäer, ihre Währungskurse wechselseitig zu stabilisieren, spielte 
das Gold eine immer größere Rolle. Sie versuchten, sich auf diese Weise 
gegen die Tyrarmei und die Überraschungen des schwankenden Dollars 
zu schützen. 

Die Perspektive engerer Wirtschaftsbeziehungen zwischen Kontinen¬ 
taleuropa und Südafrika wurde bald zunichte gemacht. Als erstes brach 
in Angola Bürgerkrieg aus. Die Sowjetunion und Kuba unterstützten die 
MPLA, die in Pretoria ihren Hauptfeind zu sehen vorgab. Dann verkauf¬ 
ten die USA überraschend größere Bestände ihrer Währungsgoldreser¬ 
ven. Dadurch drückten sie den Goldpreis auf dem Weltmarkt und brach- 
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ten so den südafrikanischen Goldbergbau in wirtschaftliche Schwierigkei¬ 
ten. Schließlich kam der Mai 1976. ln Soweto brachen Unruhen aus. Das 
geschah interessanterweise, unmittelbar nachdem Henry Kissinger das 
Land besucht hatte. Die Polizei ging äußerst brutal vor, und die stets kriti¬ 
schen Medien erhielten ihr Thema. Dies machte die wirtschaftlichen Be¬ 
ziehungen zwischen Europa und Südafrika sehr schwierig. Südafrika hat¬ 
te die Möglichkeit verloren, einen Beitrag zur Stabilisierung der interna¬ 
tionalen Währungsbeziehungen zu leisten. 

Im Juli 1977 veröffentlichte das in Südafrika monatlich erscheinende 
Wirtschaftsmagazin To the Point International ein Interview mit dem Chef 
der Dresdner Bank, Jürgen Ponto. Er entwickelte darin seine Vision, wie 
sich die Rassen- und Armutskrise in Südafrika lösen ließe. Dazu müßten 
die wirtschaftlichen Lebensumstände der dunkelhäutigen Bevölkerung 
verbessert werden, und Europa körme dabei eine wichtige Rolle spielen. 
Aber zuerst müsse Europa seine eigenen, durch den Ölschock durchein¬ 
ander geratenen wirtschaftlichen Probleme in Ordnung bringen. »Dazu 
muß der Schaffung eines stabilen Währungssystems Vorrang eingeräumt 
werden. Werm eine kleinere, aber wirtschaftlich wichtige Region der Welt 
wie die Europäische Gemeinschaft den Stein ins Rollen bringt, indem sie 
ihr eigenes Währungschaos behebt, befinden wir uns auf dem richtigen 
Weg zur Verwirklichung dieser Aufgaben.« 

Im gleichen Interview stellte Ponto ein Konzept neuer europäischer 
Entwicklungsinitiativen vor. Danach sollten die ganze südafrikanische 
Region sowie besser gestellte Länder wie Elfenbeinküste und Algerien 
aufgebaut und wirtschaftlich entwickelt werden, damit diese Länder wie¬ 
derum den ärmsten Ländern helfen könnten. »Sie körmen genug Nah¬ 
rungsmittel, Beschäftigung und Ausbildungsmöglichkeiten für den ge¬ 
samten Kontinent erwirtschaften. Voraussetzung ist, daß die wichtigsten 
Beschränkungen der Entwicklung beiseitegeräumt werden.« Ponto war 
ein enger Preund des südafrikanischen Einanzministers Nicolaas Diede- 
richs und dessen designierten Nachfolgers Robert Smit. Die Entwick¬ 
lungsinitiativen, von denen da die Rede war, waren in ausführlichen Dis¬ 
kussionen zwischen europäischen Industriellen und Bankiers und der 
Regierung dieses rohstoffreichen Landes schon weitgehend durchgeplant. 
Die fruchtbare Zusammenarbeit, die sich bereits abzuzeichnen begann, 
hätte die politische Landkarte der anglo-amerikanischen Weltordnung 
zum klaren Nachteil der London-New Yorker Elite kraß verändert. 

Wenig später, am 31. Juli 1977, war Jürgen Ponto tot - ermordet von 
»Terroristen« der »Rote Armee Traktion«. Wenige Wochen später wurde 



257 


der Arbeitgeberpräsident Hanns-Martin Schleyer von der gleichen Orga¬ 
nisation entführt und später ermordet. Die Spur der »roten« Terroristen 
führte zwar nach Osten, aber es gab auch Anlaß zu der Vermutung, daß 
mächtige westliche Geheimdienstkreise bei beiden Anschlägen die Hand 
im Spiel hatten. Die europäisch-südafrikanische Entwicklungsinitiative 
starb mit Ponto und Schleyer. Der Versuch, mit dem Dollar-Imperium zu 
brechen, wurde erst einmal auf Eis gelegt. 


Teures Ticket für Khomeini 

Ein Punkt aus dem letzten Interview Jürgen Pontos sollte doch Wirklich¬ 
keit werden. Die Regierungen in Europa versuchten auf die ständigen 
politischen Zusammenstöße mit der Regierung Carter in Washington zu 
reagieren. Streit gab es hinter vorgehaltener Hand in Sachen Kernenergie, 
internationaler Währungspolitik, über die zu Spekulationszwecken 
schwankenden Dollar-Paritäten. Bei aller zur Schau gestellten Unterwür¬ 
figkeit der europäischen Regierungen war man sich im Grunde in jedem 
Punkt der Außenpolitik uneins mit den USA. Auf Anregung von 
Deutschland und Erankreich beschlossen daher die Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft im Juni 1978, Schritte in Richtung auf eine 
gemeinsame europäische Währungszone zu unternehmen. Kontinental¬ 
europa versuchte sich gegen die zu erwartenden Erschütterungen des 
Dollar-Regimes abzuschotten. 

Bundeskanzler Schmidt und Staatspräsident Giscard d'Estaing schlu¬ 
gen etwas vor, was als Phase 1 des Europäischen Währungssystems be¬ 
kannt wurde. Die Zentralbanken der acht Mitgliedsländer verabredeten 
feste Austauschkurse für ihre Währungen. Sie wollten dadurch die Wäh¬ 
rungsunsicherheit wenigstens für den europäischen Markt etwas stabili¬ 
sieren. Dazu schufen sie einen Europäischen Währungsfonds, in den die 
Mitgliedsländer 20 Prozent ihrer Gold- und Devisenbestände einlegten. Er 
hatte damals ein Volumen von rund 35 Milliarden Dollar. Mit diesem 
Eonds sollten spekulativ verursachte Währungsschwankungen gedämpft 
werden. Auch die neutrale Schweiz band ihre Währung an die Paritäten 
des Europäischen Währungssystems. 

Am 13. März 1979 trat die erste Phase des Europäischen Währungs¬ 
systems in Kraft. Seine positiven Auswirkungen auf den europäischen 
Binnenhandel wurden sogleich spürbar, der europäische Binnenhandel 
wuchs sprunghaft. Auch die Londoner und New Yorker Eliten sahen in 
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die Zukunft und erkannten die Getahr, daß das Europäische Währungs¬ 
system sich zum Kristallisationskern einer neuen Weltwährungsordnung 
entwickeln konnte. Hier erwuchs also dem »Petro-Dollar-Währungs- 
system« eine bedrohliche Konkurrenz. Einem höheren deutschen Be¬ 
amten enttuhr ja auch im privaten Kreis die unvorsichtige Bemerkung, 
das Europäische Währungssystem sei der »Kristallisationskern eines Er¬ 
satzes tür den Internationalen Währungstonds«. Die tranzösische Re¬ 
gierung äußerte sich zur gleichen Zeit ganz unverhohlen zu solchen Ab¬ 
sichten. 

Schon 1977 knüptten Deutschland und Erankreich auch engere Be¬ 
ziehungen zu den OPEC-Ländern an. Sie sondierten die Möglichkeiten 
eines Tauschabkommens. Man wollte gegen langtristige Öllieterverträge 
zu testgesetzten Preisen den Autbau der Länder aut dem neuesten Stand 
industrieller Technik und Infrastruktur garantieren. Die OPEC-Länder 
sollten ihre überschüssigen Gewinne in kontinentaleuropäischen Banken 
hinterlegen, das heißt letztlich im Europäischen Währungssystem. Daraus 
wollte man einen Eonds speisen, der auch tür Aufbaukredite an Entwick¬ 
lungsländer gedacht war. 

London bekämptte das Konzept des Europäischen Währungssystems 
in jedem Punkt und mit allen Mitteln. Die Regierung lehnte den Beitritt 
zu diesem Währungsmechanismus strikt ab und verzögerte seine Reali¬ 
sierung, so gut es ging. Die Londoner City hatte etwas andere Absichten. 

Im September 1978 trafen sich Bundeskanzler Helmut Schmidt und 
Giscard d'Estaing in Aachen. Sie einigten sich dort aut Pläne tür eine An¬ 
näherung der wissenschattlich-technischen Erziehung in beiden Ländern 
und die engere Zusammenarbeit aut dem Gebiet der Kernenergie. Die 
Partei Giscard d'Estaings, die UDE, hatte damals ein gewaltiges Entwick¬ 
lungsprogramm vorgelegt. Es sah ein Investitionsprogramm von 100 Mil¬ 
liarden Dollar tür die Entwicklung in Europa und Atrika vor. Der Staats¬ 
besuch Präsident Carters in Bonn und Westberlin im Juli 1978 konnte die 
tranzösische und deutsche Regierung nur in ihrer Entschlossenheit zu 
einer unabhängigeren Politik bestärken. 

Mit dem Gesetz über die Nichtweiterverbreitung von Nukleartechnik 
versuchte Carter den Export jeder Eorm von Kerntechnik in Länder der 
Dritten Welt zu unterbinden. Er bediente sich dabei der falschen, von 
grüner Seite aber immer wieder nachgebeteten Behauptung, die Technik 
der triedlichen Nutzung der Kernenergie könne ohne weiteres auch zur 
Herstellung von Atomwatten verwendet werden. Im Grunde zielte Car¬ 
ters Antiatomkampagne wie die seiner Mitstreiter aut der »Linken« oder 
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»Rechten« darauf, die Abhängigkeit der Staaten vom Erdöl zu verfestigen 
und eine »technologische Apartheid« gegen die um ihre Entwicklung 
bemühten Länder der Dritten Welt zu verhängen. 

Um aber nachhaltig die »Gefahr« einer unabhängigen wirtschaftlichen 
Entwicklung der Dritten Welt zu bannen, waren noch drastischere Schrit¬ 
te erforderlich. Im November 1978 ernannte Präsident Carter seinen Kol¬ 
legen in der Trilateralen Kommission, George Ball, der schon der Bilder- 
berg-Gruppe ins Leben geholfen hatte, zum Leiter einer eigenartigen 
Sonderkommission. Es handelte sich um eine »Arbeitsgruppe Iran« im 
Weißen Haus. Sie arbeitete engstens mit Sicherheitsberater Brzezinski 
zusammen. Ball empfahl, den Schah im Iran fallen zu lassen und eine 
fundamentalistische islamische Opposition, die sich um den Ayatollah 
Khomeini geschart hatte, zu unterstützen. Sofort erhielten die »Linken« 
die erforderlichen Signale und unterstützten diese eigenartige »Revolu¬ 
tion«, die wohl das »reaktionärste« war, das man sich denken kann. Die 
Einmütigkeit aller sonst miteinander verfeindeten linken Gruppen in die¬ 
ser Sache verblüffte. Richard Bowie vom CIA wurde zum »case officer« 
für den Sturz des Schahs ernarmt. Er leitete und koordinierte die Aktionen 
gegen den Marm, den General Schwarzkopf sen. für die USA vor 25 Jah¬ 
ren auf ähnliche Weise an die Macht gebracht hatte. Man verfuhr nach 
dem gleichen Rezept wie damals. 

Der Sturz des Schahs war nur ein Moment in einem breit angelegten 
Plan zur Neugestaltung des Nahen Ostens. Pür den Plan ist der britische 
»Islam-Spezialist« Dr. Bernard Lewis verantwortlich. Er bekam damals 
gerade einen Lehrauftrag an der Princeton-Universität in den USA. Sein 
Plan lag der Bilderberg-Gruppe bei ihrem Treffen im Mai 1979 in Öster¬ 
reich vor. Danach wollte man den islamischen Pundamentalismus und 
seine radikalen Bruderschaften dazu benutzen, um den gesamten mosle¬ 
mischen Nahen Osten, den arabischen Halbmond, zu balkanisieren und 
in stammesmäßig und religiös aufgesplitterte Kleineinheiten zu zerspren¬ 
gen. 

Lewis schlug vor, der Westen solle autonome Gruppen und Minder¬ 
heiten wie die Kurden, Armenier, libanesische Maroniten, äthiopische 
Kopten, verschiedene Turkvölker usw. ermutigen, sich gegen die Regie¬ 
rungen der Staaten, in denen sie lebten, aufzulehnen. Das daraus re¬ 
sultierende Chaos würde, wie er sich ausdrückte, »einen Krisenbogen« 
erzeugen. Er machte seinen Plan den USA besonders mit dem Hinweis 
schmackhaft, daß die so erzeugte Destabilisierung rasch in die moslemi¬ 
schen Gebiete der UdSSR Vordringen werde. 
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Den Staatsstreich gegen den Schah leiteten die britischen und ameri¬ 
kanischen Dienste, wie damals schon gegen Mossadegh, in trauter Ge¬ 
meinsamkeit. Im Rampenlicht des Einsatzes gegen den plötzlich so »kor¬ 
rupten Schah« stand Zbigniew Brzezinski, während die Briten sich vor¬ 
nehm im Hintergrund hielten und Khomeinis Propaganda über ihren 
Rundfunk BBC auf persisch ausstrahlten. 

Im Jahre 1978 standen neue Verhandlungen über das auslaufende, 25 
Jahre alte Ölförderabkommen zwischen der Schah-Regierung und British 
Petroleum an. Die Gespräche scheiterten im Oktober 1978 am britischen 
»Angebot«, das ultimativ die exklusiven Rechte auf die zukünftige irani¬ 
sche Ölförderung verlangte, ohne Garantien über eine Mindestabnahme 
an Öl geben zu wollen. Die Iraner übersahen das Nordseeöl nicht und 
blieben hart. Sie wollten ihre Abhängigkeit von dem durch die Briten 
kontrollierten Export ihres Öls beenden und wie 1953 ihr Öl wieder 
selbst vermarkten. Abnahmewillige Käufer standen in Erankreich, Ja¬ 
pan, Deutschland und anderswo genug bereit. 

ln jenem September erschien in einem Leitartikel der iranischen Zei¬ 
tung Kayhan International folgende Bemerkung: »Schaut man zurück, so 
war die 25jährige Zusammenarbeit mit dem britischen Konsortium und 
die vorangegangene 50jährige Beziehung zu British Petroleum für den 
Iran alles andere als zufriedenstellend ... NlOC (National Iranian Oil 
Company) sollte seine künftigen Planungen darauf abstellen, alle Ge¬ 
schäftsaktivitäten selbst auszuführen.« 

London reagierte auf den Abbruch der Gespräche mit einer Abnahme¬ 
weigerung, die einem Boykott iranischen Öls gleichkam. Durch einen 
provozierten Streik wurde zusätzlich noch die Ölproduktion lahmgelegt. 
Damit verschärften die Briten die innenpolitischen Schwierigkeiten für 
das Schah-Regime und schufen einen weiteren Vorwand für die Agitation 
professioneller Aufwiegler im Dienste amerikanischer und britischer Ge¬ 
heimdienste. Sie schürten religiöse Unzufriedenheiten und verbanden sie 
mit den sozialen Unruhen der städtischen Armen. 

Amerikanische »Berater« trieben die gefürchtete SAVAK, die Ge¬ 
heimpolizei des Schahs, bei wachsender Unruhe und steigenden wirt¬ 
schaftlichen Schwierigkeiten zu einem immer brutaleren, provokativeren 
Vorgehen an. Das sollte im Volk ein Höchstmaß an Haß gegen den Schah 
schüren. Und prompt beschwerte sich die Regierung Carter über die 
»Verletzung der Menschenrechte« im Iran. Dabei wußten Brzezinski und 
die CIA sehr genau, was da gespielt wurde. 

Natürlich fehlte die Kapitalflucht nicht. British Petroleum hatte natur- 
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gemäß den stärksten Einfluß auf iranische Banken und die Finanzwelt. Sie 
wußte den verunsicherten Reichen mit den richtigen Ratschlägen auszu¬ 
helfen. Der britische Rundfunk BBC, der Programme in persischer Spra¬ 
che bis in den hintersten Winkel Persiens ausstrahlte, peitschte die plötz¬ 
lich ausbrechende Hysterie gegen das Schahregime durch übertriebene 
Berichterstattung und breite Reportagen vom Protest gegen den Schah an. 
BBC diente sich dem in Frankreich bereitgehaltenen Ayatollah Khomeini 
als Medium und Propagandainstrument geradezu an und verweigerte 
den Regierungsvertretern des Schahs jedes Recht der Gegendarstellung 
oder der Möglichkeit, erklärend und besänftigend auf Vorwürfe zu ant¬ 
worten. Die BBC ist ein Staatsrundfunk und fest in der Hand der briti¬ 
schen Regierung. Der Schah wandte sich in zahlreichen Versuchen an die 
britische Regierung, ihre Eingriffe in die inneren Angelegenheiten des 
Irans zu unterlassen. Auch seine persönlichen Appelle an die Rundfunk¬ 
anstalt selbst hatten keinen Erfolg. 

Der Sturz des Schahs war beschlossene Sache, auch wenn er das von 
seinen ehemaligen Gönnern zunächst nicht glauben wollte. Im Januar 
1979 floh er außer Landes, und einen Monat später begann der damals 
von SPD und den Linken hochgelobte Khomeini sein theokratisch ver¬ 
klärtes Blutbad gegen Andersdenkende und politische Gegner. 

Der Schah kam erst Monate später - kurz vor seinem Tod - zur Ein¬ 
sicht. Im Exil diktierte er einem Interviewer: »Damals wußte ich es nicht 
oder wollte es vielleicht auch nicht wissen, aber jetzt ist es mir klar: Es 
waren die Amerikaner, die mich weg haben wollten. Es besteht gar kein 
Zweifel mehr, das war es, was die Advokaten der Menschenrechte im 
State Department wollten ... Was sollte ich von der plötzlichen Entschei¬ 
dung halten, den früheren Staatssekretär im Außenministerium George 
Ball als Sonderberater für Iran-Angelegenheiten ins Weiße Haus zu ho¬ 
len? Ball gehörte zu jenen jungen Amerikanern, die mich und auch mein 
Land loswerden wollten.«io 

Mit dem Sturz des Schahs und der Machtergreifung der fanatisierten 
Khomeini-Anhänger war das Chaos vorprogrammiert. Es dauerte nur bis 
zum Mai, bis Khomeini sich die Industrieaufbaupläne des Schahs vor¬ 
nahm und alle mit deutschen und französischen Firmen abgeschlossenen 
Verträge über den Ausbau der heimischen Kernenergie aufkündigte. 

Die Förderung iranischen Erdöls von damals noch etwa drei Millio¬ 
nen Faß pro Tag wurde unterbrochen. Auch Saudi-Arabien reduzierte 
seine Erdölförderung in jenen kritischen Januar-Tagen des Jahres 1979 
um täglich rund zwei Millionen Faß. Gründe wurden nicht genannt, sie 
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lagen auf der Hand. British Petroleum berief sich auf »höhere Gewalt« 
(gemeint war wohl die Gottheit von Adam Smith, die »unsichtbare 
Hand«) und kündigte größere Öllieferverträge. BP, Royal Dutch Shell und 
andere multinationale Unternehmen trieben am Rotterdamer Spotmarkt 
die Erdölpreise in die Höhe. Damit kam die zweite Ölkrise der 1970er 
Jahre in Gang. 

Es gibt Anzeichen dafür, daß die höheren Ränge des US-Establish- 
ments und die Londoner Drahtzieher des Khomeini-Putsches Präsident 
Carter über die eigentlichen Hintergründe und Absichten ihres Vorge¬ 
hens in Unkenntnis gelassen hatten. Die Polgen der neuen Energiekrise 
bildeten neben der Geiselaffäre den Hauptgrund für seine Wahlniederla¬ 
ge im folgenden Jahr. 

Eine wirkliche Knappheit hat es in der Weltölversorgung nie gegeben. 
Die Pörderkapazitäten Saudi-Arabiens und Kuwaits hätten ohne weiteres 
die iranischen und andere Ausfälle ausgleichen können. Zu dem Ergebnis 
kam später eine Untersuchungskommission des General Accounting Office 
in einer Studie für den amerikanischen Kongreß. 

Trotzdem stiegen die Preise in diesen Tagen rasant um bis zu 14 Dollar 
pro Paß und erreichten in manchen Sorten und Bereichen die astrono¬ 
mische Höhe von 40 Dollar pro Paß. ln Amerika bildeten sich an den 
Tankstellen lange Schlangen. Ein seit langem vergessenes Gefühl der Pa¬ 
nik kam wieder auf. Präsident Carter und sein Energieminister, der frühe¬ 
re CIA-Direktor James R. Schlesinger, beruhigten die Lage auch nicht ge¬ 
rade mit Erklärungen wie dieser vom Pebruar 1979: »Der Ausfall des ira¬ 
nischen Öls hat voraussichtlich schwerwiegendere Polgen als das arabi¬ 
sche Ölembargo von 1973.«" 

Die Trilaterale Kommission hielt die Außenpolitik der Regierung 
Carter fest in der Hand. Sie sorgte auch dafür, daß aus den Bemühungen 
Deutschlands und Prankreichs, im Rahmen der Entspannungspolitik die 
Wirtschafts-, Handels- und diplomatischen Beziehungen mit der be¬ 
nachbarten Sowjetunion zu verbessern, nicht viel wurde. Vor allem streb¬ 
ten die beiden wichtigsten Länder Kontinentaleuropas nämlich ein ver¬ 
läßliches, langfristiges sowjetisch-europäisches Energieabkommen an. 
Dagegen setzten Carters Sicherheitsberater Brzezinski und Außenminister 
Cyrus Vance nun den Plan von Dr. Bernard Lewis für einen islamischen 
»Krisenbogen« ein. Der iranische Putsch sollte an der Südflanke der So¬ 
wjetunion Unruhe unter der moslemischen Bevölkerung auslösen. Ein 
Heer amerikanischer Berater reiste in die Grenzregionen, vor allem nach 
Pakistan und in die Türkei. 
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Um den Druck noch zu steigern, zog Brzezinski die »China-Karte«. Im 
Dezember 1978 erkannten die USA das kommunistische China diplo¬ 
matisch an und entzogen zu diesem Zweck ihrem Verbündeten, dem na¬ 
tionalchinesischen Regime in Taiwan, die Anerkermung. Rotchina erhielt 
Sitz und Stimme, einschließlich Vetorecht, im Gremium der fünf ständi¬ 
gen Mitglieder im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen. Außerdem er¬ 
hielten die chinesischen Kommunisten Zugang zu amerikanischer Hoch¬ 
technologie und, um das Maß voll zu machen, umfassende amerikanische 
Militärhilfe. Auf dem Gipfeltreffen im Januar 1979 protestierte Bundes¬ 
kanzler Helmut Schmidt gegen diese Politik der »China-Karte« Präsident 
Carters, weil sie die neu entstehenden, noch zerbrechlichen deutsch- 
sowjetischen Beziehungen gefährde. In Moskau werde dadurch der Ein¬ 
druck geweckt, die NATO kehre zu ihrer aggressiven und feindseligen 
Einkreisungspolitik aus der Zeit des Kalten Krieges zurück.12 

Schließlich entfesselten die Anglo-Amerikaner im Oktober 1979 zu¬ 
sätzlich zur zweiten Ölkrise der 1970er Jahre einen Einanzschock. Im 
August hatte Carter auf Anraten David Rockefellers und anderer ein¬ 
flußreicher Stimmen der Wall Street Paul Volcker zum Chef der Federal 
Reserve Bank ernannt. Paul Volcker war schon im August 1971 maßgeb¬ 
lich an der Abkoppelung des Dollars vom Gold beteiligt gewesen. Als 
ehemals leitender Angestellter bei Rockefellers Chase Manhattan Bank saß 
er selbstverständlich auch in David Rockefellers Trilateraler Kom¬ 
mission. 

Obwohl der Ölpreisanstieg bis auf 40 Dollar pro Paß die Nachfrage 
nach Dollar gewaltig steigerte, reagierte der Dollar an der Börse schwach. 
Die Sorge um die wachsende Inkompetenz der amerikanischen Regie¬ 
rung schwächte den Dollar. Seit Beginn des Jahres 1978 war sein Wert 
um 15 Prozent gegenüber anderen starken Währungen gesunken. Der 
Goldpreis begann zu steigen und erreichte im September 1979 die dama¬ 
lige Rekordhöhe von 400 Dollar je Peinunze. Die Araber und andere 
Geldbesitzer begannen ihr Geld lieber in Gold als in unsicheren Dollars 
anzulegen. Schon im September drohte der Dollar durch den Pußboden 
zu fallen, als bekannt wurde, daß die saudische Zentralbank ihre US- 
Schatzanleihen zu verkaufen begarm. Sie besaß solche Anleihen in Milli¬ 
ardenhöhe. Anscheinend waren selbst diesen 150prozentigen Ver¬ 
bündeten der Vereinigten Staaten Zweifel an der Präsidentschaft Jimmy 
Carters gekommen. 

Um dieser Entwicklung zu begegnen, entschlossen sich die Pinanz- 
strategen in London und New York, auf den Ölschock noch einen Pinanz- 
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schock zu setzen. Im Oktober 1979 verkündete der neue Chef der Federal 
Reserve Bank in New York eine völlig neue Währungspolitik. Der Kongreß 
war schockiert, das Weiße Haus hilflos. Paul Volcker belog beide in voller 
Absicht, als er verkündete, seine radikale monetaristische »Kur« ziele nur 
darauf ab, »die Inflation aus dem System zu treiben«. In Wirklichkeit ging 
es darum, den Dollar wieder zur begehrtesten Währung der Welt zu ma¬ 
chen. Daß er damit der amerikanischen Industrie den Todesstoß versetzte, 
nahm Paul Volcker in Kauf. Vor dem Kongreß erklärte er: »Eine restrikti¬ 
ve Geld- und Kreditpolitik über einen beträchtlich langen Zeitraum auf¬ 
rechtzuerhalten muß ein wesentlicher Punkt eines jeden Programms sein, 
das der tiefverwurzelten Inflation und inflationären Erwartungen begeg¬ 
nen will.« 

Der Betrug an seinen Ausführungen war, daß er die eigentlichen 
Gründe der ansteigenden Inflation verschwieg oder falsch darstellte. 
Zwei Ölschocks hatten den Energiepreis in nur sechs Jahren um 1300 
Prozent ansteigen lassen. Auch seine Vorhaltungen, er müsse den ame¬ 
rikanischen Geldumlauf durch die Beschränkung von Krediten für Ban¬ 
ken, Industrie und Konsumenten verknappen, waren natürlich Spiegel¬ 
fechterei. Wie jeder Bankier wußte auch Volcker, daß die Verknappung 
der heimischen Geldversorgung nur ein kleiner Teil des Problems war. 
Er wußte, daß seine Maßnahmen auf die schätzungsweise 500 Milliar¬ 
den Dollar, die außerhalb der USA auf den Euro-Dollar-Märkten Lon¬ 
dons oder der Cayman Islands zirkulierten, kaum Einfluß hatten. Als 
Paul Volcker im Oktober 1979 seine restriktive Geldpolitik durchsetzte, 
schätzte Morgan Guaranty Trust die Dollar-Menge auf den Euro-Dollar- 
Märkten auf 57 Prozent der heimischen Geldmenge. Der US-Bürger 
mußte für diese in den internationalen Steueroasen und Offshore- 
Banken wuchernden Geldmengen nun die Zeche bezahlen. 

Die neue Pinanzpolitik trieb die Zinsraten auf den Euro-Dollar-Märk¬ 
ten birmen weniger Wochen von stattlichen zehn Prozent auf 16 und 
schließlich bis auf über 20 Prozent in die Höhe. Die Welt schaute mit offe¬ 
nem Mund zu. Das schien der »Inflation« tatsächlich den Garaus zu ma¬ 
chen. Dafür machte sich eine tiefe Wirtschaftsdepression breit. Die 
Schuldner kratzten das letzte Geld zusammen, um wenigstens ihre Zinsen 
zahlen zu können, und der Dollar feierte fünf Jahre lang einen außeror¬ 
dentlichen Aufstieg. 
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Anmerkungen 


1. Quellen: International Iran and Steel Institute: World Steel in Figures. 
Brüssel 1991. Und Fearnley's World Shipping Annual Reports, Oslo. 

2. Carli, Guido: Why Banks Are Unpopulär. Vorlesung vor der Per-Jacobsson- 
Stiftung. Stockholm, 12. Juni 1976. 

3. Jahresbericht der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich. Basel, Juni 
1976. 

4. Komplett abgedruckt in International Currency Review, Vol. 20, Nr. 6, Janu¬ 
ar 1991. Brief von Jack F. Bennett an Henry Kissinger, February 1975. »Be¬ 
trifft: Besondere Vereinbarungen über den Ankauf amerikanischer Regie¬ 
rungsanleihen durch die Regierung Saudi-Arabiens«. 

An der Karriere Jack F. Bennetts ist bemerkenswert, daß Exxon ihn 1971 
dem Schatzamt unter Nixon »ausgeliehen hatte«. Dort half er Paul Volk- 
ker, die monetäre Seite des kommenden »Petro-Dollar-Währungssystems« 
und die Abkopplung des Dollars vom Gold vorzubereiten. Nach dem 
ersten Ölschock von 1973 und der erfolgreichen Einführung des Petro- 
Dollar-Systems kehrte Bennett 1975 zu Exxon zurück. Ähnlich erging es 
Lord Victor Rothschild. Er wechselte vom Leiter der strategischen For¬ 
schungsabteilung bei Royal Dutch Shell 1971 an den Sitz des britischen 
Premierministers über, wo er die Leitung des zentralen politischen Stabes 
übernahm, in dieser Position konnte er nicht nur außergewöhnlich stark 
auf die britische Politik einwirken, er konnte sich und seine Firma auch 
auf den drastischen Ölpreisanstieg des Jahres 1973 einstellen, den er geni¬ 
alerweise »vorhergesehen« hatte. Er arbeitete damals besonders eng mit 
dem damaligen US-Sicherheitsberater Kissinger zusammen. 

5. Hirsh, Fred, u.a.: Alternatives to Monetary Disorder. Council on Foreign 
Relations 1980's Project. London 1977, bei McGraw-Hill, S. 55. 

6. Nicht nur Entwicklungsländer, sondern auch Industriestaaten versuchten 
einen Ausweg aus dem Schuldenberg zu finden, welcher die Ölkrise in 
den 1970er Jahren hinterlassen hatte. Masaki Nakajima, Vorsitzender des 
Mitsubishi Research Institute, schlug bereits im Jahre 1977 vor, einen - wie 
er es nannte -»weltweiten Infrastruktur-Fonds« zu errichten. Er begründe¬ 
te dies folgendermaßen: »Jedes Land sucht krampfhaft nach einem Weg 
aus der verlängerten weltweiten Rezession nach den Ölkrisejahren. Was 
hier als weltweiter Infrastruktur-Fonds bezeichnet wird, ist ein Konzept, 
welches Japan als seine Verantwortung auf internationaler Ebene betrach¬ 
ten sollte ... Der Vorschlag sieht vor, eine effektive Nachfrage innerhalb 
dieses Landes von mehr als $ 500 000 Milliarden zu generieren ... unter 
der Voraussetzung, daß alle führenden Industriestaaten und ölerzeugen¬ 
den Staaten mitziehen. Er zielt darauf ab, neue Energiequellen zu entwik- 
keln und die weltweite Lebensmittelproduktion zu erhöhen ... Die weiter- 
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führenden verschiedenen >Super-Projekte<, welche vorgeschlagen werden, 
würden somit zu einer friedlichen Nachfrage in der Fertigungsindustrie 
führen zu technologischen Anreizen der führenden Länder, anstelle 
Waffenproduktion ... Jetzt ist die Zeit für die Menschheit für langfristige, 
mutige Visionen ...« Nakajimas Liste der vorgeschlagenen »großen Pro¬ 
jekte« beinhaltet die Begrünung der Sahara für den Ackerbau, Wasser¬ 
kraftwerke am Himalaja, das Anlegen von künstlichen Seen in Zentral¬ 
afrika, namentlich im Tschad sowie im Kongo, sowie die Entwicklung 
einer Reihe von Wasserkraftwerken respektive Stauseen in Südamerika. 
Der »Nakajima-Vorschlag« wurde im Jahre 1990 wiederbelebt aus Anlaß 
des Weltwirtschaftsforums in Davos, mit Unterstützung der japanischen 
Industrievereinigung Keidanren. 

7. Vgl. 9. Kapitel 9, Anmerkung 8: Die Ausführungen Henry Kissingers über 
seine enge Zusammenarbeit als US-Außenminister mit dem britischen 
Außenministerium. 

8. Bhutto, Benazir: Tochter der Macht: Autobiographie. München 1989, bei 
Droemer Knaur. 

9. Zur Gründung der Trilateralen Kommission vgl. 9. Kapitel, Anmerkung 
10. Diese Einrichtung sollte dem Einfluß der Bilderberg-Gruppe eine brei¬ 
tere politische Basis geben, um ihn in den politischen Instanzen in Europa, 
Amerika und Japan besser und koordinierter zur Geltung bringen zu kön¬ 
nen. Ihrer Gründung versuchte auch der aufkommenden Wirtschafts¬ 
macht Japan Rechnung zu tragen, ln Europa gehörte ihr u.a. Graf Lambs¬ 
dorff an. Die meisten europäischen Mitglieder waren langjährige Kontakte 
der Rockefellers oder stammten aus den »synarchistischen« Kreisen der 
Kriegszeit. Daß zwischen Henry Kissinger und Rockefellers Zögling, dem 
US-Präsidenten Jimmy Carter, keine grundsätzlichen Meinungsverschie¬ 
denheiten bestanden, erhellt schon die Tatsache, daß Rockefeiler Henry 
Kissinger nach dessen Ausscheiden aus der Regierung in den Beraterstab 
der Chase Manhattan Bank holte. Es war damals innenpolitisch nicht zu 
verkraften, ihn in die neue »demokratische« Administration zu überneh¬ 
men. Darüber hinaus machte Rockefeiler Kissinger anstelle des in die 
Carter-Regierung abkommandierten Brzezinski zum leitenden Direktor 
der Trilateralen Kommission. 

10. Im Jahre 1978 veröffentlichte die persisch/iranische Zeitschrift Ettelaat 
einen Artikel, worin Khomeini beschuldigt wurde, ein britischer Agent zu 
sein. Daraufhin organisierten die Kleriker gewalttätige Demonstrationen, 
welche zur Flucht des Schahs einen Monat später führten (siehe: U.S. Li¬ 
brary of Congress Country Studies, Iran, »The Coming of the Revolution«, 
Dezember 1987). Die Rolle des persischen Programms der BBC bezüglich 
der Amtsenthebung des Schahs ist detailliert in einem Artikel von Hossein 
Shahidi vom 24. September 2001 beschrieben, der den Titel trägt: »BBC 
Persian Service 60 years on«. Das persisch/iranische Programm der BBC 
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wurde dermaßen gleichgesetzt mit Khomeini, daß ihm der Spitzname 
»Ayatollah BBC« gegeben wurde. 

11. Comptroller General of the United States: Iranian Oil Cutoff: Reduced Petro¬ 
leum Supplies and Inadequate U. S. Government Response. Bericht des General 
Accounting Office an den amerikanischen Kongreß, 1979. 

12. Im April 1975 haffe die Regierung Helmuf Schmidf mit dem Generalsekre¬ 
tär der KPdSU Breschnew und Schah Reza Pahlewi ein bemerkenswertes 
Dreiecksgeschäft ausgehandelt. Es sah vor, das sonst abgefackelte Erdgas 
der Felder Bebehan und Gachsaran über eine Pipeline nach Kasachstan 
und Isfahan im Süden der Sowjetunion zu leiten. Dort gab es größere 
Energieversorgungsprobleme. Dafür wollfe die Sowjetunion Erdgas aus 
Sibirien nach Westdeutschland leiten. Als Entgelt würden deutsche Fir¬ 
men die Röhren für die Pipeline und ein Sfahlwerk in Isfahan bauen, wäh¬ 
rend die Sowjefunion an den Iran Industriegüter im Wert von einer Milli¬ 
arde Rubel schicken würde. Abgesehen von der geschäftlichen Seite be¬ 
deutete, wie der Schah feststellte, »dieses Vorgehen eine Sicherheit gegen 
mögliche sowjetische Feindseligkeiten«. Eine der ersten Amtshandlungen 
des Khomeini-Regimes war es, dieses Dreiecksgeschäft von iranischer 
Seite aufzukündigen. 
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11. Kapitel 


Die neue Weltordnung als 
Götterdämmerung 


Paul Volcker leiht sich das britische Modell 

Lange bevor Karl Marx von Klassenkampf sprach, verfolgte der britische 
Liberalismus ein Gesellschaftsmodell, das die Gesellschaft in eine »hö¬ 
here« und eine »niedere« Klasse trennte. Die Grundlagen des Liberalis¬ 
mus im 19. Jahrhundert, die sich auch in der Freihandelsdoktrin eines 
Adam Smith und David Ricardo niederschlugen, führten logisch und 
vorhersehbar zur Verarmung des größten Teils der britischen Gesell¬ 
schaft. Sie halfen, den gesellschaftlichen Reichtum in den Händen einer 
immer kleineren »Oberklasse« von Superreichen zu konzentrieren. Die 
Abschaffung der Korngesetze nach 1846 war - wie bereits dargelegt - ein 
entscheidender Schritt auf diesem Weg. 

Der einflußreichste Publizist dieses britischen Liberalismus im heuti¬ 
gen Amerika war der aristokratisch gesonnene Walter Lippmann. Er stell¬ 
te dem amerikanischen Publikum die angestrebte Klassengesellschaft in 
modernem Gewand vor. Eine Gesellschaft zerfällt naturgemäß, sagte 
Lippmann, in die große vulgäre Masse der ahnungslosen und meist 
dummen »Öffentlichkeit« und in eine »Sonderklasse«, die Elite. Die 
Masse ist auf die Eührung durch eine Elite angewiesen. Zur Sonderklasse 
gehören nach Lippmann die »verantwortlichen Männer«. Sie legen fest, 
was jeweils als »nationales Interesse« zu gelten habe. Sie besetzen die 
Spitzen der Verwaltung und Regierung und orientieren sich dabei an den 
Interessen privater Vermögen und privater Macht. Welche Beziehungen 
dort zwischen Macht und Reichtum herrschen, geht die Masse nichts an. 
»Sie würde es ohnehin nicht verstehen.« 

Nach Lippmann soll die breite Masse das Gefühl haben, als ob sie tat¬ 
sächlich »demokratische« Macht ausübe. Die Illusion der Demokratie 
muß von der Elite der »Verantwortlichen« gepflegt und gelenkt werden. 
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indem sie für einen gesellschaftstragenden »Konsens« sorgt. Diese und 
ähnliche Ideen wurden von Walter Lippmann Jahrzehnte vor Paul Volk- 
ker als die »politische Philosophie der liberalen Demokratie« erörtert. Mit 
der Vorstellung, daß eine kleine, auserwählte Schar die breite Masse zu 
beherrschen und zu lenken habe, näherte sich der moderne anglo-ame- 
rikanische Liberalismus zu einem erstaunlichen Grad den gesellschaft¬ 
lichen Vorstellungen Lenins an. Auch bei ihm sollte ja eine Avantgarde 
die »Diktatur des Proletariats« über die träge breite Masse errichten und 
dies im Namen einer zukünftigen, idealeren Gesellschaft rechtfertigen. 
Beide Modelle gründen sich darauf, die breite Bevölkerung für dumm zu 
verkaufen.! 

Seit der Nachkriegsrezession von 1957 propagierten eine kleine Zahl 
internationaler Bankiers und die Vorstände der Ölgesellschaften diese Art 
von Liberalismus in den USA. Im Grunde verpflanzten sie nur die Idee 
des Britischen Empire aus dem 19. Jahrhundert in das New Yorker Milieu. 
Der einzige Unterschied bestand darin, daß sich dieser aufgeklärte Libera¬ 
lismus in Amerika auf eine Geldaristokratie und nicht auf eine der Geburt 
und der königlichen Protektion stützte. Dieser Liberalismus wurde zur 
Ideologie des sogenannten Ostküsten-Establishments. Mit zunehmendem 
Einfluß auf die wirtschaftlichen Geschicke des Landes modelte es auch 
das geistige Wesen der Vereinigten Staaten um. 

Amerika verkörperte für die Geknechteten der Welt einmal das Ideal 
der Ereiheit. Nun verwandelte sich dieses Amerika hinter einer Eassade 
von »Ereiheit und Demokratie« Schritt für Schritt in das Gegenteil. 

Das Zusammenwirken der beiden Ölkrisen der 1970er Jahre und die 
damit verbundene »trabende Inflation« brachte in Amerika sogar eine Art 
»Landadel« hervor. Landbesitzer wurden über Nacht und ohne viel Zu¬ 
tun zu Millionären. Sie hatten keine neuen technischen Entwicklungen 
hervorgebracht und keine neue Industrie aufgebaut. Sie wurden es nur, 
weil für sie totes Land im Grundbuch eingetragen war. 

Die Ölschocks führten zu einer weiteren Polarisierung der Gesellschaft. 
Einer wachsenden Gruppe armer Leute, deren Lebensstandard kontinu¬ 
ierlich absank, stand eine verschwindend kleine Zahl von Superreichen 
gegenüber, deren Vermögen exponentiell wuchs. Paul Volckers monetari- 
stische Schocktherapie vom Oktober 1979 beschleunigte diese Entwick¬ 
lung und trieb sie auf die Spitze. 

Die monetaristische Schocktherapie, mit der Paul Volcker die USA 
seit dem 6. Oktober 1979 beglückt hatte, war keineswegs seine eigene 
Idee. Sie wurde bereits Monate vorher praktiziert. Man braucht nicht 
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lange zu fragen, wo: in Großbritannien. Paul Volcker und seine Freunde 
unter den Bankiers, allen voran Lewis Preston von der traditionell an- 
glophilen Wall-Street-Bank Morgan Guaranty Trust Company, hatten nur 
auf US-Verhältnisse übertragen, was die Regierung Thatcher in England 
tat. 

Anfang Mai 1979 hatte Margaret Thatcher die Wahl gegen James Cal- 
laghan von der Labour Party gewormen. Sie hatte sich mit der Forderung 
durchgesetzt: »Die Inflation muß aus der Wirtschaft hinausgedrängt wer¬ 
den.« Thatcher war umringt von einem engen Kreis von Ideologen der 
»Freien Marktwirtschaft«. Sie redeten mit Hilfe der Medien der breiten 
Masse ein, nicht der erneute Ölpreisanstieg um 140 Prozent seit dem Sturz 
des Schahs sei die Ursache für die auf 18 Prozent gekletterte englische 
Inflationsrate, sondern die Ausgabenpolitik der Regierung. 

Die Regierung Thatcher verlangte, der Wirtschaft den Geldhahn zu¬ 
zudrehen, um so die inflationär überhöhten Preise zu senken. Eine der 
Hauptquellen der überschäumenden Geldzufuhr bildete nach herrschen¬ 
der Meinung die Finanzierung der chronischen Regierungsschulden. 

Man brauche den Haushalt nur tüchtig zu beschneiden, schon versiege 
der überschüssige Geldstrom in die Wirtschaft, und dadurch werde die 
Geldinflation gebremst: So einfach stellt sich das nach monetaristischer 
Doktrin dar. Gleichzeitig verteuerte die Bank von England durch höhere 
Zinsen die Kredite. Die Wirkung konnte nicht ausbleiben. Es entstand, 
wie jeder sich an den Fingern hätte abzählen können, eine Depression. 
Aber so nannte man das nicht. Man gab ihr den wohlklingenden Namen 
»Thatcher-Revolution«. 

Thatchers Wirtschaftspolitik bestand nur aus Beschneiden, Auspres¬ 
sen, Stillegen. Schon im Juni 1979, einen Monat nach Regierungsantritt, 
begann Thatchers Schatzkanzler Sir Geoffrey Howe die Zinsraten für die 
Banken anzuheben, ln der kurzen Zeit von zwölf Wochen hob er sie von 
dem bereits hohen Niveau von zwölf Prozent auf stolze 17 Prozent an. 
Investoren und Häuslebauer mußten binnen Wochen 42 Prozent mehr für 
das Geld beziehungsweise ihre Schulden bezahlen. Nie zuvor hat eine 
Industrienation - abgesehen von Kriegszeiten - in so kurzer Zeit einen so 
drastischen Schock über sich ergehen lassen. 

Dazu kürzte die Bank von England noch die Versorgung der Wirt¬ 
schaft mit Geld, um die Zinsen hoch halten zu körmen. Geschäfte gingen 
reihenweise, weil sie anstehende Zahlungen nicht finanzieren kormten, 
bankrott. Familien verloren ihre Häuschen. An langfristige Investitionen 
in Kraftwerke, Infrastrukturmaßnahmen oder die Neuanlage von Fabri- 
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ken war nicht mehr zu denken. Die Wirtschaft kam dank der moneta- 
ristischen Revolution Margaret Thatchers zu einer Art Stillstand. 

Natürlich bestand das Problem der gewerblichen Wirtschaft in Eng¬ 
land nicht darin, daß größere Unternehmen wie der größte Automobil¬ 
hersteller British Leyland oder Rolls Royce und viele andere in Staatshand 
lagen. Unter Thatcher wurden die meisten Staatsbetriebe privatisiert, 
das heißt an private Geldgeber versteigert. Das Problem der gewerbli¬ 
chen Wirtschaft lag anderswo. Es fehlte an Investitionen, und die Infra¬ 
struktur zerfiel vor den Augen der lässigen Regierung. Das traf nicht 
nur das Transportwesen. Noch verheerender wirkten sich das verfaulen¬ 
de Bildungssystem für angehende Eacharbeiter wie auch die Einsparun¬ 
gen im Eorschungs- und Entwicklungsbereich auf die Wirtschaft aus. 
Nicht »Einmischungen der Regierung in die Wirtschaft«, sondern eine 
über mehr als zehn Jahre fortgesetzte, falsche Regierungspolitik war für 
das wirtschaftliche Desaster verantwortlich. 

Thatchers Wirtschaftsrevolution verabreichte gegen die sich verschlim¬ 
mernde Krankheit eine falsche Medizin, und das war wohl auch vollkom¬ 
mene Absicht. Ihre Maßnahmen kamen nur den Ölgesellschaften wie 
Shell, BP und den ihnen verbundenen Großunternehmen zugute. Marga¬ 
ret Thatcher, die Krämerstochter, war von ihren zynischen Gönnern dazu 
ausersehen, die ihr vorbestimmte Rolle im größeren, geopolitischen Spiel 
zu spielen. 

Was brachte Thatchers Politik, für die sie den stolzen Namen »Eiserne 
Lady« bekam, dem englischen Volk? Die Arbeitslosenzahlen verdop¬ 
pelten sich in Großbritannien. Als sie gewählt wurde, waren 1,5 Millionen 
arbeitslos, nach 18 Monaten Regierung brachte sie es auf drei Millionen. 
Die Gewerkschaften galten als Hindernis auf dem Weg der großen Wirt¬ 
schaftsrevolution. Ihnen wurde die Hauptschuld an der Geldinflation 
gegeben. Entsprechend wurden sie behandelt. 

ln all den Jahren, in denen Shell und BP den astronomischen Preis von 
36 Dollar pro Paß für ihr Nordseeöl einstrichen, fiel kein Wort seitens der 
Regierung gegen die großen Ölfirmen und die Großbanken der Londoner 
Innenstadt, die die Situation ausnutzten und überhöhte Gewirme einstri¬ 
chen. Thatcher beseitigte sogar, um den Banken entgegenzukommen, alle 
Währungskontrollen. Demzufolge wurde lieber mit Immobilien in Hong¬ 
kong und Lateinamerika spekuliert, als in die marode heimische Industrie 
und Infrastruktur zu investieren. 2 

Der radikale Monetarismus nahm seinen Ausgang in Großbritannien, 
schwappte auf die USA über und drang von dort aus in die übrige west- 
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liehe Welt vor. Er wucherte wie ein Krebsgeschwür. Überall trug er die 
gleichen Züge: Beschneiden der Regierungsausgaben, Senken von Steu¬ 
ern, Deregulierung der Märkte und Ausschalten der Gewerkschaften. Die 
Zinsen stiegen weltweit auf ein Niveau, das man früher für Wucher 
gehalten hätte. 

ln den USA, wo Paul Volcker Thatchers monetaristische Schockpolitik 
nachäffte, stiegen die Zinssätze in manchen Fällen auf bis zu 20 Prozent. 
Welche Folgen dies für die Wirtschaft haben mußte, erfuhr man bald. In¬ 
dustrielle Investitionen konnten bei einem Zinssatz von 20 Prozent oder 
auch nur 17 Prozent nicht gewinnbringend sein und unterblieben des¬ 
halb. Investitionen, die bis zu ihrer Amortisierung einen Zeitraum von 
vier bis fünf Jahren und mehr benötigten, wurden schlicht undenkbar. 
Das verboten allein schon die hohen Zinsen. 

Nach dem Unfall im Kernkraftwerk Three Mile Island wurden die Zu¬ 
lassungsverfahren für Kernkraftwerke verlangsamt und die Sicherheits¬ 
auflagen verschärft. Dadurch verzögerte sich die Fertigstellung im Bau 
befindlicher Anlagen um Jahre. Für die Energieversorgungsunternehmen 
in den USA war es unter Volckers Hochzinsregime einfach nicht mehr 
rentabel, in weitere Kernkraftwerke zu investieren. Nach 1979 wurde kein 
einziges Kernkraftwerk in den USA mehr bestellt, und die Verträge für 
eine Reihe halbfertiger oder geplanter Kernkraftwerke wurden aus finan¬ 
ziellen Gründen zurückgezogen. SPD und Grüne setzten hierzulande das 
Atommoratorium durch. Einer der fortgeschrittensten Sektoren der ge¬ 
werblichen Wirtschaft wurde einfach eingeschläfert. 

Jimmy Carter wußte angesichts der Volckerschen Schocktherapie 
überhaupt nicht, wie und was ihm geschah. So unterschrieb er im März 
1980 ein höchst merkwürdiges Gesetz, das »Gesetz zur Deregulierung der 
Geldinstitute und zur monetären Kontrolle von 1980«. Es erlaubte der 
Federal Reserve Bank, einem privaten Bankenkonsortium, das die Aufgaben 
einer Notenbank wahrnimmt, anderen Banken Mindestreserve- 
Forderungen aufzuerlegen, auch wenn diese, wie etwa die Spar- und Dar¬ 
lehenskassen, nicht dem Federal-Reserve-System unterstanden. Das Gesetz 
stellte sicher, daß Paul Volckers Geldverknappung die Kreditvergabe er¬ 
folgreich erschwerte. Zusätzlich beseitigte das Gesetz alle gesetzlichen 
Obergrenzen für Zinsen, die Banken ihren Kunden abverlangen durften. 
Solche Obergrenzen waren unter der Bezeichnung »Regulation Q« vom 
Federal-Reserve-System festgelegt worden. Mit ihnen fielen auch in den 
Bundesstaaten alle Bestimmungen, die den Zinsanstieg begrenzt hatten 
und deshalb auch »Gesetze gegen den Zinswucher« genannt wurden. 
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Der Himmel bildete nun die Obergrenze für Zinsen, entsprechend dem 
religiösen Dogma der anglo-amerikanischen Monetaristen. Geld sollte die 
Welt wie einen unterwürfigen Sklaven regieren. Jedenfalls sollte sie 
pünktlich ihre Wucherzinsen an die Londoner und New Yorker Banken 
zahlen. 

Langfristig angelegte, kapitalintensive Investitionsprogramme über¬ 
lebten den Ansturm dieser politischen Offensive von Paul Volcker und 
Margaret Thatcher nicht. Im Gegenteil, sie fielen zuerst den Einsparungen 
anheim. Man sparte zuerst am Bau von Eisenbahnen, Autobahnen, Brük- 
ken, Kanalisationswegen und bei der Stromversorgung. Grüne Umwelt¬ 
ideologen lieferten nicht selten die »antikapitalistischen« Argumente zum 
Abwürgen solcher Infrastrukturprojekte. Der Erfolg war enorm: Das In¬ 
ternationale Eisen- und Stahl-Institut errechnete, daß die Regierungen der 
führenden Industrienationen Ausgaben für Investitionen in öffentliche 
Infrastrukturmaßnahmen zwischen dem ersten Ölschock und dem Jahr 
1985 um die Hälfte zusammenstrichen. 

Die Produktionszahlen für Stahl oder die Tonnage des internationalen 
Überseewarenverkehrs sind wichtige Indikatoren der realen gewerblichen 
Wirtschaftstätigkeit. An ihnen zeigten sich deutlich die Auswirkungen 
der katastrophalen, monetaristischen Politik der anglo-amerikanischen 
Elite. Die Stahlindustrie versank in die tiefste Krise seit der Depression 
der 1930er Jahre.3 

Paul Volckers Geldpolitik und die damit verbundene Talfahrt der ge¬ 
werblichen Wirtschaft in den USA bildeten die Hauptursache für die ver¬ 
nichtende Wahlniederlage Jimmy Carters im November 1980. Sein Nach¬ 
folger, der ehemalige Hollywood-Schauspieler der zweiten Garnitur Ro¬ 
nald Reagan, gehörte zum konservativen Lager der Republikanischen 
Partei. Er hatte keine Schwierigkeiten mit Volckers monetärer Schockpoli¬ 
tik. Als Gouverneur von Kalifornien hatte ihn Milton Eriedman, der Guru 
des Monetarismus und Chefökonom der Mont-Pelerin-Gesellschaft, be¬ 
treut. 

Auch Margaret Thatcher gab sich ausgesuchte Mühe, ihre »Sonder¬ 
beziehungen zu Reagan« zu pflegen. Sie ermutigte Reagan, die Geldpoli¬ 
tik Paul Volckers fortzusetzen, die Regierungsausgaben weiter zu dros¬ 
seln und gegen die Gewerkschaften vorzugehen. Der frühere Eunktionär 
der Schauspielergewerkschaft trat darm auch brav gegen die großen In¬ 
dustriegewerkschaften des Landes an. 

Um die wirtschaftliche Entwicklung in England und in den USA in 
Gleichklang zu bringen, hatten beide Regierungschefs dieselben Wirt- 
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Schaftsberater. Diese stammten vor allem aus der erwähnten Mont- 
Pelerin-Gesellschaft. Zu nermen wären hier die Namen Karl Brunner, Mil¬ 
ton Friedman, Sir Alan Walters und andere Schüler Friedrich August von 
Hayeks. 

Als erste Maßnahme löste Präsident Reagan kraft seines Amtes die 
Gewerkschaft der Fluglotsen, Patco, auf. Damit wollte er die anderen Ge¬ 
werkschaften deutlich warnen, sich nicht gegen den das produzierende 
Gewerbe erstickenden Zinsdruck aufzulehnen. Reagan war wie seine 
konservative Kollegin Thatcher von dem Gedanken besessen, die Infla¬ 
tion aus der Wirtschaft »hinauszudrängen«. Gut unterrichtete Kreise in 
London munkelten, es sei überhaupt ein wesentlicher Daseinszweck der 
Regierung Thatcher gewesen, die Wirtschaft der damals noch führenden 
Industriemacht der Welt fest auf monetaristischen Kurs zu bringen. Ge¬ 
lang dies, dann konnte man auch die Industriepolitik anderer Länder ent¬ 
sprechend beeinflussen. Langfristige produktive Investitionen in In¬ 
dustrie und Landwirtschaft sollten durch kurzfristige Spekulations¬ 
investitionen, die raschen Umsatz versprachen, ersetzt werden. Werm das 
der Plan war, dann ist er gelungen. 

Reagan war nur sechs Monate nach Frau Thatcher gewählt worden. 
Und es heißt, er habe sein Kabinett bei jedem Treffen mit dem Refrain 
erfreut: »Inflation ist wie Radioaktivität: Wo sie sich einschleicht, breitet 
sie sich aus und wächst.« Er hielt sich Milton Friedman als seinen priva¬ 
ten Wirtschaftsberater. Die ganze Regierung steckte ebenso voll von radi¬ 
kalen Monetaristen der Friedman-Schule, wie Carters Regierung von Mit¬ 
gliedern der Trilateralen Kommission gewimmelt hatte.^ 

Der radikale Monetarismus, dem man allgemein huldigte, war nichts 
als ein großer Betrug, ein Betrug allerdings mit grausamen wirtschaft¬ 
lichen Auswirkungen. Es ging dabei nicht um die Regelung des Geldum¬ 
laufs als solchen, wie der breiten Masse weisgemacht wurde. Das liberale 
Establishment in London und New York wollte die gleichen radikalen 
Mittel zu Hause in die Hand bekommen, die Eriedman unter der Militär¬ 
diktatur Pinochets in Chile erfolgreich erprobt hatte. Mit ihrer Hilfe ver¬ 
sprach man sich, die langfristig angelegten Investitionen in Infrastruktur 
und Industrieentwicklung auszusetzen und die dadurch frei gewordenen 
Gelder auf die Mühlen der eigenen Spekulationsmaschinerie zu lenken. 
Mit dieser Politik wollte sich die Pinanzwirtschaft in dem breiten Spek¬ 
trum industrieller Interessen durchsetzen und ihre Eührung weltweit 
ausbauen. 

Was dann in den 1980er Jahren folgte, wäre nicht möglich gewesen. 



276 


hätte sich die Welt nicht zuvor die Ölkrisen der 1970er Jahre gefallen las¬ 
sen. 


Kanonenboot-Diplomatie und eine mexikanische Initiative 

Man kann ohne Übertreibung sagen: Ohne Paul Volckers und Margaret 
Thatchers radikalen Monetarismus gäbe es keine Schuldenkrise in der 
Dritten Welt. 

Ölimporte werden in Dollar fakturiert. Ihr Preis wuchs erst um 400 
Prozent und dann 1979 nach Khomeinis Machtergreifung noch einmal um 
140 Prozent. Gleichzeitig wuchsen die Zinsen für kurzfristige und mittel¬ 
fristige Dollar-Kredite, mit denen die Ölimporte bezahlt werden mußten, 
wegen Paul Volckers Finanzpolitik in astronomische Höhen. Die Entwick¬ 
lungsländer hatten die größte Mühe, Kredite zur Finanzierung ihres 
Energiebedarfs aufzutreiben. Hinzu kam in den 1980er Jahren ein ganz 
neues Phänomen: Die Zinskurse ihrer Euro-Dollar-Anleihen begannen zu 
schwanken. Das berühmte »floating« wurde eingeführt. 

Wie wir oben dargelegt haben, hatte die Bilderberg-Gruppe beschlos¬ 
sen, die enormen Extragewirme der OPEC-Länder durch die Londoner 
und New Yorker Banken in den Euro-Dollar-Markt zurückzupumpen. 
Henry Kissinger sprach in diesem Zusammenhang von »recycling«. Wie¬ 
der auf dem Euro-Dollar-Markt angelangt, verwandelten sich die soge¬ 
nannten Petro-Dollars in die größte Flut unkontrollierbarer Anlagegelder, 
die seit den 1920er Jahren die Märkte unsicher gemacht hatte. 

London hatte sich als das geographische Zentrum dieses »Offshore«- 
Bankgeschäfts für Euro-Dollars eingerichtet. Die Bezeichnung »offshore« 
heißt so viel wie »vor der Küste gelegen« und bezeichnet Steuer- und 
Bankenparadiese, die sich auf kleinen Inseln ohne eigenes Steuer- und 
Bankkontrollrecht gebildet hatten. Die Bank von England hatte seit den 
1960er Jahren deutlich zu verstehen gegeben, sie werde Guthaben und 
Geldströme in ausländischer Währung nicht kontrollieren, beeinflussen 
oder behindern. Damit wollte sie die Londoner City wieder zum Zentrum 
der Weltfinanzen machen. 

Banker und Provisionsjäger aller Art behaupteten zwar immer wieder, 
Euro-Dollar-Anleihen von Banken der Londoner City seien absolut sicher. 
Aber hinter den Papieren stand im Falle eines Konkurses kein »letzt¬ 
verantwortlicher Ausgeber«. Keine Regierung war verpflichtet, für even¬ 
tuelle Währungsverluste der Bankanleihen geradezustehen. 
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Das schien keinen weiter zu bewegen, solange sich nur das Roulette 
der Euro-Dollar-Vergabe drehte. Die Verschuldung der Entwicklungs¬ 
länder, die sich vor dem Ölschock von 1973 auf 130 Milliarden Dollar be¬ 
laufen hatten, vervierfachte sich auf stolze 550 Milliarden im Jahr 1981 
und wuchs im entscheidenden Jahr 1982 auf über 612 Milliarden Dollar 
an. So jedenfalls errechnete es der Internationale Währungsfonds. Dabei 
werden die kurzfristigen Anleihen mit einer Laufzeit von weniger als 
einem Jahr nicht mitgerechnet. Ihr Umfang ist erheblich. Der Vorstand 
des bedeutenden New Yorker Bankhauses Citicorp., Walter Wriston, 
rechtfertigte private Bankkredite an Länder wie Mexiko oder Brasilien mit 
dem Argument: »Regierungen haben Guthaben, die ihre Verbindlich¬ 
keiten weit übersteigen, und damit meine ich, kurz gesagt, Regierungen 
gehen nicht bankrott...« 

Ein Aspekt der privaten Euro-Dollar-Anleihen für Entwicklungsländer 
in der Zeit nach dem Ölschock wurde wenig beachtet. Vorreiter bei der 
Vergabe riesiger Euro-Dollar-Kredite an Entwicklungsländer, mit denen 
die Petro-Dollars in Umlauf gebracht wurden, war Manufacturers Manöver 
Trust. Kreditnehmer waren Länder wie Mexiko, Brasilien, Argentinien, 
sogar Polen und Jugoslawien. Die Euro-Dollar-Banken des anglo-ameri- 
kanischen Bankensyndikats räumten den Ländern weit günstigere Kon¬ 
ditionen ein als der Internationale Währungsfonds (IWE), der die ge¬ 
werbliche Wirtschaft der Kreditnehmerländer in der Regel mit seinen 
Auflagen strangulierte. Sie beharrten aber auf einem kleinen Zugeständ¬ 
nis, das Manufacturers Manöver Trust Bank als erste verlangte und das 
zunächst wenig Aufsehen erregte. Alle Zinsen an solche Länder wurden 
an eine bestimmte Zinsrate gebunden, die ein wenig über dem in London 
gültigen Zwischenbankzinssatz (LIBOR) liegen sollte. Der LIBOR-Zins- 
satz stand aber nicht fest. Er erlebte drastische Schwankungen nach unten 
und oben, hervorgerufen durch die Zinsentwicklung für kurzfristige An¬ 
leihen in London und New York. Vor dem Sommer 1979 schien es sich 
hierbei um ein völlig harmloses Zugeständnis zu handeln. 

Das änderte sich schlagartig im Juni 1979 mit Margaret Thatchers 
Zinspolitik, der sich Paul Volcker in den USA schon im Oktober anschloß. 
Die hohe Zinsbelastung traf die Entwicklungsländer völlig unvorbereitet, 
quasi über Nacht. Zum Beispiel kletterten die Zinsraten am Londoner 
Euro-Dollar-Markt von sieben Prozent Anfang 1978 auf bis zu 20 Prozent 
Anfang 1980. 

Das allein hätte ausgereicht, die Entwicklungsländer unter ihrer Schul¬ 
denlast zusammenbrechen zu lassen. Derm die hohen Zinsforderungen 
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häuften bald riesige neue Schuldenberge auf die Länder, die wegen der 
Ölverteuerung ohnehin schon überbelastet waren. Es fiel auf, daß die 
Entwicklungsländer von den Londoner und New Yorker Banken gerade 
so behandelt wurden wie Deutschland nach dem Ersten Weltkrieg. East 
wörtlich wiederholten die Banken die Verrücktheiten des Versailler Sy¬ 
stems der 1920er Jahre. Damals führte das Karussell der alliierten Kriegs¬ 
schulden und der Reparationen, die Deutschland nicht bezahlen kormte, 
zum Einanzkrach vom Oktober 1929, dem der Börsensturz und die De¬ 
pression der 1930er Jahre folgten. 

Ölpreise und die Umschuldung ausstehender Zinszahlungen trieben 
die Verschuldung der Dritten Welt in die Höhe. Im Gegenzug sperrte sich 
der Markt gegen Waren aus der Dritten Welt. Grund dafür war, daß sich 
die Wirtschaftstätigkeit aus dem produzierenden Gewerbe zurückzog 
und in den Dienstleistungssektor, vor allem in Einanzgeschäfte, verlager¬ 
te. Die Geldpolitik des Gespanns Thatcher und Volcker stürzte das pro¬ 
duzierende Gewerbe der Industrienationen in die steilste Talfahrt seit der 
Depression der 1930er Jahre. Damit sank die Nachfrage nach Rohstoffen 
und Vorprodukten aus Entwicklungsländern. Die bisherigen Verkaufs¬ 
chancen ihrer Waren bildeten die Grundlage ihrer Kreditaufnahme. Diese 
Verkaufsmöglichkeiten entfielen nun weitgehend. 

Die Entwicklungsländer gerieten in eine sich öffnende Schere: Hier ex¬ 
plodierten die Schuldendienste, dort versiegte die Nachfrage, verfielen 
die Preise für ihre Produkte und sanken die Exporterlöse. Die Bankiers 
narmten dies die »Krise der Dritte-Welt-Schulden«. Diese Krise hatte ihre 
Ursache aber in London, New York und Washington - nicht in Mexiko 
City, Brasilia, Buenos Aires, Lagos oder Warschau. 

1982 trieb diese Entwicklung auf die zu erwartende Spitze zu. Es war 
absehbar, daß die wichtigsten Schuldnerländer in Lateinamerika bald 
unter der Last der sich über ihnen auftürmenden Schulden zusammenbre¬ 
chen würden. Einflußreiche Leute um Margaret Thatcher und die Regie¬ 
rung Reagan mit Außenminister Alexander Haig, Vizepräsident George 
Bush und CIA-Direktor William Casey beschlossen, sich darauf vorzu¬ 
bereiten. Sie wollten an einem Schuldnerland ein Exempel statuieren, das 
alle anderen Länder davon abschrecken sollte, sich ihren Zahlungs¬ 
pflichten gegenüber den Großbanken in London und New York zu ent¬ 
ziehen. 

Im April 1982 tönte Premierministerin Thatcher im britischen Unter¬ 
haus: »Großbritarmien wird nicht mit der Wimper zucken, wenn es gilt, 
Gewalt anzuwenden.« Sie sprach über die Malwinen. Die abgelegenen. 
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wertlosen Inseln im Südatlantik nannte man in England, als sie noch die 
wichtige Seeroute für die Umschiffung Südamerikas kontrollierten, Falk- 
land-Inseln. Man hatte den Argentiniern Hoffnung auf die unmittelbar 
vor ihrer Küste gelegenen Inseln gemacht, die Verhandlungen aber dann 
sehr provokativ und abweisend geführt. So war es zum Streit mit der ar¬ 
gentinischen Regierung unter Galtieri gekommen. Da sich keine Lösung 
abzeichnete und die Verhandlungen immer wieder unter fadenscheinigen 
Gründen mit unklaren und unverbindlichen Versprechungen hinausge¬ 
zögert wurden, hatte Argentinien die Inseln in der Nacht zum 1. April 
kurzerhand besetzt. Im Grunde ging es Frau Thatcher und ihren ameri¬ 
kanischen Freunden nicht um die Inseln mit ihren unfruchtbaren Schaf¬ 
weiden. Da sich die Medien das Gerangel nicht erklären konnten, erfand 
man das Gerücht, es seien vor der Küste riesige, bisher unbekannte Ölla¬ 
ger entdeckt worden. 

In Wirklichkeit ging es bei diesem Schlagabtausch zwischen Groß¬ 
britannien und Argentinien um die Frage des Schuldendienstes oder ge¬ 
nauer um das Recht, Schulden mit Gewalt einzutreiben. Die Kanonen¬ 
boot-Diplomatie des 19. Jahrhunderts feierte ihre Wiederauferstehung. 
Großbritarmien schickte im April 1982 zwei Drittel seiner gesamten Hoch¬ 
seeflotte in den Südatlantik. Trotzdem und trotz der massiven nachrich¬ 
tendienstlichen Unterstützung durch die US-Luf tauf klär ung hätte Eng¬ 
land in der militärischen Auseinandersetzung beinahe den kürzeren ge¬ 
zogen. Argentinien verfügte über französische Exocet-Raketen und setzte 
sie auch ein. 

Die Briten brauchten den Konflikt, um so die gesamte NATO für ihre 
Politik zu gewinnen. Die militärische Macht der NATO sollte dazu be¬ 
nutzt werden, die Schulden der Dritten Welt mit Waffengewalt einzu¬ 
treiben, obwohl diese wegen der Hochzinspolitik nicht mehr zu bezahlen 
waren. 

Argentinien stand in bezug auf die Höhe seiner Verschuldung an drit¬ 
ter Stelle. Schulden im Umfang von 38 Milliarden Dollar drückten es an 
den Rand des finanziellen Zusammenbruchs. Man hatte Frau Thatcher 
nahegelegt, Argentinien als einen Testfall zu benutzen. Die aufschluß¬ 
reichen Details des mutwillig vom Zaun gebrochenen Konflikts mit Ar¬ 
gentinien drangen erst knapp zehn Jahre später, als sich niemand mehr 
dafür interessierte, an die Öffentlichkeit. Dieser Konflikt sollte andere 
NATO-Mitglieder von der Notwendigkeit von Einsätzen »out of area« 
überzeugen. Gemeint sind damit militärische Unternehmungen außerhalb 
der in den NATO-Verträgen vorgesehenen Verteidigungszonen. 
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Schritte in diese Richtung wurden am 7. Mai 1982 auf einer Sitzung der 
Nuklearen Planungsgruppe der NATO in Brüssel diskutiert. Abgesehen 
von den Vereinigten Staaten fand die Idee damals noch keine Unterstüt¬ 
zung. 

Die britische Militäraktion gegen Argentinien verschlechterte die Be¬ 
ziehungen zwischen den USA und seinen lateinamerikanischen Nach¬ 
barn. Die Regierung Reagan war in diesem Streit nach einigen Fraktions¬ 
kämpfen eindeutig auf die Seite Großbritanniens mit seiner Kanonenboot- 
Diplomatie getreten. Sie hatte damit die ehrwürdige Monroe-Doktrin der 
Vereinigten Staaten auf gegeben. 

Für die neuere Diplomatie der USA ist es kennzeichnend, daß der 
stellvertretende Außenminister der USA, Thomas Enders, im März 1982 
nach Buenos Aires gefahren war und Präsident Galtieri in einem Ge¬ 
spräch unter vier Augen zugesagt hatte, daß sich die USA an die Monroe- 
Doktrin gebunden fühlten und sich aus einem Konflikt zwischen Argenti¬ 
nien und England über die Malwinen heraushalten würden. Buenos Aires 
mußte dies als »grünes Licht« für den eingeschlagenen Weg verstehen. 
Ähnliche Zusicherungen machte die amerikanische Botschafterin April 
Glaspie Ende Juli 1990 dem irakischen Staatschef Saddam Hussein, kurz 
bevor dieser in Kuwait einmarschierte. Die politische Elite der USA han¬ 
delte in voller Übereinstimmung mit dem Londoner Außenministerium. 
Argentinien sollte dazu verleitet werden, selbst den Vorwand für die bri¬ 
tische Militäraktion zu liefern. 

Ein Nachbarland der USA wollte sich nicht mit dem Rückfall in den 
Kolonialismus des 19. Jahrhunderts abfinden: Mexiko. Unter seinem da¬ 
maligen Präsidenten Lopez Portillo hatte Mexiko 1976 ein eindrucksvolles 
Programm zur Industrialisierung und Modernisierung des Landes in 
Gang gebracht. Die mexikanische Regierung war entschlossen, die Erträ¬ 
ge seiner staatseigenen Ölindustrie nach dem Ölschock zum Ausbau des 
Landes zu verwenden. Der Ausbau von Häfen, des Straßennetzes, großer 
landwirtschaftlicher Bewässerungskomplexe, einer eigenen petrochemi- 
schen Industrie und sogar einer nuklearen Stromversorgung sollten das 
Land ins moderne Industriezeitalter versetzen. Die bedeutenden nationa¬ 
lisierten Ölreserven gaben dafür die Mittel her. 

Um 1981 beschlossen gewisse einflußreiche Zirkel in Washington und 
New York, dem entgegenzuwirken. Sie wollten nicht dulden, daß sich 
an ihrer Südflanke ein starkes industrialisiertes Mexiko bildete, ein »Ja¬ 
pan an unserer Südflanke«, wie es im Establishment spöttisch hieß. Man 
wiederholte, was man zuvor im Iran praktiziert hatte. Drei Jahre vorher 
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war es die gleiche Firma, Probe International, die im Iran das Kapital aus 
dem Land trieb. Das hatte dort den Schah geschwächt und den Weg für 
Khomeinis Revolution freigemacht. 

Ende 1981 blies man nach ausgiebigen Vorbereitungen zum Angriff 
auf den mexikanischen Peso. Auslöser war der frühere CIA-Chef William 
Colby, der verschiedene multinationale Unternehmen im Hinblick auf 
»politische Risiken« beriet. Er gab das Signal durch ein Interview in der 
New York Times, worin er scheinbar beiläufig erwähnte, daß er seinen 
Klienten abrate, in Mexiko zu investieren. Denn es stehe »eine Abwertung 
der mexikanischen Währung noch vor den allgemeinen Wahlen im näch¬ 
sten Jahr« bevor. Colbys Aussagen hallten im gesamten Blätterwald der 
USA, einschließlich des renommierten Wall Street Journal, wider. 

Die »private« internationale Beratungsfirma, für die Colby arbeitete, 
hieß Probe International. In ihrem Vorstand saß Lord Caradon oder Hugh 
Eoot, ein hoher Beamter des britischen Nachrichtendienstes, der auf den 
Nahen Osten und Amerika spezialisiert war. Lord Caradon war Malthu¬ 
sianer und hatte unverblümt gefordert, statt die Erweiterung von Indu¬ 
strie und Landwirtschaft zu betreiben, solle der Entwicklungssektor lieber 
seine Bevölkerung reduzieren. 

Präsident bei Probe International war Benjamin Weiner, der früher eine 
leitende Stellung im US-Außenministerium innehatte. Weiner veröffent¬ 
lichte Anfang 1982 in den wichtigsten amerikanischen Zeitungen eine 
Reihe von Artikeln. Darin wurde er nicht müde zu behaupten, die infor- 
mierteren mexikanischen Geschäftsleute seien längst dabei, ihr Geld im 
Ausland in Sicherheit zu bringen. Sie tauschten ihre Pesos in US-Dollars 
um und legten es in texanischen und kalifornischen Grundbesitz an. Sie 
wollten dadurch dem wirtschaftlichen Zusammenbruch ihres Landes zu¬ 
vorkommen. Auch in Mexiko erschienen diese Artikel und heizten die 
Kapitalflucht aus Mexiko weiter an. 

In einer Rede, die am 5. Pebruar im ganzen Land übertragen wurde, 
griff Lopez Portillo »verborgene ausländische Interessen« an, die das 
Land durch Gerüchte und Panikmache verunsicherten und eine Kapital¬ 
flucht auslösten, um eine Abwertung des Pesos gegenüber dem Dollar 
durchzusetzen. Am 19. Pebruar spitzten sich die Geldbewegungen so zu, 
daß sich die Regierung Mexikos zu einem drastischen Sparprogramm 
genötigt sah. Die Regierung hoffte, mit derartig verzweifelten Anstren¬ 
gungen die Lage stabilisieren und das Geld im Land halten zu können. 
Doch mächtige Pinanzinteressen übten starken Druck auf Portillo aus, die 
einzig wirksame Maßnahme zur Eindämmung der Kapitalflucht, nämlich 
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die Devisenbewirtschaftung, zu unterlassen. Die übrigen Sparmaß¬ 
nahmen der Regierung wurden dadurch wirkungslos und heizten die 
Kapitalflucht nur weiter an. 

An diesem 19. Februar beugte sich die Regierung Portillo dem massi¬ 
ven Druck der USA. Der Peso wurde um 30 Prozent abgewertet. Damit 
sollte das Geld aus dem Ausland zurückgelockt werden. Das gelang 
nicht, dafür geschah aber folgendes: Die Privatwirtschaft Mexikos, die 
sich in früheren Jahren für ihre Investitionen im Ausland Geld geliehen 
hatte, wurde durch die buchmäßige Aufwertung ihrer Schulden über 
Nacht in den Bankrott getrieben. Ein Beispiel dafür war die einst mächti¬ 
ge Alfa-Gruppe in Monterrey. Sie verdiente ihr Geld in Pesos, hatte die 
Kredite aber in Dollar zu zahlen. Um den Schuldendienst weiterhin be¬ 
dienen zu können, mußte sie über Nacht 30 Prozent mehr dafür auf¬ 
bringen. Das war nur durch drastische Einsparungen, den Abbau der Be¬ 
schäftigtenzahl und das Abstoßen wichtiger Betriebsteile zu erreichen. 
Die Peso-Abwertung beschnitt das Industrialisierungsprogramm, senkte 
den allgemeinen Lebensstandard und trieb die heimische Preisinflation 
hoch. Mexiko, noch vor kurzem die am raschesten wachsende Volkswirt¬ 
schaft der sich entwickelnden Welt, stürzte im Prühjahr 1982 in ein finan¬ 
zielles Chaos. Ein für Mexiko zuständiger hoher Beamter des Inter¬ 
nationalen Währungsfonds erklärte dazu: »Sie haben es genau richtig 
gemacht.«^ 

Die Scheinwerfer der internationalen Pinanzwelt blieben auf Mexiko 
als »problematischen Kreditnehmer« und »Risikoland« gerichtet. Püh- 
rende Euro-Dollar-Banken in London und New York und ihre Ableger in 
Zürich, Tokio und Prankfurt stellten ihre Vergabepläne rasch auf die neue 
Situation ein. Das führte im August dazu, daß Mexiko unter der dreifa¬ 
chen Bürde, der Peso-Abwertung, die seine Altschulden um 30 Prozent 
auf wertete, der weiter angeheizten Kapitalflucht und der Umschuldungs¬ 
weigerung seitens der Großbanken zusammenbrach. 

Am 20. August versammelten sich über 100 führende Bankiers im 
Hauptbüro der Federal Reserve Bank in New York. Hinter verschlossenen 
Türen lauschten sie den Ausführungen des mexikanischen Pinanz- 
ministers Jesus Silva Herzog, der darüber Auskunft geben sollte, wie Me¬ 
xiko mit seinen 82 Milliarden Auslandsschulden umzugehen gedachte. 
Herzog eröffnete den versammelten Herren der internationalen Pinanz¬ 
welt, daß die Währungsreserven auf gebraucht seien und das Land nicht 
einmal die nächste Rate seiner Zinszahlungen leisten könne. 

ln einem verspäteten Versuch, das Land gegen die Überhand nehmen- 
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de Kapitalflucht zu schützen, erklärte Portillo am 1. September 1982 vor 
der mexikanischen Nation, daß alle Banken gegen eine angemessene Ent¬ 
schädigung verstaatlicht würden. Dazu zählte vor allem die bis dahin 
private Zentralbank, die Bank von Mexiko. Hinzu kam eine Reihe weite¬ 
rer Maßnahmen, um wieder ordentliche Geldgeschäfte zu ermöglichen 
und den Kapitalabfluß abzustellen. 

ln einer dreistündigen Rede im nationalen Fernsehen warf Portillo den 
privaten Banken vor, sich »parasitär und spekulativ« zu verhalten. Im 
Detail wies er nach, wie sie der Industrialisierung des Landes das Kapital 
entzogen und es zu Spekulationszwecken ins Ausland schafften. Das 
Fluchtkapital belief sich auf 76 Milliarden Dollar, fast so viel wie die 
Summe aller Auslandsschulden Mexikos. 

Lopez Portillo glaubte, in freundlichen Beziehungen zu Präsident Rea¬ 
gan zu stehen, und hatte ihn persönlich über die geplanten wirtschaftspo¬ 
litisch dramatischen Schritte informiert. Er versuchte ihm darzulegen, daß 
er nicht aus unverantwortlichem Radikalismus gegen die USA, sondern 
zur Abwendung eines nationalen Notstandes in seinem Land so habe 
handeln müssen. 

Am 1. Oktober des gleichen Jahres sprach Präsident Portillo vor der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen. Er forderte die Nationen 
der Welt zur Zusammenarbeit auf, um das »Abgleiten in ein neues fin¬ 
steres Zeitalter« zu verhindern. Als Ursache für die Krise des Weltfi¬ 
nanzsystems nannte er die unerträglich hohen Zinsen und den Zusam¬ 
menbruch der Rohstoffpreise. Derm diese beiden Entwicklungen seien 
»die beiden Hälften einer Schere, die den Impuls wirtschaftlicher Ent¬ 
wicklung abzuschneiden drohe, der in einigen Ländern bereits erreicht 
worden ist, und den übrigen Ländern jede Möglichkeit des Fortschritts 
nimmt«. Portillo warnte außerdem, die Entwicklungsländer körmten 
sich bald gezwungen sehen, ihre Schuldzahlungen einseitig einzustellen, 
falls keine für alle Seiten vorteilhafte Lösung gefunden werde. »Zah¬ 
lungsmoratorien gereichen niemandem zum Vorteil, und niemand 
wünscht sie sich. Aber ob sie eintreten oder unterbleiben, steht nicht 
allein in der Verantwortung der Schuldner. Gemeinsame Situationen 
erzeugen gemeinsame Positionen, ohne daß es dafür der Verschwörung 
oder der Intrigen bedarf.« 

Lopez Portillo griff die unter Volcker und Thatcher einseitig verhäng¬ 
ten Kreditbedingungen an. »Mexiko und viele andere Länder der Dritten 
Welt sind nicht in der Lage, ihren Zahlungsverpflichtungen unter Bedin¬ 
gungen nachzukommen, die sich sehr weit von denen entfernt haben. 
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denen sie einmal zugestimmt hatten ... Wir Entwicklungsländer haben 
nicht vor, zu bloßen Vasallen zu werden. Wir können unsere Wirtschaft 
nicht der Lähmung preisgeben oder unsere Bevölkerung in immer größe¬ 
res Elend stürzen, nur um die Schulden zu bezahlen, deren Zins- und 
Abzahlungsforderungen sich verdreifacht haben, ohne daß wir dafür ver¬ 
antwortlich oder in die Entscheidung darüber einbezogen worden wären. 
Die Konditionen sind uns aufgenötigt worden ... Unsere Wachs¬ 
tumsanstrengungen, um mit dem Hunger in unseren Ländern, den 
Krankheiten, der mangelnden Bildung und Abhängigkeit fertigzuwerden, 
sind für die internationale Krise nicht verantwortlich«, betonte er. 

Lopez Portillo betonte auch, daß es im wohlverstandenen Eigeninter¬ 
esse der Vereinigten Staaten und anderer Gläubigerstaaten wäre, mit den 
Schuldnerländern zusammen einen gangbaren Weg aus der Krise zu fin¬ 
den. Präsident Joano Baptista Eigueiredo von Brasilien, dem damals am 
meisten verschuldeten Land, knüpfte an Portillos Rede an. Er sprach von 
Symptomen, die ihn »dramatisch an die dreißiger Jahre erirmerten, als 
produktive Investitionen unter dem Ansturm hoher Zinsraten weltweit 
zum Erliegen kamen«. 

Während der ganzen Sommermonate des Jahres 1982 lief eine a- 
behind-the-scene-Strategiefindungsdebatte im Weißen Haus, wie man 
sich angesichts der explosiven Schuldenkrise politisch positionieren wol¬ 
le. Während die amerikanische Wirtschaft angesichts der Last des hohen 
Zinsniveaus des LED in einen immer größeren Abschwung geriet, for¬ 
mierte sich eine Gruppe um Präsident Reagan, um sich für eine Resolu¬ 
tion der drohenden Pinanzkrisen in Mexiko und Lateinamerika einzuset¬ 
zen, welche gleichzeitig der Auslöser höherer amerikanischer Industrie¬ 
investitionen und Exporte sein würde. 

Die Stimmen aus der Wall Street und die der Preunde Henry Kissin- 
gers im britischen Außenministerium und der City of London (quasi ein 
exterritoriales Bankenviertel in London) waren einflußreicher als jene des 
schwankenden Reagans. 

ln Absprachen mit dem mächtigen Wall-Street-Establishment hatte 
Reagan noch vor der Wahl zugesichert, den früheren Vorsitzenden der 
Maklerfirma Merrill Lynch an der Wall Street, Donald Regan, als Pinanz- 
minister in sein Kabinett aufzunehmen. Gleiche Zugeständnisse hatte er 
bei der Besetzung einer Reihe anderer Schlüsselpositionen gemacht. So 
machte er das Mitglied der Trilateralen Kommission George Bush zum 
Vizepräsidenten und dessen Preund James Baker zum Stabschef im Wei¬ 
ßen Haus. Diese Leute vertraten nun die Linie, um jeden Preis die New 
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Yorker Banken zu retten. Im Oktober 1982 bestimmten sie die Regie¬ 
rungspolitik Reagans und sein Vorgehen gegen das krisengeschüttelte 
Mexiko.^ 

Schon am Abend vor Lopez Portillos aufsehenerregender Rede vor den 
Vereinten Nationen gab der neu ernannte US-Außenminister die Ant¬ 
wort. George Shultz hielt einen Vortrag vor dem gleichen Gremium. 
Shultz war ein Wirtschaftsprofessor von der Universität Chicago und ein 
persönlicher Freund Milton Friedmans. Er hatte auch eine wichtige Rolle 
bei Nixons Entscheidung vom 15. August 1971, den Dollar vom Gold ab¬ 
zukoppeln, gespielt. In seiner Rede enthüllte er, wie die Wall Street sich 
die »Lösung« der Schuldenkrise vorstellte. 

Mexiko hatte Anfang August seine Zahlungsunfähigkeit erklärt. Dar¬ 
aufhin hatte sich Paul Volcker mit den leitenden Beamten in der Regie¬ 
rung Reagan zusammengesetzt und einen Plan erarbeitet, wie sie den 
dadurch bedrängten New Yorker Banken Erleichterung verschaffen konn¬ 
ten. Diesen Plan stellte Shultz nun als »Reagans Programm für den Wirt¬ 
schaftsaufschwung« vor. Er machte sich dabei nicht die Mühe, auf die 
Ursachen der Einanzkrise in den USA oder in den Entwicklungsländern 
einzugehen. Sein Rezept war simpel. Der Internationale Währungsfonds 
sollte mit jedem einzelnen Land separat die Konditionen der Schulden¬ 
rückzahlung aushandeln. Parallel dazu sollte der Privatkonsum in den 
USA angekurbelt werden. Dadurch würde der Warenstrom aus den Ent¬ 
wicklungsländern in die USA gelenkt. Mit dem Erlös aus ihren Exporten 
könnten die Entwicklungsländer dann die Schulden bezahlen. 

Dieser sogenannte »Aufschwung« sollte sich als der teuerste wirt¬ 
schaftliche Eehlgriff der Weltgeschichte erweisen. 


Neuauflage der 1920er Jahre im Kostüm des IWF 

Damit erteilte George Shultz Portillo eine Abfuhr, noch bevor dieser seine 
Vorschläge vorgetragen hatte. Was danach folgte, glaubt niemand, der 
mit den Gepflogenheiten der Verhandlungen zwischen den privaten Ban¬ 
ken und den Schuldnerländern nicht vertraut ist. 

Lopez Portillos Ruf nach Zusammenschluß der lateinamerikanischen 
Republiken verhallte. Seine Amtszeit lief in zwei Monaten aus, und die 
Verfassung verbot eine Wiederwahl. Die Hauptstädte Argentiniens und 
Brasiliens erlebten eine Invasion ganzer Heerscharen von US-Beamten 
und anderen Leute, die ungeahnten Druck auf die Regierungen ausübten. 
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Es gab unverhüllte Drohungen, sich ja nicht auf die von Mexiko gefor¬ 
derte gemeinsame Lösung der Schuldenkrise einzulassen. 

Henry Kissinger hatte damals eine mächtige neue Beratungsfirma un¬ 
ter dem Namen Kissinger Associates Ine. gegründet, ln ihrem illustren 
Vorstand saßen der Ölmagnat und Vorsitzende des Aspen-lnstituts Ro¬ 
bert O. Anderson, Thatchers früherer Außenminister Lord Carrington 
und Lord Roll of Ipsden, der Direktor bei der Bank von England und dem 
Bankhaus S. G. Warburg war. Die Lirma arbeitete mit den führenden 
Bankhäusern an der Wall Street und mit der Regierung in Washington 
zusammen und hatte sich vorgenommen, jedem Schuldnerland einzeln 
(»case by case«) erdrückende Bedingungen für die Rückzahlung aufzu¬ 
erlegen. So etwas hatte die Welt seit den Versailler Reparationsverhand¬ 
lungen nach dem Ersten Weltkrieg nicht mehr gesehen. 

Nach der Rede von Außenminister George Shultz am 30. September 
vor den Vereinten Nationen ließen die mächtigen Privatbanken alle Hem¬ 
mungen fallen und schalteten sämtliche Mahnungen der Vernunft aus. Es 
gelang ihnen, die Federal Reserve Bank, die Bank von England und vor 
allem den Internationalen Währungsfonds (IWE) einzuspannen, als 
»Weltpolizist« ihre Schulden einzutreiben. Daraus ergab sich die ausge¬ 
klügeltste Eorm der Ausbeutung, die in der modernen Geschichte je be¬ 
trieben wurde. Sie stellte alles in den Schatten, was man von den 1920er 
Jahren her kannte. 

Im Gegensatz zu dem falschen Eindruck, den die Medien in den Verei¬ 
nigten Staaten und Westeuropa zu erwecken verstanden, zahlten die 
Schuldnerländer ein Vielfaches ihrer ursprünglichen Schulden zurück. Sie 
bezahlten sie buchstäblich mit dem Blut und dem sprichwörtlichen 
»Pfund Eleisch« ihrer Bevölkerung an die modernen Shylocks in New 
York und London. Keines der großen Schuldnerländer getraute sich nach 
dem August 1982, die Zahlungen zu verweigern. Mit der Pistole des In¬ 
ternationalen Währungsfonds am Kopf unterschrieben sie, was die Ban¬ 
ken, allen voran Citibank und Chase Manhattan, ihnen als Tilgungspläne 
vorlegten. 

Im Vorgehen gegen die Schuldner- oder Entwicklungsländer zeichne¬ 
ten sich mehrere Schritte ab. Der erste Schritt der privaten Großbanken 
bestand darin, ihre Schuldenprobleme mit diesen Ländern zu »sozialisie¬ 
ren«. Sie ließen zahlreiche Interviews und Stellungnahmen in den inter¬ 
nationalen Medien verbreiten, die immer wieder vor den ungeheuren, 
unvorhersehbaren Eolgen eines einseitigen Schuldenmoratoriums der 
Schuldnerländer für die Weltwirtschaft warnten. Dadurch sicherten sich 
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die Privatbanken beispiellose internationale Zustimmung beim Eintreiben 
ihrer Schulden. 

Ende 1982 versammelten sich die Vertreter der wichtigsten Banken 
hinter verschlossenen Türen im Ditchley Park in England. Sie gründeten 
bei dieser Gelegenheit ein Schuldnerkartell, das sie förmlich »Institut für 
internationale Einanzen« oder einfach nur »Ditchley-Gruppe« nannten. Es 
gelang ihnen, etwas durchzusetzen, was ein Beobachter treffend den »So¬ 
zialismus der Bankiers« nannte. Denn die Privatbanken übertrugen nun 
ihre Verleihrisiken auf die Allgemeinheit der Steuerzahler, während sie 
den gesamten Profit daraus einstrichen. Ihre Gewinne waren damals trotz 
der offensichtlichen Krise beträchtlich. 

Die Bankiers und ihre Leute im Weißen Haus, allen voran Einanz¬ 
minister Donald Regan, versetzten Präsident Reagan über die eingetrete¬ 
ne Situation gehörig in Schrecken, so daß er Paul Volcker, den Banken 
und dem IWE die gewünschte Anweisung erteilte, jedem Schuldnerland 
einzeln strenge »Konditionalitäten« aufzuerlegen. 

Die Idee, den IWE und seine harschen Konditionalitäten in den Mittel¬ 
punkt aller Schuldenverhandlungen zu stellen, stammte aus Amerika. Im 
wesentlichen handelte es sich um eine Neuauflage dessen, was die New 
Yorker Bankiers nach dem Ersten Weltkrieg mit dem verhängnisvollen 
Dawes-Plan und später mit dem Young-Plan über Deutschland und das 
übrige Europa verhängt hatten. 

Die Konditionalitäten des IWE, denen sich jedes Schuldnerland zu fü¬ 
gen hatte, wurden von dem amerikanischen IWE-Vertreter Irving Eried- 
man ausgearbeitet. Er erhielt später für seine Leistungen eine gehobene 
Stellung bei der Citibank. Eriedman erzählte Ende 1988 in einem Inter¬ 
view, was er damals dachte: »Meine Überlegung war, wir sollten die Mit¬ 
tel des Eonds den Ländern als eine Art >Karotte< hinhalten. Zunächst 
brauchte man eine genaue Übersicht über die wirtschaftliche Situation des 
Landes. Hatte man die Quelle der Schwierigkeiten ausgemacht, verwies 
man darauf, was unbedingt geändert werden mußte.« 

Die vom IWE in Eorm von Auflagen verschriebene »Medizin« war 
überall die gleiche. Dem Schuldnerland wurde mitgeteilt, wenn es je wie¬ 
der einen Pfennig Kredit bei einer ausländischen Bank erhalten wolle, 
müsse es seine Importe auf das absolut Notwendige beschränken, die 
Staatsausgaben drastisch senken und vor allem alle Subventionen für 
Grundnahrungsmittel und andere Unterstützungsleistungen an die sozial 
Schwachen im Lande einstellen. Die wichtigste Eorderung war immer, die 
Währung abzuwerten. Dadurch sollten angeblich die eigenen Exporte auf 
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dem Weltmarkt preiswerter und attraktiver erscheinen. Tatsächlich ver¬ 
teuerte man die Importe und vermehrte die Schulden. Behauptet wurde, 
das Land könne dadurch mehr harte Währung verdienen. Tatsächlich 
trieben diese Maßnahmen die Länder - und zwar alle ohne Ausnahme - 
tiefer in die Verschuldung. Thomas P. Malthus hätte daran sicher seine 
Freude gehabt. 

Das strukturelle Anpassungsprogramm des IWF war aber nur der »er¬ 
ste Schritt«, womit der Kandidat sich für den nächsten Schritt qualifi¬ 
zieren sollte. Dieser zweite Schritt bestand in der Zustimmung des Landes 
zu einem weitreichenden Umschuldungsprogramm. Dabei sicherten die 
Gläubigerbanken sich weitreichende künftige Rechte am Schuldnerland. 
Gleichzeitig wurden ausstehende Zins- und Tilgungszahlungen den be¬ 
stehenden Schulden hinzugerechnet. 

Das Ergebnis dieser Umschuldungsverfahren seit 1982 war, daß die 
Schuldenberge in den Himmel wuchsen, ohne daß Lateinamerika auch 
nur einen Pfennig neues Geld gesehen hätte. Eine Schweizer Rückver¬ 
sicherungsgesellschaft, die Swiss Re, errechnete, daß die Schulden aller 
Entwicklungsländer insgesamt von 839 Milliarden Dollar im Jahre 1982 
auf 1300 Milliarden im Jahr 1987 angewachsen sind, ohne daß erneut Gel¬ 
der in nennenswertem Umfang in diese Länder geflossen wären. Die neu¬ 
en Schulden ergaben sich fast ausschließlich rechnerisch aus dem Um¬ 
schuldungsverfahren. 

Unter dem IWE-Regiment breitete sich in Mexiko Elend aus. Die Regie¬ 
rung wurde gezwungen, die Preis Subventionen für wichtige Medi¬ 
kamente, Nahrungsmittel, Treibstoff und andere lebensnotwendige Güter 
wegzukürzen. Unnötig starben Menschen, darunter viele Kinder, weil 
notwendige Medikamente nicht importiert werden konnten. 

Der Währungsfonds diktierte Mexiko eine Reihe von Peso-Abwer¬ 
tungen. Vor der ersten Abwertung 1982 stand der Peso zum Dollar 12:1. 
1986 erreichte er ein Verhältnis von 862:1, und 1989 waren es schon 
2300:1. Entsprechend vermehrten sich die Auslandsschulden gegenüber 
Inlandswerten. 

Auf Verlangen der New Yorker Banken und der Regierung in Wa¬ 
shington hatte die mexikanische Regierung auch sämtliche Auslands¬ 
schulden der privaten Wirtschaft »übernehmen« müssen. Auf diese Weise 
wuchsen die Schulden im Jahre 1985 auf nahezu 100 Milliarden Dollar an. 
Ähnlich ging man mit Argentinien, Peru, Brasilien, Venezuela und den 
meisten Länder Schwarzafrikas und Asiens um. 

Der IWP wurde zur internationalen Wirtschaftspolizei im Auftrag der 
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großen Privatbanken. Er sorgte dafür, daß unternehmerisch unverant¬ 
wortlich und zu wucherischen Zinsen ausgegebene Kredite mit dem poli¬ 
tischen Gewicht der »Völkergemeinschaft« eingetrieben werden kormten. 
Er erlegte Völkern Spar- und Verelendungsmaßnahmen auf, wie sie von 
keinem anderen Regime in der bisherigen Geschichte brutaler und un¬ 
menschlicher gegen unterworfene Nationen durchgesetzt worden waren. 
Die arrangierten Stimmenverhältnisse im IWE waren eindeutig zugunsten 
der anglo-amerikanischen Achse eingerichtet worden. So diente diese 
Einrichtung der »Völkergemeinschaft« nur als Hebel anglo-ameri- 
kanischer Wirtschaftsinteressen. Kein Wunder, daß man in den Schuld¬ 
nerländern zitterte, werm wieder eine IWE-Delegation ihren Inspek¬ 
tionsbesuch ankündigte. Im Grunde lief das IWE-Ar rangement darauf 
hinaus, daß die anglo-amerikanischen Großbanken, die die meisten 
Schuldscheine aus Lateinamerika hielten, ihre Partner in Europa und Ja¬ 
pan mit der Drohung erpreßten, wenn sie sich nicht »solidarisierten«, 
würden sie einen Zusammenbruch des internationalen Bankensystems 
heraufbeschwören. 

1982 war das internationale Einanzsystem in der Tat bedroht. Niemand 
wollte es weiter belasten. Alle Länder mit großen Gläubigerbanken stell¬ 
ten sich hinter die New Yorker Banken und unterstützten das »harte Vor¬ 
gehen« der USA. So konnten die stets kritischen Medien es so darstellen, 
als sei die Schuldenkrise allein die Schuld korrupter, verantwortungsloser 
Regierungen in der Dritten Welt. Man erinnert sich noch an die Geschich¬ 
ten von »goldenen Badewannen«, »diamantenen Klingelknöpfen« und 
dergleichen mehr. 

Die Banken waren sich ihrer Sache so sicher, daß sie nicht einmal ihre 
Rücklagen auf Schuldenabschreibungen erhöhten. Citibank, Chase Man¬ 
hattan und andere Großbanken schütteten eindrucksvolle Dividenden an 
ihre Aktieninhaber aus und warben öffentlich mit ihren »Rekord¬ 
gewinnen«, als ob es gar kein Problem gäbe. Denn sie fühlten sich stark 
mit dem ganzen Gewicht der Vereinigten Staaten und des IWP im Rük- 
ken. Karm man sich eine größere Sicherheit vorstellen? 

Ein Land nach dem anderen mußte mit dem IWE und den Banken der 
Ditchley-Gruppe Rückzahlungsbedingungen aushandeln. Daraufhin 
setzte ein riesiger Kapitalrückstrom aus dem Entwicklungssektor ein. 
Nach Angaben der Weltbank flössen zwischen 1980 und 1986 Zinszah¬ 
lungen in Höhe von 326 Milliarden Dollar aus 109 Schuldnerländern an 
die privaten Gläubigerbanken. Im gleichen Zeitraum wurden außerdem 
Schulden in Höhe von 332 Milliarden Dollar getilgt. Es wurden also in 
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diesem Zeitraum 658 Milliarden Dollar bezahlt, wohingegen die ur¬ 
sprünglichen Schulden 430 Milliarden betragen hatten. Trotzdem schul¬ 
deten diese 109 Länder ihren Gläubigern 1986 immer noch 882 Milliarden 
Dollar. Das Zusammenspiel von enorm überhöhten Zinsen und schwan¬ 
kenden Wechselkursen hatte einen für die privaten Banken wunderbaren, 
weil unentrinnbaren Schuldenstrudel erzeugt. 

Das veranschaulicht ein weiterer erstaunlicher Aspekt der Schulden¬ 
krise der 1980er Jahre. Ein Großteil der gewaltigen Summen, um die es 
hier ging, brauchten die New Yorker und Londoner Banken gar nicht zu 
verlassen. Einer, der es wissen mußte, weil er selbst dabei war, der ehe¬ 
malige peruanische Energieminister Pedro Pablo Kuczinski, der später 
einen einträglichen Posten beim Bankhaus Credit Suisse First Boston er¬ 
hielt, drückte es so aus: »Der größte Teil der Umschuldungskredite er¬ 
reichte nie Lateinamerika. Von den 270 Milliarden Dollar, die latein¬ 
amerikanische Länder zwischen 1976 und 1981 aufgenommen hatten, 
wurden nur 8,4 Prozent ausbezahlt, so daß sie für Investitionen zu Verfü¬ 
gung standen. Alles übrige blieb in den Banken, kam nie nach Lateiname¬ 
rika und erschien nur in der Buchhaltung.« 

Die Schuldnerländer saßen in der Palle. Der einzige Ausweg, den ih¬ 
nen die New Yorker und Londoner Banken ließen, war die Übergabe der 
souveränen Kontrolle über ihre Volkswirtschaften an diese Banken. Vor 
allem sollten sie wichtige Rohstofflager an die Gläubiger verpfänden. 
Man sprach von »debt for equity«-Vereinbarungen, Schulden sollten ge¬ 
gen nationales Kapital eingetauscht werden. So hatte man es beispiels¬ 
weise auf die Ölvorkommen in Mexiko abgesehen. 

Das macht eine Studie deutlich, die vom dänischen Kinderhilfswerk 
UNICEP in Auftrag gegeben worden war. Es heißt dort: »1979 floß noch 
ein Nettobetrag von 40 Milliarden Dollar aus den reichen Staaten in den 
armen Süden. Schon 1983 kehrte sich dieser Geldfluß um, derm es flössen 
unter dem Strich sechs Milliarden Dollar aus den unterentwickelten Län¬ 
dern an die Industrienationen. Seit dieser Zeit hat sich nach den Statisti¬ 
ken der Vereinten Nationen der Betrag des Netto-Geldrückstroms dra¬ 
stisch auf rund 30 Milliarden jährlich vermehrt. Aber werm man zusätz¬ 
lich die Verluste durch die in den achtziger Jahren fallenden Rohstoffprei¬ 
se berücksichtigt, sprechen wir von einem Kapitaltransfer aus den Ent¬ 
wicklungsländern in die Industrienationen von jährlich wenigstens 60 
Milliarden Dollar. Zu dieser Summe müßte man dann noch die Kapital¬ 
flucht schwarzer Gelder hinzuzählen ...«^ 

Die Studie, für die Hans K. Rasmussen verantwortlich zeichnet, legt 
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eindeutig den ungeheueren Transfer von Wohlstand aus den armen Staa¬ 
ten des Südens in die reichen Länder des Nordens dar. Die Gelder finan¬ 
zierten in erster Linie die Staatsdefizite der USA und Großbritarmiens. 
Rasmussen errechnet, daß alle Entwicklungsländer zusammengenommen 
in den 1980er Jahren den USA eine zins- und tilgungsfreie »Entwick¬ 
lungshilfe« von 400 Milliarden Dollar gewährt haben. Damit konnte die 
Regierung Reagan ihre für Eriedenszeiten ungeheuer hohen Defizite dek- 
ken. Das genau war es, was die stets kritischen Medien der Weltöffent¬ 
lichkeit als »die längste Aufschwungsperiode der Welt in Eriedenszeiten« 
verkauften. 

Hohe Zinsraten, überhöhte Dollar-Werte und die politische Absiche¬ 
rung der Kredite durch die Militärmaschine der USA plünderten die so- 
genarmten Entwicklungsländer aus und finanzierten 43 Prozent der 
Staatsschulden der USA. Wie schon in den 1920er Jahren waren Schulden 
bloß das Instrument, um wirtschaftliche Kontrolle über andere Länder 
auszuüben. Die abgestumpften New Yorker Bankiers hatten von den 
machtlosen Regierungen Lateinamerikas und Schwarzafrikas wenig Wi¬ 
derstand zu fürchten. Und schließlich ging es ja nur ums Geschäft. 

Im Mai 1986 hatte der gemeinsame Wirtschaftsausschuß im US- 
Kongreß eine Studie mit dem Titel Auswirkungen der lateinamerika¬ 
nischen Schuldenkrise auf die Wirtschaft der USA erarbeiten lassen, worin 
einige alarmierende Aspekte des Vorgehens der Regierung Reagan 
aufgedeckt wurden. Der Bericht verwies vor allem auf die verheerende 
Wirkung der Maßnahmen des Internationalen Währungsfonds auf den 
Export- und Arbeitsmarkt der USA. Sie behinderten nämlich die Indu¬ 
strialisierung dieser Länder und damit ihren Import von Investionsgü- 
tern. 

Es hieß dort: »Es wird nur allzu klar, daß die Regierungspolitik alles 
überboten hat, was erforderlich gewesen wäre, um die wichtigsten Ei- 
nanzierungsbanken vor der Zahlungsunfähigkeit zu bewahren ... Die 
Regierung Reagan handhabte die Schuldenkrise so, daß diejenigen Insti¬ 
tutionen, die diese Krise in erster Linie verursacht hatten, belohnt wur¬ 
den, während diejenigen Sektoren der amerikanischen Wirtschaft, die 
dabei keinerlei Rolle gespielt hatten, bestraft wurden.« Die Studie wurde 
natürlich sofort aus dem Verkehr gezogen. 

Die New Yorker Bank Morgan Guaranty Trust Company errechnete, 
daß zwischen 1975 und 1985 wenigstens 123 Milliarden Dollar an 
Eluchtkapital aus Entwicklungsländern illegal in die USA geflossen 
waren. East alle Großbanken New Yorks errichteten in Bogota, Medellin 
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oder Panama Filialen, um ihren Anteil am illegalen Fluchtkapital zu erha¬ 
schen. Es ist nicht erstaunlich, daß die Kokainabhängigkeit in den Indu¬ 
striestädten des Nordens im gleichen Maße wuchs wie die Schulden der 
Dritten Welt. Parallel mit beiden Phänomenen entwickelte sich die Kapi¬ 
talflucht aus Südamerika. Die Flucht erfolgte natürlich gegen die Gesetze 
des jeweiligen Landes, gelang aber dank der diskreten Mithilfe von Anla¬ 
gefirmen wie Donald Regans Merill Lynch und anderen. Diese Firmen 
bezeichneten ihr Klientel übrigens geschmackvoll als »Individuen mit 
hohem Nettowert«. 

ln einer Studie über die »Kapitalflucht« aus Lateinamerika wies Pro¬ 
fessor Joe Loweraker von der Universität Kaliforniens in San Diego 
nach, daß die Kapitalfluchthilfe für solche Klienten ein höchst profita¬ 
bler Aspekt der Schuldenkrise für die großen US-Banken geworden war. 
Neben den etwa 50 Milliarden Dollar an Schuldendienst, die Citibank, 
Chase Manhattan, Morgan Guaranty und Bank of America aus den Ent¬ 
wicklungsländern herauspreßten, zogen sie weitere 100 bis 120 Milli¬ 
arden Dollar Lluchtkapital ab - aus eben den Ländern, denen sie brutale 
Austeritätsprogramme zur »Stabilisierung der Währung« abforderten. 
Dieses Vorgehen war ebenso verlogen wie lukrativ für die Banken. 

Zuverlässige Quellen geben an, daß die Jahresgewirme aus dem 
Lluchtkapital aus Lateinamerika, das dem strengsten Bankgeheimnis un¬ 
terlag, im Durchschnitt bei 70 Prozent lagen. Ein Privatbankier äußerte 
sich zu dem Geschäft der Großbanken mit dem Lluchtkapital wie folgt: 
»Einige Banken würden, um an dem Geschäft teilhaben zu können, nicht 
einmal vor Mord zurückschrecken.« Das war wahrscheinlich noch unter¬ 
trieben. 1983 berichtete die in London erscheinende Financial Times, das 
Geschäft mit Brasilien sei für die Citibank bei weitem das profitabelste 
unter allen seinen weltweiten Aktivitäten. 

Afrika litt noch schlimmer unter dem Druck der anglo-amerikani- 
schen Schuldenstrategie. Seit dem 19. Jahrhundert, als die Kolonialmächte 
den Kontinent knebelten, wurden die afrikanischen Staaten mit Ausnah¬ 
me von Südafrika als primitive unentwickelte Rohstoffgruben behandelt. 
Die Unabhängigkeitswelle der 1960er und 1970er Jahre änderte daran 
nicht viel. Sie verbesserte die wirtschaftlichen Verhältnisse in Schwarz¬ 
afrika nicht. 

Der Ölschock und in seinem Gefolge die Hochzinspolitik mit Zins¬ 
raten von 20 Prozent versetzten in Verbindung mit der Stagnation der 
weltweiten Industrieproduktion fast dem gesamten Kontinent den To¬ 
desstoß. Bis in die 1980er Jahre hinein deckten die afrikanischen Länder 
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ihre bescheidene Entwicklung zu 90 Prozent mit dem Verkauf ihrer Roh¬ 
stoffe. Seit Beginn der 1980er Jahre fielen die Rohstoffpreise durchgehend, 
handelte es sich nun um Baumwolle, Kaffee, Kupfer, Eisenerz oder Zuk- 
ker. 1987 erreichten sie den tiefsten Stand seit dem Zweiten Weltkrieg und 
lagen so tief wie im Jahr 1932 während der großen Depression. 

Hätten sich die Rohstoffpreise auf dem Niveau von 1980 gehalten, hät¬ 
te Schwarzafrika in den zehn Jahren bis 1990 150 Milliarden Dollar mehr 
erwirtschaftet. 1982 schuldeten die Länder Schwarzafrikas ihren westli¬ 
chen Gläubigern etwa 73 Milliarden Dollar. Am Ende des Jahrzehnts hatte 
sich der Schuldenberg dank zahlreicher »Umschuldungsverfahren« und 
anderer Eingriffe des Internationalen Währungsfonds auf 160 Milliarden 
verdoppelt. Das war etwa genauso viel, wie Schwarzafrika bei gleichblei¬ 
benden Rohstoffpreisen in diesem Zeitraum verdient hätte.® 

Wer sich diese Entwicklungen nachdenklich anschaut, begreift viel¬ 
leicht, daß in der Schuldenfrage einiges anders gelaufen ist, als es die stets 
kritischen Medien glauben machen wollen. 

Das war aber noch nicht alles. Nach den Bankfunktionären kamen die 
multinationalen Großkonzerne und errichteten in den verelendeten 
Schuldnerländern Arbeitslager. Dort konnten Männer, Erauen und Kinder 
zu Bedingungen schuften, die die Sozialkundebücher für das 19. Jahrhun¬ 
dert beschreiben. Die bekanntesten dieser Lager sind die sogenannten 
»Maquiladores« an der Grenze zwischen Mexiko und den USA. Dort ar¬ 
beiten verzweifelte 14- bis 15jährige mexikanische Jugendliche für knapp 
50 Cent die Stunde an Eließbändern von General Motors oder amerikani¬ 
schen Elektrokonzernen. Die mexikanische Regierung wurde genötigt, die 
auch in Mexiko geltenden Arbeitsrechtsbestimmungen und Sicherheits¬ 
auflagen für diese Gebiete auszusetzen. Denn mit einem Teil des Profits 
dieser Unternehmen, den diese an die mexikanische Regierung als Steu¬ 
ern abführen, kann Mexiko die Schulden bedienen. 


Reagans »Aufschwung« rächt sich bitter 

Die Schuldenorgie der anglo-amerikanischen Banken in Deutschland 
nach dem Ersten Weltkrieg hatte damals zur Eolge, daß für langfristige 
Investitionen das Geld fehlte und sie unterblieben. Es wurde interessan¬ 
ter, Geld auf die Bank zu legen, wo es in kurzfristigen Spekulations¬ 
geschäften tätig wurde, statt dafür das Risiko in Kauf zu nehmen, das 
Geld in Produktionsstätten zu investieren, erst umständlich Roh- und 
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Halbwaren zu kaufen, daraus Güter herzustellen, die mit Mühe abgesetzt 
werden mußten. So trockneten die internationalen Warenströme damals 
rasch aus. Sie fielen noch unter das Niveau der Vorkriegszeit. Kurzfristige 
Spekulationsgewinne waren allein interessant. Man legte sein Geld immer 
kurzfristiger an. Kredite gab es häufig nur mit einer Laufzeit von weniger 
als einem Jahr. Das Ganze lief dann ziemlich gesetzmäßig auf den großen 
Bankenkrach am Ende der 1920er Jahre hinaus ... 

Während der Hochzinspolitik nach dem Ölschock wiederholte sich das 
Ganze noch einmal. An die Stelle der Bedingungen für die Zahlung der 
Reparationslasten durch das Versailler Abkommen traten nun die Aufla¬ 
gen des Internationalen Währungsfonds. Sollten sich überhaupt Geschäfte 
rentieren, dann mußten sie Gewinne versprechen, die über den unglaub¬ 
lich hohen Zinsen und entsprechend hohen Inflationsraten der 1980er 
Jahre von zwölf bis 17 Prozent liegen mußten. 

In dieser Situation hatten Reagans Strategen der »Freien Marktwirt¬ 
schaft« und der reflationären »supply-side economics« leichtes Spiel. 
Unternehmerisches Denken konzentrierte sich einfach nur darauf, in 
kürzester Zeit größtmögliche Gewirme zu erzielen. Unter die Räder ka¬ 
men dabei technische Neuentwicklungen, längerfristige Anlage¬ 
investitionen und natürlich alles, was zur Erhaltung der Infrastruktur 
nötig gewesen wäre. 

Milliarden Dollar wurden seit 1982 aus den Entwicklungsländern her¬ 
ausgepreßt und flössen in die Finanzmetropolen des Westens. Damit 
nicht genug. Zur gleichen Zeit sorgten die Ideologie der Wall Street und 
Donald Regans Dienstfertigkeit dafür, daß die Regierung alle Schleusen 
finanzieller Kontrolle und Regelung weit auf riß. Die größte finanzielle 
Extravaganz seit Menschengedenken brach los. Als sich dann aber der 
Staub über Reagans Aufschwung gelegt hatte, sah man, daß dieser zehn¬ 
jährige Geldrausch die Grundlagen der Wirtschaft in den USA gründlich 
zerstört hatte. Der Produktionsapparat des bisher größten Wirtschafts¬ 
blocks der westlichen Welt war abgeschrieben, aber nicht erneuert wor¬ 
den. Die ehedem größte Volkswirtschaft der Welt war ruiniert, und mit 
ihr die Grundlage des Weltwährungssystems. 

Reagans Wirtschaftsdoktrin lehrte, daß man bloß die Steuern zu sen¬ 
ken brauche, um die »aufgestaute kreative Energie« von Individuen und 
Firmen und unternehmerische Talente freizusetzen. Deshalb ordnete Prä¬ 
sident Reagan im August 1981 die weitreichendste Steuersenkung der 
Nachkriegszeit an. Das neue Steuergesetz honorierte spekulative Geld¬ 
anlagen in Immobilienbesitz und die Spekulation mit gewerblichen Im- 
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mobilien. Gesetze, die bisher unfreiwillige Unternehmensübernahmen 
erschwert hatten, wurden ausgesetzt. Washington gab das Signal: Alles, 
was Geld bringt und den Dow-Jones-Aktienindex hochtreibt, ist erlaubt. 

Als im Herbst 1982 das Weiße Haus und Paul Volcker als Chef der 
Federal Reserve Bank sich darauf einigten, die Zinsraten langsam wieder 
zu senken, brach der Goldrausch der Spekulation erst richtig los. Der 
Bankrott einer kleineren Öl- und Hypothekenbank in Oklahoma mit 
Namen Penn Square Bank hatte Paul Volcker davon überzeugt, daß die 
Wirtschaft nicht mehr länger durch hohe Zinsen stranguliert werden 
solle. Bis Ende 1982 senkte er sieben Mal hintereinander den Leitzins. 
Insgesamt sank er dabei um 40 Prozent. Die Finanzmärkte spielten ver¬ 
rückt. 

Reagans »Aufschwung« hatte außerdem den Nachteil, daß er Investi¬ 
tionen zur Verbesserung der Technik und der Industrieproduktivität 
nicht zuwegebrachte. Eine Ausnahme bildete eine Handvoll Waffenfir¬ 
men, die mit Regierungsaufträgen zu günstigsten Konditionen über¬ 
schwemmt wurden. Ansonsten floß das Geld fast ausschließlich in die 
Spekulation mit Immobilien, Wertpapieren, allenfalls in Ölquellen in Te¬ 
xas und Colorado und in sogenannte »Steuerparadiese«. 

Je weiter die Zinsraten sanken, desto hitziger wurde das Spekulati¬ 
onsfieber. Schuldenmachen kam in Mode. Man kaufte Wertpapiere auf 
Pump und zahlte die Zinsen aus dem Kursgewinn. Denn die Zinsen 
wurden ja immer billiger. Die Rechnung ging nicht ganz auf. Zwar 
wuchsen die Glasfassaden der Einkaufszentren und Kundenparadiese 
wie Pilze aus dem Boden. Aber die Städte verfielen immer mehr, Brük- 
ken stürzten ein, und auf den Straßen blieben die großen Schlaglöcher 
unrepariert. Oft genug blieben die neuen Bürotürme und Verkaufsstät¬ 
ten leer, weil der Anleger durch Steuerabschreibungen an ihnen schon 
genug verdiente. 

Für die wirtschaftspolitischen Glaubenssätze Reagans: »Die Geld¬ 
versorgung schafft alles« bildeten die Gewerkschaften ein großes Pro¬ 
blem. Ihre Forderungen störten den allgemeinen Geldrausch. Die konser¬ 
vative Regierung Reagan zögerte daher nicht lange und brach eine »Klas¬ 
senkonfrontation« im Stile Großbritarmiens vom Zaun. Die hohe Ar¬ 
beitslosigkeit erlaubte es der Regierung, diese siegreich durchzufechten. 
Jedenfalls blieben die einst mächtigen US-Gewerkschaften so gut wie auf 
der Strecke. 

Die Regierung »deregulierte« das Transportwesen. Ahe tariflichen Un¬ 
tergrenzen, die die Gewerkschaften besonders in den Luft- und Land- 
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transportunternehmen errungen hatten, wurden ausgesetzt. Nichttarifge¬ 
bundene Transportunternehmen, die auch an keine festen Sicherheitsbe¬ 
stimmungen gebunden waren, setzten sich durch. Die Löhne der Trans¬ 
portarbeiter, Fernfahrer, Fluglotsen und des anderen Personals wurden 
gedrückt und sanken deutlich ab. Dafür nahmen die Arbeitsunfälle in 
erschreckendem Maße zu. Der »Aufschwung« machte junge Wertpapier¬ 
händler über Nacht zu Multimillionären. Gleichzeitig walzte er den Le¬ 
bensstandard der Facharbeiter und der in der gewerblichen Wirtschaft 
Beschäftigten nieder. Das regte in Washington kaum jemanden auf. Denn, 
so die Meinung der Konservativen in der herrschenden Republikanischen 
Partei, Gewerkschaftler sind ja beinahe so etwas wie Kommunisten. Sin¬ 
kende Löhne könnten der Wirtschaft nur förderlich sein, dachte man in 
den Washingtoner Amtsstuben. 

Die einst mächtige internationale Transportarbeitergewerkschaft der 
Teamster mußte 1982 einen Tarifvertrag akzeptieren, der für die nächsten 
drei Jahre einen Lohnstopp verhängte. Außerdem hatten sie gegen die 
Konkurrenz, die nur gewerkschaftlich nicht organisierte Leute einstellte, 
anzukämpfen. Auch die Vereinigte Autoarbeitergewerkschaft, in der die 
meisten Facharbeiter organisiert waren, mußte in Verhandlungen mit 
Chrysler, Ford und General Motors 1982 Lohnsenkungen hinnehmen. Die 
Stahlarbeiter und andere folgten ihr darin bald nach. Die Lohnsenkungen 
wurden als verzweifelter Versuch hingenommen, dadurch Arbeitsplätze 
zu sichern oder Vorruhestandsregelungen für ältere Arbeitskollegen ein¬ 
zuhandeln. Der reale Lebensstandard der Durchschnittsbevölkerung in 
den USA sank stetig. Dafür wuchsen die Einkommen der höchsten Ein¬ 
kommensklassen überdimensional. Die Gesellschaft polarisierte sich um 
den Einkommensunterschied. 

Im Jahre 1983 kletterte das amerikanische Haushaltsdefizit auf uner¬ 
hörte 200 Milliarden Dollar. Mit dem Defizit wuchsen die Staatsschulden, 
und die Wertpapiermakler und Provisionsjäger wurden an den Zinsen 
reich, ln nur sechs Jahren verdoppelte sich der Schuldendienst der US- 
Regierung. Im Wahljahr 1980 flössen 52 Milliarden Dollar Zinsen an die 
Banken. 1986 holten sie sich schon 142 Milliarden Dollar aus dem Staats¬ 
säckel. Das war ein Pünftel aller Regierungsausgaben. Trotz der Warnsi¬ 
gnale floß weiterhin reichlich Geld aus Deutschland und Japan, Großbri¬ 
tannien und Holland in die USA, um sich am hohen Dollar-Kurs und an 
den Kursgewinnen bei US-Wertpapieren gütlich zu tun. 

Jeder, der ein wenig Sinn für Geschichte oder nur etwas Gedächtnis 
besaß, konnte sehen, was hier ablief. Denn dies alles war in den 1920er 
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Jahren, den »Roaring Twenties«, schon einmal dagewesen. Dem Spuk 
bereitete dann der Börsenkrach von 1929 ein jähes Ende. 

Als sich 1985 eine Wetterfront über den USA zusammenzog und die 
Wahlambitionen Vizepräsident George Bushs störte, war es wieder das 
Öl, das für Entspannung sorgen mußte - nur dieses Mal in umgekehrter 
Richtung als bei den beiden Ölkrisen der 1970er Jahre. Die Washingtoner 
Strategen dachten vermutlich: Wenn wir den Preis künstlich hochtreiben 
konnten, dann können wir ihn auch hinunterdrücken, wenn uns das so 
paßt. Also wurde Saudi-Arabien veranlaßt, einen »umgekehrten Öl¬ 
schock« zu veranstalten und den flauen Weltölmarkt mit Öl zu überflu¬ 
ten. Der Preis für OPEC-Öl fiel im Prühjahr von 26 Dollar pro Eaß wie ein 
Stein unter zehn Dollar. Die Wirtschaftsexperten der Wall Street glaubten 
schon, sie hätten die Wunderwaffe für den Endsieg über die Inflation ent¬ 
deckt und übersahen dabei geflissentlich die Rolle, die das Öl beim Zu¬ 
standekommen der Inflation gespielt hatte. 

Der Preisverfall des Öls traf zunächst die kleineren Ölunternehmen. 
Als er schließlich ans Eingemachte der großen britischen und amerikani¬ 
schen Ölgesellschaften rührte, begab George Bush sich im März 1986 auf 
eine wenig beachtete Reise nach Riad. Er soll König Eahd den dezenten 
Hinweis überbracht haben, den ruinösen Preiskrieg zu beenden. Ölmini¬ 
ster Scheich Zaki Jamani wurde als Sündenbock in die Wüste geschickt, 
und die Ölpreise wurden bei dem immer noch niedrigen Preis von 14 bis 
16 Dollar pro Paß eingefroren. Das Öl in Texas oder auch das Nordseeöl 
war bei diesem Weltmarktpreisniveau nicht mehr rentabel. 

Der Ölpreisverfall im Jahr 1986 löste eine Entwicklung aus, die der 
Phase zwischen 1927 und 1929 glich. Die Zinsen sanken dramatisch, und 
Geld überschwemmte die Aktienmärkte. Es wurde gekauft, was angebo- 
ten wurde. Als dann noch die Kosten für das Geldleihen sanken, die 
Wertpapiere scheinbar stetig und ohne Ende im Wert anstiegen und 
unter der Regierung Reagan ja alles, was Geld bringt, erlaubt war, kam 
an der Wall Street eine neue Mode auf: der sogenannte »Leveraged Buy- 
out«, der Aufkauf einer anderen Pirma mit geliehenem Geld. So konnte 
es geschehen, daß eine 100 Jahre alte, konservativ geführte Pirma, die 
Reifen, Textilien oder Maschinen her stellte, das Interesse irgendeines 
Wall-Street-Hais auf sich zog, weil ihr Aktienkurs fiel. Bei diesen Haien 
handelte es sich um schillernde Persönlichkeiten wie T. Boone Pickens, 
Mike Milken oder Ivan Boesky, die bei solchen Aufkäufen als Strohmän¬ 
ner auftraten und plötzlich auf dem Papier Milliardenwerte besaßen. 
Ehrwürdige Institutionen, wie die Harvard Business School, entwickelten 
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dafür eigens neue Unternehmensstrategien und bescheinigten dieser Ver¬ 
rücktheit »Markteffizienz«. 

Wie ging das nun vor sich? Im typischen Fall lieh sich ein Aufkäufer 
wie Boone Pickens Geld, um damit die Aktienmehrheit einer in Bedräng¬ 
nis geratenen Firma an sich zu bringen. Dabei war die Firma ein Vielfa¬ 
ches von dem wert, was das Aktienpaket kostete. Der Aktienankauf trieb 
die Preise der Aktien der betreffenden Firma an der Börse hoch. Wenn 
alles gut ging, hatte der Ankäufer mit fast ausschließlich geliehenem Geld 
die Firma unter seine Kontrolle gebracht. Es handelte sich dabei auch um 
Firmen von der Größe einer Union Oil of California oder sogar Gulf Oil. 
Der neue Mehrheitseigentümer zwang nun die Firma, die entstandenen 
Schulden durch die Ausgabe neuer Obligationen oder niederwertiger 
Aktien zu finanzieren. Solche Obligationen hießen im Börsenjargon ganz 
treffend »Junk Bonds«, »Müllanleihen«. Denn brach die Firma unter den 
vielen Schulden finanziell zusammen, waren diese Papiere nur noch so 
viel wert wie Müll. Da aber der Aktienmarkt boomte, pfiff man auf das 
Risiko. 

Die Müllanleihen versprachen sehr hohe Zinsen, um auch Abnehmer 
zu finden. Der Aufkäufer-Hai machte nun schnell alle wertvollen Teile 
der aufgekauften Firma zu Geld und stieß sie darm so schnell wie mög¬ 
lich wieder ab, um sich dem nächsten Opfer zuzuwenden. In der zwei¬ 
ten Hälfte der 1980er Jahre war Wall Street mit solchen Spielchen voll 
beschäftigt. Sie trieben den Dow-Jones-Aktienindex hoch und die eini¬ 
germaßen gesunden Unternehmen in eine Überschuldung, wie sie seit 
der Depression der 1930er Jahre nicht mehr bestanden hatte. Von diesen 
Schulden kam nichts, aber auch gar nichts Investitionen in neue Anlage¬ 
technik und verbesserte Produktivität zugute. Sie waren nur das Sym¬ 
ptom des Krebsgeschwürs der Spekulation, welcher der ultraliberale 
Wirtschaftskurs der Regierungen Reagan und Bush Tür und Tor geöff¬ 
net hatte. 

Während der gesamten Regierungszeit Reagans flössen nahezu eine 
Billion, 1000 Milliarden Dollar, in die Immobilienspekulation. Das war 
eine Rekordsumme, fast das Doppelte dessen, was in den Vorjahren da¬ 
für aufgewendet worden war. Die Banken, die sich gegen die wachsende 
Unsicherheit ihrer Außenstände in Lateinamerika absichern wollten, 
investierten eher in Immobilien statt auf traditionelle Art in produktive 
Unternehmen. 

Ein Beispiel soll den Zirkus verdeutlichen: Während der großen De¬ 
pression hatte man besonders abgesicherte Spar- und Darlehenskassen 
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geschaffen. Die Bankgesetze regulierten ihre Unternehmenspraxis und 
sicherten sie ab, um dort die Spargroschen der kleineren Leute vor der 
Spekulation der Großen zu sichern. Das Hauptgeschäft dieser Sparkassen 
bestand darin, langfristige Hypotheken für den privaten Hausbau zu fi¬ 
nanzieren. Finanzminister Donald Regan hob die meisten dieser Schutz¬ 
bestimmungen für die Spar- und Darlehenskassen im Oktober 1982 auf. 
Insbesondere erlaubte er ihnen, genau wie andere Banken alle Wertpapie¬ 
re zu ersteigern, die Börsenmakler anzubieten hatten, und sogenannte 
»brokered deposits« anzulegen. Das heißt, sie durften mit Geldeinlagen 
spekulieren. Das sogenannte Garn-St.-Germain-Gesetz erlaubte den Kas¬ 
sen, in alle nur denkbaren Papiere zu investieren, und bestimmte, daß die 
US-Regierung die Sicherheit für alle Spareinlagen unter 100 000 Dollar im 
Falle eines Konkurses der Sparkasse übernähme. 

Als der Präsident das Gesetz Unterzeichnete, hielt er eine Rede, in der 
er den Zuhörern begeistert versicherte: »Ich denke, damit haben wir den 
Hauptgewinn gezogen«, wobei er den Pokerausdruck »Jackpot« benutz¬ 
te. Dieser »Hauptgewinn« war der Anfang vom Ende der Spar- und 
Darlehenskassen. Sie hatten als Späteinsteiger nur noch die wackeligsten 
Papiere angeboten bekommen. Außerdem wurde das Gesetz wahr¬ 
scheinlich ohnehin nur erlassen, um den Wall-Street-Haien zu ermögli¬ 
chen, sich von inzwischen schwerverkäuflichen Papieren zu trennen. 
Der Zusammenbruch der Sparkassen vernichtete einen Wertpapier¬ 
bestand von rund 1/3 Billionen Dollar. 

Nach dem neuen Gesetz hatten sich viele der Sparkassen auf die lukra¬ 
tiven Geldgeschäfte gestürzt, die ihre großen Brüder, die Geschäfts¬ 
banken, scheinbar so reich gemacht hatten. Die Kassen eigneten sich be¬ 
sonders gut als Waschmaschine für illegale Gelder, die aus dem Rausch¬ 
giftgeschäft und anderen Operationen des organisierten Verbrechens 
stammten. Die stets kritischen Medien interessierte es leider wenig, daß 
ausgerechnet die frühere Maklerfirma des Finanzministers Donald Regan, 
Merrill Lynch, mit ihrer Filiale in Lugano dabei ertappt worden war, Milli¬ 
arden von Dollar der Heroinmafia, der sogenarmten »Pizza Connection«, 
gewaschen zu haben. 

ln diesem Klima hemmungs- und regelloser Spekulationsorgien war 
derjenige schnell aus dem Rennen, der sich nicht an dubiosen Geschäf¬ 
ten beteiligte. Erfolgreiche Banken zogen, ohne nach der Herkunft zu 
fragen, alle ihnen angebotenen Gelder an Land, und wuschen Gelder für 
geheime Operationen - ob im Auftrag der CIA oder der Eamilie Bonano 
oder anderer Mafia-Eamilien. Selbst Neil Bush, der Sohn des damaligen 
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Vizepräsidenten, wurde von der Staatsanwaltschaft überrascht, sich als 
Direktor einer Spar- und Darlehenskasse in Colorado an derartigen illega¬ 
len Geschäften beteiligt zu haben. Er zeigte wenigstens soviel Geschmack, 
von seinem Posten zurückzutreten, als sein Vater zum Präsidentschafts¬ 
kandidaten der Republikaner nominiert wurde.^ 

Aber auch die konservativsten Sektoren der Finanzbranche, die Le¬ 
bensversicherungen, konnten und wollten bei solch lukrativen Finanz¬ 
spielen nicht abseits stehen. Die Versicherungen unterstanden im Unter¬ 
schied zu Banken und Sparkassen nie staatlicher Oberaufsicht, wahr¬ 
scheinlich weil sie sich bisher immer so seriös gegeben hatten. Daher 
gibt es für sie in den USA auch keinen nationalen Fonds, der - wie bei 
den Banken - im Falle eines Konkurses für geschädigte Versicherte ein¬ 
springt. Bis 1989 hatten die Versicherungen nach amtlichen Schätzungen 
etwa 260 Milliarden Dollar aus den Einlagen der Versicherten in Immo¬ 
bilien angelegt. 1980 waren es noch 100 Milliarden gewesen. Ende 1989 
und in den folgenden Jahren brachen die Preise am Immobilienmarkt so 
drastisch ein, wie es nicht einmal während der Depression in den 1930er 
Jahren geschehen war. Zum ersten Mal in der Nachkriegsgeschichte 
kippten Versicherungen, weil die Versicherten in Panik gerieten und 
ihre Policen einlösen wollten. 

Daran zeigte sich die einfache Realität, daß seit dem Ölschock die Fi¬ 
nanzinteressen in den USA alle anderen nationalen Belange und Inter¬ 
essen beiseitegedrängt hatten. Neben der Finanzwelt konnte sich kaum 
eine andere Stimme in Washington noch Gehör verschaffen. Bankfor¬ 
derungen häuften sich bei den Privatleuten und Firmen ebenso wie bei 
Gemeinden, Bundesstaaten und Regierung. Als Reagan sein Amt über¬ 
nahm, betrugen die privaten und öffentlichen Schulden in den USA 3873 
Milliarden Dollar. Am Ende seiner Amtszeit beliefen sich diese Schulden 
bereits auf fast 10 000 Milliarden Dollar. Das heißt, in diesen acht Jahren 
wuchsen sie um sechs Billionen Dollar auf fast das Dreifache.^o 

Die Schuldenlast ruht letztlich auf den Schultern der gewerblichen 
Wirtschaft. Denn wo sonst werden die materiellen Werte geschaffen, wo¬ 
gegen die Schuldscheine früher oder später eingetauscht werden wollen. 
Aber ein zwei Jahrzehnte währendes Wuchern der Spekulation hatte 
nicht viel Wertvolles übrig gelassen. Fahrbahndecken der Autobahn wa¬ 
ren jahrelang nicht instandgesetzt worden. Brücken stürzten ein oder 
mußten wegen Einsturzgefahr gesperrt werden. Die Wasserent- und -Ver¬ 
sorgung verfiel, was im Fall Pittsburgh zur Verseuchung des Trinkwas¬ 
sers führte. Krankenhäuser wurden wegen Baufälligkeit geschlossen oder 
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waren unzureichend ausgestattet. Die Wohnungen der Normalbürger 
verkamen immer mehr. 1989 veröffentlichte die Hauptvereinigung der 
Bauindustrie, die Associated General Contractors of America, eine Studie, 
die vorrechnete, daß Investitionen von 3,3 Billionen Dollar dringend 
erforderlich seien, um die zerfallende Infrastruktur der USA auf einen 
modernen Stand zu bringen. Niemand in Washington scherte sich dar¬ 
um. Der Regierung Bush fiel als Ausweg darm nur noch die »Privati¬ 
sierung« ein. Washington steckte im Jahre 1990 bereits in der Haushalts¬ 
krise. 

Reagans »Aufschwung« vergrößerte die wirtschaftliche Ungerech¬ 
tigkeit in Amerika. Das zeigte sich schon an der wachsenden Anzahl der 
Mitbürger, welche die offizielle Statistik als »unter der Armutsgrenze 
lebend« auswies. 1979, als Paul Volcker die Hochzinspolitik einleitete, 
verdienten 24 Millionen Amerikaner weniger als 500 Dollar im Monat 
und fielen damit unter die Armutsgrenze. Im Jahr 1988 zählten dazu 
bereits 32 Millionen, also 30 Prozent mehr. Die Steuerpolitik von Reagan 
und Bush hatten den Wohlstand auf einige wenige konzentriert. Wie nie 
zuvor in der Geschichte der USA zog sich ein immens wachsender 
Reichtum auf eine winzig kleine Anzahl von Menschen zusammen. 
Nach einer Statistik des US-Kongresses kormten die 20 Prozent bestver¬ 
dienenden Amerikaner seit 1980 einen Zugewinn von 32 Prozent verbu¬ 
chen. Alle anderen Einkommensklassen mußten Einkommensverluste 
hinnehmen. 

Die Gesundheitskosten wuchsen überdimensional und nahmen im 
Bruttosozialprodukt einen doppelt so großen Posten ein wie etwa in Eng¬ 
land. Trotzdem konnten sich 37 Millionen Amerikaner keine Krankenkas¬ 
se leisten und blieben also unversichert. Die Gesundheitssituation in den 
Ghettos der amerikanischen Großstädte nähert sich Zuständen wie in der 
Dritten Welt und entspricht überhaupt nicht dem Niveau, das man bei 
der Eührungsnation der Welt erwarten sollte. 

Thatchers elf Regierungsjahre hatten in England ähnliche Verhältnisse 
heraufbeschworen. Hinter der glänzenden Immobilienspekulation und 
dem dramatisch wuchernden Einanzgeschäft der Londoner City traten 
die mangelnden Investitionen in Industrie und Infrastruktur in den Hin¬ 
tergrund. Die Deregulierung der Einanzmärkte von 1986, die angemessen 
»Big Bang« genannt wurde, gehört zu Thatchers großen Errun¬ 
genschaften. Aber schon Ende der 1980er Jahre begann das Kartenhaus 
einzustürzen. Die Zinssätze wurden wieder zweistellig, die Industriepro¬ 
duktion verfiel erst in eine Rezession und dann in eine Depression, und 
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die Inflation erreichte wieder das Niveau, das sie bei Regierungsantritt 
der »Eisernen Lady« hatte. 

Die Wirtschaftspolitik der Regierung Thatcher versagte sogar nach 
ihren eigenen Maßstäben. Das gleiche gilt für »Reaganomics«. Das 
schreckte die Finanzmächte in London und New York aber nicht im 
mindesten. Sie dachten in Dimensionen einer weltweiten »nach¬ 
industriellen Gesellschaft«. Sie verlangten, daß die Finanzmärkte überall 
dereguliert würden, also auch in Tokio, Frankfurt, Paris, Mailand, Mexi¬ 
ko-Stadt und Sao Paolo. 


Mit ein wenig Unterstützung unserer Freunde ... 

Am 19. Oktober 1987 platzte die spekulative Blase. An diesem Tag stürzte 
der Dow-Jones-Aktienindex um 508 Punkte. Das hatte er bisher noch nie 
an einem Tag geschafft. Mit Reagans »Aufschwung« war es aus und vor¬ 
bei. 

Aber so schnell gaben Bush und die Elite ihre Sache nicht verloren. 
Man war fest entschlossen, die Gelder aufzutreiben, um den Wertpapier¬ 
ballon noch so lange aufrechtzuerhalten, bis der Regierung Bush der stra¬ 
tegische »große Wurf« für das Ende des Jahrhunderts gelänge. 

In der Zwischenzeit wurde verschiedentlich behauptet, der Finanz¬ 
krach am 19. Oktober 1987 habe gezeigt, daß ein Vergleich mit dem Bör¬ 
senkrach von 1929 und der anschließenden Depression der 1930er Jahre 
heute nicht mehr gelte. Jedenfalls bedeutete er das Ende der deregulierten 
Finanzspekulation, womit sich das »Anglo-Amerikanische Jahrhundert« 
seit Anfang der 1970er Jahre über Wasser gehalten hatte. 

Angesichts der herannahenden Wahl griff George Bush auf das Rezept 
seines engen Freundes und damaligen Finanzministers James Baker zu¬ 
rück, hinter dem eine mächtige Fraktion des US-Establishments stand. Sie 
hatten sich eine Strategie ausgedacht, die gewährleisten sollte, daß trotz 
des erschütterten Vertrauens in die amerikanischen Finanzmärkte weiter¬ 
hin ausländisches Geld in US-Obligationen und Aktien angelegt würde. 
Nur so ließ sich die Illusion eines Wirtschaftsaufschwungs in den Augen 
der Wähler aufrechterhalten. 

Zunächst übte man mit Erfolg erheblichen Druck auf die japanische 
Regierung unter Ministerpräsident Nakasone aus. Man drohte den Japa¬ 
nern damit, eine Regierung der Demokraten werde den japanischen Ex¬ 
port in die USA erschweren oder gar unterbinden. Japan müsse mit- 
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helfen, die Voraussetzungen für die Wahl einer republikanischen Regie¬ 
rung in den USA zu erhalten. Nakasone übte seinerseits Druck auf die 
japanischen Banken aus. Die japanischen Zinssätze wurden seit dem Ok¬ 
tober 1987 stetig gesenkt. Dadurch erschienen US-Obligationen und 
Wertpapiere im Verhältnis gewinnbringender als vergleichbare Anlagen 
in Japan. Milliarden Dollar flössen aus Tokio in die USA. So konnte sich 
der Dollar während des Jahres 1988 relativ stabil behaupten. Das war ein 
wichtiger Beitrag zum Sieg George Bushs bei den Wahlen vom November 
1988 über den Herausforderer Dukakis von der Demokratischen Partei. 
Als Rückversicherung gab Bush den Japanern die private Zusicherung, 
eine Regierung Bush würde die japanisch-amerikanischen Beziehungen 
verbessern. 

Mit Bush regierte im Weißen Haus zum ersten Mal seit Franklin D. 
Roosevelt wieder einer der Finanzbarone der Ostküste. Er hatte die Auf¬ 
gabe, das »Amerikanische Jahrhundert« durch die gefährlichsten Untie¬ 
fen seit 1919 zu steuern. Gleich in der ersten Woche seiner Amtszeit 
verstand er es, den Eindruck zu erwecken, als wolle er die wichtigsten 
Probleme der amerikanischen Nation entschlossen anpacken. Er ver¬ 
langte eine durchgreifende Reorganisation des Bankensystems der Spar¬ 
und Darlehenskassen. Dann nutzte er den Aufschrei der Bevölkerung 
über die Ölpest, die ein recht eigenartiger Unfall des Tankers Valdez der 
Eirma Esso an der Küste Alaskas verursacht hatte, um radikalste Um¬ 
weltschutzstrafgesetze durchzusetzen. Sie ließen alles hinter sich, was 
der Demokrat Jimmy Carter als Präsident vom Stapel gelassen hatte. 
Beide Initiativen stellten sich schon bald als Katastrophen heraus. Doch 
zunächst weckten sie die Hoffnung, die USA hätten nach dem alters¬ 
schwachen Reagan in Bush einen Präsidenten, der die Dinge anpackte 
und die Weltereignisse fest im Griff halte. 

Der eigentliche Regierungsplan war es aber, den ungeheueren Schul¬ 
dendruck der USA auf einzelne Verbündete abzuwälzen. Man nannte das 
»bürden sharing«. Schon Anfang 1989 argumentierte man, die Sowjet¬ 
union werde zusammenbrechen, es bliebe somit nur noch eine militäri¬ 
sche Supermacht übrig. Deshalb sollten Japan, Deutschland und andere 
wirtschaftlich besser gestellte Länder nun zum Unterhalt dieser Super¬ 
macht verstärkt, freiwillig und aus lauter Dankbarkeit Einanzmittel zur 
Verfügung stellen. Bis zur direkten Erpressung fehlte nur sehr wenig. 

Es sollte sich bald zeigen, daß Bush im Wahlkampf für ein »freundli¬ 
cheres und großzügigeres Amerika« nur deswegen eingetreten war, um 
bei der alternden Wählerschaft einen guten Eindruck zu machen. Kaum 
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hatte er sich im Weißen Haus eingerichtet, kehrte er den in Amerika so 
geschätzten »tough guy«, den »harten Burschen«, heraus. Mit Hilfe der 
stets kritischen Medien wurde der panamaische Machthaber General 
Noriega, der früher mit der CIA zusammengearbeitet hatte, vor der 
Weltöffentlichkeit zum blutrünstigen Diktator und Drogenhändler abge¬ 
stempelt. Dies war der Vorwand, um zu Weihnachten in seinem ersten 
Regierungsjahr in das winzige Nachbarland Panama einzufallen. Dabei 
kamen laut Augenzeugenberichten 5000 bis 7000 Menschen, die meisten 
davon arme Zivilisten, in dem Bombenhagel der US-Luftwaffe ums Le¬ 
ben. 

Der amerikanische Justizminister Richard Thornburgh - er war übri¬ 
gens zur Zeit des »Unfalls« im Kernkraftwerk Three Mile Island Gouver¬ 
neur von Permsylvania - hatte eine unglaubliche neue Doktrin erlassen. 
Die neue Rechtsdoktrin verlieh Agenten des FBI und des Justizministeri¬ 
ums das Recht, in jedem auswärtigen Land auch ohne Zustimmung der 
dortigen Behörden Verhaftungen und Entführungen vorzunehmen. Man 
nannte das »extraterritorialen Gesetzesvollzug«. Nach dieser Doktrin 
nahm sich die US-Regierung das Recht heraus, unter dem Vorwand, es 
handele sich um Rauschgifthändler oder Terroristen, irgendwelche Bür¬ 
ger aus Deutschland, Frankreich oder eben Panama in jedem Land der 
Erde ohne Rücksicht auf dort geltendes Recht festzunehmen und in die 
USA zu bringen. Einfacher ausgedrückt vertritt die Thornburgh-Doktrin 
die Auffassung, amerikanisches Recht breche jedes andere nationale 
Recht. Weder an dieser empörenden Doktrin noch an der Invasion und 
Besetzung Panamas wurde jedoch merkwürdigerweise von irgendeiner 
Regierung der zivilisierten Welt offiziell Anstoß genommen. 

Es gab noch mehr Neuerungen, ln einer Rede am 19. September 1989 
gab der damalige CIA-Direktor William Webster vor einem ausgesuch¬ 
ten Kreis im Rat für Weltangelegenheiten in Los Angeles die neuen Auf¬ 
gabenrichtlinien der Geheimdienste bekannt. Er verwies auf die verän¬ 
derte Weltlage, insbesondere auf die neue enge Zusammenarbeit der 
Sowjetunion mit den USA in Fragen der Abrüstung und bei der Dämp¬ 
fung von Krisenherden. Daraus müsse die CIA Konsequenzen ziehen 
und sich auf neue Aufgaben für die Zeit nach dem Kalten Krieg vorbe¬ 
reiten. Er sagte dann wörtlich: »Wirtschaftliche Aufgaben - ich erwähnte 
Handelsungleichgewichte und die technische Entwicklung - veran¬ 
schaulichen einen Punkt, der nun immer klarer hervortritt: Unsere poli¬ 
tischen und militärischen Verbündeten sind zugleich unsere wirt¬ 
schaftlichen Konkurrenten.« Hauptaufgabe der CIA war nicht mehr die 
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Abwehr kommunistischer Subversion, sondern Industriespionage und 
andere verdeckte Tätigkeiten, die sich gegen die wichtigsten »verbünde¬ 
ten« Industrienationen richteten. 


Hilfe, die Mauer ist weg! 

Im November 1989 nahm die Entwicklung in Ostdeutschland eine dra¬ 
matische Wende, die für viele in London und Washington unerwartet 
kam. Anläßlich der 40-Jahr-Feier der DDR hatte Michail Gorbatschow sich 
mit der kommunistischen Führung der alten Garde unter Honecker in 
Ostberlin getroffen und ihnen sicher nicht nur mit der Bemerkung, »Wer 
zu spät kommt, den bestraft das Leben«, den sowjetischen Teppich unter 
den Füßen weggezogen. Unter dem Druck der Fluchtbewegung über Un¬ 
garn und der Freiheitsbewegung auf den Straßen Ostdeutschlands wurde 
die alte DDR binnen weniger Wochen hinweggefegt. Es war auch der 
Anfang vom Ende der Sowjetunion und letztlich der Herrschaft Gorbat¬ 
schows. 

Der Zusammenbruch der Ölpreise im Jahr 1986 hatte die sowjetische 
Planwirtschaft schwer getroffen. Ölexporte in den Westen waren seit den 
1970er Jahren für die Herren im Kreml zum wichtigsten Devisenbringer 
geworden. Ihre Erträge schrumpften gerade zu dem Zeitpunkt, als Gor¬ 
batschows Reformen dem Volk mehr versprochen hatten, als sie nun hal¬ 
ten konnten. Das ausbrechende wirtschaftliche Chaos in Rußland war der 
eigentliche Grund, warum man in Moskau die Bindungen an die Satelli¬ 
ten in Osteuropa aufgab. Es gab Kreise in Moskau, die darauf setzten, ein 
starkes wiedervereinigtes Deutschland könnte sich als geeigneter Partner 
beim Wiederaufbau der sowjetischen Wirtschaft erweisen. 

Während man in Washington nach außen hin das dramatische Ende 
der 40jährigen kommunistischen Gewaltherrschaft zu feiern vorgab, hegte 
Bush ärgste Bedenken gegen den Erfolg einer volksnahen Revolution in 
Osteuropa. Diese Sorge konnte er natürlich nur in privaten Gesprächen 
zeigen. Er sah die Welt durch die dunkle Brille des Geheimdienstlers, 
nicht umsonst war er lange Chef der CIA gewesen. Von Volksbewegun¬ 
gen, die man nicht selbst angestiftet hatte, wollte Bush ebensowenig wis¬ 
sen wie Margaret Thatcher und ihre Tory-Partei. Außerdem alarmierte sie 
die Aussicht, in Deutschland könnte sich eine Alternative zur eigenen 
Wirtschaftspolitik entwickeln. Deshalb wurde den anglo-amerikanischen 
Medien sogleich das Stichwort »Viertes Reich« gegeben. 
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Ein prominentes Sprachrohr der britischen Elite, Peregrine Worsthor- 
ne vom einflußreichen Sunday Telegraph, brachte zu Papier, was Marga¬ 
ret Thatcher und ihr Kreis über die deutsche Wiedervereinigung dach¬ 
ten. Worsthorne ist der Stiefsohn des ehemaligen Gouverneurs der Bank 
of England, Montagu Norman. Norman pflegte, wie gesagt, enge Kontak¬ 
te zu Hitlers Wirtschaftsminister Hjalmar Schacht und hatte vorher in 
enger Zusammenarbeit mit dem New Yorker Bankhaus /. P. Morgan 
1919 die Reparationsbedingungen für den Versailler Vertrag und später 
den Dawes-Plan ausgearbeitet. 

ln einem Leitartikel seiner Zeitung schrieb Warsthorne am 22. Juli 1990 
mit dem ihm eigenen Zynismus: »Mein Stiefvater Montagu Norman, der 
als Gouverneur der Bank von England soviel getan hat, um den Deut¬ 
schen nach dem Ersten Weltkrieg wirtschaftlich wieder auf die Beine zu 
helfen, lebte gerade lange genug, um den Anfang des deutschen Wirt¬ 
schaftswunders zu erleben.« Im folgenden erinnerte er sich an einen 
Kommentar Normans kurz vor dessen Tod: »Ich wußte immer, wir wür¬ 
den die bösen Deutschen schlagen; aber ich wünschte, wir wären uns so 
sicher, genauso gut mit den guten Deutschen fertigzuwerden.« Dann kam 
Worsthorne zu seinem eigentlichen Punkt: »Nehmen wir an, das wieder¬ 
vereinigte Deutschland wird ein guter Riese, was dann? Nehmen wir wei¬ 
ter an, das vereinigte Deutschland brächte Rußland bei, auch ein guter 
Riese zu werden, was dann? ... ln Wahrheit würde die Bedrohung da¬ 
durch nur zu- und nicht abnehmen. Denn wie in aller Welt kann man 
gegen ein Deutschland effektiven Widerstand aufbauen, das dadurch 
gewinnen möchte, daß es in allem den auferlegten Regeln gehorcht? 
Deutschland wird wieder sehr mächtig werden. Und, wie uns Lord Acton 
beigebracht hat: Macht korrumpiert ... Deutschland ist in einer heraus¬ 
ragend guten Position, um dem Slaventum eine Rückkehr in die Völker¬ 
gemeinschaft zu ermöglichen.« 

Es ist nicht unerheblich festzuhalten, daß Worsthornes Sunday Tele¬ 
graph einer anglo-amerikanischen Holding gehört, der sogenannten Hol- 
linger Corporation, ln deren Aufsichtsrat findet man neben Henry Kissin- 
ger auch den früheren britischen Außenminister Lord Carrington, der 
auch Partner der Beratungsfirma Kissinger Associates ist. 

Bekanntlich mußte Thatchers Handelsminister Nicholas Ridley den 
Hut nehmen, weil er zur gleichen Zeit in aller Öffentlichkeit die Regie¬ 
rung Kohl in Bonn mit Hitlers Drittem Reich gleichgestellt hatte. Worst¬ 
horne bezog sich auf die Affäre und schloß seinen Artikel gegen die 
Wiedervereinigung Deutschlands folgendermaßen: »Mr. Ridley hat Un- 
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sinn geredet. Aber vielleicht war doch mehr Methode in diesem Unsinn, 
als man sich träumen läßt ... Vielleicht sollte sich Großbritannien doch so 
weit aus der Sache heraushalten, daß es zu jedem gegebenen Zeitpunkt 
frei ist, diese Beschwerden nutzvoll aufzugreifen. Auf seinem Weg, Gutes 
zu tun, wird Deutschland sich gerade so viele Feinde machen wie zuvor, 
als es anderen schadete. Und Amerika könnte durchaus zu diesen Fein¬ 
den gehören ... Früher oder später wird es erneut ein Fall für die Politik 
des Machtgleichgewichts sein ... Das könnte eine Gelegenheit für Groß¬ 
britannien sein, das sich in diesen Dingen auskennt.« 

Im Sommer des gleichen Jahres ließ die Regierung Thatcher nach Be¬ 
richten aus London den britischen Nachrichtendienst seine Aktivitäten 
in Deutschland erheblich verstärken und richtete zu diesem Zweck eine 
neue Geheimdienstabteilung ein. Auch die Regierung Bush unternahm 
Schritte, um den Einfluß auf die deutsche Politik auszubauen. Im Früh¬ 
jahr des Jahres 1990 kam es in den USA zu einem Treffen ausgesuchter 
Mitglieder der Gesellschaft früherer Nachrichtendienstoffiziere. Vor die¬ 
sem Kreis forderte Theodore Shackley, ein ehemaliger hochrangiger 
CIA-Mann, seine Kollegen auf, sie sollten führende frühere Stasi- 
Führungskader rekrutieren, um damit eine Grundlage für den amerika¬ 
nischen Nachrichtendienst in Berlin und für die Arbeit im wiederverei¬ 
nigten Deutschland zu legen. Shackley ist kein unbeschriebenes Blatt. Er 
hatte an führender Stelle mitgeholfen, den Schah von Persien zu stürzen 
und dem Regime Khomeinis den Weg zu ebnen. Und er hatte an führen¬ 
der Stelle illegale Waffen-gegen-Drogen-Geschäfte mit dem Iran ver¬ 
mittelt. 

Die politischen Strategen in London und Washington sahen die län¬ 
gerfristigen Auswirkungen des Palls der Berliner Mauer nur zu deutlich. 
Sie erkannten als Gefahr, daß Deutschland bei der Modernisierung und 
Entwicklung der Volkswirtschaften in Osteuropa und schließlich auch 
der Sowjetunion eine Schlüsselrolle spielen könnte. David Haie, ein re¬ 
nommierter Wirtschaftsexperte in den USA mit engen Beziehungen zum 
US-Pinanzministerium, schrieb im Januar 1990 in einem Wochenbericht 
an seine Klienten über die Gefahren, welche eine erfolgreiche Wieder¬ 
vereinigung für die US-Pinanzmärkte heraufbeschwören würde: »Eine 
der auffallendsten Züge in den wirtschaftlichen Untersuchungen der 
Wall Street der letzten Wochen ist die Selbstzufriedenheit, mit der sie 
die möglichen Auswirkungen der Wirtschaftsentwicklung in Osteuropa 
auf das weltweite finanzielle Gleichgewicht behandeln. Dieses Gleich¬ 
gewicht ermöglichte es Amerika immerhin, während der achtziger Jahre 
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noch über eine Billion Dollar außerhalb seiner Landesgrenzen aufzu¬ 
nehmen.« 

Haie fuhr fort: »Werm einmal die Wirtschaftshistoriker die Geschichte 
der neunziger Jahre schreiben werden, dürften sie den Fall der Berliner 
Mauer als einen Finanzschock betrachten, der sich nur mit dem seit lan¬ 
gem mit Furcht erwarteten Erdrutsch in Tokio vergleichen läßt. Der 
Mauerabriß symbolisierte dann einen Umbruch, der letzten Endes Milli¬ 
arden Dollar in eine Region umlenken könnte, die in den letzten 60 Jah¬ 
ren kaum eine Rolle auf den internationalen Kreditmärkten gespielt 
hat.« Haie schloß seine Botschaft mit einer Bemerkung, um die ihn an¬ 
geblich einflußreiche Kreise in Washington gebeten hatten. »Die Ameri¬ 
kaner sollten sich auch nicht damit beruhigen, daß Deutschland wäh¬ 
rend der letzten Jahre nur mäßig in den USA investiert hat. Der größte 
Geldgeber der USA war seit 1987 Großbritannien mit einem Eirmen- 
Ankaufvolumen von über 100 Milliarden Dollar. Die Briten wären zu so 
ausgedehnten Investitionen ohne den Zugriff auf Spareinlagen in 
Deutschland nicht fähig gewesen, «u 

Am 29. November 1989, nur wenige Tage nach dem Zusammenbruch 
der Ostberliner Regierung, sprengten Berufsmörder den gepanzerten 
Wagen des Chefs der Deutschen Bank, Alfred Herrhausen, in die Luft. 
Herrhausen war ein wichtiger Berater Kanzler Kohls. Er hatte nur wenige 
Tage vorher in einem Interview dem Wall Street Journal von seinen Plänen 
über den Wiederaufbau Ostdeutschlands berichtet, ln nur einem Jahr¬ 
zehnt sollte es in Europas fortgeschrittenste Industrieregion verwandelt 
werden. 

Herrhausens Ermordung erinnerte Deutsche mit Erinnerungsvermö¬ 
gen an den 67 Jahre zurückliegenden Mord an Walter Rathenau. Rathe¬ 
nau war 1922 von »rechtsradikalen« Terroristen ermordet worden, nach¬ 
dem er in Rapallo mit dem sowjetischen Wirtschaftsminister Tschitscherin 
ein Abkommen zur Industrialisierung Rußlands mit deutscher Technik 
geschlossen hatte. 

Die Bormer Regierung machte zunächst keine Abstriche an der vorge¬ 
sehenen Wiedervereinigung und ihren Absichten, beim Wiederaufbau 
der zerfallenden sowjetischen Wirtschaft behilflich zu sein. Bundeskanz¬ 
ler Kohl sprach Ende November 1989 in einer Rede von seinem Vorha¬ 
ben, eine moderne Eisenbahnverbindung von Paris über Harmover, Ber¬ 
lin und Warschau bis nach Moskau zu bauen. Sie sollte den Anfang für 
die Infrastruktur des neuen Europa bilden. Die alten Vorstellungen de 
Gaulles von einem Europa, das »vom Atlantik bis an den Ural« wirt- 
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schaftlich Zusammenarbeiten würde, rückten zum ersten Mal seit 1948 
wieder in greifbare Nähe. 

In diesem Umfeld erlebten, wie Beobachter in London feststellten, die 
informellen Kontakte zwischen Frankreich und England plötzlich einen 
dramatischen Aufschwung. Höhere Diplomaten, Politiker und Geschäfts¬ 
leute entfalteten plötzlich eine bisher nicht gekannte Aktivität. Großbri¬ 
tannien begann auf den tiefsitzenden Ängsten der Franzosen vor einer 
deutschen Dominanz in Europa zu spielen. 

Das stieß bei Francois Mitterand, dem sozialistischen Präsidenten 
Frankreichs, auf offene Ohren. England begann seine Allianz mit Frank¬ 
reich aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg zu renovieren und betrieb 
recht unverhohlen Vorbereitungen für eine neue Entente Cordiale gegen 
die »deutsche Bedrohung«. Die erste Bewährungsprobe dieser Entente 
sollte außerhalb Mitteleuropas durchexerziert werden. 

Schon irgendwann im Laufe des Jahres 1989 muß der Plan entstanden 
sein, irgend etwas im Nahen Osten zu unternehmen, um die dortigen 
Ölreserven wieder fester in den Griff zu bekommen, der sich über die 
Jahre etwas gelockert hatte. Wieder griffen die Strategen in London und 
Washington auf ihre bewährte »Ölwaffe« zurück, um der ernsthaften Be¬ 
drohung durch die wirtschaftliche Expansion Mitteleuropas zu begegnen. 
Die Form, in der dies geschah, sollte die Welt jedoch bald überraschen. 


Saddam Hussein und die neue Weltordnung 

Höhere Regierungskreise hatten sich seit geraumer Zeit um einen Vor¬ 
wand bemüht, der es ihnen erlauben würde, am Hahn der Ölversorgung 
der Welt, besonders aber der Ölversorgung Westeuropas, zu drehen. Die 
wirtschaftliche und finanzielle Situation in England und den USA hatte 
dem Plan eine besondere Dringlichkeit verliehen. Thatchers Wirtschafts¬ 
revolution war im Debakel auf den Wertpapiermärkten im Oktober 1987 
untergegangen. Steigende Zinsen brachten die Immobilien-, Finanz- und 
Industriemärkte in größte Schwierigkeiten. In den USA gerieten die öf¬ 
fentlichen Haushalte außer Kontrolle. Zu den explodierenden Defiziten 
gesellten sich Bankenzusammenbrüche, wachsende Arbeitslosigkeit und 
alle Anzeichen für eine ausgewachsene Depression. Es mehrten sich die 
Stimmen, die diese Entwicklungen mit denen der frühen 1930er Jahre 
verglichen. 
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Das 17-Millionen-Volk im Irak hatte gerade einen sinn- und ergebnis¬ 
losen Krieg mit dem Nachbarstaat Iran hinter sich gebracht. Der Krieg 
gegen das unmenschliche Regime Khomeinis in Teheran hatte nämlich 
keinen anderen Zweck gehabt, als den internationalen Waffenhändlern 
phantastische Geschäfts- und Gewirmmöglichkeiten zu eröffnen. Anfang 
der 1980er Jahre hatten die USA der irakischen Regierung gefälschte 
nachrichtendienstliche Erkenntnisse, die einen raschen Sieg nahelegten, 
zugespielt und sie zum Krieg gegen Khomeini ermutigt. Der Krieg hatte 
das beachtliche industrielle und landwirtschaftliche Aufbauprogramm 
des Irak schwer belastet. Der Irak war nämlich aus der Entwicklung der 
übrigen Entwicklungsländer ausgebrochen und hatte ein bemerkens¬ 
wertes Industriepotential, aber auch einen relativ hohen Grad der 
Selbstversorgung bei Nahrungsmitteln erreicht. Der achtjährige Krieg 
mit dem Iran hatte die irakische Wirtschaft jedoch arg in Mitleidenschaft 
gezogen und auf beiden Seiten insgesamt über eine Million Menschen¬ 
leben gefordert. 

Die Kriegsschulden des Irak waren gewaltig. 1989 beliefen sie sich auf 
insgesamt 65 Milliarden Dollar. Die Hauptgeldgeber waren Saudi- 
Arabien, Kuwait, die Sowjetunion und andere osteuropäische Waffen¬ 
lieferanten, die gehofft hatten, mit irakischem Öl bezahlt zu werden. Das 
übrige hatten französische, britische und amerikanische Banken vorge¬ 
streckt. Nach der Sowjetunion war Erankreich der wichtigste Waffen¬ 
lieferant des Irak gewesen. 

Das anglo-amerikanische Planspiel sah vor, Saddam Hussein eine 
Ealle zu stellen, in die er unweigerlich tappen mußte. Er sollte England 
und den USA den Vorwand für eine militärische Intervention liefern, 
angeblich »um die Weltölversorgung zu sichern«. Im Juni 1989 reiste 
eine hochrangige Delegation des Amerikanisch-Irakischen Wirtschafts¬ 
forums auf Einladung Saddam Husseins, der damals noch nicht als 
»Diktator schlimmer als Adolf Hitler« galt, nach Bagdad. Der Delegation 
gehörten Alan Stoga von der Beratungsfirma Kissinger Associates an, 
daneben Vorstandsmitglieder von Bankers Trust, Mobil Oil, Occidental 
Petroleum und anderer multinationaler US-Eirmen. Saddam Hussein 
wollte über ein Wiederaufbauprogramm für den kriegsgeschädigten 
Irak verhandeln. 

Im Mittelpunkt dieses Programms stand der Badush-Staudamm, ein 
gewaltiges Bewässerungsprojekt, das 40 Milliarden Dollar kostete und 
den Irak innerhalb von fünf Jahren von Nahrungsmittelimporten unab¬ 
hängig gemacht hätte. Bis dahin war der Irak auf solche Importe an- 
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gewiesen. Im Jahr 1989 mußte das Land für eine Milliarde Dollar Getrei¬ 
de von der Warenkreditgesellschaft der amerikanischen Regierung kau¬ 
fen. Darüber hinaus hatte der Irak US-Gesellschaften angeboten, in ei¬ 
nen umfassenden petrochemischen Komplex, Düngemittelbetriebe, ein 
Stahlwerk und ein Fahrzeugwerk zu investieren, um so zur Entwicklung 
des Landes beizutragen. Die amerikanischen Geschäftsleute wollten dar¬ 
auf aber nicht eingehen. Sie bestanden vielmehr auf ihrer Meinung, 
Saddam müsse zuerst seine Staatsschulden in Ordnung bringen und zu 
diesem Zweck seine nationale Ölindustrie wenigstens zum größten Teil 
»privatisieren«. 

Nach den besten verfügbaren anglo-amerikanischen Untersuchungen 
sollen im irakischen Wüstensand die ergiebigsten, bisher nicht öffentlich 
zugegebenen Ölreserven der Welt liegen. Nur in der Sowjetunion werden 
noch größere Lager vermutet.^^ 

Wie nicht anders vorherzusehen, weigerte sich Saddam Hussein, die 
Souveränität über die nationalen Ölquellen für vage Versprechungen, in 
der Zukunft irgendwann einmal Kredite zu erhalten, aufzugeben. Später 
im Jahre 1989 wurde die beträchtliche Summe von 2,3 Milliarden Dollar, 
die die Regierung Bush dem Irak zunächst zugesagt hatte und die ab¬ 
sichtlich auf Umwegen durch die in Atlanta im Staate Georgia gelegene 
Filiale der italienischen Banca Nationale del Lavoro (BNL) geschleust wur¬ 
de, unvermittelt gesperrt. Die Kreditsperrung begleiteten eine Reihe 
sensationeller Unterstellungen in der Londoner Financial Times, daß die 
Gelder insgeheim zur Nachrüstung der irakischen Kriegsmaschine be¬ 
nutzt werden sollten. 

Als Wirkung der Besprechungen mit der Stoga-Gruppe und der Sper¬ 
rung des BNL-Kredits sah sich der Irak Anfang 1990 plötzlich total von 
westlichen Bankkrediten ausgeschlossen. In dieser kritischen Situation 
betrat nun der Emir von Kuwait die Szene. Scheich Al-Sabah und seine 
Familie waren seit Ende des 19. Jahrhunderts treue Vasallen des briti¬ 
schen Königshauses. Der Emir hatte bisher auf Anweisung aus London 
und Washington Geld aus seinen märchenhaften Ölerträgen in den Irak 
fließen lassen. Diese Gelder sollten verhindern, daß der Irak des sich über 
acht Jahre hinziehenden, aufreibenden Kriegs mit dem Iran müde würde. 
Der Krieg sollte sich nach anglo-amerikanischer Auffassung in einer ge¬ 
genseitigen Patt-Situation möglichst lange hinschleppen. Er diente der 
»Strategie der Spannung«, die sich nicht nur für die Waffenverkäufer an 
die beiden kriegführenden Parteien, sondern auch politisch für Israel aus¬ 
zahlte. Diese nicht veröffentlichten Absichten der westlichen Führungs- 
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macht brachten später Skandale in gewissem Umfang an die Öffentlich¬ 
keit. 

Anfang 1990 sollte sich die Haltung Kuwaits ändern. Kuwait bekam 
den Auftrag, entgegen allen unterschriebenen OPEC-Abmachungen den 
Markt mit billigem Öl zu überschwemmen. Nach dem Zusammenbruch 
des Ölpreises 1986 hatte sich die OPEC erneut zusammengefunden, um 
die Eördermengen zugunsten der teureren Ölquellen der Nordsee und 
Alaskas zu drosseln. Kuwait begann sich plötzlich nicht mehr an die von 
ihm mitgetragenen Abmachungen zu halten und drückte durch seine 
zusätzlichen Anlieferungen den Ölpreis von 19 Dollar pro Eaß auf 13 Dol¬ 
lar. Wiederholte diplomatische Anstrengungen verschiedener OPEC-Län- 
der, darunter auch des Irak, versuchten den Emir Scheich Al-Sabah und 
seinen Ölminister Ali Khalifa Al-Sabah von diesem zerstörerischen Kurs 
abzubringen. Sie stießen auf taube Ohren. Im Juli sprachen Ölhändler von 
einer Wiederholung des Preissturzes des Jahres 1986 und kündigten Prei¬ 
se an, die unter zehn Dollar je Paß liegen sollten. Dem Irak raubte dieser 
Preissturz den Spielraum, neben dem Schuldendienst Nahrungsmittelim¬ 
porte bezahlen zu können. 

Schon im Eebruar des gleichen Jahres hatte sich der Arabische Koope¬ 
rationsrat im jordanischen Amman getroffen. Dazu gehörten die Präsi¬ 
denten des Irak, Jordaniens, Ägyptens und Nord-Jemens. Saddam Hus¬ 
sein hielt dort eine Rede, in der er vor den strategischen Polgen des Zu¬ 
sammenbruchs der kommunistischen Regimes in Osteuropa warnte, weil 
dann die USA als einzig verbleibende militärische Supermacht eine be¬ 
sondere Gefahr für die arabische Welt bedeute. 

Saddam verwies in diesem Zusammenhang auf die durchaus bedroh¬ 
liche Tatsache, daß die amerikanischen Marinestreitkräfte auch ein Jahr 
nach Beendigung des Krieges zwischen dem Irak und dem Iran keine 
Anstalten machten, sich aus dem Golf zurückzuziehen. Im Gegenteil war 
festzustellen: »Die USA erklärten wiederholt, sie würden bleiben.« Hus¬ 
sein verwies darauf, daß die Sowjetunion immer mehr von ihren inneren 
Angelegenheiten beansprucht werde: »Werm die Sowjetunion genug mit 
ihren inneren Angelegenheiten zu tun hat und der Iran-Irak-Krieg vorbei 
ist, so daß keine direkte Bedrohung existiert, und die USA besonders jetzt 
wiederholt, daß sie hierbleiben wollen, dann verlangt dies erhöhte Auf¬ 
merksamkeit.« 

Saddam schloß seine Bemerkungen mit der Aufforderung, die ölrei¬ 
chen arabischen Staaten sollten sich zusammentun und »ihren Besitz über 
Energiequellen, der sonst in der Welt keine Parallele hat, nutzen. Ich den- 



313 


ke, wir sollten die Beziehungen zu Europa, Japan und zur Sowjetunion 
auf eine Weise ausbauen, die uns so schnell wie möglich Vorteile 

bringt.«i3 

Wenn es irgend etwas gab, das die führenden Kreise in den USA und 
England antreiben kormte, ihre Pläne für militärische Aktionen in der 
Nahostregion voranzutreiben, dann war es diese Rede Saddam Hus¬ 
seins. Im Juli 1990 eskalierten die Streitigkeiten zwischen Kuwait und 
Irak. Am 27. Juli sprach deshalb die amerikanische Botschafterin in Bag¬ 
dad, Erau April Glaspie, bei der dortigen Regierung vor. Sie bat um eine 
Unterredung mit Saddam Hussein, um die Spannungen zu erörtern. Die 
offizielle Mitschrift dieser Unterredung veröffentlichte die irakische Re¬ 
gierung nach Kriegsbeginn. Präsident Bush nahm diese Veröffentli¬ 
chung zum Vorwand, Saddam Hussein öffentlich einen Lügner zu 
schimpfen. Aber ein Jahr später sah sich der US-Kongreß gezwungen, 
ihre Richtigkeit zu bestätigen. Nur dann interessierte das niemanden 
mehr, vor allem nicht die stets kritischen Medien. 

Den Unterlagen entsprechend erklärte die US-Botschafterin Saddam 
Hussein, Washington werde zu der Auseinandersetzung zwischen Irak 
und Kuwait und ihren Grenzdisput nicht Stellung beziehen. Die Erage 
berühre die amerikanischen Interessen nicht. Da der amerikanischen Re¬ 
gierung längst Aufklärungsphotos über die Konzentration irakischer 
Streitkräfte an der irakisch-kuwaitischen Grenze Vorlagen, bedeutete 
Glaspies Äußerung »grünes Licht«. Am 2. August marschierten irakische 
Truppen in Kuwait ein. Die Herrscherfamilie hatte vorher Bescheid ge¬ 
wußt und war mitsamt ihrem Rolls-Royce-Euhrpark, ihren Juwelen und 
anderen Wertsachen außer Landes geflohen. Ein früherer Regierungsbe¬ 
amter aus Kuwait bemerkte dazu im Londoner Exil mit Bitterkeit: »Die 
CIA informierte die königliche Eamilie rechtzeitig, um außer Landes zu 
gehen. Aber die Al-Sabahs vergaßen geflissentlich, das kuwaitische Mili¬ 
tär von der bevorstehenden Invasion in Kermtnis zu setzen.« 

Nur wenige Stunden nach der Invasion beschlagnahmten die Bank 
von England und die US-Regierung alle kuwaitischen Guthaben, die in 
dem größten Investmentfonds der Welt lagen und vom Kuwaitischen 
Investitionsbüro in London aus verwaltet wurden. Wie hoch die Summe 
dieser Guthaben tatsächlich ist, ist ein streng gehütetes Staatsgeheimnis. 
Zuverlässige Quellen schätzen ihren Wert auf 100 bis 150 Milliarden 
Dollar. 

ln den folgenden sechs Monaten spielte sich darm ein mit dem größ¬ 
ten Zynismus inszeniertes Theater ab. Präsident Bush erklärte sofort, die 
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USA würden Truppen zur Verteidigung Saudi-Arabiens gegen einen an¬ 
geblich drohenden irakischen Angriff an den Golf schicken. Die Regie¬ 
rung Thatcher stellte sich sogleich uneingeschränkt hinter diese Entschei¬ 
dung. Daß ein solcher Angriff drohen könnte, war nirgends ersichtlich. 
Später flog auf, daß die USA Hinweise fabriziert hatten, die einen solchen 
Angriff dem saudi-arabischen Herrscherhaus glaubhaft machen sollten. 
Die Tage Anfang August, als diese Entscheidungen gefällt wurden, ver¬ 
brachten beide Staatschefs Bush und Thatcher gemeinsam beim Aspen¬ 
institut in Colorado. 

Am 11. September verkündigte US-Präsident Bush seine »neue Welt¬ 
ordnung«: »Aus diesen unruhigen Zeiten kann sich eine neue Weltord¬ 
nung herausbilden, worin die Vereinten Nationen die Rolle spielen, die 
ihre Gründer ihnen zugedacht haben. Wir erleben einen einzigartigen 
und außergewöhnlichen Augenblick. Die Krise am Golf, so schwerwie¬ 
gend sie auch sein mag, bietet uns aber auch die seltene Gelegenheit, eine 
historische Periode der Zusammenarbeit herbeizuführen. Die neue Welt¬ 
ordnung erlebt ihre Geburtswehen. Es wird eine andere Welt sein als die 
Welt, die wir kennen.« 

Anfang Oktober 1990 glaubte Gorbatschows persönlicher Nahost- 
Beauftragter Jewgenij Primakow, der Krieg gegen Irak könne sich ver¬ 
meiden lassen. Nach Gesprächen mit Saddam Hussein und dem iraki¬ 
schen Außenminister Tarik Asis in Bagdad traf sich Primakow am 19. Ok¬ 
tober im Weißen Haus in Washington mit George Bush und Außenmini¬ 
ster Baker, um von seinen Gesprächen in Bagdad zu berichten und eine 
friedliche Lösung vorzuschlagen. Der Präsident hörte gönnerhaft zu, ließ 
ihn aber wenige Stunden später wissen, daß er an weiteren Gesprächen in 
dieser Sache nicht mehr interessiert sei. Auf der Rückreise stoppte Prima¬ 
kow auf Anraten Gorbatschows in London, um Premierministerin That¬ 
cher in seinen Vermittlungsversuch einzuschalten. 

Nach dem Gespräch mit Prau Thatcher gab Primakow dem Nachrich¬ 
tenmagazin Time ein Interview, das erst nach dem Krieg, am 4. März 1991, 
abgedruckt wurde. Darin berichtete er: »Die Premierministerin empfing 
uns auf ihrem Landsitz in Chequers. Sie hörte meinen Ausführungen, 
ohne mich zu unterbrechen, sehr aufmerksam zu. Dann aber erlaubte sie 
für gut eine Stunde niemandem, ihren Monolog zu unterbrechen. Dabei 
entwickelte sie in sehr konzentrierter Porm eine Position, die sie immer 
vehementer vertrat: Sie wollte das Unternehmen nicht auf den Rückzug 
der irakischen Truppen aus Kuwait beschränkt sehen, sondern wollte 
einen Vernichtungsschlag gegen den Irak führen, um >Saddam das Rück- 
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grat zu brechen<, seine gesamte Armee zu zerstören und vielleicht auch 
das industrielle Potential des Landes.« 

Die nächsten Monate waren angefüllt mit Verhandlungen, in denen die 
führenden Vertreter des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen teils un¬ 
ter Druck gesetzt, teils mit allerlei Versprechungen geködert wurden. Das 
gleiche galt für die arabischen Staaten, Ägypten, die Türkei und andere 
wichtige Länder. Das Ergebnis war, daß ein totales Embargo gegen den 
Irak verhängt und Anstrengungen in die Wege geleitet wurden, Kuwait 
mit Gewalt zu befreien. Am 29. Januar 1991 erklärte Präsident Bush vor 
dem Kongreß in seiner Rede zur Lage der Nation: »Die Welt karm nun die 
Gelegenheit des gegenwärtigen Golf-Kriegs ergreifen, um sich die lang 
gehegte Verheißung einer neuen Weltordnung zu erfüllen ...« Sie tat es, 
werm auch mit gemischten Gefühlen. 

Inzwischen erreichte im Januar 1991 der gewaltigste Militäraufmarsch 
seit dem Vietnam-Krieg seinen Höhepunkt. Saudi-Arabien war Auf¬ 
marschgebiet für den Angriff auf Kuwait und Irak. Dann wurden die 
Städte des Irak mit Bomben überschüttet, ln dieser kritischen Zeit hegten 
nicht wenige Leute der amerikanischen Eührungsschicht Zweifel an den 
zu erwartenden Ergebnissen von Präsident Bushs militärischem Vorge¬ 
hen. Schon am 12. November 1990 hatte der frühere Marine-Oberbefehls¬ 
haber unter Präsident Reagan, James H. Webb, in einem Eernsehinterview 
gesagt: »Das Ziel unserer Präsenz am Persischen Golf ist es, die neue 
Weltordnung der Regierung Bush auf den Weg zu bringen. Das gefällt 
mir nicht.« 

Am 31. Januar nahm Webb einen Kommentar im Wall Street Journal 
zum Anlaß, um zu erklären: »Die Bush-Regierung hat mit Unterstützung 
von verschiedenen Seiten ... unsere Nation unerbittlich in einen Krieg 
manövriert. Man muß sich schon auf William Randolph Hearst zurück¬ 
besinnen, der uns in den spanisch-amerikanischen Krieg nötigte, um eine 
Parallele zu dem Druck der Leitartikler zu finden, der unserem gegen¬ 
wärtigen Konflikt vorausgegangen ist. Man muß wahrscheinlich noch 
weiter zurückgehen, vielleicht zum Krieg mit Mexiko, um auf einen Prä¬ 
sidenten zu stoßen, der so begierig darauf aus ist, die Nation in einen mi¬ 
litärischen Konflikt zu verwickeln, obwohl sie nicht angegriffen worden 
ist.« 

Auch der frühere Botschafter der USA in Saudi-Arabien, der aner¬ 
kannte Nahostexperte James Akins, wandte sich öffentlich gegen Präsi¬ 
dent Bushs Kriegspläne. Akins veröffentlichte am 12. September 1990 ei¬ 
nen namentlich gezeichneten Artikel in der Los Angeles Times. Das war 
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nur wenige Tage nach der Entscheidung Präsident Bushs, Truppen nach 
Saudi-Arabien zu entsenden. Er schrieb darin, daß das Weiße Haus da¬ 
mit ein ganz anderes, »höher gestecktes Ziel« verfolge. Akins führte des 
weiteren aus, US-Verteidigungsminister Cheney habe König Eahd von 
Saudi-Arabien über die Invasionsgefahr vorsätzlich falsch informiert, 
um die Zustimmung für die Stationierung amerikanischer Truppen auf 
saudischem Territorium zu erreichen. Die Saudis hatten sich in den bis¬ 
herigen Jahrzehnten immer vehement verweigert. Akins berichtete, 
schon 1975 hätte der damalige Außenminister Henry Kissinger Pläne 
unterstützt, die einen Vorwand für die Besetzung der wichtigsten Ölfel¬ 
der des Nahen Ostens schaffen wollten. Er erinnerte daran, daß sein 
damaliger Vorgesetzter Kissinger Akins' Widerstand gegen solche Pläne 
hart abgewiesen habe: »Henry Kissinger, der damalige Außenminister, 
war anderer Ansicht, und so war meine Karriere im auswärtigen Dienst 
auch nicht von langer Dauer ... Es gibt Leute in der Regierung Bush, die 
glauben, daß die Gelegenheit für so etwas heute günstiger ist als im Jah¬ 
re 1975 ...« 

Es ist nicht unerheblich, daran zu erinnern, daß der Präsident von Kis¬ 
singer Associates, Lawrence Eagleburger, zu dieser Zeit stellvertretender 
Außenminister unter James Baker war und ein weiterer Angestellter Kis- 
singers, Brent Scowcroft, Präsident Bush als Sicherheitsberater im Weißen 
Haus diente. Kissingers Ansichten waren also während der Tage, als die 
amerikanische Politik in Richtung Golf-Krieg festgelegt wurde, an der 
Spitze der Administration personell stark vertreten. Außerdem hat sich 
Kissinger damals in zahlreichen Leitartikeln für einen Krieg gegen den 
Irak stark gemacht. Der Widerstand in den USA gegen den Golf-Krieg 
wurde von der zunehmenden Kriegspropaganda von höchster Stelle wie 
in den stets kritischen Medien buchstäblich überrollt. 


Europa und Japan im Fadenkreuz 

Bald wurde nachdenklichen Menschen in Europa, Japan und anderswo 
klar, daß der amerikanische Präsident tatsächlich andere Ziele verfolgte, 
als nur US-amerikanische oder vielleicht noch westliche Ölinteressen in 
Saudi-Arabien zu verteidigen, ln seinen unglaublich vulgären öffentli¬ 
chen Auftritten schalt George Bush den irakischen Präsidenten Saddam 
Hussein immer wieder den »Adolf Hitler unserer Tage«. Er wählte diese 
Beschimpfung durchaus bewußt. 
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Alle im Westen, die den Irak zum Teil auf ausdrücklichen Wunsch der 
US-Regierung gegen den Iran unterstützt hatten, wurden in einer un¬ 
glaublichen Propagandakampagne von London und Washington aus an¬ 
gegriffen. Ausgenommen wurden freilich die Sowjetunion und Frank¬ 
reich, die wichtigsten Waffenlieferanten des Irak. Die Kampagne richtete 
sich am meisten gegen Deutschland und dort vor allem gegen die tech¬ 
nisch entwickeltsten Industriezweige, die für den Wiederaufbau in Ost¬ 
europa von ausschlaggebender Bedeutung wären. Frankreich, die Sowjet¬ 
union und China, die neben den USA und Großbritannien zu den fünf 
ständigen Mitgliedern des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zählten, 
hatten sich den Verheißungen oder den Wünschen Londons und Wa¬ 
shingtons gebeugt und nach dem Ultimatum für den Krieg gestimmt. Die 
Rolle, die diese Länder zuvor bei der Aufrüstung des Irak gespielt hatten, 
wurde daher in den von Washington in Auftrag gegebenen Enthüllungen 
diskret ausgeklammert. 

Statt dessen richteten unter anderen der republikanische Senator Jesse 
Helms und das bundesdeutsche Nachrichtenmagazin Der Spiegel heftige 
Angriffe gegen die deutsche Exportindustrie. Attackiert wurde vor allem 
der Export sogenannter »doppelt verwendbarer Technologien«. Gemeint 
sind Geräte und Materialien, die einen hohen zivilen Gebrauchswert ha¬ 
ben, aber auch in der Rüstungsproduktion Verwendung finden und Sad¬ 
dam Hussein in die Lage versetzt hätten, nun Scwd-Raketen auf Israel ab¬ 
zufeuern. ln einer kleinen historischen Eußnote plauderte die Londoner 
Times am 6. Eebruar 1991 aus dem Nähkästchen. Nach drei Wochen »Wü¬ 
stensturm« schrieb sie: »Die Eisenbahn Berlin-Bagdad, einst ein gedeihli¬ 
cher Schienenstrang, ist im Golf-Krieg völlig zerstört worden. Die unab¬ 
lässige Bombardierung der irakischen Brücken, Gleisknotenpunkte und 
Rangierbahnhöfe hat eines der wenigen ausgedehnten Eisenbahnnetze 
des Nahen Ostens zertrümmert.« ln echt britischem Unterstatement fügte 
die Times hinzu: »Die alte Bagdad-Bahn war ein Brennpunkt der strategi¬ 
schen Rivalität zwischen Britannien und Deutschland.« Gemeint ist die 
Zeit vor dem Ersten Weltkrieg. 

Die Regierung in Bonn war perplex. Sie steckte bis zum Hals in den 
vielfältigen Wirren und Aufgaben, die die eben ermöglichte Wiederverei¬ 
nigung mit sich gebracht hatten. Sie sah sich gezwungen, wertvolle Zeit, 
Aufmerksamkeit und viel Geld von dieser wichtigen Aufgabe abzuzie¬ 
hen, um sie für George Bushs Golf-Krieg und seine neue Weltordnung zu 
verpulvern. Ende Januar machte sich James Baker auf die eigenartigste 
Geldsammeltour der bisherigen Geschichte. Er schaffte es, aus Deutsch- 
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land, Japan, Kuwait und Saudi-Arabien Kriegskontributionen in der stol¬ 
zen Höhe von 54,5 Milliarden Dollar einzutreiben. 

Nach Abschluß der Kampfhandlungen deckte Lawrence J. Korb, ein 
früherer stellvertretender Verteidigungsminister unter Präsident Rea¬ 
gan, bei einer Pressekonferenz in Washington Anfang April auf, daß die 
Regierung Bush die wirklichen Kriegskosten verschleiere, um mit den 
Kontributionen der Verbündeten Löcher im Haushalt zu stopfen bezie¬ 
hungsweise damit haushaltsfremde Zahlungen zu tätigen. Traditionell 
gut unterrichtete Kreise haben den »Nettoprofit« der USA in diesem 
Krieg auf 19 Milliarden Dollar veranschlagt. Die enormen Zahlungen 
der Vasallenstaaten trieben den US-Dollar auf den Devisenmärkten wie¬ 
der hoch. Wenige Wochen vor dem Krieg hatte er mit 1,46 DM seinen 
Nachkriegstiefststand erreicht. Jetzt näherte er sich kurzfristig sogar der 
2-DM-Grenze. 

Außerdem war das Bombardement noch nicht eingestellt, da hatten 
aggressive Waffenhändler aus den USA zum Leidwesen ihrer europäi¬ 
schen Konkurrenz umfangreiche Geschäfte mit Nahostländern abschlie- 
ßen können. 

Die Regierung Bush trat in der Pose des römischen Triumphators vor 
die Welt und behauptete immer wieder, der Kriegs verlauf habe gezeigt, 
daß die USA nunmehr die stärkste Militärmacht der Welt seien. Das klang 
denen eigenartig in den Ohren, die zu Hause in den USA in immer länge¬ 
ren Schlangen vor den Arbeitsämtern und Suppenküchen herumlungern 
mußten. Aber auch in Osteuropa wunderte man sich, denn obwohl die 
meisten Regierungen Osteuropas dem Krieg zugestimmt hatten, verwei¬ 
gerten die Anglo-Amerikaner ihnen jegliche Wirtschaftshilfe. 

Die angeschlagenen osteuropäischen Volkswirtschaften wurden vom 
Golf-Krieg schwer getroffen. Denn der Krieg trieb die Ölpreise auf über 
30 Dollar pro Faß hoch und unterbrach die mit dem Irak vertraglich gere¬ 
gelte Ölversorgung. Vor dem Golf-Krieg hatten die osteuropäischen Län¬ 
der ihre Ölrechnung an Moskau mit der Lieferung von industriellen und 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen beglichen. Das war nach dem 1. Januar 
1991 nicht mehr möglich. Jetzt akzeptierte Moskau, ebenso wie die osteu¬ 
ropäischen Länder, nur noch harte westliche Währungen, im wesentli¬ 
chen Dollars. Der Irak hatte Handelsverträge mit Bulgarien, Ungarn und 
anderen osteuropäischen Ländern im Wert von mehr als einer Milliarde 
Dollar, die der Golf-Krieg nun hinfällig machte. 

ln der März-Ausgabe der katholischen Monatszeitschrift 30 Tage er¬ 
schien ein Interview mit dem italienischen Professor Gianfranco Miglio, 
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der beste Verbindungen nach Washington unterhält. Er sagte darin: »Um 
nicht einen ähnlichen Absturz wie die Sowjetunion zu erleiden, sahen sich 
die USA genötigt, gegenüber ihren möglichen Gegnern in der Zukunft 
Vorsorge zu treffen. Dazu zählen Japan und Kontinentaleuropa, soweit es 
sich um die Wirtschaftsmacht Deutschlands schart ... Die Vereinigten 
Staaten können sich nicht mit der Idee des heutigen Europa abfinden: 
Europa als ein Kontinent, der sehr gut ohne die Vereinigten Staaten zu¬ 
rechtkommt und noch dazu wirtschaftlich und technisch überlegen ist.« 
Aus diesem Grund, fuhr Miglio fort, »haben sich die Amerikaner dem 
Nahen Osten zugewandt, um die Kontrolle über das arabische Öl zu ge¬ 
winnen, von dem Japan und Deutschland abhängen«. 

Aus Erankreich vernahm man eine ähnliche Stimme. Charles de 
Gaulles früherer Landwirtschaftsminister Edgar Pisani, der nun dem In¬ 
stitut du Monde Arabe, dem Arabien-Institut in Paris, vorsteht, äußerte 
sich in einem Interview mit der Tageszeitung, das am 18. Pebruar 1991, auf 
dem Höhepunkt der alliierten Bombenangriffe auf die Infrastruktur des 
Irak, erschien. Pisani sagte: »Ich wünschte, es wäre nicht so. Ich bin über 
die Tatsache zutiefst schockiert, daß eine Nation nur mit Waffengewalt 
Macht ausübt. Den USA mit ihren extremen wirtschaftlichen Problemen 
ist es gelungen, Japan und Europa zum Schweigen zu bringen, weil sie 
militärisch schwach sind. Wie lange wird es die Welt hinnehmen, daß 
verschiedene Länder den einen Polizisten auch noch bezahlen müssen, 
damit er ihnen seine Weltordnung auferlegt. Japan, Deutschland und die 
Ölstaaten finanzieren diesen Polizisten ...« 

Selbst Bundespräsident Richard von Weizsäcker, dem man nun wirk¬ 
lich keine Peindseligkeit gegenüber Großbritarmien oder seiner Königin 
nachsagen kann, spielte in einem Interview mit dem Berliner Tagesspiegel 
kurz nach dem Golf-Krieg indirekt auf die tragischen Pehler der briti¬ 
schen Geopolitik an: »Wir hatten früher die Politik des Gleichgewichts 
der europäischen Nationen, die schließlich in der Perversion des Natio¬ 
nalsozialismus und zweier Weltkriege untergegangen ist. Dann kam die 
Zeit der Dominanz der beiden Supermächte und der vermeintlichen Sta¬ 
bilität in der Abschreckung und des Kalten Krieges.« 

Von Weizsäcker appellierte danach an die europäische Einigung, die 
mit dieser Art von Politik endgültig brechen und Charles de Gaulles bis¬ 
her unerfüllt gebliebene Vision eines »Europa vom Atlantik bis an den 
Ural« einlösen könnte. 

Die »Operation Wüstensturm« unter dem Oberbefehl von Präsident 
Bush und Premierministerin Thatcher fügte dem Irak und seiner Bevölke- 
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rung, ebenso wie Kuwait und der Weltwirtschaft, unfaßbaren Schaden zu. 
Es gibt Anzeichen dafür, daß ihr Hauptziel nicht erreicht worden ist, 
nämlich Kontinentaleuropa der anglo-amerikanischen neuen Weltord¬ 
nung zu unterwerfen. 


Anmerkungen 


1. Chomsky, Noam: The Struggle for Democracy in a Changed World. Catholic 
Institute for International Relations. London, Januar 1991. Chomsky stellt 
in seinem Vortrag auf recht einleuchtende Weise die amerikanische Vari¬ 
ante des britischen Liberalismus dar. 

2. Aronovitch, Sam: The Road front Thatcherism. London 1981, bei Lawrence & 
Wishart. 

3. International Iran and Steel Institute: Infrastructure, Problems and Prospects 
for Steel. Brüssel 1985. 

4. Greider William: Secrets ofthe Temple. London 1987, bei Simon & Schuster. 

5. Hudson, Michael: Super Imperialism: The Origin and Fundamentals of U. S. 
World dominance. Pluto press, London, legt eine prägnante Analyse der 
Prozesse vor, mit denen der IWF die Wirtschaften, auch diejenige von 
Mexiko, unter die Kontrolle des Dollar-Systems brachte. 

6. Die Tafeln der World Bank, Washington - insbesondere diejenigen für die 
frühen 1980er Jahre -, mit dem Titel »World Debt Tables«, zeigen das ex¬ 
ponentielle Wachstum der externen Finanzschulden. 

7. Rasmussen, Hans Kornoe: The Forgotten Generation: A Debate Book Concern- 
ing Children and the Debt Crisis. UNICEF Dänemark, Kopenhagen 1987. 
Interessante Hintergründe über diese Vorgänge enthält auch: Milivojevic, 
Marko: The Debt Rescheduling Process. New York 1985, bei St. Martin's 
Press. Im Jahresbericht der Vereinten Nationen: Economic Survey of Latin 
America findet man nützliche Daten, die sonst wenig benutzt werden. Die 
Bemerkung von Kuczinski stammt aus einer beachtlichen Dokumentation, 
die Independent Television 1988 in England ausgestrahlt hatte. 

8. Michler, Walter: »Wirtschaftskrieg gegen einen Kontinent«. In: Welternäh¬ 
rung, 1. Viertelj. 1991, Bonn. 

9. Pizza Stephan: Inside Job, The Looting of Americas Savings & Loans. New 
York 1989, bei MacGraw Hill. 

10. U.S. Congress, Joint Economic Committee: Economic Indicators. Washing¬ 
ton 1990. 



321 


11. Haie, David D.: The Weekly Money Report. Kemper Financial Services inc., 
Chicago, 29. Januar 1990. 

12. U.S.-iraq Business Forum: Bulletin, New York, August 1989. 

13. Hussein, Saddam: Ansprache am 16. Februar 1990 vor dem Arabischen 
Kooperationsrat. Aus dem Arabischen ins Englische übersetzt vom U. S. 
State Department Foreign Broadcast Information Service, Washington, 20. 
Februar 1990. 




323 


12. Kapitel 

Vom »Evil Empire« zur »Achse des Bösen« - 
die Errichtung der neuen Weltordnung 


Auf der Suche nach einem neuen Feindbild 

Mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion Anfang der 1990er Jahre ka¬ 
men vielerorts Hoffnungen auf, daß die Welt in ein neues Zeitalter von 
Frieden und Wohlstand eintreten würde. Das darauffolgende Jahrzehnt 
war, gelinde gesagt, eher enttäuschend. Weit vom Ende der Geopolitik 
und des Kalten Krieges entfernt, veränderte sich lediglich das Bühnen¬ 
bild. Als einzig verbliebene Supermacht schickte sich Washington an, sei¬ 
ne neue Weltordnung zu gestalten, auch werm George H. W. Bush den 
Begriff schnell wieder fallen ließ, nachdem er in seiner Rede zur Lage der 
Nation 1991 damit Kritik und Bedenken auf sich zog. Er löste zu viele 
Eragen aus in bezug darauf, wessen Ordnung dies darstellen solle und 
welche Prioritäten sie setzen würde. 

Die Jahre vom Ende des Kalten Krieges Ende der 1980er Jahre bis zum 
Aufziehen eines neuen Krieges gegen den Terror zu Beginn des neuen 
Jahrtausends waren alles andere als friedlich oder stabil, ln Washington 
verlagerte sich der geopolitische Eokus von Ronald Reagans »Evil Empi¬ 
re«, der Sowjetunion, zu George W. Bushs »Achse des Bösen« - ein vage 
definierter Begriff, mit dem der eurasische Kontinent vom Irak und Iran 
bis Nordkorea umschrieben wurde. Was bei dieser Verlagerung unausge¬ 
sprochen blieb, war der dünne rote Laden US-amerikanischer Geopolitik, 
der die bedeutendsten Weltereignisse gestaltet hatte. Bei diesem Über¬ 
gang spielten das Öl und der Dollar eine entscheidende Rolle. 

Die US-amerikanische Vorherrschaft über die nicht-kommunistische 
Welt zur Zeit des Kalten Krieges beruhte auf der wahrgenommenen Be¬ 
drohung durch die aggressive Politik der Sowjets und potentiell auch 
der Chinesen. Als diese Bedrohung Ende der 1980er Jahre endete, war 
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dies auch das Ende aller Zwänge und Beschränkungen für die Haupt¬ 
bündnispartner der USA, und das wußte auch Washington sehr wohl. Die 
Bündnispartner waren wirtschaftlich gesehen nun potentielle Rivalen. 
Japan und Ostasien, wie auch die Europäische Union, traten als größere 
Herausforderer in wirtschaftlichen Belangen auf den Plan und stellten die 
Vorherrschaft der USA in Erage. Diese wirtschaftliche Herausforderung 
sollte nach 1990 in den Mittelpunkt der US-Geopolitik rücken. 

Bewaffnet mit dem Evangelium der Reform des freien Marktes, der 
Privatisierung und der Dollar-Demokratie, und mit Unterstützung macht¬ 
voller Einanzunternehmen an der Wall Street, leitete die Clinton-Admini¬ 
stration einen Prozeß der Dollar-Ausweitung und der Ausdehnung des 
US-amerikanischen Einflusses auf Regionen ein, die ihr bis dahin ver¬ 
schlossen geblieben waren. Die damals fast schon religiös anmutende 
Kampagne, diese Regionen für Washingtons eigenwillige marktwirt¬ 
schaftliche Auffassungen zu gewinnen, sollte nicht nur die vormals kom¬ 
munistischen Planwirtschaften Osteuropas und der Sowjetunion mit ein¬ 
schließen. Sie sollte jeden größeren Teil der Welt mit einbeziehen, der 
versuchte, unabhängig vom IWE-Mandat oder der Dollar-Welt seine ei¬ 
genen Ressourcen zu entwickeln. Dieser Prozeß schloß auch mit ein, jede 
größere ölreiche Region auf der Welt unter mehr oder weniger direkte 
Kontrolle durch die USA zu bringen - vom Kaspischen Meer über den 
Irak und Westafrika bis nach Kolumbien. Es war ein ehrgeiziges Unter¬ 
fangen. Kritiker bezeichneten es als imperial, die Clinton-Administration 
narmte es die »Ausweitung der Marktwirtschaft und der Men¬ 
schenrechte«. Es war jedoch auf keinen Eall das, was sich der größte Teil 
der Weltbevölkerung nach dem Ende des Kalten Krieges erhofft hatte. 

ln den 1990er Jahren brachten die Clinton-Administration und ihre 
Verbündeten an der Wall Street eine Region nach der anderen unter ihren 
direkten Einfluß und versprachen ihnen Reichtum und Wohlstand, wenn 
sie nur auf den Kurs des freien Marktes einschwenken würden. Das 
Reizwort war »Globalisierung« - was in Wirklichkeit nichts anderes war 
als die Globalisierung US-amerikanischer Macht, zementiert durch die 
geballte Einanzkraft US-amerikanischer Banken und Unternehmerkreise. 

Nur wenige erkannten, daß dies vielleicht Teil einer wohldurchdach¬ 
ten Strategie sein könnte, bis der Prozeß schon weit fortgeschritten war. 
Der Ereihandel war herkömmlicherweise die Eorderung der überlegenen 
Wirtschaftsmacht an ihre schwächeren Partner. Als es allmählich klar 
wurde, worin Washingtons Agenda bestand, hatte Amerika potentielle 
Gegner schon größtenteils entwaffnet und einen neuen Ring von Militär- 
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basen rund um die Welt aufgebaut, um bereits gewonnenes Terrain zu 
verteidigen - was gewährleisten sollte, daß die zum Freimarkt konver¬ 
tierten Staaten nicht das Vertrauen verlieren und wieder zu älteren Wirt¬ 
schaftsformen zurückkehren würden. 

ln den 1950er Jahren, zur Zeit des Kalten Krieges und der Eisenhower- 
Doktrin, erklärten sich die USA dazu bereit und willens, jedem Land des 
Nahen Ostens Hilfe zukommen zu lassen, das sie darum bat, um Wider¬ 
stand - notfalls mit Waffengewalt - gegen jegliche feindliche Einfälle zu 
leisten, die vom internationalen Kommunismus unterstützt wurden. Zu 
dieser Offensive war Washington in den vier Jahrzehnten nach 1945 wie¬ 
derholt angetreten; auf diese Weise wurde zahllosen nationalistischen 
Staatsoberhäuptern, von Mossadegh bis Nasser, ein roter Anstrich ver¬ 
paßt. Und der »rote Makel« rechtfertigte natürlich militärische oder ande¬ 
re Maßnahmen. 

Nach 1990 sah sich Washington einem erheblichen Problem gegenüber. 
Es mußte ein neuer »Buhmarm«, ein neues Eeindbild her, um auch in Zu¬ 
kunft eine Rechtfertigung für solche außenpolitischen Willkürakte zu ha¬ 
ben - nun, wo die Gefahr des gottlosen Kommunismus nicht länger als 
Argument herhalten konnte. Doch eine Antwort auf diese Erage fand man 
erst im neuen Jahrtausend - über ein Jahrzehnt später. 

ln der Zwischenzeit hatte das US-Establishment Vorbereitungen dafür 
getroffen, einer ahnungslosen Welt ein äußerst schwer verdauliches Ge¬ 
richt vorzusetzen. Als Vorkoster sollte Japan dienen. Washington wußte, 
daß seine fortgesetzte globale Vorherrschaft davon abhängig war, wie es 
mit Eurasien - von Europa bis zum Pazifik - umging. Der ehemalige US- 
Präsidentenberater und Geostratege Zbigniew Brzezinski brachte es ganz 
offen auf den Punkt: »... ln der Begrifflichkeit geht dies auf das brutalere 
>Age of Empires< und die drei großen Gebote imperialer Geostrategie zu¬ 
rück: geheime Absprachen zu verhindern und die Sicherheits¬ 
abhängigkeit der Vasallen aufrechtzuerhalten, loyale Untertanen bei der 
Stange zu halten und zu schützen, und >die Barbaren davon abzuhalten, 
sich zusammenzurotten<.« Es war eine ambitionierte Agenda. 


Japan: Die Leitgans wird schwer verwundet 

Eine der größten Herausforderungen für die Rolle der USA in der Zeit 
nach dem Kalten Krieg war die enorm gewachsene Wirtschaftskraft sei¬ 
nes Verbündeten Japan, was Welthandel und Bankenwesen betraf, ln der 
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Nachkriegszeit hatte Japan seine wirtschaftliche Kraft durch sorgfältig 
geplante Schritte aufgebaut, wobei es immer mit einem Auge auf seinen 
militärischen Schutzherrn, Washington, schielte. 

Gegen Ende der 1980er Jahre galt Japan als weltweit führende Wirt¬ 
schafts- und Finanzmacht. Die Menschen sprachen vom »Japan, das auch 
>nein< sagen kann« und von der »japanischen Herausforderung der 
Weltwirtschaft«. Die US-amerikanischen Banken befanden sich in ihrer 
tiefsten Krise seit den 1930er Jahren, die US-lndustrie war überschuldet 
und nicht konkurrenzfähig. Dies war keine wirkliche Basis zum Aufbau 
der einzig verbliebenen Supermacht auf der Welt, und die Bush-Admini¬ 
stration wußte das. 

Prominente japanische Intellektuelle und Politiker wie Kinhide Mus- 
hakoji waren sich der speziellen Natur des japanischen Modells sehr be¬ 
wußt. »Japan ist den Weg der Industrialisierung, aber nicht den der Ver¬ 
westlichung gegangen«, bemerkte er. Seine Form des Kapitalismus unter¬ 
scheidet sich stark von der des Westens; sie beruht nicht auf den formalen 
Konzepten des Individuums. Japan hatte ganz gezielt nur die Konzepte 
übernommen, die mit dem Staat, wirtschaftlicher Wertschöpfung und 
technokratischem Rationalismus verknüpft sind. Kurz, das japanische 
Modell, das in der Zeit des Kalten Krieges als geopolitisches Gegenge¬ 
wicht zu den chinesischen und sowjetischen Machtblöcken toleriert wur¬ 
de, wurde für Washington zu einem ernsthaften Problem, als die Ära des 
Kalten Krieges sich dem Ende zuneigte. Wie ernsthaft, das sollte Japan 
schon bald erfahren. 

ln dem 1980er Jahren gab es auf der ganzen Welt kein Fand, das das 
US-amerikanische Haushaltsdefizit und die inflationären Ausgaben in der 
Zeit der Reagan-Administration so treu, ergeben und energisch mit¬ 
finanziert hatte wie Washingtons ehemaliger Kriegsfeind Japan. Nicht 
einmal Deutschland ging so stark auf Washingtons finanzielle Forderun¬ 
gen ein. Aus japanischer Sicht erschien es so, als ob Tokios Foyalität und 
seine großzügigen Aufkäufe von US-Schuldtiteln, Immobilien und ande¬ 
ren Vermögenswerten zu Beginn der 1990er Jahre mit einer der verhee¬ 
rendsten Finanzkatastrophen in der Weltgeschichte belohnt wurden. Hin¬ 
ter vorgehaltener Hand äußerten viele japanische Geschäftsleute die Auf¬ 
fassung, daß dies ein bewußter politischer Schachzug Washingtons gewe¬ 
sen sei, um den weltweiten wirtschaftlichen Einfluß Japans einzu¬ 
dämmen. Ende der 1980er Jahre warnte der Harvard-Ökonom und späte¬ 
re Finanzminister unter Clinton, Fawrence Summers, »ein asiatischer 
Wirtschaftsblock mit Japan an seiner Spitze ist im Entstehen, ... was die 
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Möglichkeit erhöht, daß die Mehrheit der Amerikaner, die nun das Ge¬ 
fühl hat, Japan könnte eine größere Bedrohung für die USA darstellen als 
die Sowjetunion, richtig liegt«. 

Das sogenarmte »Plaza-Abkommen« der G7-Staaten im September 
1985 war offiziell dafür vorgesehen, einen überbewerteten Dollar wieder 
auf ein besser kontrollierbares Niveau zu bringen. Um dies zu erreichen, 
wurde die Bank von Japan von Washington unter Druck gesetzt, Maß¬ 
nahmen zu ergreifen, die den Kurswert des Yens gegenüber dem US- 
Dollar anheben sollten. Nach dem Plaza-Abkommen, der Baker- 
Miyazawa-Übereinkunft einen Monat später und dem Louvre- 
Abkommen im Februar 1987 stimmte Tokio zu, »eine Geld- und Fiskal¬ 
politik zu betreiben, die helfen sollte, die Binnermachfrage zu erhöhen 
und dadurch den Außenhandelsüberschuß zu verringern«. Baker hatte 
die Voraussetzungen geschaffen. 

Da Japans wichtigster Exportmarkt die USA war, war Washington im¬ 
stande, Japan enorm unter Druck zu setzen. Und das tat es auch. Nach 
dem »Omnibus Trade and Competitiveness Act«, einem Handelsgesetz 
aus dem Jahre 1988, stand Japan auf Washingtons schwarzer Liste der 
Länder mit »feindseligen« Handelspraktiken, und die USA verlangten 
einschneidende Konzessionen. 

Bis 1987 senkte die Bank von Japan die Zinssätze auf ein historisches 
Tief von 2,5 Prozent, wo sie bis Mai 1989 blieben. Die niedrigeren Zinssät¬ 
ze sollten den Kauf von US-amerikanischen Waren in Japan anheizen - 
was jedoch nie geschah. Statt dessen fand das billige Geld seinen Weg zu 
schnellen Gewinnen an der boomenden Tokioter Börse, und schon bald 
entstand eine riesige Finanzblase. Die japanische Birmenwirtschaft wurde 
angeregt, doch vor allem der Nikkei-Index und die Immobilienpreise in 
Tokio zogen an. Sozusagen als Vorschau auf die spätere »New Economy«- 
Blase in den USA stiegen die Aktienpreise in Tokio pro Jahr um 40 Pro¬ 
zent oder sogar noch mehr, während die Immobilienpreise in und um 
Tokio in manchen Pällen um über 90 Prozent zulegten; eine neue Art von 
Goldrausch hatte Japan im Griff. 

Innerhalb weniger Monate nach dem Plaza-Abkommen zeigte der Yen 
einen dramatischen Wertzuwachs von 250 zu nur noch 149 Yen pro Dol¬ 
lar. Japanische Exportunternehmen kompensierten den negativen Ein¬ 
fluß des Yens auf ihre Exportpreise mit Einanzspekulationen, genarmt 
»zaitech«, um die Währungsverluste bei den Exportverkäufen auszuglei¬ 
chen. Über Nacht entwickelte sich Japan zum größten Bankenzentrum 
der Welt. Nach den neuen Kapitalmarktregeln kormten japanische Ban- 
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ken einen großen Teil ihrer langfristig gehaltenen Aktienanteile an zuge¬ 
hörigen Unternehmen, auch bekannt als das Keiretsu-System, als »Bank 
Core Assets« (Basis-Zahlungseinheiten einer Bank) zählen, was nach¬ 
haltige strategische Wettbewerbsvorteile mit sich brachte. Mit steigendem 
Papierwert der von ihnen gehaltenen Aktienanteile an anderen japa¬ 
nischen Unternehmen stieg damit einhergehend auch das Bankkapital. 

1988 - die Aktienblase war weiter im Ausdehnen begriffen - trugen 
die zehn größten Banken der Welt allesamt japanische Namen. Japani¬ 
sches Kapital floß reichhaltig in US-lmmobilien, Golfkurse, luxuriöse 
Ferienanlagen, US-Regierungsanleihen und sogar noch riskantere US- 
Aktien. Höflich und zuvorkommend wandelten die Japaner ihren über¬ 
höhten Yen in Dollars um und unterstützten so George H. W. Bushs 
Ambitionen auf das Präsidentenamt, das er 1988 von Ronald Reagan 
übernahm. Der New Yorker Finanzier und Megaspekulant George Soros 
kommentierte Japans Erfolg in den 1980er Jahren so: »... Die Aussichten, 
daß Japan als vorherrschende Finanzmacht der Welt auf den Plan tritt, 
sind sehr beunruhigend ...« 

Doch die japanische Euphorie darüber, zum größten Einanzgiganten 
der Welt aufgestiegen zu sein, war nur von kurzer Dauer. Das inflationäre 
japanische Einanzsystem mit Banken, die von Geld nur so überflutet 
wurden, führte ebenfalls zu einer der weltgrößten Aktien- und Immobili¬ 
enblasen; in Tokio stieg der Nikkei-Index innerhalb von drei Jahren nach 
dem Plaza-Abkommen um 300 Prozent. Die Immobilienpreise - die Si¬ 
cherheit der japanischen Bankkredite - folgten auf dem Puß. Auf dem 
Höhepunkt der japanischen Blase wurde der Gesamtwert an Immobilien 
in Tokio in Dollars höher eingeschätzt als der Wert aller Immobilien in 
den USA. Der Nominalwert aller an der Tokioter Nikkei-Börse notierten 
Aktien belief sich auf mehr als 42 Prozent des weltweit gehandelten Akti¬ 
envolumens - zumindest auf dem Papier. Das sollte sich aber schon bald 
ändern. 

Ende 1989, gerade als sich die ersten Zeichen für einen Eall der Berliner 
Mauer in Europa zeigten, unternahmen die Bank von Japan und das Ei¬ 
nanzministerium erstmals vorsichtige Anstrengungen, langsam die Luft 
aus der alarmierenden Nikkei-Aktienblase abzulassen. Tokio war gerade 
damit beschäftigt, Spekulationsorgien einzudämmen, als größere Wall- 
Street-lnvestmentbanken, angeführt von Morgan Stanley und Salomon 
Bros., damit begannen, exotische neue Derivate und andere Einanz¬ 
instrumente einzuführen. Ihr aggressives Einschreiten führte dazu, daß 
der geordnete Rückzug am Tokioter Markt in einen fast panikartigen 
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Ausverkauf umschlug, als die Wall-Street-Banker mit der Verknappung 
von Tokio-Aktien einen großen Reibach machten. Die Folge war, daß den 
japanischen Behörden eine langsame, geordnete Bereinigung der Situati¬ 
on unmöglich gemacht wurde. 

Bis März 1990 hatte der Nikkei gegenüber seinem ursprünglichen Spit¬ 
zenwert 23 Prozent - in konkreten Zahlen weit über eine Billion Dollar - 
verloren. Offizielle Vertreter der japanischen Regierung erinnerten sich an 
ein im Mai 1990 in Washington abgehaltenes Treffen des IMF Interim 
Committee (eine Ad-Hoc-Kommission des IWF), bei dem eine hitzige De¬ 
batte über Japans Vorschläge zur Finanzierung des wirtschaftlichen Wie¬ 
deraufbaus der ehemaligen Sowjetunion entbrarmte; die Initiativen Japans 
stießen in Washington und im Finanzamt der Bush-Administration auf 
heftigen Widerstand. Die japanischen Regierungsvertreter sahen in die¬ 
sem Treffen einen möglichen Grund für die Spekulationsattacke der Wall 
Street auf den Tokioter Aktienmarkt. Doch das war nur die halbe Wahr¬ 
heit. 

Das japanische Finanzministerium hatte dem IWF einen Bericht zu¬ 
kommen lassen, in dem es Washington widersprach, daß Japans Kapital¬ 
überschüsse ein Problem darstellen würden. Vielmehr sei es so, so die 
Japaner, daß das japanische Geld dringend in einer Welt gebraucht wer¬ 
de, die nach dem Ende des Kalten Krieges einen gewaltigen Bedarf an 
Investitionen in neue Eisenbahn- und andere wirtschaftliche Infra¬ 
strukturprojekte in der Größenordnung von einigen Hundert Milliarden 
Dollar hätte. Japan schlug sein berühmtes MlTl-Modell für die ehemals 
kommunistischen Planwirtschaften vor. Washington war »not amused«, 
um es milde auszudrücken. Das MlTl-Modell beinhaltete nämlich eine 
stark regulative Rolle des Staates bei der Leitung der nationalen Wirt¬ 
schaftsentwicklung. Dieses Modell hatte bereits in Südkorea, Malaysia 
und anderen ostasiatischen Ländern bemerkenswerte Erfolge verbuchen 
körmen. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion richteten sich viele 
Augen gespannt nach Japan und Südkorea als Alternativen zum US- 
amerikanischem Modell der »freien Marktwirtschaft«. Das stellte für Wa¬ 
shingtons Pläne nach dem Ende des Kalten Krieges eine ernsthafte Be¬ 
drohung dar. 

Die Bush-Administration war alles andere als erpicht darauf, beim 
Wiederaufbau Osteuropas und der Sowjetunion eine Eührungsrolle Ja¬ 
pans zu akzeptieren. Washington hatte für seinen ehemaligen Wider¬ 
sacher im Kalten Krieg andere Pläne, und die Errichtung eines gemeinsa¬ 
men Wirtschaftsblocks mit Rußland - mit japanischem Geld finanziert - 
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stand für die Amerikaner nicht zur Debatte. Um Tokio diesen Standpunkt 
unmißverständlich klar zu machen, schickte George Bush Anfang 1990 
seinen Verteidigungsminister Dick Cheney nach Tokio, um »Gespräche« 
über drastische US-Truppenreduzierungen im asiatisch-pazifischen Raum 
zu führen - eine Drohkulisse, die mit gezielter Berechnung aufgebaut 
wurde, um den Japanern Angst um ihre militärische Sicherheit einzu¬ 
jagen. Cheneys kaum verhohlene Erpressungsmission folgte unmittelbar 
nach einer Reise des japanischen Ministerpräsidenten im Januar desselben 
Jahres nach Westeuropa, Polen und Ungarn, um mit Vertretern in diesen 
Ländern die wirtschaftliche Entwicklung der ehemals kommunistischen 
Länder Osteuropas zu erörtern. Die Botschaft war eindeutig: »Tut, was 
Washington euch sagt - oder wir können für eure militärische Sicherheit 
nicht mehr garantieren.« 

Als der japanische Ministerpräsident im März desselben Jahres den 
US-amerikanischen Präsidenten in Palm Springs traf, hatte er es kapiert: 
Japan sollte unter keinen Umständen mit amerikanischen Dollars in Ost¬ 
europa konkurrieren. Innerhalb nur weniger Monate verloren japanische 
Aktien nahezu fünf Billionen Dollar an Papierwert. Die Japan AG war 
schwer angeschlagen. Von einer möglichen japanischen Herausforderung 
US-amerikanischer Pinanzpläne für Osteuropa war kaum noch etwas zu 
hören. Washingtoner Ökonomen verkündeten das Ende des japanischen 
Modells. Politiker in Tokio zogen unter vier Augen den Vergleich mit 
einer Schar am Himmel fliegender Gänse, wobei Japan die Leitgans dar¬ 
stellte, der die anderen Gänse - die kleineren Volkswirtschaften Ostasiens 
- folgten. 1990 hatte Washington die Leitgans schwer verwundet. Nun 
richtete es seine Aufmerksamkeit auf die nachfolgende Schar - die soge¬ 
nannten »Tiger Economies« - für die zweite Phase seiner neuen Dollar- 
Ordnung. i 


Phase zwei: Jagd auf asiatische Tiger 

Die zweite Phase der Zerschlagung des japanischen Modells zielte auf die 
Zerstörung des ostasiatischen Wirtschaftsraums ab - bis dahin ein äußerst 
erfolgreiches Modell -, der eine Herausforderung für den rauhen Indivi¬ 
dualismus des US-amerikanischen Preimarkt-Diktats darstellte. Das japa¬ 
nische Modell - und das wußte auch Washington - war nämlich nicht 
ausschließlich auf Japan beschränkt, ln der Nachkriegszeit wurde es von 
Ländern wie Südkorea, Thailand, Malaysia, Indonesien und anderen 
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ostasiatischen Volkswirtschaften gefördert. In den 1980er Jahren be- 
zeichnete man diese schnell wachsenden Wirtschaftsräume als »Tiger 
States«. 

Ostasien war in den 1970er und vor allem in den 1980er Jahren mit 
staatlicher Entwicklungshilfe Japans, umfangreichen Privatinvestitionen 
und MITI-Unter Stützung wirtschaftlich auf gebaut worden. Dies geschah 
ohne allzu viel Brimborium, doch die in den 1980er Jahren boomenden 
Wirtschaftsräume Ostasiens verdankten einen Großteil ihres Wachstums 
einer regionalen Arbeitsteilung mit Japan im Zentrum, wobei japanische 
Unternehmen Produktions- und Fertigungsprozesse in ostasiatische Wirt¬ 
schaftszentren ausgliederten. In asiatischen Geschäftskreisen bezeichnete 
man diese Länder als die »Yen Bloc Countries«, weil sie enge Wirt¬ 
schaftsbeziehungen mit Japan führten. 

Diese »Tiger Economies« waren für das Freimarkt-Modell des IWF ei¬ 
ne ziemliche Peinlichkeit, denn ihre erfolgreiche Mischung aus privatem 
Unternehmertum und einer starken wirtschaftlichen Rolle des Staates war 
für die Freimarkt-Agenda des IWF eine direkte Bedrohung. Solange es 
den Anschein hatte, daß die »Tiger« mit einem Modell Erfolg hatten, das 
auf einem starken Staat beruht, konnten ehemals kommunistische Staaten 
und andere Länder gewichtige Argumente gegen den IWF-Extremkurs 
ins Feld führen. 

In dem 1980er Jahren verzeichnete man in Ostasien Wachstumsraten 
um sieben bis acht Prozent pro Jahr; es kam Geld in die Sozialkassen, 
das allgemeine Bildungsniveau und die Produktivität der Beschäftigten 
stieg kontinuierlich, und obendrein wurde alles - trotz Marktwirtschaft 
-durch staatliche Führung und Planung gestützt. Es war sozusagen die 
asiatische Form »wohlwollender Bevormundung«. Mehr noch als die 
zentralistische Planwirtschaft der Sowjetunion waren die unabhängigen 
»Tiger Economies« Asiens ein Hindernis für die Ausbreitung des Dollar- 
Freimarktsystems, das von Washington in den 1990er Jahren gefordert 
wurde. 

Anfang 1993, beim Gipfel der Asiatisch-Pazifischen Wirtschafts¬ 
kooperation (APEC), als Japans Banken mit dem Zusammenbruch ihrer 
Aktien- und Immobilienmärkte kämpften, begannen offizielle Vertreter 
Washingtons zu verlangen, daß die ostasiatischen Volkswirtschaften ihre 
streng kontrollierten Finanzmärkte den freien Kapitalflüssen gegenüber 
öffnen sollten - im Interesse eines »einheitlichen Spielfelds«, so ihr Ar¬ 
gument. Bis dahin hatten die schuldenfreien Wirtschaftsräume Ostasiens 
eine Abhängigkeit von IWF-Krediten oder ausländischem Kapital ver- 
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mieden, wenn es nicht direkt in Fertigungsstätten investiert wurde - ge¬ 
wöhnlich als Teil eines langfristigen nationalen Ziels. Nun wurden sie 
aufgefordert, ihre Märkte ausländischen Kapitalflüssen und kurzfristigen 
Auslandskrediten gegenüber zu öffnen. 

Hinsichtlich der Redewendung »einheitliche Spielfelder« fragten sich 
viele asiatische Vertreter offizieller Stellen, ob Washington nun vom Crik- 
ketsport oder ihrer wirtschaftlichen Zukunft sprach. Sie sollten es schon 
bald herausfinden. 

ln dem Moment, in dem die Zügel der Kapitalkontrollen gelockert 
wurden und es ausländischem Investitionskapital gestattet wurde, frei in 
die ostasiatischen Wirtschaftsräume hinein- und herauszufließen, wurden 
Länder wie Südkorea und andere Tiger-Staaten plötzlich von »aus¬ 
ländischen« Dollars überflutet. Die unmittelbare Folge war die Entste¬ 
hung von Spekulationsblasen bei Luxus-Immobilien, regionalen Aktien¬ 
preisen und anderen Vermögenswerten zwischen 1994 und dem Beginn 
des Angriffs auf den thailändischen Bäht im Mai 1997. 

Nachdem die ostasiatischen Tiger Economies sich also dem Eluß aus¬ 
ländischen Kapitals gegenüber geöffnet hatten - doch noch bevor sie aus¬ 
reichende Kontrollmechanismen eingerichtet hatten, um einem möglichen 
Mißbrauch vorzubeugen -, setzten Hedgefonds zur Attacke an. Als erstes 
nahmen diese undurchsichtigen Eonds die schwächste aller ostasiatischen 
Volkswirtschaften, Thailand, ins Eadenkreuz. Der US-amerikanische Spe¬ 
kulant George Soros war auf geheimer Mission unterwegs, bewaffnet mit 
einem Kreditrahmen in ungenannter Höhe von einer Gruppe internatio¬ 
naler Banken einschließlich der Citigroup. Sie schlossen Wetten darauf ab, 
daß Thailand gezwungen sein würde, den Bäht abzuwerten und von ei¬ 
ner staatlichen Stützung des Währungskurses zum Dollar-Ereihandel 
überzuschwenken. Soros, Chef des Quantum Fund, Julian Robertson, Chef 
des Tiger Fund und Berichten zufolge auch des LTCM-Hedgefonds, in 
dessen Vorstand auch der ehemalige stellvertretende Vorsitzende der 
Federal Reserve, David Mullins, vertreten war, lancierten einen spekulati¬ 
ven Großangriff auf die Währung und den Aktienmarkt Thailands. Im 
Juni hatte Thailand kapituliert; man ließ die Währung frei floaten und 
war schon bald gezwungen, den IWE um finanzielle Unterstützung zu 
bitten. Nun nahmen dieselben Hedgefonds in schneller Aufeinanderfolge 
die Philippinen, Indonesien und dann Südkorea ins Visier. Sie strichen 
Milliarden ein, und die Bevölkerung in diesen Ländern versank in wirt¬ 
schaftlichem Chaos und Armut. 

Chalmers Johnson beschrieb das Ergebnis in unverblümten Worten: 
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»Die Fonds hatten leichtes Spiel damit, Thailand, Indonesien und Süd¬ 
korea auszurauben, worauf sie die schlotternden Überlebenden dem IWF 
überstellten - nicht etwa, um den Opfern beizustehen, sondern um si¬ 
cherzustellen, daß keine westliche Bank auf irgendwelchen unerfüllten 
Kreditverpflichtungen in den geplünderten Ländern Sitzenbleiben wür¬ 
de.« 

Ein europäischer Asien-Experte, Kristen Nordhaug, zog ein Resümee 
der Politik der Clinton-Administration gegenüber Ostasien im Jahre 1997. 
Clinton hatte eine bedeutende Wirtschaftsstrategie entwickelt, indem er 
auf den neu gegründeten National Economic Council (Nationaler Wirt¬ 
schaf tsrat) zurückgriff, der ursprünglich von Robert Rubin, einem Wall- 
Street-lnvestmentbanker, geleitet worden war. Die aufstrebenden ostasia¬ 
tischen Märkte wurden zum Ziel einer Offensive. »Die Administration 
unterstützte aktiv multilaterale Institutionen wie den IWE,... um eine 
internationale Liberalisierung der Einanzmärkte voranzutreiben«, merkte 
Nordhaug an. Als die Strategie des Angriffs auf die ostasiatischen Märkte 
erst einmal griff, befand sich die US-Administration in einer starken Aus¬ 
gangsposition, aus der Einanzkrise Kapital zu schlagen und die Liberali¬ 
sierung von Handel, Geldverkehr und institutionellen Reformen durch 
den IWE voranzubringen. 

Der Einfluß der Asien-Krise auf den Dollar zeigte sich deutlich. Der 
Direktor der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ), Andrew 
Crockett, stellte fest, daß die ostasiatischen Länder im Jahre 1996 zwar ein 
gemeinsames Leistungsbilanzdefizit von 33 Milliarden Dollar angehäuft 
hatten - doch als zwischen 1998 und 1999 heißes Spekulationsgeld in den 
Wirtschaftsraum hineinzufließen begann, verwandelte sich das Defizit im 
Handumdrehen in einen Überschuß von 87 Milliarden Dollar. Bis 2002 
wuchs dieser auf 200 Milliarden Dollar an. Der größte Teil dieses Über¬ 
schusses floß in Eorm von asiatischen Zentralbank-Aufkäufen von 
Schuldtiteln des US-Schatzamtes in die USA zurück und diente tatsäch¬ 
lich der Einanzierung der Politik Washingtons. Das japanische Einanzmi- 
nisterium unternahm vergeblich den Versuch, die Asien-Krise einzu¬ 
dämmen, indem es den Vorschlag machte, einen »Asiatischen Wäh¬ 
rungsfonds« mit einer Gesamtkapitalsumme von 30 Milliarden Dollar ins 
Leben zu rufen. Washington machte Japan klar, daß es über diese Idee 
alles andere als erbaut sei, und so wurde sie schnell wieder fallengelassen. 
Asien sollte über den Mechanismus des IWE zu einer weiteren Provinz im 
Dollar-Reich degradiert werden. Pinanzminister Rubin nannte dies eu¬ 
phemistisch Amerikas »Politik des starken Dollars «.2 
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Washington besinnt sich wieder auf Haiford Mackinder 

Washington zerstörte also das japanische Wirtschaftsmodell und gestal¬ 
tete den Wirtschaftsraum Ostasien so um, daß es seinen Interessen entge¬ 
genkam - doch höchste Priorität hatte nach wie vor die Demontage der 
Sowjetunion in den 1990er Jahren. 

Anfang der 1990er Jahre, als die Berliner Mauer und mit ihr auch die 
Sowjetunion einstürzte, gab es für Washington offensichtlich keinen di¬ 
rekten Rivalen um die globale Vorherrschaft mehr. Bei all der Euphorie, 
die plötzlich aufgekommen war, gab es nur wenige, die Sorgen oder Be¬ 
denken darüber zum Ausdruck brachten, daß sich in einem einzigen 
Land so viel Macht über den Planeten konzentriert hatte. Schließlich war 
es ja ein demokratisches Land, und es war Amerika. 

Da von den Sowjets keinerlei militärische Bedrohung mehr ausging, 
konnten die NATO-Staaten, allen voran die USA, nun damit beginnen, 
die jährlichen Ausgaben für internationale Militäroperationen in Milliar¬ 
denhöhe für zivile Zwecke einzusetzen. Ein neues Zeitalter friedlicher 
Entwicklung mit Marktreformen und Wohlstand wie in den kapita¬ 
listischen Ländern - davon träumten Millionen von Menschen in den 
ehemals kommunistischen Staaten des Warschauer Paktes. Doch der 
Traum war schon sehr bald ausgeträumt. 

Das US-Establishment traf Vorbereitungen zur Absicherung der glo¬ 
balen Vorherrschaft Amerikas als einzige Supermacht, während es den 
Rest der Welt in ein Gefühl der Selbstzufriedenheit einlullte, ln den 
1990er Jahren spielten Täuschungsmanöver eine zentrale strategische Rol¬ 
le in der Politik Washingtons. Schon bald stellte sich heraus, daß das 
größte Täuschungsmanöver Washingtons war, angeblich darüber nach¬ 
zugrübeln, welche Richtung es nach dem Ende der sowjetischen Bedro¬ 
hung einschlagen sollte. 

Der Zusammenbruch der Sowjetunion war ein Ereignis von rich¬ 
tungsweisender Bedeutung in der Geschichte des letzten Jahrhunderts. 
Nur wenige durchschauten damals, Anfang der 1990er Jahre, wie eiskalt 
berechnend die politischen Entscheidungsträger in der Bush-Admini¬ 
stration hinsichtlich der Zukunft Rußlands und seiner ehemaligen Satel¬ 
litenstaaten vorgingen. Rußland mußte unbedingt in den Einflußbereich 
US-amerikanischer Wirtschaftsinteressen gebracht werden - natürlich 
durch »Marktreformen«. 

Tatsächlich sollte Rußland »dollarisiert« werden, doch wie das be¬ 
werkstelligt werden sollte, war recht kompliziert und differenziert. Im 
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Endeffekt sollten jedoch die USA als einzig verbliebene Supermacht und 
alleiniger Emittent der Weltreservewährung, des Dollars, aus dem ganzen 
hervorgehen, wobei Washingtons Unterstützungsleistungen den alten 
Eeind aus Zeiten des Kalten Krieges von den USA noch abhängiger ma¬ 
chen sollten. Das Instrument für diese neue Rußland-Politik Washingtons 
sollte der Internationale Währungsfonds sein. 

Gleichzeitig sollte Rußland systematisch von einem Ring US-ameri¬ 
kanischer und NATO-Militärbasen umschlossen werden, und eine 
NATO-Erweiterung nach Osten, so die Planung, könnte - werm sie ein¬ 
mal abgeschlossen wäre - jegliche zukünftige strategische Allianz zwi¬ 
schen den russischen und kontinentaleuropäischen Machtblöcken, die 
Amerikas Vormachtstellung potentiell herausfordern könnten, verhin¬ 
dern. Der Zaubertrick, den Washington dabei vollführen müßte, wäre, 
eine nuklear bis an die Zähne bewaffnete Elite in Moskau dazu zu brin¬ 
gen, eine solch vollständige Demontage ihrer Macht hinzunehmen. 

Die Politik Washingtons war klassische Geopolitik, wie sie fast ein 
Jahrhundert zuvor von Sir Haiford Mackinder Umrissen wurde. Damals 
hatte Mackinder die britische Elite gewarnt, daß eine Allianz der vorherr¬ 
schenden eurasischen Mächte einschließlich Deutschland, Rußland und 
der zentralasiatischen Staaten das Potential hätte, zur vorherrschenden 
Weltmacht aufzusteigen, denn einerseits wäre es ein geographisch zu¬ 
sammenhängendes Gebiet, und andererseits besäße es alle erforderlichen 
wirtschaftlichen Rohmaterialien und eine ausreichend hohe Bevölke¬ 
rungszahl, um jeden Rivalen herauszufordern. 

Nach dem Ende des Ersten Weltkriegs hatte Mackinder gesagt: »Wer 
Mitteleuropa beherrscht, hat die Befehlsgewalt über das >Kernland< 
(Rußland); wer das Kernland beherrscht, hat die Befehlsgewalt über die 
>Weltinsel< (Eurasien); wer die Weltinsel beherrscht, hat die Befehlsge¬ 
walt über die gesamte Welt.« Mit anderen Worten: Würden die europäi¬ 
schen Nationen um Deutschland und Erankreich herum das eurasische 
Kernland mit Rußland in seinem Zentrum, wie Mackinder es bezeich- 
nete, beherrschen, darm würde diese Kombination ausreichend Potenti¬ 
al, Ressourcen und geographische Vorteile bergen, um die gesamte Welt 
zu beherrschen. 

Strategen des Washingtoner Establishments wie Zbigniew Brzezinski, 
ehemaliger US-Sicherheitsberater des Weißen Hauses, bestätigten frei¬ 
mütig die maßgebliche Rolle, die Mackinders Ansichten in der US- 
amerikanischen Außenpolitik spielten: »... Mackinder leistete bei der 
Diskussion Anfang dieses Jahrhunderts mit seinen schrittweise aufein- 
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anderfolgenden Konzepten zu den eurasischen >Dreh- und Angel- 
punkten< Pionierarbeit.« 

Brzezinski, der in mehreren Administrationen Top-Sicher heits- 
positionen bekleidete, mit Henry Kissinger zusammengearbeitet und die 
erste Bush-Präsidentschaft beraten hatte, legte die Strategie der US- 
amerikanischen Außenpolitik fest, die er in seinem 1998 erschienenen 
Buch The Grand Chessboard (deutsch: Die einzige Weltmacht) wie folgt aus¬ 
führte: »Es ist zwingend erforderlich, daß sich kein eurasischer Heraus¬ 
forderer hervortut, der imstande wäre, Eurasien zu beherrschen und so¬ 
mit auch Amerika herauszufordern.« 

Dies schloß auch mit ein, jede potentielle Macht herauszuisolieren, die 
imstande gewesen wäre, die Machtbalance zugunsten der USA ins Wan¬ 
ken zu bringen, und deshalb, wie er es nannte, »spezifische Richtlinien 
und Strategien für die US-amerikanische Außenpolitik zu entwerfen, die 
das obige aufwiegen, kooptieren oder kontrollieren«. 

Mit Blick auf die Landkarte zählte er Eurasiens Stärken auf, wie etwa 
den Ölreichtum des Nahen und Mittleren Ostens, die zentralasiatische 
Region mit ihren riesigen Rohstoffvorkommen, die Industriezentren Eu¬ 
ropa und Japan sowie die Ressourcen von China, Indien und Rußland. Er 
warnte: »Kontrolle über Eurasien würde fast automatisch die über Afrika 
nach sich ziehen und damit die westliche Hemisphäre und Ozeanien ge¬ 
genüber dem zentralen Kontinent der Erde geopolitisch in eine Randlage 
bringen.« 

Wie nun Washington genau auf dieses Gebot hin in Aktion treten 
würde, war dem Rest der Welt zunächst noch nicht klar, als sich die Ära 
des Kalten Krieges dem Ende zuneigte. Den russischen »Denkstrategen« 
in und um die Sowjetische Akademie der Wissenschaften war dies jedoch 
klar. Sie hatten Mackinder und die angelsächsischen Theorien der Geo¬ 
politik sorgfältig studiert. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
wurden ihre Stimmen allerdings von anderen übertönt: Die Marktwirt¬ 
schaft und mit ihr die Aussichten auf märchenhaften Reichtum hatten die 
geistigen Energien von Rußlands Elite vorübergehend abgelenkt.^ 

Eür Washington war die Strategie, seinen ehemaligen Widersacher aus 
der Zeit des Kalten Krieges zu einem Werkzeug US-amerikanischer Vor¬ 
herrschaft umzufunktionieren, von Anfang an klar - auch werm es ange¬ 
sichts des verbliebenen sowjetischen Nuklear-Arsenals nicht ganz unris¬ 
kant war. Der russische Bär war 1990 vielleicht bankrott, aber er hatte 
immer noch einige nukleare Zähne. Der Prozeß der Umstrukturierung 
mußte vorsichtig vonstatten gehen. 
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Rußland erhält die »Dritte-Welt-Behandlung« des IWF 

Bei einem Treffen der G7-Staaten 1990 in Houston, Texas, spielte der da¬ 
malige US-Außenminister James Baker 111 in bezug auf die Zukunft der 
Sowjetunion die Schlüsselrolle. Baker - der Mann, der fünf Jahre zuvor als 
Finanzminister Japan dazu gebracht hatte, das Plaza-Abkommen zu un¬ 
terzeichnen - ließ seine Verbündeten in den G7-Staaten wissen, daß nach 
Ansicht der USA der IWF bei der Reform der sowjetischen Wirtschaft die 
Hauptrolle spielen sollte. Das Abschluß-Kommunique sagte folgendes: 
»Wir begrüßen die in der Sowjetunion bereits unternommenen Anstren¬ 
gungen zur Liberalisierung und Öffnung der sowjetischen Gesellschaft 
hin zu mehr Demokratie und Pluralismus sowie zu einer marktorientier¬ 
ten Wirtschaft.« Die Erklärung fügte hinzu: »Wir sind übereingekommen, 
den IWF aufzufordern,... eine detaillierte Studie der sowjetischen Wirt¬ 
schaft anzufertigen, ... um Empfehlungen für ihre Reform auszuspre¬ 
chen.« 

Das Ziel, das Washington mit den lWF-»Marktreformen« in der ehe¬ 
maligen Sowjetunion verfolgte, war brutal einfach: Es wollte die wirt¬ 
schaftlichen Bindungen Moskaus zu jedem Teil der früheren Sowjetunion, 
von Usbekistan bis Kasachstan, von Georgien bis Aserbaidschan, von 
Estland bis Polen, Bulgarien oder Ungarn zerschlagen. Obwohl es nie of¬ 
fen ausgesprochen wurde, zielte die IWF-Schocktherapie doch darauf ab, 
an der Peripherie Rußlands systematisch schwache, instabile Volkswirt¬ 
schaften aufzureihen, die für ihr Überleben von westlichem Kapital und 
dem Zustrom von Dollars abhängig wären - eine Form von Neo- 
Kolonialismus. 

Dadurch, daß dem von den USA beherrschten IWF die zentrale Rolle 
für die Wirtschaftspolitik der Sowjetunion zukam, hatten James Baker 
und die Bush-Administration sichergesteht, daß alle wirtschaftlichen In¬ 
vestitionen oder Unterstützungsleistungen des Westens zunächst einmal 
das Veto Washingtons passieren mußten. Der Plan war, Rußland die 
standardgemäße »Dritte-Welt-Behandlung« angedeihen zu lassen, ähn¬ 
lich wie einer ehemaligen afrikanischen Kolonie oder Bananenrepublik - 
mit den üblichen IWF-Auflagen und -Konditionalitäten und einem Ab¬ 
sturz der Bevölkerung in die Armut. 

Einer winzig kleinen Elite wurde es gestattet, märchenhaft reich zu 
werden - zumindest in Dollar-Begriffen -, manipuliert durch Wall-Street- 
Banker und -Investoren. 

Harvard-Ökonomen wie Jeffrey Sachs mit ihrer Theorie der »Schock- 
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therapie« unterm Arm wurden nach Moskau geflogen, um bei der Zerstö¬ 
rung des alten zentralistischen Staatsapparats Schützenhilfe zu leisten. 
Die IWF-Technokraten forderten, daß russisches Öl und Gas, Aluminium, 
Mangan und andere Rohstoffe zu Preisen verkauft werden sollten, die auf 
dem Weltmarkt üblich wären; daß die staatliche Subvention von Lebens¬ 
mitteln, des Gesundheitssystems und anderer lebenswichtiger Güter ein 
Ende haben sollte und daß die russische Industrie »privatisiert« werden 
sollte. 

1992 forderte der IWF, daß der russische Rubel als Teil seiner 
»marktorientierten« Reform frei gefloatet werden sollte. Innerhalb von 
nur einem Jahr führte dieser Float des Rubels zu einem Anstieg der 
Verbraucherpreise um 9900 Prozent und zu einem Einbruch der Real¬ 
einkommen um 84 Prozent. Zum ersten Mal seit 1917 - zumindest in 
Friedenszeiten - wurde die Mehrheit der Russen in existentielle Armut 
getrieben. Doch das war für sie erst der Anfang des Kapitalismus nach 
»IWF-Style«. 

Unter der Leitung des IWF hatte Washington tatsächlich das Diktat 
darüber, welche Zweige der russischen Industrie überleben würden und 
welche nicht. Die Definition des Begriffs »Weltmarkt« oblag den Tech¬ 
nokraten in Washington und im IWF, die allesamt in Milton Friedmans 
»Freimarkt«-ldeologie ausgebildet waren. Nationale Prioritäten Rußlands 
oder das Allgemeinwohl der Bevölkerung spielten als Kriterien keine Rol¬ 
le. 

Das IWF-Diktat des »globalen Marktes« sollte die Diktatur des Pro¬ 
letariats aus der Stalin-Ära ersetzen, doch die Bevölkerung Rußlands und 
der ehemaligen Sowjetregion tauschte ein Korsett gegen das andere - und 
dazu noch ein viel engeres - ein. 

Für diese Technokraten spielte es keine Rolle, daß das Niveau wirt¬ 
schaftlicher Freiheit in den USA - angeblich das beispielhafte Wirtschafts¬ 
modell - in Wahrheit das Produkt einer Entwicklung war, die sich über 
mehr als 350 Jahre erstreckt hatte und in manchen Fällen bis zum Ameri¬ 
kanischen Bürgerkrieg zurückreichte. Nein - unter der Leitung des IWF 
sollten Länder wie Rußland und die Ukraine sofort und unmittelbar die 
US-Version der Marktwirtschaft übernehmen - ohne Anlauf- oder Vorbe¬ 
reitungszeit. Die Folgen waren einerseits absehbar und andererseits wohl 
vorausgeplant. Das Ziel war eben nicht ein stabiles, wohlhabendes Ruß¬ 
land. 

Wie die meisten Russen schon bald feststellten, waren die Auswir¬ 
kungen der lWF-»Reform« schlichtweg katastrophal. Statt des erhofften 
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Wohlstands nach dem »American Style« mit zwei Autos in jeder Garage 
wurde der russische Durchschnittsbürger ins wirtschaftliche Elend ge¬ 
trieben. Die russische Industrieproduktion brach auf die Hälfte ihres bis¬ 
herigen Niveaus ein, und die Inflationsrate schnellte auf über 200 Prozent. 
Die durchschnittliche Lebenserwartung für russische Märmer sank 1994 
auf 57 Jahre - was der durchschnittlichen Lebenserwartung in Bangla¬ 
desch oder Ägypten entsprach. 

Der Westen, und allen voran die USA, wollten ganz eindeutig ein 
deindustrialisiertes Rußland, um die Wirtschafts Struktur der alten So¬ 
wjetunion permanent zu zerschlagen. Das Ziel war, einen Hauptbereich 
der Weltwirtschaft, der dem US-Dollar über sieben Jahrzehnte mehr oder 
weniger verschlossen geblieben war, endlich unter Kontrolle zu bekom¬ 
men. 

Hinter dem netten rhetorischen Geplänkel über »marktorientierte Re¬ 
formen« verbarg sich die knallharte Absicht, das Revier in der Region 
abzustecken - in ziemlich genau der Weise, wie die europäischen Mächte 
100 Jahre zuvor Afrika kolonisiert und aufgeteilt hatten. 

Die Clinton-Administration in Washington kümmerte es recht wenig, 
daß die russische Privatisierung der industriellen Infrastruktur - und 
zwar ihrer Schlüsselbereiche - von einer kleinen russischen Elite, den so¬ 
genannten Oligarchen, kontrolliert wurde. Der wichtigste Punkt war, daß 
die russische Industrie nun zum ersten Mal seit Lenin an die Zukunft 
des Dollars gekoppelt war. Die neuen Oligarchen waren also »Dollar- 
Oligarchen«, und der größte Teil ihres neuen Reichtums stammte aus 
dem Export von Öl und Gas. 

Der Partner für die USA und der Kontaktmann für den IWP während 
der Jelzin-Ära war Anatoli Chubais, Minister für Privatisierung. Der IWP 
gewährte Rußland 1996 einen Kredit über sechs Milliarden US-Dollar¬ 
unter der Bedingung, daß Chubais mit der Leitung der Wirtschaftspolitik 
betraut würde. 

Professor Peter Reddaway von der George Washington University 
schrieb 1997 in der Washington Post, daß Chubais in Rußland bezichtigt 
wurde, »Medienzensur zu betreiben, die Demokratie zu untergraben, 
persönlich in dubiose Geschäfte verwickelt zu sein, gehorsam Befehle von 
Washington entgegenzunehmen und eine kriminalisierte Porm des Kapi¬ 
talismus eingeführt zu haben«. 

Das war offensichtlich genug, um die Unterstützung des damaligen 
stellvertretenden US-Pinanzministers, Lawrence Summers, auf den Plan 
zu rufen. Summers, der ebenfalls Millionen von Dollars an amerikani- 
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sehen Steuergeldern an den »Harvard Shock Therapy«-Ökonomen und 
Rußland-Berater Jeffrey Sachs weitergeleitet hatte, begrüßte Jelzins Er¬ 
nennung Chubais' zum Ersten Stellvertretenden Ministerpräsidenten. Die 
Tatsache, daß Chubais die Verantwortung für die Wirtschaft übernehme, 
so argumentierte Summers damals, würde zu einer »wiederbelebten Prä¬ 
sidentschaft und einem wirtschaftlichen >Dream Team< führen«. Eür die 
meisten Russen erwies sich der Traum jedoch als Alptraum. 

Die Ukraine, die bis dahin noch ein wichtiges Industrie-, Militär- und 
Agrarzentrum der UdSSR gewesen war, wurde denselben brutalen Maß¬ 
nahmen unterzogen wie Rußland. Nachdem die lWE-»Reformen« im 
Oktober 1994 dort begannen, vollzog sich der Zusammenbruch auf die¬ 
selbe dramatische Weise. Der IWE ordnete das Ende der staatlichen 
Kontrolle über den Devisenhandel an, und die Währung brach zusam¬ 
men. Der IWE verlangte dann, daß auch alle staatlichen Subventionen 
ein Ende haben sollten. Der durchschnittliche Preis für einen Laib Brot 
stieg innerhalb kürzester Zeit um das Dreifache, die Strompreise um das 
Sechsfache und die Preise für öffentliche Verkehrsmittel sogar um das 
Neunfache. 

Als Ergebnis der IWE-Eorderungen sah sich die Bevölkerung nun ge¬ 
zwungen, einheimische Waren zu Preisen in US-Dollar zu kaufen. Ange¬ 
sichts der astronomisch hohen Stromkosten und fehlender Bankkredite 
waren viele Zweige der staatlichen Industrie gezwungen, Konkurs anzu¬ 
melden. Ausländischen Spekulanten stand es nun frei, sich die Rosinen 
aus dem Kuchen zu picken und die noch verbliebenen Herzstücke der 
Industrie zu Ramschpreisen aufzukaufen. 

Die ukrainische Landwirtschaft wurde auf Verlangen des IWE und der 
Weltbank ebenfalls dereguliert. Die Eolge war, daß die Ukraine - ehemals 
der Brotkorb Europas - sich nun gezwungen sah, die USA um Lebensmit¬ 
telhilfe anzubetteln, die ihrerseits daraufhin ihren Getreideüberschuß in 
großen Mengen auf den ukrainischen Agrarmarkt warfen - was natürlich 
eine weitere Zerstörung der agrarwirtschaftlichen Unabhängigkeit des 
Landes zur Eolge hatte. 

Rußland und die Staaten der ehemaligen Sowjetunion erfuhren nun 
dieselbe Behandlung wie der Kongo oder Nigeria: Sie dienten als billige 
Rohstoffquelle - vielleicht die größte der Welt. Mit dem Zusammen¬ 
bruch des Warschauer Paktes waren diese Rohstoffreichtümer nun zum 
ersten Mal seit 1917 in Reichweite westlicher multinationaler Interessen¬ 
gruppen. Vor allem aber gerieten die Öl- und Gasreichtümer der ehema¬ 
ligen Sowjetunion nun ins Blickfeld großer US-amerikanischer und briti- 
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scher Ölmultis. Eine moderne, blühende russische Industriewirtschaft 
hätte nur ein Hindernis bei der Plünderung seiner großen Rohstoffvor¬ 
kommen dar gestellt, so die Auffassung der Planer in Washington. 

Die Clinton-Administration prägte in den frühen 1990er Jahren den 
Begriff »vollentwickelte strategische Partnerschaft« für das Verhältnis zu 
Moskau. Viele Russen waren so naiv anzunehmen, dies wäre gleichzu¬ 
setzen mit finanzieller Hilfe aus den USA, und nun würde Kapital zur 
Umstrukturierung und zum Aufbau einer dynamischen russischen Wirt¬ 
schaft fließen. 

Bis dahin glaubten sie noch, Rußland würde von den USA in einer Art 
»globaler Gemeinherrschaft« (»global condominium«) als gleichwertiger 
Partner behandelt werden. Sie hofften, Washington würde die ge¬ 
schichtlich bedingte Vorherrschaft Rußlands über die anderen Staaten der 
ehemaligen Sowjetunion anerkennen und respektieren. Doch als es Mos¬ 
kau auf brutale Weise klar wurde, daß diese »Partnerschaft« nichts ande¬ 
res war als leere Schönrednerei und ein Täuschungsmanöver, war es be¬ 
reits zu spät. 

Der russische Industriekomplex war schon größtenteils zerschlagen 
worden. Die Bevölkerung wurde durch die IWF-Reformen ins Elend ge¬ 
trieben, und Rußlands Fähigkeit, auf die Geschehnisse in seinem unmit¬ 
telbaren geographischen Umkreis Einfluß zu nehmen, war erheblich ge¬ 
schwächt. Und das paßte Washington genau ins Konzept. 

Die IWF-Schockbehandlung für Rußland nach 1991 reduzierte die 
ehemalige Supermacht nicht nur auf das wirtschaftliche Niveau eines 
Dritte-Welt-Landes; es eröffnete US-amerikanischen Ölgesellschaften und 
ihren Verbündeten auch die Möglichkeit, Kontrolle über das auszuüben, 
was ehemals der weltgrößte Öl- und Gasproduzent gewesen war. Dieser 
Prozeß sollte jedoch noch ein bißchen Zeit in Anspruch nehmen. 

Im Rahmen der kontrollierten und manipulierten Privatisierung in der 
Ära Chubais wurden russische Öl- und Gasinteressen für einen Apfel und 
ein Ei verscherbelt, um alte Kumpane von Jelzin und Chubais bevorzugt 
auszuwählen. Ein aus dem Jahre 1998 stammender IWF-Bericht gab an, 
daß 17 russische Öl- und Gasgesellschaften mit einem Verkehrswert von 
mindestens 17 Milliarden US-Dollar von Chubais für eine Gesamtsumme 
von 1,4 Milliarden US-Dollar veräußert worden waren. Außerdem waren 
60 Prozent des staatlichen Monopolunternehmens Gazprom, des weltgröß¬ 
ten Gasproduzenten, für etwa 20 Millionen US-Dollar an private russische 
Interessengruppen verkauft worden. Der tatsächliche Marktwert belief 
sich auf etwa 119 Milliarden US-Dollar. 
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Unternehmen wie Lukoil, Yukos, Sibneft und Sidanko wurden gegrün¬ 
det. Oligarchen wie Mikhail Khodorkovsky, Boris Beresowski und Viktor 
Tschernomyrdin beherrschten die russische Wirtschaft stärker, als irgend 
ein Bürokrat in der kommunistischen Ära es je getan hatte, ln einem In¬ 
terview aus dem Jahre 1996 prahlte Beresowski als stellvertretender Se¬ 
kretär des Nationalen Sicherheitsrats und Öl-Oligarch, daß nur sieben 
Männer 50 Prozent der riesigen Rohstoffvorkommen des Landes kontrol¬ 
lierten. Er hätte noch hinzufügen können, daß ihre Gewinne allesamt aus 
harten US-Dollars statt aus nahezu wertlosen Rubeln bestanden. 

Im Sommer 1998 geriet die Dollarisierung Rußlands fast außer Kon¬ 
trolle. Anfang August gewährte der IWF dem Land einen zusätzlichen 
Notkredit in Höhe von 23 Milliarden US-Dollar zur Stützung des ange¬ 
schlagenen Rubels und zum Schutz westlicher Banken, die durch speku¬ 
lative Investitionen in russische Staatsanleihen Millionen eingestrichen 
hatten und sie zu verlieren drohten. Doch die Schützenhilfe des IWF für 
die Banken kam zu spät. 

Am 15. August kündigte Rußland an, daß es seinen Dollar-Kredit¬ 
verpflichtungen nicht mehr nachkommen könne. Für New York und an¬ 
dere größere Banken war das Undenkbare eingetreten: Ein Haupt¬ 
schuldner hatte beschlossen - trotz Unterstützung durch den IWF -, sei¬ 
nen Verpflichtungen nicht mehr nachzukommen. Einige nervöse Wochen 
lang war das gesamte Dollar-Gebäude in seinen Grundfesten erschüttert. 
Der damals weltgrößte Hedgefonds, Long-Term Capital Management 
(LTCM), hatte umfangreiche Finanzwetten auf die Entwicklung des russi¬ 
schen Marktes wie auch der meisten Anleihenmärkte rund um den Glo¬ 
bus abgeschlossen. Zu den Direktoren des Fonds gehörten unter anderem 
der ehemalige stellvertretende Vorsitzende der Federal Reserve, David 
Mullins, führende Wall-Street-lnvestoren und Träger des Nobelpreises für 
Wirtschaft. 

Das plötzliche Zahlungsversäumnis Rußlands drohte den Fonds in den 
Konkurs zu ziehen, was zu einem kettenreaktionsartigen Kollaps und 
zum Platzen der Billionen-Dollar-Blase an ausstehenden Derivatkontrak¬ 
ten und somit letztendlich zu einer Epidemie von Bankrotten geführt hät¬ 
te - mit dem Potential, das gesamte Kartenhaus des Weltfinanzsystems 
zum Einsturz zu bringen. 

ln aller Eile beraumte die Federal Reserve ein außerplanmäßiges Tref¬ 
fen der 15 weltweit einflußreichsten Banker hinter verschlossenen Türen 
an, um zu retten, was noch zu retten war. Da Rußland strategisch viel zu 
wertvoll war, vergab man dem Land stillschweigend die Nichteinhai- 
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tung seiner Zahlungsverpflichtungen, und schon bald setzte sich der 
Dollarisierungsprozeß fort - wenn auch nicht mehr in demselben fieber¬ 
haften Tempo wie zuvord 


Jugoslawien wird die Schocktherapie verabreicht 

Lange bevor die Sowjetunion einer »Schocktherapie American Style« un¬ 
terzogen wurde, hatten die USA schon den Balkan als Ziel ihrer wirt¬ 
schaftlichen Interventionen ins Visier genommen. Ein Hauptgrund für 
Washington, sich schon früh auf Jugoslawien zu konzentrieren, war, daß 
es als wichtig erachtet wurde, das jugoslawische Wirtschaftsmodell zu 
zerstören. Als sich die Dinge Mitte der 1990er Jahre weiterentwickelten, 
wurde die strategische Bedeutung Jugoslawiens hinsichtlich der potentiel¬ 
len Ölvorkommen in Zentralasien für Washington mehr und mehr eine 
strategische Sicherheitsfrage. Öl und Dollars spielten in Washingtons Bal¬ 
kanpolitik in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre eine entscheidende Rol¬ 
le, werm auch nicht in der grob vereinfachenden Art und Weise, von der 
die Kritiker im Westen ausgingen. 

Schon lange vor dem Fall der Berliner Mauer war Washington im da¬ 
maligen Jugoslawien aktiv, wobei es wieder einmal gemeinsame Sache 
mit dem IWF machte. Der Nationalismus auf dem Balkan wurde von au¬ 
ßen manipuliert, um die Karte Eurasiens neu zu gestalten, wie es auch in 
den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg geschehen war, als britische und 
andere Interessengruppen mit der Absicht intervenierten, das Ottomani- 
sche Reich zu zerschlagen und die deutschen Träume einer Eisenbahn¬ 
verbindung von Berlin bis Bagdad platzen zu lassen. 

Das offensichtliche Ziel war, Jugoslawien in kleine abhängige Teil¬ 
staaten aufzuteilen und für die NATO wie auch die USA an der Schnitt¬ 
stelle zwischen Westeuropa und Zentralasien einen Fuß in die Tür zu 
bekommen. Öl und Geopolitik hatten für Washington absoluten Vorrang. 

Mit der Zerschlagung des Warschauer Paktes Anfang der 1990er Jah¬ 
re schien es ironischerweise so, daß die ursprünglichen Gründe für die 
Existenzberechtigung der NATO nicht mehr gegeben waren. Welche 
Bedrohung würde die Fortführung der Allianz aus der Zeit des Kalten 
Krieges oder die andauernde militärische Präsenz der USA in den euro¬ 
päischen NATO-Staaten, ganz zu schweigen von Osteuropa, rechtferti¬ 
gen? Viele hofften, daß die NATO sich auf lösen würde, als klar war, daß 
die sowjetische Bedrohung nicht mehr existierte. Die Strategen in 
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Washington begannen damit, für die NATO noch vor dem Zusammen¬ 
bruch des Sowjetregimes eine neue Mission zu ersinnen. 

Der neu vorgeschlagene Auftrag der NATO wurde bezeichnet als 
»NATO Out-of-Area Deployment«, was bedeutete, NATO-Streitkräfte in 
geographische Regionen weit außerhalb der Grenzen der NATO-Partner- 
staaten zu verlegen. Dieser neue Auftrag wurde später, im Jahre 1994, mit 
Washingtons sogenannter »Partnerschaft für den Frieden« verknüpft - 
einem Modell zur schrittweisen Integration der ehemaligen Streitkräfte 
des Warschauer Paktes in die von den USA angeführte NATO. Der repu¬ 
blikanische Senator Richard Lugar brachte das Dilemma, in dem sich die 
von den USA angeführte NATO nach der Ära des Kalten Krieges befand, 
auf den Punkt: »NATO: out of area, or out of business« (»NATO: nicht 
mehr am Ort oder nicht mehr im Geschäft«). Da paßte es ausgezeichnet 
ins Konzept, daß die Kriege auf dem Balkan Washington das dringend 
benötigte Argument für eine Erweiterung der NATO lieferten. Der Prozeß 
sollte sich über mehr als ein Jahrzehnt hinziehen. 

Mehr als 40 Jahre lang hatte Washington stillschweigend Jugoslawien 
und das Tito-Modell eines gemischten Sozialismus als Puffer gegen die 
Sowjetunion unterstützt. Als Moskaus Reich auseinanderzufallen begann, 
hatte Washington für einen solchen Puffer keine Verwendung mehr - vor 
allem nicht für einen nationalistischen Puffer, der wirtschaftliche Erfolge 
aufweisen und die Nachbarstaaten in Osteuropa vielleicht davon über¬ 
zeugen konnte, daß ein Mittelweg ohne IWE-Schocktherapie möglich wä¬ 
re. Das jugoslawische Modell mußte nach Auffassung der Washingtoner 
Top-Strategen alleine aus diesem Grund zerschlagen werden. Die Tatsa¬ 
che, daß Jugoslawien sich auch in einer kritischen geographischen Lage in 
bezug auf die potentiellen Ölreichtümer Zentralasiens befand, war für die 
Strategen nur ein weiteres Argument. Jugoslawien mußte unbedingt - 
notfalls mit der Brechstange - die IWE-Version der Ereimarktreform ver¬ 
abreicht werden. Die NATO würde darm sicherstellen, daß der Coup ge¬ 
lingt. 

Schon 1988, als klar wurde, daß die Sowjetunion aus dem letzten 
Loch pfiff, schickte Washington Berater einer seltsamen, gemeinnützi¬ 
gen Privatorganisation mit dem hochtrabenden Namen National En- 
dowment for Democracy (Nationale Stiftung für Demokratie) oder NED, 
wie sie in Washingtoner Kreisen genarmt wurde, nach Jugoslawien. Die¬ 
se »Privat«-Organisation begann nun, US-Dollars in großzügigen Men¬ 
gen über ganz Jugoslawien zu verteilen, Oppositionsgruppen zu finan¬ 
zieren, hungrige junge Journalisten mit dem Traum von einem neuen 
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Leben zu ködern, die Gewerkschaftsopposition zu finanzieren sowie 
eine Opposition gegen Ökonomen wie die Experten der G-17-Gruppe, 
die pro-IWF ausgerichtet waren, und Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs), die sich mit Menschenrechts-Angelegenheiten befaßten, zu bil¬ 
den. 

Bei einer Rede 1998, also zehn Jahre später und ein Jahr, bevor die 
NATO mit der Bombardierung Belgrads begann, prahlte der Direktor der 
NED, Paul McCarthy: »Die NED war zusammen mit der Soros-Stiftung 
und einigen europäischen Stiftungen eine der wenigen westlichen Orga¬ 
nisationen, die der Republik Jugoslawien finanzielle Unterstützung zu¬ 
kommen ließen und sowohl mit örtlich ansässigen NGOs als auch mit 
unabhängigen Medien im ganzen Land zusammenarbeiteten.« Zu Zeiten 
des Kalten Krieges hätte man solch eine interne Intervention in einem 
fremden Land als CIA-Destabilisierungsmaßnahme bezeichnet. Im Wa¬ 
shingtoner »Newspeak« bezeichnete man es als »Förderung der Demo¬ 
kratie«. Für den Lebensstandard der Bevölkerung Serbiens, Bosniens, 
Kroatiens, des Kosovo und anderer Landstriche waren die Folgen ver¬ 
heerend. 

Was dann nach 1990 in Jugoslawien geschah, verstanden nur ganz we¬ 
nige Insider vollkommen. Mithilfe der NED, George Soros' Open-Society- 
Stiftung und des IWF erzeugte Washington in Jugoslawien ein wirtschaft¬ 
liches Chaos als weiteres Instrument seiner Geopolitik. 1989 forderte der 
IWF, daß Ministerpräsident Ante Markovic wirtschaftliche Strukturre¬ 
formen durchsetzen sollte. Er tat, wie ihm geheißen - aus welchen Grün¬ 
den auch immer. 

Durch die IWF-Maßnahmen sank das Bruttoinlandsprodukt Jugosla¬ 
wiens 1990 um 7,5 Prozent und ein Jahr später nochmal um 15 Prozent. 
Die Industrieproduktion sackte um 21 Prozent ab. Der IWF forderte die 
vollständige Privatisierung aller Staatsunternehmen. Die unmittelbare 
Folge davon waren der Konkurs von mehr als 1100 Unternehmen im 
Jahre 1990 und eine Arbeitslosenrate von über 20 Prozent. Der wirt¬ 
schaftliche Druck auf die verschiedenen Regionen des Landes war ein 
explosives Gemisch. Wie es inmitten des wachsenden wirtschaftlichen 
Chaos vorherzusehen war, kämpfte nun jede Region um ihr eigenes 
Überleben - gegen die unmittelbaren Nachbarn. Um nichts dem Zufall 
zu überlassen, ordnete der IWF an, daß alle Löhne auf dem Niveau von 
1989 eingefroren werden sollten, während die Inflation davongaloppier¬ 
te. Die unmittelbare Folge war ein Absinken der Realeinkommen um 41 
Prozent in den ersten sechs Monaten des Jahres 1990. 1991 lag die Inflati- 
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onsrate jenseits der 140-Prozent-Marke. In dieser Situation ordnete der 
IWF die uneingeschränkte Konvertierbarkeit des Dinar und eine Libera¬ 
lisierung der Zinsen an. Der IWF verhinderte ausdrücklich, daß die Bun¬ 
desregierung bei ihrer eigenen Zentralbank (der Nationalbank von Jugo¬ 
slawien) einen Kredit aufnehmen konnte, was ihre Fähigkeit beschnitt, 
soziale und andere Programme zu finanzieren. Dieser Stopp aller Trans¬ 
ferzahlungen an die Republiken kam einer wirtschaftlichen Sezession 
(Abspaltung) gleich - lange vor der formalen Unabhängigkeitserklärung 
Kroatiens und Sloweniens im Juni 1991. 

Unter dem Druck der Bush-Administration verabschiedete der US- 
Kongreß im November 1990 das sogenannte »Foreign Operations Ap- 
propriations Law« (Gesetz über die Bewilligung von Mitteln für das 
Ausland). Dieses neue Gesetz ordnete an, daß Teile Jugoslawiens, die 
nicht innerhalb von sechs Monaten nach Verabschiedung des Gesetzes 
ihre Unabhängigkeit von Jugoslawien erklärten, keinen Anspruch mehr 
auf US-amerikanische Finanzhilfe hätten. Das Gesetz forderte separate 
Wahlen in jeder der sechs jugoslawischen Teilrepubliken unter Aufsicht 
des US-Außenministeriums. Es legte außerdem fest, daß jegliche finan¬ 
zielle Unterstützung direkt jeder Teilrepublik und nicht der Zentralre¬ 
gierung in Belgrad zukommen sollte. Kurz: Die Bush-Administration 
verlangte die Selbstauflösung des jugoslawischen Staatenbundes. Damit 
hatte sie die explosive Grundlage für eine Serie neuer Kriege auf dem 
Balkan geschaffen. 

Unter Verwendung von Gruppen wie der Soros-Stiftung und der NED 
wurden die finanziellen Unterstützungsgelder aus Washington oft in ex¬ 
trem nationalistische oder ehemals faschistische Organisationen geleitet, 
um die Zerschlagung Jugoslawiens sicherzustellen. Als Reaktion auf diese 
Kombination aus IWE-Schocktherapie und direkten Destabilisierungsbe¬ 
mühungen aus Washington organisierte der jugoslawische Präsident und 
serbische Nationalist Slobodan Milosevic im November 1991 eine neue 
Kommunistische Partei, die sich zum Ziel setzte, den Zerfall der Republik 
Jugoslawien zu verhindern. Nun waren die Voraussetzungen geschaffen 
für eine grauenvolle Serie von ethnisch motivierten Regionalkriegen, die 
ein ganzes Jahrzehnt lang toben und mehr als 200 000 Menschenleben 
fordern sollten. 

Dem kleinen, aber strategisch wichtigen Balkanland wurden von der 
Bush-Administration nun noch stärkere wirtschaftliche Daumenschrau¬ 
ben angelegt. Im Jahre 1992 verhängte Washington ein vollkommenes 
Wirtschaftsembargo über Jugoslawien, fror alle Handelsbeziehungen ein 
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und stürzte die Wirtschaft des Landes ins Chaos mit der Folge, daß die 
Arbeitslosenrate auf 70 Prozent hochschnellte und hyperinflationäre Zu¬ 
stände herrschten. Der westlichen Öffentlichkeit, vor allem in den USA, 
wurde von den etablierten Medien erzählt, daß die Probleme mit Jugosla¬ 
wien allesamt nur das Resultat einer korrupten Diktatur in Belgrad seien. 
Selten, wenn überhaupt, erwähnten die US-amerikanischen Medien Wa¬ 
shingtons Provokationen oder die drakonische IWF-Politik, die das Ge¬ 
schehen auf dem Balkan eigentlich bestimmten.^ 

Im Jahre 1995 machte Washington mit dem Dayton-Abkommen dem 
Krieg in Bosnien ein Ende. Dies traf mit dem Zeitpunkt zusammen, an 
dem die Clinton-Administration zu der Überzeugung gelangte, daß das 
kaspische Öl eine große strategische Bedeutung hatte, was sich auch 
schon am Ausmaß der Anstrengungen seitens der EU zeigte, dieses Öl 
über Balkan-Pipelines für Europa zu sichern. Washington hatte offen¬ 
sichtlich beschlossen, daß Erieden in der Region nötig wäre, um Ölrouten 
vom Kaspischen Meer nach Europa zu entwickeln. Doch Washington de¬ 
finierte den Begriff »Erieden« auf seine Weise. 

Nach dem Dayton-Abkommen wurde der einstige Vielvölkerstaat 
Bosnien als muslimischer Staat etabliert und war tatsächlich ein Satelli¬ 
tenstaat unter der Kontrolle des IWE und der NATO. Die Clinton- 
Administration hatte den größten Teil zur Einanzierung der bosnischen 
Muslimen-Armee beigetragen, ln den internationalen Medien wurde der 
Krieg so dargestellt, daß der starke Eindruck entstand, die Europäische 
Union wäre ohne Intervention der USA machtlos gegenüber dem Kriegs¬ 
treiben vor ihrer Haustür. Washingtons Argumente für eine NATO-Ost- 
erweiterung bekamen durch diese Entwicklungen beträchtlichen Auf¬ 
trieb. Ungarn, Polen und die Tschechische Republik wurden zu voraus¬ 
sichtlichen NATO-Partnern - etwas, das fünf Jahre zuvor noch völlig un¬ 
denkbar gewesen wäre. 

Kurz darauf ging die Clinton-Administration an die Arbeit, um die 
nächste Stufe der Zerschlagung jeglicher nationalistischer Überreste auf 
dem Balkan, deren Agenda für die Region vielleicht eine andere als die 
von Washington gewesen wäre, einzuläuten. US-amerikanische und bri¬ 
tische Ölgesellschaften balgten sich darum, die potentiell riesigen Öl¬ 
reserven anzuzapfen, die man bei Baku unter dem Kaspischen Meer und 
im angrenzenden Kasachstan in Zentralasien vermutete. Geologen spra¬ 
chen schon von einem »neuen Kuwait oder Saudi-Arabien«, was den Öl¬ 
reichtum dieser Region betraf. Die US-Regierung ging von Schätzungen 
aus, die besagten, daß sich in diesem geographischen Raum Ölreserven in 
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der Größenordnung von weit über 200 Milliarden Barrel befänden - was 
der bei weitem größte Ölfund seit Jahrzehnten gewesen wäre, wenn die 
Schätzungen zuträfen. Zbigniew Brzezinski, ein gut bezahlter Lobbyist 
Washingtons, vertrat die Interessen von BP, des britisch-amerikanischen 
Ölgiganten mit umfangreichen Beteiligungen in der kaspischen Ölregion. 


US-amerikanische Öl-Geopolitik auf dem Balkan 

Kurz nach dem Fall der Berliner Mauer veröffentlichte die Europäische 
Union mit Unterstützung von Frankreich, Italien und Holland eine 
wichtige EU-Strategie zur Sicherung der Energieversorgung. Die Stabili¬ 
tät des Balkans war ein zentraler Bestandteil dieser Strategie. Bei einem 
im Juni 1990 abgehaltenen EU-Gipfel gab der holländische Ministerprä¬ 
sident Ruud Lubbers den Anstoß, eine europäische Energiegemeinschaft 
zu schaffen, »um eine engere Bindung der Länder der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft an die UdSSR und die Länder Zentral- und 
Osteuropas zu erreichen«. Der Lubbers-Plan war nur das erste einer 
ganzen Reihe von EU-Hilfsprogrammen zur Sicherung der europäischen 
Energieversorgung nach dem Ende des Kalten Krieges. 

Im Jahre 1992 hatte die EU das sogenarmte »Energy Charter Treaty« 
(Europäisches Energieabkommen) geschlossen, um rechtliche Rahmen¬ 
bedingungen für EU-lnvestitionen in die Öl- und Energieressourcen der 
nun aufgelösten Sowjetunion zu schaffen. Die neuen unabhängigen Staa¬ 
ten rund ums Kaspische Meer, vor allem Aserbaidschan und Kasachstan, 
standen für die Zukunft der europäischen Energieversorgung ganz oben 
auf der Prioritätenliste. Die gerade erst ins Weiße Haus eingezogene Clin¬ 
ton-Administration schien zu jenem Zeitpunkt mit anderen Problemen 
beschäftigt zu sein und schenkte dem kaspischen Öl wenig Beachtung. 
Das sollte sich jedoch langsam ändern. 

Als die EU im Dezember 1994 Hoffnungen hegte, die Ratifizierung ih¬ 
res Abkommens durch 49 Nationen, einschließlich der USA und Ruß¬ 
lands, unter Dach und Fach bringen zu können, verweigerte Washington 
plötzlich seine Zusage und gab irgendwelche weit hergeholten techni¬ 
schen Gründe für seine Ablehnung an. Die EU setzte den Prozeß jedoch 
ohne Unterstützung seitens der USA fort, und im Dezember 1998 wurde 
eine sogenarmte Transit Working Group (Arbeitsgruppe für die Über¬ 
gangsphase) von den Ländern gebildet, die das Energieabkommen unter- 
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zeichnet hatten. Der Generalsekretär dieser Konferenz betonte die strate¬ 
gische Wichtigkeit neuer Öl- und Gasregionen »wie etwa der Region ums 
Kaspische Meer. Die Sicherstellung der Energieversorgung aus diesen 
Regionen ist eine strategische Schlüsselaufgabe für Regierungen.« Die EU 
sprach von einem »Meilenstein in der Energie-Kooperation zwischen Ost 
und West«. 

Von 1990 bis zum Begirm der Bombardierung Serbiens im Jahre 1999 
hatte die EU ohne großes Mediengebrüll eine Reihe von Initiativen einge¬ 
leitet, wozu auch eine Einanzhilfe zur Modernisierung des aserbaid¬ 
schanischen Hafens in der Nähe von Baku gehörte, »um die Verschiffung 
von bis zu 500 000 Barrel Öl pro Tag aus dem östlichen Kaspischen Meer 
zu gestatten«, so ein Bericht des U. S. Energy Department. Im Jahre 1995 
hatte die EU das Programm Interstate Oil and Gas Transport to Europe 
(INOGATE) initiiert, das zum Ziel hatte, »die Sicherung der Energiever¬ 
sorgung zu gewährleisten und zu fördern«. Just bevor die Clinton-Admi¬ 
nistration im Eebruar 1999 mit der Bombardierung Belgrads begann, be- 
zeichnete EU-Kommissar Hans van der Brock das Ziel des INOGATE- 
Programms so: »Hilfe bei der Erschließung und Eörderung der gewalti¬ 
gen Gas- und Ölreserven des Kaspischen Beckens zu leisten, ... indem 
Engpässe und Hindernisse überwunden werden, die den Zugang zu re¬ 
gionalen und europäischen Märkten verhindert hatten.« 

Der größte Engpaß sollte jedoch erst noch folgen: ein NATO-Angriff 
auf Belgrad. 

Die Regierungen Westeuropas sahen die Regionen vom Balkan bis 
zum Kaspischen Meer eindeutig als einen strategischen Schwerpunkt für 
Investitionen in alternative Öl- und Gasquellen - ein weiterer potentieller 
Schritt zu einer größeren Unabhängigkeit hinsichtlich der Energieversor¬ 
gung vor allem angesichts der Tatsache, daß die Reserven an Nordseeöl 
langsam zur Neige gingen. Doch die westeuropäische Vision entsprach 
eindeutig nicht derjenigen, die führende politische Kreise in Washington 
1999 hegten. 

Gegen Mitte der 1990er Jahre begarm die Clinton-Administration das 
Thema des kaspischen Öls dann endlich als strategische Chefsache zu 
erkennen - nicht zuletzt durch die aktive Lobbyarbeit von Brzezinski und 
der großen US-Ölgesellschaften. Im Juli 1996 rief Washington die soge- 
narmte Southern Balkan Development Initiative (Entwicklungsinitiative 
Südbalkan) ins Leben, um eine Kooperation mit Bulgarien, Mazedonien 
und Albanien beim Bau von Pipelines zu erörtern. Sie sollte die finanziel¬ 
len Grundlagen für zwei Pipeline-Routen aus dem Kaspischen Becken 
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schaffen. Eine dieser Pipelines sollte von Baku durch Georgien bis zum 
türkischen Hafen Ceyhan verlaufen. Im Jahre 1997 schrieb der frühere 
Außenminister James Baker einen Leitartikel in der New York Times vom 
21. Juli mit dem Titel »America's Vital Interest in the >New Silk Road<« 
(»Amerikas lebenswichtige Interessen an der >Neuen Seidenstraße<«). 
Baker, der sich später als Hauptfigur in der zweiten Bush-Administration 
hervortun würde, führte das Argument ins Feld, daß es im strategischen 
Interesse der Vereinigten Staaten sei, zu Georgien, einem Land zwischen 
der kaspischen Ölregion und den westlichen Märkten, die stärksten wirt¬ 
schaftlichen, kulturellen und politischen Beziehungen aufzubauen, die 
überhaupt möglich seien. »Kaspisches Öl könnte eines Tages für die In¬ 
dustrienationen der Welt genauso wichtig werden, wie das Öl des Nahen 
Ostens es heute ist«, fügte er hinzu. Interessanterweise war Baker zu jeder 
Zeit auch gerade der Anwalt, der die Baku-Interessen des Ölmultis BP- 
Amoco vertrat. 

Eine zweite Pipeline-Route, geplant von der AMBO oder Albanian 
Macedonian Bulgarian Oil Pipeline Corp. und unterstützt von der US- 
Regierung und der First Boston Bank, lag schon seit einigen Jahren auf 
Eis. Bevor das Projekt fortgesetzt werden konnte, so entschied Wa¬ 
shington, mußte erst das hinderliche Milosevic-Regime beseitigt wer¬ 
den. 

Slobodan Milosevic, der gewählte jugoslawische Präsident und ehe¬ 
malige Banker, der einst die Unterstützung Washingtons genoß, weil man 
davon ausging, daß er das IWF-Spiel mitspielen würde, wurde in den US- 
Medien zum neuen »Adolf Hitler« gemacht. Zahlreiche Berichte aus der 
Region und viele unabhängige Beobachter bestätigten, daß Mitte der 
1990er Jahre alle Parteien im destabilisierten ehemaligen Jugoslawien ir¬ 
gendwelcher Greueltaten schuldig waren - bosnische Muslime, kroatische 
Katholiken und serbisch-orthodoxe Christen. Washingtoner und NATO- 
lancierte Medienberichte konzentrierten sich jedoch nur auf eine Seite des 
Geschehens: den widerspenstigen Serben-Präsidenten Milosevic. Solange 
mitten auf dem Balkan noch eine hart verteidigte Enklave verblieb, die 
die lWF-»Reformen« und die Präsenz der NATO ablehnte, ließ sich die 
langfristige geopolitische Agenda Washingtons mit dem Ziel der vollen 
Kontrolle über die kaspischen Pipeline-Routen und Zentralasien nicht 
verwirklichen. 

Anfang 1999 beschloß die Clinton-Administration dann, daß die Zeit 
gekommen sei, das zu ändern. Ein entrüsteter Milosevic lehnte bei den 
Treffen in Rambouillet, Frankreich, die Forderung der USA - der he- 
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rüchtigte Annex B - ab, es NATO-Truppen zu gestatten, den Kosovo und 
potentiell auch Serbien zu besetzen, und zwar »aus humanitären Gründen 
zur Verhinderung eines Völkermords«. Milosevics vorhersehbare Ableh¬ 
nung wurde dann herangezogen, um einen Krieg zu rechtfertigen. Wa¬ 
shington begann ein massives Bombardement ohne Rücksicht auf Interna¬ 
tionales Völkerrecht, die UN-Charta, die Rolle der UN in diesem Prozeß, 
die NATO-Charta - in der für das Verteidigungsbündnis eine ausschließ¬ 
lich defensive Rolle vorgesehen war -, die Abkommen von Helsinki 1975 
und sogar ohne Beachtung der Notwendigkeit einer offiziellen Kriegser¬ 
klärung durch den US-Kongreß, wie es die Verfassung der USA vor¬ 
schrieb. Präsident Clinton gab »humanitäre« Gründe, nämlich einen un¬ 
mittelbar drohenden Massenmord an Kosovo-Albanern, für seine Ent¬ 
scheidung an und begann ein gnadenloses Bombardement ziviler serbi¬ 
scher Ziele. 

Nach Tausenden von Tonnen abgeworfener Bomben, die Serbiens 
Wirtschaft und Infrastruktur einen Schaden in der Größenordnung von 
geschätzten 40 Milliarden US-Dollar zufügten, begann das Pentagon mit 
dem Bau einer der weltweit größten US-Militärbasen. Camp Bond Steel in 
der Nähe von Gnjilane im südöstlichen Kosovo, eine Festung mit 3000 
Soldaten, einem Flugplatz und modernsten Telekommunikationsanlagen, 
verliehen den USA eine dominierende und eindeutig anhaltende Militär¬ 
präsenz auf dem strategisch so wichtigen Balkan - in unmittelbarer 
Reichweite des Kaspischen Meeres. 

Als die Bombardierung Serbiens im Juni 1999 vorbei war, kündigte die 
US-Regierung an, sie werde eine Durchführbarkeitsstudie in bezug auf 
die AMBO-Pipeline finanzieren. Mit Verweis auf die auferlegte NATO- 
Kontrolle über Serbien und den Kosovo erklärte ein hochrangiger offiziel¬ 
ler Vertreter der US-Regierung, Joseph Grandmaison: »Die Aussichten 
darauf, daß die US-Regierung in der Region die allgemeine Sicherheit 
gewährleisten und auch finanzielle Sicherheiten bereitstellen kann, macht 
das Projekt (AMBO) nun zu einer viel lukrativeren Option.« 

Die AMBO-Durchführbarkeitsstudie wurde von Brown & Root, einer 
Tochter des Energiemultis Halliburton, durchgeführt, als Dick Cheney 
noch Vor Stands vor sitzender von Halliburton war. Als die neue Studie im 
Mai 2000 veröffentlicht wurde, sagte US-Botschafter Richard Armitage, 
der später in der Bush-Administration den Posten des stellvertretenden 
Außenministers einnehmen sollte: »Das, was man als eine >Bombardie- 
rungs-Dividende< oder ein quid pro quo (wörtlich was für wen, das allge¬ 
meine Prinzip von Feistung und Gegenleistung) für die Unterstützung 
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der NATO im Kosovo-Konflikt durch diese umliegenden Staaten be¬ 
zeichnen könnte, wird nun eingetordert: Albanien, Mazedonien und Bul¬ 
garien verlangen tür ihre Unterstützung des Westens nun wirtschattliche 
Ausgleichsleistungen.«^ 

So wie die ursprünglich von Deutschland geplante Eisenbahnlinie Ber¬ 
lin-Bagdad eine Handelsroute in die arabische Goltregion öttnen sollte - 
und damit die Unabhängigkeit von der britischen Kontrolle der Seewege 
vor dem Ersten Weltkrieg hersteilen sollte -, so bestand mit einer neuen 
Reihe von Pipelines durch die Balkanregion tür die EU potentiell die Aus¬ 
sicht aut eine breiter getächerte Ölversorgung und damit eine größere 
Unabhängigkeit von Energiequellen unter der Kontrolle der USA und 
Rußlands. Im Getolge des Kosovo-Kriegs hatten die USA solch eine po¬ 
tentielle Energieunabhängigkeit der EU bereits vorhergesehen und alle 
möglichen Pipeline-Routen und Quellen präventiv unter die Kontrolle der 
NATO und der USA gestellt. Als Belgrad begarm, sich aus den Trümmern 
des Kosovo-Kriegs wieder herauszuarbeiten, hatte es den Anschein, als 
ob die USA die volle Kontrolle über jede potentielle Pipeline-Route nach 
Europa hatten. 

Die einzig verbliebene Supermacht hatte durch die militärische Kon¬ 
trolle über Eurasien am Ende des Kosovo-Krieges einen Riesenschritt 
nach vorn gemacht. Einmal mehr war die Dollar-Demokratie aut dem 
Vormarsch. Die Elagge des treien Marktes wurde tiet in den Boden eines 
zerstörten Jugoslawiens gerammt. Im Jahre 2001 hatte Washington die 
unangetochtene militärische Kontrolle über den Balkan irme. Der neue 
US-Botschatter am Court of St. James (englischer Königshot) in London, 
William Earish, Sohn einer wohlhabenden texanischen Eamilie im Ölge- 
schätt, nannte die riesigen Ölreichtümer in der Region um das Kaspische 
Meer als einen Hauptgrund tür die US-amerikanischen Interessen an der 
Balkanregion. 

ln einem Interview mit der Sunday Times vom 23. September 2001 er¬ 
zählte Earish von seiner geplanten Reise aut den Balkan - ein gelinde 
gesagt ungewöhnlicher Ausflug tür einen US-amerikanischen Botschat- 
ter in Großbritannien. Earish war ein enger Ereund der Eamilie Bush, ein 
Erbe ihres Standard-Oil-Vermögens, der sich in der Öl-Geopolitik aus¬ 
kannte - zweitellos der eigentliche Grund, warum er Botschatter am 
Court ot St. James war. Er sprach von einer Verstärkung der NATO- 
Präsenz aut dem Balkan als Konsequenz aus den in jenem Monat verüb¬ 
ten Terroranschlägen in New York und Washington, wobei er den Bal¬ 
kan als eine mögliche »Putterzone gegen instabile Regimes im Osten« 
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bezeichnete. Er erwähnte auch die strategische Wichtigkeit der Energie¬ 
ressourcen in der kaspischen Region und der Pipeline-Routen. 

Mit Beginn des neuen Jahrzehnts war Washington die unangefochtene 
wirtschaftliche Supermacht, wobei seine militärische Vorherrschaft eine 
nicht ganz so sichtbare Rolle spielte. Doch nur innerhalb weniger Monate 
hatten sich diese Rollen auf dramatische Weise verlagert. Es bedurfte ei¬ 
nes Zusammenbruchs des Aktienmarkts an der Wall Street, einer wirt¬ 
schaftlichen Rezession und der unglaublichen Umstände um die Terror¬ 
anschläge in New York und Washington, um diese Verlagerung herbeizu¬ 
führen. Eür die US-Amerikaner wie auch für die gesamte Welt sollte dies 
noch bedeutende Konsequenzen nach sich ziehen. 


Anmerkungen 

1. Die Japan-Debatte mit dem IWF findet sich im World Economic Outlook, In¬ 
ternational Monetary Fund, Washington, D.C., Mai 1990, S. 46. Die Be¬ 
schreibung der Derivataktivitäten der Wall Street zur Beschleunigung des 
Niedergangs des Nikkei-Index stammt von Marktteilnehmern, die sich dem 
Autor gegenüber privat geäußert haben. In einem im Januar 1990 verfaßten 
Anschreiben an Privatkunden wies der US-Ökonom David D. Haie vom 
Finanzdienstleistungsunternehmen Kemper Financial Services auf die grotes¬ 
ken Widersprüche in der Japan-Politik Washingtons zu jener Zeit hin. »Das 
US-Finanzministerium«, so bemerkte Haie, »verlangt nun von Japan, daß es 
seine Kapitalmärkte liberalisiere und seine Finanzkartelle abschaffe ... Die 
Amerikaner müssen erkennen, daß ein Teil von Japans inflationärem Kapi¬ 
talüberschuß auf eine Geldpolitik zurückzuführen ist, die dazu bestimmt 
war, die US-Finanzmärkte in den letzten Jahren der Reagan-Administration 
wieder aufzurichten, und daß eine zu schnelle Liberalisierung in Tokio un¬ 
ausweichlich zu einer globalen Finanzkrise führen könnte.« Miller, Geoffrey 
R: The Role ofa Central Bank in a Bubble Economy (Die Rolle einer Zentralbank in 
einer Blasenwirtschaft), New York University Center for the Study of Central 
Banks, zählt im einzelnen die Reihenfolge der Ereignisse vom Plaza- 
Abkommen bis zum Platzen der Blase am Tokioter Aktienmarkt auf ein¬ 
drucksvolle Weise auf. Johnson, Chalmers: »Let's revisit Asia's crony capita- 
lism« (»Laßt uns Asiens Vetternwirtschaft noch einmal einen Besuch abstat- 



ten«) in der Los Angeles Times vom 25. Juni 1999, liefert eine prägnante Ana¬ 
lyse der US-amerikanischen Sichtweise der wirtschaftlichen Bedrohung 
durch Japan gegen Ende der Ära des Kalten Krieges, verfaßt von einem der 
führenden Japan-Experten in den USA. Mushakoji, Kinhide: »Japan and 
Cultural Development in East Asia« (»Japan und die kulturelle Entwicklung 
in Ostasien«) im Mushakoji-Newsletter Nr. 8, Juni 1997, Tokio. Das Zitat von 
Lawrence Summers findet sich bei Golub, Philip, Le Monde Diplomatique, 
»East Asia in the Global Political Economy« (»Ostasien in der politischen 
Globalwirtschaft«), London, Oktober 2003 (englische Ausgabe). Nordhaug, 
Kristen, »U.S. hegemony, Japan and the Asian financial crisis« (»US- 
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shingtons strategische Kontrolle über mögliche Pipeline-Routen durch den 
Balkan von den Ölfeldern ums Kaspische Meer zur Sicherung der Energie- 
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13 . Kapitel 

Ein neues Millennium für 
die Öl-Geopolitik 


Bush bringt »Big Oil« zurück nach Washington 

Die Clinton-Präsidentschaft fand ihr Ende in Skandalen wegen diverser 
Amtsvergehen und in der Deflation der weltgrößten Finanzblase, der 
New Yorker Börse. Innerhalb nur weniger Monate gingen mehr als sieben 
Billionen Dollar an Papierwerten in Rauch auf. Der Mythos der »New 
Economy« war entzaubert und verflogen, ebenso wie die Hoffnungen von 
Millionen Amerikanern auf gesicherte Pensionszahlungen. Ausländische 
Investoren - geködert mit der Aussicht auf fantastische Renditen - verlo¬ 
ren ihr Kapital in der Größenordnung von Hunderten von Milliarden 
Dollar. Bei der Kampagne zur Präsidentschaftswahl im Jahre 2000 trat 
Vizepräsident Al Gore gegen einen relativ unbekannten Gouverneur aus 
Texas an - einen Mann, der einst im Ölgeschäft tätig gewesen war und 
dessen Haupteigenschaft seine vollkommene Ignoranz weltpolitischer 
Angelegenheiten zu sein schien. 

George W. Bush übernahm das Präsidentenamt im Januar 2001 nach 
einer der am heftigsten umstrittenen Wahlen in der Geschichte der Neu¬ 
zeit. Er gewann die Wahl aufgrund einer Intervention des Obersten Ge¬ 
richtshofs in das Ergebnis der Wahl im Staate Florida mit einer 5:4- 
Richterentscheidung, trotz einer eindeutigen Stimmenmehrheit für seinen 
Rivalen Gore. Die zu Zeiten der Clinton-Administration noch übliche 
Konzentration auf die Wirtschaftspolitik als Basis für eine Ausweitung 
der US-amerikanischen Vorherrschaft stand nicht mehr länger auf Wa¬ 
shingtons Tagesordnung. 

Bushs Auswahl seiner führenden Kabinettsmitglieder war bemer¬ 
kenswert. Ein Mensch in einer Zeitmaschine hätte glatt denken können, 
die Uhr sei zurückgestellt worden auf die Zeit der Präsidentschaft von 
Bush Senior, zwölf Jahre zuvor. Ausnahmslos alle Top-Kabinettsposten 
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wurden von alten Kumpanen von George H. W. Bush bekleidet, ein¬ 
schließlich Vizepräsident Dick Cheney, Verteidigungsminister Donald 
Rumsfeld, Außenminister Colin Powell und sogar die Nationale Sicher¬ 
heitsberaterin Condoleezza Rice. Die Auswahl des Kabinetts wurde dem 
Präsidenten von Cheney und James Baker 111 abgenommen - letzterer 
übrigens eine außergewöhnlich wichtige Gestalt, die sich immer in kriti¬ 
schen Situationen hervorzutun schien. 

Es war unbestreitbar, daß Bushs innerster Kreis zuvor faustdick im Öl¬ 
geschäft tätig gewesen war. Cheney war Vorstands Vorsitzender des 
weltweit führenden Unternehmens in den Bereichen Geophysik und Öl- 
Services, Halliburton Inc., gewesen. Rice hatte zuvor im Vorstand von 
Chevron OH gearbeitet. Bush selbst hatte umfangreiche Erfahrungen im 
Ölgeschäft, und Wirtschaftsminister Don Evans war ebenfalls ein »Oil- 
man«. Kurzum: Die Bush-Administration, die im Januar 2001 ihr Amt 
antrat, war durchdrungen von Vertretern von Öl- und Energie- 
Interessen wie keine andere Administration in der jüngsten Geschichte 
der USA. Öl und Geopolitik hatten in Washington wieder absoluten 
Vorrang. Es dauerte nicht lange, bis klar wurde, in welche Richtung es 
nun gehen sollte. 

Die Ära Clinton war von Robert Rubin, dem Einanzminister und Wall- 
Street-lnvestmentbanker, mit seinem »starken Dollar« personifiziert wor¬ 
den. Mit dem Schwerpunkt auf multilateraler Kooperation, einer Wirt¬ 
schaftspolitik des freien Marktes und dem IWE hatte Clinton eine rück¬ 
sichtslose Agenda der sogenannten »Corporate Globalization«, der Globa¬ 
lisierung von Großunternehmen, zum Vorteil der USA durchgesetzt. Bis 
kurz vor Ende seiner Amtszeit hatte er das Budget für den Verteidi¬ 
gungshaushalt und die Konsequenzen der Öl-Geopolitik herunterge¬ 
spielt. 

Zu Beginn des neuen Jahrhunderts hatten einflußreiche Kreise im US- 
Establishment beschlossen, daß es an der Zeit war, die Schwerpunkte neu 
auszurichten. War zur Zeit der Clinton-Präsidentschaft noch das Pinanz- 
ministerium das Machtsymbol gewesen, so sollte in der Ära Bush das 
Verteidigungsministerium im Brennpunkt stehen. Und Bushs Agenda 
war ähnlich wie zu Zeiten des Kalten Krieges eng mit der Öl-Geopolitik 
verknüpft. 

Dick Cheney, Bushs Vizepräsident, nahm als erste Amtshandlung ei¬ 
ne umfassende Auswertung der US-Energiepolitik vor. Cheney, der ein¬ 
deutig die meisten wichtigen politischen Entscheidungen für den uner¬ 
fahrenen Präsidenten traf, hatte in seinem Amt eine stärkere Macht- 
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Position auf gebaut als je ein Vizepräsident vor ihm in der Geschichte der 
USA. 

Cheney wandte sich hilfesuchend an James Baker 111, einen alten 
Freund und Mentor. Nachdem er Washington 1992 verlassen hatte, hatte 
Baker einen wichtigen »Think-Tank« (Denkfabrik, Ideenschmiede), das 
Baker Institute an der Rice University in Houston, Texas, ins Leben geru¬ 
fen. Die Baker Energy Group war bemerkenswert. Zu ihr gehörte Kermeth 
Lay, der Gründer und langjährige Chef des berüchtigten US-Energie- 
unternehmens Enron - das schon bald in die Schlagzeilen geraten sollte 
- und einer von Bushs wichtigsten finanziellen Unterstützern. Außer¬ 
dem gehörten zu der Gruppe noch ein Vorstandsmitglied von Shell, ein 
ranghöher Vertreter von BP und der Chef von ChevronTexaco. Matthew 
Simmons, ein Berater im Ölgeschäft, gehörte ebenfalls der Gruppe an, 
wie auch das Vorstandsmitglied des Baker Institute, der ehemalige Ölmi¬ 
nister Kuwaits, Scheich Saud Nasir Al-Sabah. 

Scheich Al-Sabahs Tochter wurde später als diejenige kuwaitische Frau 
identifiziert, die im Oktober 1990 dem US-Kongreß erzählt hatte, sie hätte 
miterleben müssen, wie irakische Soldaten kuwaitische Babys aus ihren 
Brutkästen genommen und ermordet hätten. Ihre schockierende Aussage 
war ein Hauptfaktor dafür, von der breiten US-amerikanischen Bevölke¬ 
rung Unterstützung für den Krieg, Operation Desert Storni, zu erhalten. 
Später wurde das Ganze als PR-Trick entlarvt, den sich die Agentur Hill 
& Knowlton, eine in Washington ansässige und der Bush-Administration 
nahestehende PR-Firma, aus den Fingern gesogen hatte. Die Baker Institu¬ 
te Energy Group war in der Tat eine nette Gruppe von »Good Old Boys« 
aus dem Ölgeschäft. 

Die Probleme der Stromversorgung in Kalifornien, stark steigende 
Preise für Gas und Öl und ein völlig heruntergekommenes, chaotisches 
US-Stromversorgungsnetz waren die öffentlich angegebenen Gründe da¬ 
für, daß der Präsident Cheney aufforderte, Vorschläge für eine neue na¬ 
tionale Energiestrategie zu unterbreiten. Der Cheney National Energy Poli- 
cy Report war ein deutliches Signal dafür, was die neue Administration 
vorhatte. Seine Botschaft ging jedoch in parteistrategischen Debatten un¬ 
ter und fand keine Beachtung. Er hätte jedoch sorgfältiger studiert wer¬ 
den sollen, denn er gab Aufschluß darüber, was die Bush-Clique im 
Schilde führte. 
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»... Wo sich der Hauptgewinn letztendlich befindet...« 

Der Baker Energy Strategy Report bildete die Grundlage für die offiziellen 
Empfehlungen der »Cheney Task Force« an den Präsidenten, zusam¬ 
mengefaßt im National Energy Policy Report im April 2001. Sowohl Bakers 
als auch Cheneys Bericht sagten für die nächsten beiden Jahrzehnte eine 
gefährliche Erhöhung der Abhängigkeit der USA von Ölimporten voraus. 
Bakers Gruppe wies auf zunehmende Engpässe bei den Weltölreserven 
hin und pickte sich den Irak heraus: »Der Irak übt nach wie vor einen de¬ 
stabilisierenden Einfluß ... auf den Fluß des Öls vom Nahen Osten auf die 
internationalen Märkte aus«, stellte die Baker-Studie fest. Warum das so 
sei, erklärte sie nicht. Sie forderte Washington einfach nur auf, »im Hin¬ 
blick auf die Irak-Politik neue Ziele festzulegen«. 

Die Studie des Baker-Instituts sprach auch die Empfehlung aus, daß 
Cheneys Energy Policy Group auch »Vertreter des Verteidigungsministe¬ 
riums angehören sollten«. Die US-amerikanische Militär- und Energie¬ 
strategie sollte tatsächlich auf dasselbe hinauslaufen. Die Schlußbemer¬ 
kung im Baker-Report ließ schon ahnen, was folgen sollte: »Wenn die 
USA keine führende Rolle bei der Aufstellung neuer Spielregeln über¬ 
nehmen, werden sich US-amerikanische Firmen, Verbraucher und die 
Regierung in einer schwächeren Position wiederfinden.« Cheney und die 
neue Administration zögerten nicht, diese Führungsrolle zu übernehmen, 
obwohl sich nur wenige zu jenem Zeitpunkt vorstellen konnten, nach 
welchen Gesetzen die neuen Spielregeln aufgestellt würden. 

Cheneys Report betonte eine wachsende Abhängigkeit der US-Wirt¬ 
schaft von Ölimporten, die noch lange Zeit anhalten würde. Nach einer 
beiläufigen Erwähnung einheimischer Energie-Alternativen befaßten sich 
die meisten Empfehlungen damit, wie die USA die Energieversorgung 
durch Zugriff auf neue ausländische Ölquellen sicherstellen körmte. Was 
dies betraf, wies der Report jedoch auf ein Problem hin. Viele Regionen 
der Welt mit den größten Ölvorkommen waren ausgerechnet in der Hand 
von Regierungen, deren Interessen für die US-Energiepläne nicht wirklich 
förderlich waren. Cheneys Bericht merkte an, daß diese »ausländischen 
Mächte nicht in jedem Fall Amerikas Interessen beherzigen« würden. Was 
er eigentlich meinte, war, daß eine nationalistische Regierung, die die 
Kontrolle über ihre eigenen Energieressourcen ausübt und ihre eigenen 
Vorstellungen hinsichtlich der nationalen Entwicklung verfolgt, nicht 
unbedingt die Auffassungen und Absichten der Bosse von ExxonMobil 
oder ChevronTexaco oder Dick Cheney teile. 
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Cheney, Baker und andere hochrangige politische Vertreter in Wa¬ 
shington hegten ernsthafte Bedenken; die langfristigen Aussichten waren 
alles andere als günstig. Unter ihresgleichen herrschte starke Beunruhi¬ 
gung, was den Zustand der Weltölreserven betraf - ein Thema, das aus 
guten Gründen nur selten in der Öffentlichkeit diskutiert wurde. Natür¬ 
lich dachten sie auch darüber nach, wie sie an die restlichen Vorkommen 
gelangen könnten. 

Bei einem privaten Treffen im London Institute of Petroleum im Herbst 
1999 sagte Cheney - damals Vor Stands vor sitzender von Halliburton - 
führenden internationalen Vertretern der Ölbranche, daß der Nahe Osten 
in den kommenden Jahrzehnten ein für die USA noch lebenswichtigeres 
strategisches Zentrum für die notwendigen Ölreserven des Landes dar¬ 
stellen würde, ln einer Vorschau auf seinen Energiebericht 2001 erklärte 
Cheney den Vertretern: »Bis zum Jahre 2010 werden wir zusätzliche 50 
Millionen Barrel Öl pro Tag brauchen. Nur - wo soll das Öl herkommen? 
Regierungen und nationale Ölgesellschaften kontrollieren offensichtlich 
etwa 90 Prozent der Bestände. Grundsätzlich bleibt Öl weiterhin eine An¬ 
gelegenheit der Regierung.« 50 Millionen Barrel pro Tag entsprachen da¬ 
mals fast zwei Dritteln der gesamten Ölförderung weltweit - eine riesige 
Menge, die zu jener Zeit mehr als das Sechsfache der gesamten Ölförde¬ 
rung Saudi-Arabiens betrug. 

Die Tatsache, daß Cheney auch die Kontrolle ausländischer Regie¬ 
rungen über ihre eigenen Ölvorkommen als ein Problem ansah, hatte ent¬ 
scheidende Bedeutung, wie Saddam Hussein und andere Oberhäupter 
ölreicher Staaten schon bald erfahren sollten. 

Wo sollte die Welt »sechs neue Saudi-Arabiens« herbekommen? Che¬ 
ney antwortete: »Auch wenn viele Regionen der Welt ausgezeichnete 
Möglichkeiten der Ölbeschaffung bieten, ist der Nahe Osten mit zwei 
Dritteln der gesamten Ölvorkommen weltweit und den niedrigsten För¬ 
derkosten immer noch der Ort, wo sich der Hauptgewinn letztendlich 
befindet...« 

Bei einem Treffen von Vertretern der Ölbranche in Texas ein Jahr zu¬ 
vor hatte Cheney bereits angedeutet, worauf sich die Öl-Geopolitik der 
Bush-Administration konzentrieren würde. Bei der Erörterung der ge¬ 
fährlichen instabilen Situation in Kasachstan erwiderte Cheney - damals 
immer noch Vorstandsvorsitzender von Halliburton - scharf: »Sie müssen 
sich dorthin begeben, wo sich das Öl befindet ... Ich mache mir diesbe¬ 
züglich keine großen Sorgen.« Wohl durchdacht hatte er all dies aller¬ 
dings schon. 
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Mit seinen unerschlossenen Ölvorkommen, die vielleicht sogar um¬ 
fangreicher waren als die Saudi-Arabiens, rückte der Irak schon frühzeitig 
ins Blickfeld von Cheney und der Bush-Administration. Paul O'Neill, ein 
Kabinettsmitglied unter Bush, der Ende 2002 »wegen fehlenden Team¬ 
geists« aus dem Amt geworfen worden war, enthüllte später, daß Bush 
als Präsident auch beschlossen hatte, einen Regimewechsel im Irak zu 
einem der wichtigsten Ziele der Regierung zu machen - lange vor den 
Terroranschlägen vom 11. September 2001. 

ln einem am 11. Januar 2004 ausgestrahlten Interview in dem belieb¬ 
ten US-Fernsehmagazin 60 Minutes sagte O'Neill, Bushs ehemaliger Fi¬ 
nanzminister, daß der Präsident schon im Jahre 2001 sich darauf zu kon¬ 
zentrieren begann, wie die Regierung des Irak gestürzt werden könne. 
»Man war von Anfang an der festen Auffassung, Saddam Hussein sei 
ein mieser Kerl und müsse endlich gehen«, erinnerte sich O'Neill. »Für 
mich ist die präemptive Strategie (Strategie der Eindämmung von Ent¬ 
wicklungen im Vorfeld), mit anderen Worten, daß die USA das unilate¬ 
rale Recht haben zu tun, was immer sie wollen, ein Riesensprung.« 
O'Neill, bekannt für seine unbeugsame Ehrlichkeit, wenn nicht sogar 
seine Diplomatie, behauptete, daß bereits zehn Tage nach Bushs Amts¬ 
übernahme der Irak »Thema Nummer eins« im Weißen Haus war. Acht 
Monate bevor Osama bin Laden und der Krieg gegen den Terrorismus 
oberste Priorität eirmahmen, waren Bush, Cheney und das Kabinett be¬ 
reits auf der Suche nach militärischen Optionen zur Beseitigung von 
Saddam Hussein. 

Bakers Gruppe war keinesfalls die erste, die das Augenmerk auf die 
Notwendigkeit eines Regimewechsels im Irak richtete. Ebenso wenig wa¬ 
ren die Anschläge vom 11. September 2001 erstmals Anlaß für die US- 
Eliten in Wirtschaft, Industrie, Militär und Politik, sich damit ausein¬ 
anderzusetzen, wie sie ihre einzigartige globale Vorherrschaft beibehalten 
könnten. 1 


Das »New American Century« 

Ein kaum bekannter Washingtoner Think-Tank veröffentlichte im Sep¬ 
tember 2000, wenige Wochen vor den US-Präsidentschaftswahlen und ein 
Jahr vor »9/11«, ein Strategiepapier mit dem Titel Rebuilding Anierica's 
Defenses (Neuaußau der Verteidigung Amerikas) - ein Papier, dessen ein¬ 
deutiges Ziel es war, die Richtung der Politik der nächsten Administrati- 
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on vorzugeben. Verfaßt worden war das Dokument von einer ein¬ 
flußreichen republikanischen Gruppe, die sich selbst The Project for the 
New American Century oder kurz PNAC, narmte. 

Unter den Mitgliedern der PNAC-Gruppe befanden sich dieselben 
Männer, die in der nächsten Administration die Richtung der Politik 
bestimmen sollten. Mit dabei waren Halliburton-Chei Cheney, Don Rums¬ 
feld, Paul Wolfowitz, später Rumsfelds Stellvertreter im Verteidigungs¬ 
ministerium und einer der führenden Irak-Kriegsfalken. Der Gruppe ge¬ 
hörten auch Cheneys späterer Stabschef, Lewis »Scooter« Libby, und Karl 
Rove an, der später George W. Bushs einflußreicher Präsidentenberater 
und Planstratege werden sollte. Hochrangige Vertreter wie Bruce Jackson, 
Vizepräsident von Lockheed Martin - einer der größten Rüstungsfirmen 
der Welt -, Richard Perle und der Gouverneur von Florida Jeb Bush wa¬ 
ren mit von der Partie. Vorsitzender des PNAC war William Kristol, der 
mit einer großzügigen Finanzspritze von zehn Millionen Dollar aus der 
Hand des London-Tzraes-Herausgebers Rupert Murdoch um seinen 
Weekly Standard herum ein »falkenartiges« Medienimperium aufgebaut 
hatte. Angesichts dieser geballten Ladung einflußreicher Persönlichkeiten 
als Unterstützer des PNAC war der Report der Gruppe eine sorgfältige 
Lektüre wert. Doch nur wenige machten sich vor dem 11. September die 
Mühe. 

Der PNAC-Bericht begann mit einer einfachen Frage: »Bringen die 
USA genug Entschlossenheit auf, ein neues Jahrhundert (>New Century<) 
so zu gestalten, daß es für amerikanische Prinzipien und Interessen gün¬ 
stig verläuft?« Er erklärte: »Die Vereinigten Staaten sind die einzige Su¬ 
permacht der Welt ... Gegenwärtig steht den USA auf der Welt kein 
gleichrangiger Rivale gegenüber ... Amerikas Hauptstrategie sollte dar¬ 
auf abzielen, diese vorteilhafte Position so weit in die Zukunft wie mög¬ 
lich zu bewahren und auszubauen. Es existieren jedoch potentiell macht¬ 
volle Staaten, die mit der gegenwärtigen Situation unzufrieden und des¬ 
wegen bestrebt sind, sie zu ändern, wenn sie können ...« Der Bericht ließ 
keinen Zweifel daran, daß seine Verfasser damit auf verschiedene eurasi- 
sche Mächte von Europa bis zum Pazifik abzielten. 

Das Project for the New American Century hob ein Strategiepapier lo¬ 
bend hervor, das Wolfowitz 1992 für Cheney geschrieben hatte, als Letz¬ 
terer noch Verteidigungsminister zur Zeit des ersten Irak-Kriegs war. Es 
besagte unter anderem: »Das Anfang 1992 ausgearbeitete Verteidi¬ 
gungsstrategiepapier lieferte eine Blaupause für die Aufrechterhaltung 
einer Überlegenheit der USA, um dem Aufstieg eines größeren Machtri- 
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valen vorzubeugen und die internationale Sicherheitslage im Einklang 
mit amerikanischen Prinzipien und Interessen zu gestalten.« Bush ord¬ 
nete an, dieses Strategiepapier aus dem Jahre 1992 einzustampfen. Die 
ganze Sache wurde viel zu heiß, nachdem eine Kopie des Papiers An¬ 
fang 1992 bis zur New York Times durchsickerte. Es forderte nämlich ge¬ 
nau jene Eorm von präemptiver Kriegsführung zur Vorbeugung vor 
einem größeren Machtrivalen, die George W. Bush im September 2002 
zur offiziellen Sicherheitsstrategie der USA machte - die sogenannte 
»Bush-Doktrin«. 

Cheney und Konsorten griffen nun wieder auf diese imperiale Agenda 
aus dem Jahre 1992 für Amerika in der Zeit nach dem Kalten Krieg zu¬ 
rück. Sie erklärten, die USA müsse »fortgeschrittene Industrienationen 
davon abhalten, unseren Eührungsanspruch in Erage zu stellen oder eine 
bedeutendere regionale oder globale Rohe anzustreben«. 

Die PNAC-Gruppe begnügte sich nicht damit, den Planeten Erde zu 
beherrschen, wobei sie vorschlugen, daß Washington ein »weltweites Be¬ 
fehls- und Kontrohsystem« einrichten solle; sie forderte auch die Bildung 
sogenannter »US Space Forces«, um den Weltraum zu beherrschen, die 
Ausübung totaler Kontrolle über den Cyberspace wie auch die Entwick¬ 
lung biologischer Waffen, »die auf bestimmte Genotypen abzielen und 
die biologische Kriegsführung aus dem Bereich des Terrors herausführen 
und zu einem nützlichen politischen Werkzeug machen«. Biologische 
Kriegsführung als ein nützliches politisches Werkzeug? Selbst George 
Orwell wäre wohl schockiert gewesen. 

Dieser PNAC-Report vom September 2000 fuhr mit einer schon fast 
unheimlich anmutenden Vorausahnung fort, genau auf das hinzuweisen, 
was später von George W. Bush als »Achse des Bösen« verewigt wurde. 
Insbesondere narmte es drei Regimes - Nordkorea, Iran und Irak -, die 
für das »New American Century« ein Problem darstellen könnten. 

Schon Monate, bevor die Welt Zeuge der Anschläge auf das World 
Trade Center und das Pentagon wurde - freundlicherweise zur Verfü¬ 
gung gestellt von CNN - oder bevor sie je von Osama bin Laden gehört 
hatte, hatte Cheneys PNAC schon Saddam Husseins Irak für eine Spezial¬ 
behandlung ins Visier genommen, wobei unverblümt gefordert wurde, 
die USA sollten die direkte militärische Kontrolle über den Arabischen 
Golf übernehmen. 

Der Bericht besagte: »Seit Jahrzehnten sind die USA bestrebt, in der 
Golf-Region eine nachhaltigere Rolle in Sicherheitsfragen zu spielen. Der 
ungelöste Konflikt mit dem Irak liefert zwar eine unmittelbare Rechtferti- 
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gung, doch die Notwendigkeit für eine umfangreiche Präsenz amerikani¬ 
scher Streitkräfte in der Golf-Region geht über die Frage des Regimes 
Saddam Hussein hinaus.« 

Dieser Satz mit der »Notwendigkeit für eine umfangreiche Präsenz 
amerikanischer Streitkräfte in der Golf-Region« wurde in den Monaten 
vor der Bombardierung Bagdads in vielen Teilen der Welt immer wieder 
gelesen. Der Irak war einfach eine nützliche Ausrede für Cheney, Wolfo¬ 
witz und andere, um die »Notwendigkeit für eine umfangreiche Präsenz 
amerikanischer Streitkräfte in der Golf-Region« zu rechtfertigen. Bis da¬ 
hin war von Massenvernichtungswaffen im Irak oder irakischen Verbin¬ 
dungen zum Terrornetzwerken überhaupt noch nicht die Rede gewesen. 2 


Von Kabul nach Bagdad: Krieg gegen den 
Terrorismus oder Krieg ums Öl? 

Auch werm die Bush-Administration auf den Schock des 11. September 
2001 unvorbereitet war, so hat sie doch mit Sicherheit keine Zeit mit der 
Vorbereitung ihrer Reaktion verschwendet - dem Krieg gegen den Terror. 
Der Terror sollte den Kommunismus als neues globales Feindbild erset¬ 
zen - der »neue Feind« war geboren. Die Terroristen konnten sich überall 
und nirgendwo aufhalten. Vor allem aber - und so wurde der Begriff 
auch definiert - waren sie hauptsächlich in den islamischen Regionen zu 
finden, die gleichzeitig den größten Teil der Weltölreserven kontrollier¬ 
ten. Alte Kalte Krieger wurden schlagartig wieder aktiviert. Verteidi¬ 
gungsminister Donald Rumsfeld, der die 70 bereits überschritten hat, be¬ 
fand sich auf einmal im Zentrum der globalen Machtpolitik wie nie zu¬ 
vor. 

Nach dem Bericht des Herausgebers der Washington Post, Bob Wood¬ 
ward, begannen Rumsfeld und sein Vize Paul Wolfowitz schon einen Tag 
nach den Anschlägen auf die Türme des World Trade Centers, also am 12. 
September 2001, den Präsidenten zu drängen, daß der Irak »ein Hauptziel 
in der ersten Runde des Krieges gegen den Terror« sein sollte. Dies ge¬ 
schah sogar lange bevor irgendwelche schlüssigen Beweise dafür vorge¬ 
legt wurden, wer hinter den Terrorangriffen steckte. 

Den Berichten zufolge überredete Außenminister Colin Powell, zuvor 
Kommandeur des ersten Golf-Kriegs, mit Hilfe von Cheney Präsident 
Bush, daß die Öffentlichkeit durch gezielte Medienberichte auf die »Not- 



368 


Wendigkeit« eines Krieges gegen den Irak »vorbereitet« werden muß, 
bevor ein solcher Vorstoß möglich sei. 

Nicht, daß Powell etwa sanft wie eine Taube gewesen wäre - weit da¬ 
von entfernt. Im Jahre 1992 hatte Powell als Chef des Vereinigten Gene¬ 
ralstabs erklärt, daß die USA ausreichend Macht benötigten, um »jeden 
Herausforderer davon abzuhalten, auch nur daran zu denken, uns auf der 
Weltbühne herauszufordern«. Afghanistan sollte nur eine Aufwärm¬ 
übung vor dem eigentlichen größeren Kampf sein. Gleichzeitig jedoch, so 
Woodwards Bericht, ordnete Bush an, daß die Pläne für eine Invasion des 
Irak insgeheim weiterentwickelt werden sollten. 

Unter dem islamisch-fundamentalistischen Taliban-Regime hatte Af¬ 
ghanistan einem Saudi namens Osama bin Laden Asyl gewährt. Bin La¬ 
dens Organisation, Al Qaida, sollte das erste anvisierte militärische Ziel 
in Bushs neu verkündetem Krieg gegen den Terror werden. Am 18. Sep¬ 
tember 2001 zitierte der britische Sender BBC den ehemaligen Außen¬ 
minister Pakistans, Niaz Niak. Niak sagte der BBC, daß er bei einem 
Treffen Mitte Juli jenen Jahres in Berlin von hochrangigen offiziellen 
Vertretern der US-Regierung informiert wurde, daß »militärische 
Kampfmaßnahmen gegen Afghanistan ab Mitte Oktober beginnen« 
würden. 

Ursprünglich hatte Washington das Taliban-Regime als einen mögli¬ 
chen Geschäftspartner beim Bau von Pipelines ins Auge gefaßt. Taliban- 
Vertreter wurden von der Unocal Ende 1997 nach Texas eingeladen, um 
»Tacheles zu reden«, doch man fand zu keiner Übereinkunft. Ein weite¬ 
res Unternehmen aus Texas, das Bush und Cheney sehr nahestand, ver¬ 
handelte hinter den Kulissen ebenfalls über mögliche Pipeline-Routen 
für kaspisches Öl und Gas durch Afghanistan. Dieses Unternehmen war 
der Energiekonzern Enron, der im November 2001 Konkurs anmelden 
mußte - der größte Unternehmensbankrott und Betrugsskandal in der 
Geschichte der Vereinigten Staaten. 

Das Unternehmen, bei dem Enron wegen des Baus der Multi-Milliar- 
den-Dollar-Pipeline anfragte, war Cheneys altes Unternehmen Halli¬ 
burton. Es gab Hinweise darauf, daß zwischen Vizepräsident Cheney und 
Enron-Chef Ken Lay - der auch ein bedeutender finanzieller Unterstützer 
von Bush war - Absprachen gehoffen worden waren, wonach Washing¬ 
ton Enron finanzielle Unterstützung für den Bau der Pipeline durch Af¬ 
ghanistan zugesagt hatte. Seltsamerweise weigerte sich Cheney, dem 
Obersten Rechnungshof die Dokumente über seine Geheimverhand¬ 
lungen mit Enron auszuhändigen, womit es zwangsläufig zu einem 
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»Showdown« vor Gericht kam. Zu jenem Zeitpunkt war Enrons finanziel¬ 
les Kartenhaus bereits am Einstürzen. 

Die Taliban fielen im Juli 2001 bei den Amerikanern in Ungnade, als 
US-Verhandlungsführer die Konditionen für ihre Pipeline auf den Tisch 
legten, wobei sie Berichten zufolge den Taliban-Führern sagten: »Entwe¬ 
der ihr akzeptiert dieses Angebot als unseren roten Teppich, oder wir 
haben einen anderen Teppich für euch - einen Bombenteppich für Kabul 
und den Rest eures Landes.« Die Taliban hatten von den USA finanzielle 
Hilfe zum Wiederaufbau der Infrastruktur Afghanistans gefordert. Sie 
wollten, daß die Pipeline nicht nur durch ihr Land hindurch nach Indien 
und darüber hinaus führen sollte, sondern daß sie auch den afghanischen 
Energiebedürfnissen dienen sollte. Washington lehnte diese Forderungen 
ab. Der 11. September 2001 lieferte Amerika dann die Rechtfertigung für 
seinen Bombenteppich auf Kabul. 

Unocal hatte die Verhandlungen mit den Taliban über mögliche Pipe¬ 
linerouten abgebrochen. Präsident Bushs Sicherheitsberater für Afghani¬ 
stan und Zentralasien war zu jener Zeit Zalmay Khalilzad, ein Afghane, 
der dem im Exil lebenden afghanischen König nahestand. Khalilzad soll¬ 
te später Bushs Afghanistan- und später auch Irak-Gesandter werden. Er 
hatte für Unocal an afghanischen Pipelines gebaut. 

Mit einem gewissen Hauch von Poesie und Patriotismus hatte das 
Pentagon der Bombardierung Afghanistans den Namen Operation Endu- 
ring Freedom (»Operation Dauerhafte Freiheit«) gegeben. Die Freiheit, 
um die es dabei anscheinend ging, war wohl die Freiheit US- 
amerikanischer Truppen, in Afghanistan so ziemlich alles zu zerstören, 
was sie für notwendig hielten - ein Punkt, auf den enttäuschte Afghanen 
später mit bissiger Ironie hinwiesen. Wie dauerhaft die »Freiheit« sein 
sollte, mußte sich erst noch heraussteilen. 

Der Militärschlag in Afghanistan endete ohne größere Kampfhand¬ 
lungen. Das Taliban-Regime stürzte Anfang 2002. Die meisten Soldaten 
ergaben sich, nachdem sie vom CIA großzügige Dollar-Almosen erhalten 
hatten. Khalilzad empfahl dann, daß Bush einen weiteren ehemaligen 
Unocal-Berater, Hamid Karzai, zum provisorischen afghanischen Präsi¬ 
denten in den Nachkriegsruinen von Afghanistan benermen sollte. 

Einige Jahre zuvor, im Februar 1998, drängte der Vizepräsident der 
Unocal, John Maresca, vor einem Komitee für internationale Beziehun¬ 
gen des US-Repräsentantenhauses die Verantwortlichen in Washington, 
die afghanische Pipelineroute finanziell zu unterstützen, um auf die rie¬ 
sigen Öl- und Gasvorkommen Zentralasiens zugreifen zu können. Er 
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sprach über die möglichen Routen und erklärte: »Eine Route durch Af¬ 
ghanistan scheint die beste Option zu sein ... Es wäre die Route, die zen¬ 
tralasiatisches Öl den asiatischen Märkten so nah wie möglich zuführen 
könnte.« Sie sollte vom nördlichen Turkmenistan durch Afghanistan nach 
Pakistan und von dort zum Indischen Ozean verlaufen. Von dort könnte 
es den riesigen Öl- und Gasmärkten Indiens, Chinas und Japans zur Ver¬ 
fügung stehen. Das Gebiet, durch das die Pipeline verlaufen würde, wird 
von den Taliban kontrolliert«, bemerkte er. Nach Pebruar 2002 waren die 
Taliban kein Hindernis mehr. 

Der Angriff auf Afghanistan, der erste Schlag im neuen Krieg gegen 
den Terror, gab Washington viele Dinge, unter anderem einen Vorwand 
für die Erhöhung des Verteidigungsbudgets auf sagenhafte 400 Milliar¬ 
den Dollar und einen Grund für die Schaffung eines Rings dauerhafter 
US-amerikanischer Militärbasen von Usbekistan bis Afghanistan und Kir¬ 
gisien - Landstriche weit im Inneren der ehemaligen Sowjetunion. Dieser 
letzte Punkt war den russischen Denkstrategen um Präsident Putin nicht 
entgangen. 

Die Beseitigung des Taliban-Regimes bescherte der Welt auch eine Plut 
von Heroin, da die alten »Warlords«, die bis dahin noch von den Taliban 
unterdrückt worden waren, nun imstande waren, den Opiumanbau wie¬ 
der aufzunehmen. 

Die US-amerikanische Botschafterin in Pakistan, Wendy Chamberlain, 
traf sich im Januar 2002 mit Usman Aminuddin, Pakistans Ölminister. Die 
Gespräche drehten sich um die Portführung von Plänen für eine Nord- 
Süd-Pipeline bis zu Pakistans Öl terminal am Arabischen Meer. Im Mai 
2002, so ein Bericht des BBC, kündigte Karzai Pläne für Gespräche mit 
Pakistan und Turkmenistan über eine Zwei-Milliarden-Dollar-Pipeline 
von Turkmenistan nach Indien an. Anfang Januar 2003 wurde das Ab¬ 
kommen von den beteiligten Parteien in aller Ruhe und ohne irgend¬ 
welchen internationalen Medienrummel unterzeichnet. 

Kaum hatte Washington Karzai in Kabul plaziert, da begannen Bush 
und Cheney, laut die Kriegstrommel gegen den Irak und Saddam Hus¬ 
sein zu rühren - Washingtons neuen Adolf Hitler, der an die Stelle von 
Slobodan Milosevic trat, was angebliche Greueltaten betraf. Washington 
legte es darauf an, die Bush-Doktrin praktisch zur Anwendung zu brin¬ 
gen, unabhängig von einer Zustimmung des UN-Sicherheitsrates. Und 
der Sicherheitsrat gab seine Zustimmung nicht.^ 



»Sie müssen dorthin gehen, wo sich das Öl befindet...« 
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Washington bereitete seinen militärischen Angriff auf Bagdad 2002 ohne 
die Zustimmung des UN-Sicherheitsrats vor und verletzte damit die UN- 
Charta. Abgesehen von Großbritannien, Portugal und Spanien, Polen und 
ein paar anderen Ländern erhielten die USA von den meisten ihrer 
Hauptbündnispartner keine Unterstützung. Rußland, China, Frankreich 
und sogar Deutschland stellten sich offen gegen die Entscheidung der 
USA, Krieg gegen den Irak zu führen. Der russische Außenminister Igor 
Ivanov gab eine offizielle Regierungserklärung heraus, daß Moskau ge¬ 
gen jegliche US-amerikanische Militäreinsätze gegen den Irak ist. Der 
russische Energiekonzern Lukoil und zwei weitere russische Regierungs¬ 
unternehmen hatten mit den Irak einen über 23 Jahre laufenden Vertrag 
zur Entwicklung des irakischen Ölfeldes in West Qurna abgeschlossen. 
China war ebenfalls gegen einen Krieg. Die China National Petroleum 
Company hielt umfangreiche, vertraglich abgesicherte Ölförderrechte im 
westlichen Irak. Erankreich war ebenfalls im Besitz von Ölförderrechten 
unter dem Regime Saddam Hussein. Die drei Großmächte wußten sehr 
wohl, daß ein unilateraler Kriegseinsatz der USA ihren Träumen vom 
irakischen Öl ein endgültiges Ende bereiten würde. 

Zu jenem Zeitpunkt war China schon auf dem Weg, Japan als zweit¬ 
größten Ölimporteur nach den USA abzulösen. Auf der Grundlage der 
vorliegenden Wachstumsraten hätte es innerhalb von zehn Jahren leicht 
zum weltgrößten Ölverbraucher aufsteigen können, wobei Importe den 
größten Teil ausmachten. China war nicht in der Lage gewesen, auf eige¬ 
nem Grund und Boden genügend Ölvorkommen zu erschließen. Die Chi¬ 
nesen wußten, daß ihre Zukunft als Wirtschaftsmacht von der Sicherung 
ihrer Ölversorgung abhing. Nun gerieten die vielversprechenden Quellen 
unter die feste militärische Kontrolle der USA. Eür Peking war die Bot¬ 
schaft eindeutig - in China begannen die Alarmglocken zu läuten. 

Als der Countdown für Bushs Irakkrieg trotz Bitten und Gesuchen der 
Weltgemeinschaft voranschritt, war die große noch unbeantwortete Präge 
nahezu aller Menschen: Warum? Warum riskierten die USA, ihr Ansehen 
als Bewahrer von Prieden und Stabilität - ihre sogenannte Soft Power - 
aufs Spiel zu setzen? Warum riskierten es die USA, in der gesamten öl¬ 
produzierenden Welt instabile Verhältnisse zu schaffen, vielleicht sogar 
noch verbunden mit dem Risiko eines neuen Ölpreisschocks und einer 
weltweiten wirtschaftlichen Depression - und das alles nur, um den Irak 
anzugreifen? Die offizielle Antwort aus Washington war, Saddam Hus- 
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sein habe ein geheimes Arsenal von Massenvernichtungswaffen an¬ 
gesammelt, und außerdem habe er Verbindung zu Al-Qaida-Terroristen. 
Doch reichte das schon aus, die schiere Besessenheit von Bush, Cheney, 
Rumsfeld, Wolfowitz und anderen in Washington nach einem neuen Irak- 
Krieg zu erklären? Viele konnte das nicht überzeugen. Ihre Skepsis bestä¬ 
tigte sich - aber erst, nachdem sich 130 000 US-amerikanische Soldaten 
tief im Irak verschanzt hatten. 

Wie es vorherzusehen war, war die eigentliche Phase des militärischen 
Angriffs auf den Irak, treffend genannt Operation Shock and Awe (»Opera¬ 
tion Schock und Ehrfurcht«), schon nach wenigen Wochen vorüber. Es 
war ein ungleicher Kampf. Im Mai 2003 wurden die Kampfhandlungen 
offiziell für beendet erklärt. Es hatte nur einen Anflug von Widerstand 
und keinen irakischen Einsatz der so gefürchteten Waffen gegeben. Wohl 
noch nie hatte es in der Geschichte einen Angriff auf solch ein kleines 
Land mit solch verheerender Zerstörungskraft gegeben. CNN und Rupert 
Murdochs Fox Network stellten sicher, daß die Weltgemeinschaft die Bot¬ 
schaft mit eindringlicher Klarheit erhalten würde. Amerika durfte nicht 
auf die leichte Schulter genommen werden. Die eindeutige Botschaft war: 
Die USA meinen tatsächlich, was George W. Bush sagte: »Entweder ihr 
steht an unserer Seite oder ihr seid gegen uns.« 

Washington hatte wiederholt darauf bestanden, daß der Grund für 
den Krieg die unmittelbare Bedrohung Amerikas durch das angebliche 
irakische Arsenal an chemischen, biologischen und sogar Kernwaffen 
sei. Als die UN-lnspekteure dann keine Waffen finden konnten, hieß es 
aus Washington, der wirkliche Grund für den Angriff auf den Irak sei, 
daß Saddam Hussein ein Bündnis mit Osama bin Laden und der Terror¬ 
gruppe Al Qaida geschlossen habe. Später wurde dann das Argument in 
Umlauf gebracht, es sei wünschenswert, einen Diktator zu beseitigen 
und ein demokratisches Regime an seine Stelle zu setzen. Nach dem 
Krieg machte Bush die Demokratiefrage zur »Vorwärtsstrategie der 
Ereiheit« als Grundlage der US-Politik im Nahen Osten, ln seiner Rede 
zur Lage der Nation im Januar 2004 forderte Bush eine Verdopplung des 
Budgets für die National Endowment for Democracy, um im Nahen Osten 
»freie Wahlen, freie Märkte, eine freie Presse und freie Gewerkschaften 
zu schaffen«, ln gleicher Weise wie in Jugoslawien und anderen Län¬ 
dern Osteuropas plante Washington, die existierenden Regierungen zu 
destabilisieren, um einen Regimewechsel einzuleiten. Die Auswirkun¬ 
gen waren enorm. 

Als die US-Truppen das Land unter ihre Kontrolle gebracht hatten. 
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wurden die ursprünglichen Argumente für den Kriegseintritt - Massen¬ 
vernichtungswaffen und Terrorismus - eines nach dem anderen fallenge¬ 
lassen. Der britische Premierminister Tony Blair wurde dabei entlarvt, 
wie er seine politische Zukunft auf Täuschung und Betrug aufgebaut hat¬ 
te. Mitunter hatte es sogar den Anschein, seine Verbündeten in Washing¬ 
ton hätten ihn zum Abschuß freigegeben. 

Kurz nach der Eirmahme von Bagdad und der irakischen Ölfelder 
durch US-Truppen begannen offizielle Vertreter Washingtons einzuräu¬ 
men, daß die ursprünglich vorgegebenen Gründe für einen Angriff auf 
den Irak mit den eigentlichen Motiven für die Besetzung des Landes 
nichts zu tun hatten. 

Der dreisteste von allen war wohl der stellvertretende Verteidigungs¬ 
minister Paul Wolfowitz, Verfasser der Gesetzesvorlage aus dem Jahre 
1992, worin die Forderung nach einer präemptiven Kriegsstrategie un¬ 
verhohlen ausgesprochen wurde, und Co-Autor des »New American 
Century«-Berichts vom September 2000. Mit diesen Aktivitäten tat sich 
Wolfowitz als führender Kriegsfalke hervor. Im Juni 2003 - noch nicht 
einmal einen Monat, nachdem Bush den Krieg gegen den Irak offiziell für 
beendet erklärt hatte - sagte Wolfowitz zu Delegierten einer Sicher¬ 
heitskonferenz in Singapur: »Lassen Sie es uns ganz einfach betrachten: 
Der wichtigste Unterschied zwischen Nordkorea und dem Irak ist, daß 
wir vom wirtschaftlichen Gesichtspunkt her gar keine andere Wahl als 
den Irak hatten - das Land schwimmt geradezu im Öl.« Die Tatsache, daß 
Nordkorea eingeräumt hatte, an der Entwicklung nuklearer Sprengköpfe 
und Lenkraketen zu arbeiten, die mit diesen Sprengköpfen bestückt wer¬ 
den körmen, kümmerte Wolfowitz und andere führende Vertreter im Pen¬ 
tagon offensichtlich recht wenig. Ihr Ziel war der Irak. 

Ende Dezember 2003 hatte Washington in aller Stille eine 400 Marm 
starke, von den USA geleitete Task Force, die bis dahin Monate damit 
verbracht hatte, im Irak Massenvernichtungswaffen aufzuspüren, wieder 
abgezogen. Sie kamen mit leeren Händen zurück. Im Januar 2004 mußte 
Colin Powell einräumen, daß die USA keine Beweise für irgendwelche 
Verbindungen des Iraks zum Al Qa/da-Netzwerk hatten. Trotzdem wur¬ 
de mehr oder weniger darauf bestanden, daß es »hätte möglich gewesen 
sein können«, und daß das schon ausgereicht hätte, einen Angriff auf den 
Irak zu rechtfertigen. Powell erklärte, Bush sei in den Krieg gezogen, 
weil »er glaubte, die Region sei in Gefahr und Amerika ebenso«. Ein an¬ 
gesehener Washingtoner Think-Tank, die Carnegie-Stiftung für Inter¬ 
nationalen Frieden, bezichtigte die Administration, sie habe die Gefahr 



374 


durch die angeblichen irakischen Massenvernichtungswaffen »systema¬ 
tisch falsch dargestellt«. Nach Powells Bemerkungen fragten sich viele, 
warum Washington ein so großes Risiko eingegangen war, wo doch keine 
klaren Anzeichen für eine unmittelbar drohende Gefahr vorhanden gewe¬ 
sen waren. 

Nach dem Krieg übernahm das Pentagon die Kontrolle über den Wie¬ 
deraufbau des Irak - nicht das Außenministerium, wie es eigentlich üb¬ 
lich gewesen wäre. Wolfowitz machte unmißverständlich klar, daß nur 
die engsten Freunde der Administration mit lukrativen Verträgen für 
die irakische Ölindustrie rechnen könnten. Cheneys Halliburton Corp. 
stand zusammen mit Bechtel sowie US-amerikanischen und britischen 
Ölgesellschaften ganz oben auf der Liste der Begünstigten. Um noch 
etwas Salz in die Wunden zu streuen, forderte Washington darm seine 
Bündnispartner in Europa, Rußland und anderswo auf, dem Irak seine 
Altschulden zu erlassen. Da der Irak bei den USA so gut wie keine 
Schulden hatte, konnte Washington dabei nur gewirmen. Amerika for¬ 
derte seine Bündnispartner ebenfalls auf, Einsatztruppen in den Irak zu 
schicken, um die Last mitzutragen, verweigerte der UN aber jegliche 
Kontrolle über friedenssichernde Maßnahmen im Land. Insgesamt ent¬ 
stand der Eindruck, Washington sei eher imperialistisch als demokra¬ 
tisch orientiert. Mit frommer Miene hatte George Bush über Amerikas 
Traum gesprochen, den Irak und andere arabische Despotenstaaten zu 
demokratisieren. Doch die Vorzüge der »Demokratie« aus dem Ge¬ 
schützrohr eines Abrams-Fanzers zu erfahren war nicht gerade der 
Traum der meisten Iraker. 

Michael Meacher, ein ehemaliger Minister im Kabinett Blair, der im 
Juni unmittelbar nach dem Krieg sein Amt niedergelegt hatte, sagte dem 
Londoner Guardian: »Bushs Kabinett hatte den festen Vorsatz, in der 
Golf-Region die militärische Kontrolle zu übernehmen, unabhängig da¬ 
von, ob Saddam Hussein an der Macht sei oder nicht.« Meacher fuhr fort 
und erhob eine schockierende Anklage: »Es hat den Anschein, als ob der 
Krieg gegen den Terror den USA größtenteils als Scheinvorwand dafür 
dient, ihre strategischen geopolitisehen Ziele zu erreichen.« 

Meacher bezog sich auch auf den Cheney-PNAC-Plan und die Berichte 
des Baker-Instituts, die seiner Ansicht nach beide als offensichtliche Blau¬ 
pause für die Politik Washingtons dienten. Die Behauptungen, der Irak 
verfüge über Massenvernichtungswaffen und sei mit dem Al-Qaida- 
Terrornetzwerk verstrickt, waren für Meacher nichts anderes als falsche 
Vorwände. 
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Er hatte eine andere mögliche Erklärung. Worum es seiner Auffassung 
nach eigentlich gehe, sei die Tatsache, daß »den USA und Großbritannien 
langsam die sicheren Bestände an Öl und Gas ausgehen ... Großbritanni¬ 
en könnte sich schon 2005 mit einer ernsthaften Verknappung der Gas¬ 
versorgung konfrontiert sehen.« Das ehemalige Kabinettsmitglied wies 
daraufhin, daß Großbritannien - vor allem Energiemultis wie BP und 
Shell - sehr darum bemüht seien, beim Run auf die noch verbliebenen 
Weltölreserven nicht mit leeren Händen dazustehen. Meacher erinnerte 
sich daran, daß »Lord Browne, Chef der BP-Gruppe, Washington davor 
warnte, den Irak nach dem Krieg nicht ausschließlich US-amerikanischen 
Unternehmen zu überlassen«. Meacher war im Kabinett Blair Umweltmi¬ 
nister gewesen und hatte wahrscheinlich Kenntnis von einem ungewöhn¬ 
lichen Memorandum, das nur wenige Tage vor dem 11. September in 
Blairs Kabinettsbüro eingereicht wurde.^ 


Ab jetzt nur noch mehr Verbrauch als Erschließung 
neuer Felder und Ölförderung 

Am 9. September 2001 erhielt das Kabinettsbüro von Premierminister 
Blair ein höchst besorgniserregendes Memorandum mit dem einfachen 
Titel Submission to the Cabinet Office on Energy Policy (Eingabe an das Ka- 
binettsbüroßr Energiepolitik). Es war vom sogenannten Oil Depletion Ana¬ 
lysis Centre (Analysezentrum für Ölverknappung), einer Gruppe führen¬ 
der Geologen, verfaßt worden. Dieses Memorandum brachte es auf den 
Punkt: »Die Welt sieht sich einer ernsthaften Gefahr der Verknappung 
von Kohlenwasserstoff-Energieträgern gegenüber.« Es fuhr fort: »Die glo¬ 
bale Ölversorgung ist gegenwärtig einem politischen Risiko ausgesetzt ... 
Große Investitionen in die Produktion im Nahen Osten -wenn sie denn 
erfolgen - körmten die Pördermenge zwar erhöhen, doch nur in begrenz¬ 
tem Ausmaß. Die einzige Ausnahme ist der Irak ...« 

Das Memorandum an das Kabinettsbüro enthielt die Prognose, »daß 
die weltweite Pördermenge an konventionellem Öl schon bald abnehmen 
wird. Der Zeitpunkt, wann der Gipfel (>Peak<) überschritten sein wird, 
hängt von der Größe der Ölreserven im Nahen Osten ab ... Die Schätzun¬ 
gen gehen im besten Pall von fünf bis zehn Jahren aus.« 

Der Bericht prognostizierte ebenfalls, daß der Höhepunkt bei den 
weltweiten Gasreserven vielleicht in 20 Jahren überschritten sei. Die Ver¬ 
fasser schlugen vor, daß die Regierung die »relativ einfache Aufgabe in 
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Angriff nehmen sollte, diese Berechnungen zu überprüfen«. Dieses Me¬ 
morandum wurde in aller Stille zu den Akten gelegt. 

Blair verfügte über gut informierte Berater im Ölgeschäft. Der Chef der 
BP-Gruppe, Lord Browne, war ein enger Freund und Berater von Pre¬ 
mierminister Blair. Im Jahre 1999, also mehr als zwei Jahre vor dem er¬ 
wähnten Memorandum und ein Jahr vor Bushs Wahl zum Präsidenten, 
sagte Mike Bowlin, Vorsitzender des zu Lord Brownes BP-Gruppe gehö¬ 
rigen Öl-Unternehmens ARCO: »Wir sind in das Zeitalter der letzten Tage 
für das Öl eingetreten.« 

Was Bowlin damit genau meinte, war George W. Bush, James Baker 
oder Dick Cheney vollkommen klar. Seltsamerweise kam es aber bei der 
Präsidentschaftswahl im Jahre 2000 oder danach nie zu einer öffentlichen 
Diskussion über dieses für die wirtschaftliche Stabilität oder Sicherheit 
doch so wichtige Thema. 

Seit den 1920er Jahren war der Weltöffentlichkeit immer wieder erzählt 
worden, daß das Öl zur Neige gehe, und jedes Mal stellte sich heraus, daß 
die Schwarzseher falsch gelegen hatten. Die Walt-Disney-Figur Chicken 
Little war immer besorgt darüber, daß der Himmel auf sie herabfallen 
könnte. Warum sollte die Warnung vor einer raschen Ölverknappung 
heute zutreffender sein als in den 1970er Jahren? 

Die kurze Antwort darauf schien zu sein: Diesmal gibt es anscheinend 
viele Belege dafür, daß es zutreffen könnte. Zumindest stand soviel auf 
dem Spiel, das eine öffentliche Diskussion dazu gerechtfertigt war. Doch 
seltsamerweise gab es im Gegensatz zu früheren Unkenrufen der 
Schwarzseher diesmal keine offene Diskussion. Dieser Umstand war noch 
beunruhigender. 

Die Geologen hatten nicht unbedingt prognostiziert, daß die Welt in 
fünf oder zehn Jahren ohne Öl dastehen würde. Ihr Argument war ein 
anderes, nämlich, daß die Menge an gegenwärtig verfügbarem, leicht er¬ 
hältlichen und vor allem preisgünstigen Öl sich in naher Zukunft drama¬ 
tisch verringern würde - ausgerechnet zu einem Zeitpunkt, an dem der 
weltweite Bedarf besonders in China und anderen Regionen mit ähnlich 
starkem Wirtschaftswachstum wie Indien und Indonesien explosionsartig 
ansteigt. Sie wiesen auch darauf hin, daß offenkundige Alternativen ein¬ 
schließlich Schweröl, Kohle oder Kernkraft nicht imstande sein würden, 
das konventionelle Öl zu ersetzen. 

Die wirtschaftlichen Implikationen, die sich aus dieser Analyse erge¬ 
ben, sind niederschmetternd. Fast ein ganzes Jahrhundert lang beruhte 
das Fundament der Weltwirtschaft auf billigem Öl im Überfluß. 
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Hinter den Behauptungen, daß sich die Weltölreserven einem Höchst¬ 
stand nähern, um von dort kontinuierlich abzunehmen - dem »Peak«, wie 
sie es technisch nannten -, standen sehr ernstzunehmende unabhängige 
Geologen. Die Hauptfigur unter ihnen war der angesehene Experte Colin 
J. Campbell - ein Mitarbeiter des schon erwähnten UK Oil Depletion Ana¬ 
lysis Centre, der den Bericht an das Kabinettsbüro vom 9. September 2001 
verfaßt hatte. Seine Einschätzungen wurden von einigen international 
führenden Geologen bestätigt, einschließlich solcher von der Colorado 
School of Mines, von der Eakultät für Geologie der Princeton University, 
vom French Petroleum Institute (lEP), von der Universität Uppsala in 
Schweden und von privaten Beratern der Energiewirtschaft wie Douglas- 
Westwood Ltd. und Petroconsultants in der Schweiz. 

Diese angesehenen Geologen führten ein sehr einfaches Argument ins 
Eeld, nämlich, daß der weltweite Ölbedarf - selbst bei eher geringerem 
Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum im Verlauf des nächsten Jahr¬ 
zehnts oder darüber hinaus - aufgrund der dramatischen Verknap¬ 
pungen auf einigen der größten Ölfelder wie etwa der Nordsee, der Alas¬ 
ka Prudhoe Bay, Mexiko, Rußland und Nigeria nicht mehr gedeckt wer¬ 
den kann. 

Bei einer Konferenz zum Thema Ölreserven und -Verknappung im 
Mai 2003 bestätigte Matthew Simmons, ein US-amerikanischer Energie¬ 
experte und Berater von Cheney und Bush, mit seinen Angaben die be¬ 
sorgniserregende Situation. Simmons war ein führendes Mitglied der 
Arbeitsgruppe Energie im Baker-Institut und einer der Hauptautoren 
des an Cheney weitergeleiteten Berichts. Er war also keine Eigur aus der 
zweiten Reihe, sondern ein Insider, der bei den Gesprächen der Bush- 
Administration zum Thema Energiereserven ein gewichtiges Wort mit¬ 
zureden hatte. 

Simmons sagte der internationalen Gruppe von Geologen und Ener¬ 
gieexperten am French Petroleum Institute: »Noch vor fünf Jahren hatte 
ich kaum über die Erage nachgedacht, >Was bedeutet eigentlich dieses 
Peaking (Höchstwert, ab dem die Bestände eines Rohstoffs kontinuierlich 
abnehmen), und wann würde es wohl einsetzen?<« Dann sagte er: »Die 
Sorge ist, daß wir schon bald und nicht erst in einigen Jahrzehnten den 
Peak erreicht haben könnten ... Wenn ich richtig liege, sind die unvorher¬ 
gesehenen Polgen verheerend ... Unglücklicherweise verfügt die Welt 
über keinen Plan B, wenn ich recht in der Annahme gehe.« 

Simmons fuhr fort, die Implikationen einer solch plötzlichen Ver¬ 
knappung grundlegender Energieressourcen zu beschreiben und die Aus- 
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Wirkungen für die Weltwirtschaft vor allem in den Bereichen Transport, 
Nahrungsmittel und Industrie zu schildern. Er ergänzte: 

»Es gibt noch keine brauchbaren Energielösungen zur Überbrückung 
des Engpasses. Noch können wir uns keine Zeit erkaufen, um rechtzeitig 
von Öl und Gas auf alternative Energien umzustellen. Die einzige Alter¬ 
native, die uns gegenwärtig zur Verfügung steht, ist die Schrumpfung 
unserer Wirtschaft.« Ausführlich beschrieb er die weltweiten Aussichten, 
die seiner Ansicht nach allesamt auf eine große Rezession oder Depres¬ 
sion hinauslaufen würden. 

ln einer Studie zum selben Thema vom Juli 2002 meinte Colin Camp¬ 
bell: »Der Wendepunkt für Öl wird irgendwann um 2010 eintreten, ge¬ 
folgt vom Peak für Öl und Gas zusammen etwa fünf Jahre später.« Er 
wies darauf hin, daß Öl 40 Prozent des weltweiten Energiebedarfs und 90 
Prozent des Kraftstoffbedarfs decke. »Es ist offenkundig, daß die Welt 
lernen muß, mit viel, viel weniger auszukommen«, schloß Campbell seine 
Ausführungen. 

So wie die Geologen den Begriff »Oil Peak« definierten, war mit ihm 
der Punkt gemeint, an dem mindestens die Hälfte des vorhandenen Öls 
eines beliebigen Ölfeldes gefördert worden war. Nach diesem Peak er¬ 
fordert die Pörderung jedes zusätzlichen Barrels Öl aus dieser Quelle 
immer größere Anstrengungen in bezug auf den atmosphärischen 
Druck, der ausgeübt werden muß, um das restliche Öl ans Tageslicht zu 
pumpen. Das Einpumpen von Gas oder Wasser in halbleere Ölfelder ist 
eine äußerst kostspielige Angelegenheit. Daraus folgt, daß die Kosten 
der Eörderung explosionsartig ansteigen könnten, wenn die Mehrzahl 
der großen Ölfelder auf der Welt jenseits dieses Peak sind. Derm diesmal 
bezog sich der Peak nicht auf ein einzelnes Ölfeld und nicht einmal auf 
ein einzelnes Pörderland; es handelte sich um einen absoluten, einen 
weltweiten Peak. 

Campbell prognostizierte: »Nach 2005 wird die Energie, die aufge¬ 
bracht werden muß, um ein Barrel Öl zu finden und zu fördern, die in 
diesem Barrel Öl enthaltene Energie übersteigen.« Er fügte noch die Tat¬ 
sache hinzu, daß es den Ölfirmen in den letzten 20 Jahren trotz Investitio¬ 
nen in Billionenhöhe zur Entdeckung potentieller Ölquellen, die an die 
Stelle der sich verknappenden Bestände in der Nordsee und vor Alaska 
treten könnten, nicht einmal gelungen sei, mit dem gegenwärtigen Ver¬ 
brauch Schritt zu halten. Campbell schätzte, daß auf jedes neu entdeckte 
Barrel vier kämen, die verbraucht würden - ein besorgniserregender 
Trend. 
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In einer anderen Studie zu diesem Problem wies Matthew Simmons 
auf die alarmierenden Statistiken hin, die das völlig unzureichende Aus¬ 
maß an neu entdeckten Ölfeldern untermauern. »Die zehn größten 
Erschließungs- und Förderunternehmen investierten zwischen 2000 und 
2002 195 Milliarden Dollar, um die Gesamtproduktion von 22,4 auf 24,1 
Millionen Barrel Öl pro Tag zu erhöhen.« Dabei war die Akquisition be¬ 
reits existierender Öl- und Gasanlagen zu 93 Prozent für diesen Anstieg 
verantwortlich. Simmons fuhr fort und prognostizierte, der Rückgang 
existierender Öl- und Gasvorkommen werde dazu führen, daß innerhalb 
der nächsten zehn bis fünfzehn Jahre, also bis 2010 bzw. 2015, die gegen¬ 
wärtigen Grundbestände aufgebraucht sein würden. 

Wenn ein größeres Ölfeld erst einmal seinen Peak hinter sich hat, ist 
es nur noch eine Frage der Zeit, bevor das Fördervolumen dramatisch, 
mitunter sogar abrupt einbricht. Campbell verwies auf Beispiele in der 
Nordsee, vor allem ältere Felder wie Brent, wo die Fördermenge inner¬ 
halb von nur vier oder fünf Jahren nach dem Peak um 90 Prozent ge¬ 
schrumpft war. 

Dies wäre auch eine Erklärung dafür, warum die Weltöffentlichkeit 
sich der Krise nicht bewußt ist, die sich im Hintergrund schon abzeichnet. 
Viele der größeren Ölquellen der letzten etwa 30 Jahre sind auf oder kurz 
vor ihrem Peak - einige schon jenseits davon -, wohingegen die Statisti¬ 
ken den falschen Eindruck verbreiten, es gebe noch Reserven im Über¬ 
fluß. 

Natürlich hatten die größeren Unternehmen und die verantwortlichen 
Regierungen ein wohlbegründetes Interesse daran, die folgenreichen 
Auswirkungen des Problems herunterzuspielen. Die Bush-Administra¬ 
tion hatte mehr als nur ein beiläufiges Interesse an dieser wichtigen Frage 
des »Peak Oil«. Die Zukunft des »American Century«, ja sogar der »Pax 
Americana« selbst, stand auf dem Spiel. 

Tatsächlich bestätigten Campbell und andere unabhängige Geologen 
Cheneys Fondoner Einschätzung aus dem Jahre 1999. Campbeils Schluß¬ 
folgerung war, daß die einzige Region mit größeren, noch unerschlosse- 
nen Ölvorkommen der Nahe Osten sei. 

Campbell und Simmons wiesen beide auf eine einzigartige geologi¬ 
sche Formation hin - ein Dreieck, das vielleicht 65 Prozent oder noch 
mehr der weltweit noch verbliebenen Ölreserven in sich birgt. Es umfaß¬ 
te fünf Fänder: Irak, Iran, Saudi-Arabien, Kuwait und die Arabischen 
Emirate, vor allem Qatar. Die größten dieser noch unerschlossenen Ölre¬ 
serven im Nahen Osten lagen den Berichten zufolge in Irak. Einige von 
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der US-Regierung in Auftrag gegebene Studien gingen davon aus, daß die 
noch unerschlossenen Vorkommen im Irak ein Volumen von 432 Mil¬ 
liarden Barrel umfassen würden - weit mehr als die Gesamtvorkommen 
in Saudi-Arabien. 

Es war gewissermaßen schon vorprogrammiert, daß die strategische 
Wichtigkeit des Irak und des gesamten Nahen Ostens - gerade angesichts 
der Tatsache, daß die meisten anderen Ölquellen auf der Welt schon jen¬ 
seits ihres Peak sind - in den nächsten Jahren erheblich zunehmen würde. 
Und dieses strategisch so wichtige Öl stand immer noch unter der Kon¬ 
trolle ausländischer arabischer Regierungen. 

Der Präsident der ExxonMobil Exploration Company, Jon Thompson, 
schrieb Anfang 2003 einen Artikel für eines der Magazine des Unterneh¬ 
mens und bestätigte indirekt die grundlegende Analyse der Geologen, 
die für die Zeit zwischen 2010 und 2015 eine globale Ölkrise prognosti¬ 
zierten. 

Thompson schrieb: »Wir gehen davon aus, daß die weltweite Öl- und 
Gasfördermenge von den zur Zeit existierenden Feldern pro Jahr um etwa 
vier bis sechs Prozent abnehmen wird. Um den voraussichtlichen Bedarf 
bis 2015 zu decken, muß die Industrie daher ungefähr 100 Millionen zu¬ 
sätzliche Barrel pro Tag fördern. Das entspricht etwa 80 Prozent der ge¬ 
genwärtigen Fördermenge. Mit anderen Worten: Wir müssen neue Öl- 
und Gasvorkommen in einer Größenordnung finden, erschließen und 
fördern, die jeweils acht der zehn gegenwärtig geförderten Barrel ent¬ 
spricht. Außerdem geht man davon aus, daß die Kosten für die Förde¬ 
rung dieser zusätzlichen Öl- und Gasbestände erheblich höher sein wer¬ 
den als die gegenwärtigen Investitionen der Industrie.« 

Diese Aussagen eines Experten, der für die Erschließung neuer Öl- 
und Gasbestände für das größte Energieunternehmen der Welt verant¬ 
wortlich ist, waren an Brisanz nicht zu überbieten. Im Grunde war seine 
Schlußfolgerung, daß die Welt sich irmerhalb des nächsten Jahrzehnts 
einem drastisch anwachsenden Bedarf an neuem Öl und Gas gegenüber¬ 
sieht, der weit über das gegenwärtige Volumen hinausreicht. Und zu¬ 
sätzlich seien die Kosten zur Erschließung und Förderung dieser neuen 
Bestände »erheblich höher«. Thompson versah seinen Artikel mit dem 
treffenden Titel »A revolutionary transformation« (»Ein revolutionärer 
Wandel«). 

Wenn diese alarmierenden Einschätzungen einer schon bald drohen¬ 
den weltweiten Energiekrise auch nur annähernd zuträfen, wären die 
Folgen für die Weltwirtschaft um ein Vielfaches bedrohlicher als die Öl- 
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Schocks der 1970er Jahre. Kenneth Pollack, ein ehemaliger Sicher¬ 
heitsberater unter Clinton für die Nahostregion, der die Invasion des Irak 
befürwortet hatte, brachte es unverblümt zum Ausdruck: »Die über die 
letzten 50 Jahre errichtete Weltwirtschaft ruht auf dem Fundament preis¬ 
werten, im Überfluß vorhandenen Öls, und wenn der Weltwirtschaft die¬ 
se Grundlage entzogen würde, wäre die zwangsläufige Folge ein voll¬ 
kommener Zusammenbruch.« 

Über die schockierenden Prognosen von Campbeils »Absolute Peak 
Oil« gab es heftige Debatten unter den Geologen, insbesondere über de¬ 
ren Genauigkeit. Besonderer Widerspruch kam von einer Gruppe von 
russischen Geophysikern und Wissenschaftlern, die während des Kalten 
Krieges eine ganz eigenständige Erklärung dafür entwickelt hatten, wie 
und wo sich Erdöl unter der Erdkruste bildet. Sie nannten ihre Theorie 
die »A-biotische Theorie der Ölformationen«, die darauf hinauslief, daß 
Öl im Überfluß vorhanden sei. Die Russen beantworteten die Trage, wie 
sich Öl bildet und wie man es in tiefen geologischen Strukturen findet, 
anders. Sie sagten, den westlichen Geologen, die auf die »fossilen« oder 
biologischen Ursprünge des Öls »konditioniert« seien, würde das Ver¬ 
ständnis dafür fehlen, wo sie nach den übrigen großen Ölreserven zu su¬ 
chen hätten. 

Ob nun der »Absolute Peak Oil« wissenschaftlich präzise war oder ob 
er lediglich ein perfides, aber cleveres Argument war, um die Welt dazu 
zu bringen, einen drakonischen Einschnitt in den Lebensstandard zu ak¬ 
zeptieren, ist an sich irrelevant. Jedenfalls ist nicht wegzudiskutieren, daß 
ungefähr ab dem Jahr 2001 die Ergiebigkeit der großen Ölquellen, die sich 
direkt in der Hand anglo-amerikanischer Interessen befanden, rasch nach¬ 
ließ. 

Mit den Staaten, wie China und Indien, die rasch als wirtschaftliche 
Mächte aufstiegen und einen stärker werdenden Bedarf an einer sicheren 
Ölversorgung für ihre Wirtschaft hatten, und mit dem sich abzeichnen¬ 
den Potential einer euro-asiatischen Allianz (eine Region, die ungefähr 
den chinesisch-russisch-deutsch-französischen Raum umfaßte), die un¬ 
abhängig von den USA für ihren lebenswichtigen Energienachschub ein¬ 
trat, zeichnete sich am geopolitischen Horizont einer der schlimmsten 
Alpträume Washingtons ab. Es war klar, daß so das »Amerikanische 
Zeitalter« in Kürze zu einem abrupten Ende kommen würde, mit allem, 
was damit verbunden war. Es war darum kein Zufall, daß die Organisa¬ 
tion, für die sich Cheney, Rumsfeld und der Bush-Zirkel einsetzen und 
welche die neue Strategie des »pre-emptive war« favorisierte (inklusive 
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der Kriege gegen Irak und Iran) sich den Namen The Project for a New 
American Century gab. 

Das New American Century wollte und will die Welt mit den Gewehr¬ 
läufen beherrschen und nahm sich daher vor, insbesondere die direkte 
militärische Kontrolle über die weltgrößten Reserven an leicht und billig 
förderbarem Öl sicherzustellen, also das nahöstliche Dreieck mit dem 
Irak und Iran, Saudi-Arabien sowie den Emiraten. Ebenso sollte es die 
Dominanz über die übrigen bekannten Ölreserven in Westafrika, im 
Sudan und im Kaspischen Becken und schließlich in Rußland selber er¬ 
ringen. 

Wenn die militärische Kontrolle der USA über den Irak und der zu¬ 
künftige Eluß irakischen Öls nach Amerika unbehelligt vonstatten gehen 
könnten, hätte Washington gegenüber allen potentiellen Rivalen die 
Trümpfe in der Hand. Vor dem Krieg hatte die irakische Regierung lang¬ 
fristige Erschließungs- und Eörderverträge mit Rußland, Erankreich und 
China abgeschlossen. Den Washingtoner Strategen im Pentagon war da¬ 
bei die Tatsache nicht entgangen, daß es sich bei diesen drei Nationen um 
zukünftige Konkurrenten um die Sicherung der Ölversorgung handelte. 
Auch Cheney war dies nicht entgangen. Unter den Dokumenten der 
Energy Task Force aus dem Jahre 2001, die Cheney sich weigerte, der Öf¬ 
fentlichkeit zugänglich zu machen, befanden sich detaillierte Karten von 
Ölfeldern und Listen von ausländischen Unternehmen, die im Irak ge¬ 
schäftlich tätig waren. Diese Dokumente wurden nur teilweise der Öffent¬ 
lichkeit zugänglich gemacht, und das auch erst, als die Besetzung des Irak 
schon längst abgesichert war. 

Als die Trümmer des Irak-Kriegs Anfang 2004 beiseite geräumt wur¬ 
den, um mit der Erschließung und Eörderung des irakischen Öls zu be¬ 
ginnen, hatte Washington erklärt, daß Verträge zur Eörderung und zum 
Wiederaufbau des Landes nur mit den Parteien abgeschlossen würden, 
die die USA ursprünglich bei der Okkupation unterstützt hatten. Die 
allerersten Ölunternehmen, die sich deshalb auf Profite freuen konnten, 
waren ChevronTexaco, Condoleezza Rices früheres Unternehmen, die bri¬ 
tischen Multis BP und Shell - und natürlich Cheneys Halliburton. 

Im Zuge der Vorbereitungen auf den Irak-Krieg entwickelte sich Doha 
in Qatar zur wichtigsten US-amerikanischen Militärbasis im Golf, wo¬ 
durch die USA nicht mehr im selben Ausmaß wie zuvor auf die Prince 
Bandar Air Base in Saudi Arabien angewiesen waren. Anfang 2004 sah es 
so aus, als ob der Irak einer Langzeit-Okkupation durch die USA - 
vielleicht sogar über Jahrzehnte - entgegensehen würde. Robert Kagan, 
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einer der Autoren von Cheneys Project-for-the-New-American-Century- 
Berichts, der eine Einnahme des Irak gefordert hatte, sagte der Zeitung 
Atlanta Journal-Constitution einige Monate nach den Irak-Krieg: »Es wird 
wahrscheinlich notwendig sein, über einen längeren Zeitraum große 
Truppenteile im Nahen Osten zusammenzuziehen ... Wenn wir im Irak 
militärisch präsent sind, wird es nicht zu einer Unterbrechung der Ölver¬ 
sorgung kommen.« 

Als die Weltöffentlichkeit einen Blick auf die Ergebnisse von Bushs 
Irak-Krieg warf, gelangte sie zu dem unausweichlichen Eazit, daß das US- 
amerikanische Militär vielleicht nur zum Einsatz gekommen war, um 
direkte Kontrolle über die größten Ölreserven der Welt zu erlangen und 
abzusichern. Dies erklärt auch, warum Washington kaum noch Besorgnis 
über angebliche irakische Massenvernichtungswaffen zum Ausdruck 
brachte, nachdem es den Irak erst einmal eingenommen hatte.® 


Öl und Militärbasen - Beseitigung der Hindernisse 

Die düsteren Aussichten auf eine unmittelbar bevorstehende weltweite 
Ölverknappung erklärten nicht nur, weshalb Washington so extrem hohe 
Risiken eingegangen war, um die Kontrolle über den Irak zu erlangen; sie 
lieferten auch eine Erklärung für viele rätselhaft anmutenden außenpoli¬ 
tischen Initiativen der USA in Ländern wie Libyen und Sudan, Kolumbien 
und Venezuela, Rußland und Georgien sowie Baku und Afghanistan. 

Als Bush mit der Vorbereitung seiner Bewerbung für eine Wiederwahl 
beschäftigt war, zeichnete sich ein klares Muster in der Verteidigungs¬ 
und Energiepolitik der USA ab. Die Schlußfolgerung war unvermeidlich: 
Die US-amerikanische Außen- und Verteidigungspolitik zielte nun auf 
die Kontrolle jeder größeren existierenden und potentiellen Ölquelle und 
der entsprechenden Transportwege auf dem Planeten ab. Solch ein Aus¬ 
maß an Kontrolle wäre in der bisherigen Weltgeschichte beispiellos. Eine 
Supermacht, die USA, wäre nun in der Position zu bestimmen, wer wie¬ 
viel Energie zu welchem Preis erhielte. Vor dem Hintergrund einer he¬ 
raufziehenden Versorgungskrise, deren Auswirkungen für die Welt¬ 
wirtschaft und die allgemeine soziale Stabilität potentiell verheerend 
wären, barg solch eine Machtposition ein unvorstellbares Potential. Wa¬ 
shington war nun offensichtlich dazu übergegangen, »Ressourcenkriege« 
zu führen, wie ein Kritiker es bezeichnete. 

Angesichts der unerwarteten und unmittelbar drohenden weltweiten 
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Versorgungsengpässe, vor allem in Regionen mit rasantem Wirtschafts¬ 
wachstum wie China und Indien, wären die USA als einzig verbliebene 
militärische Supermacht der Welt in der einzigartigen Position, die Be¬ 
dingungen vor schreiben zu können, unter denen sich die Weltwirtschaft 
zu entwickeln hat. Amerika hätte damit die beispiellose Macht, anderen 
Ländern das wirtschaftlich wichtigste Rohmaterial, Öl, nach Belieben zu 
gewähren oder zu verweigern. Um solch eine heraufziehende Versor¬ 
gungskrise rechtzeitig unter Kontrolle zu bekommen, müßte Washington 
handeln, bevor der Rest der Welt erkermen würde, was auf dem Spiel 
steht. Verschleierung und Irreführung wären zu diesem Zweck unver¬ 
zichtbar. Und was diese zuletzt genarmten Techniken betrifft, so herrschte 
in Bushs Washington daran beileibe kein Mangel an Können. 

Auf derselben Pariser »Peak Oil«-Konferenz im Mai 2003 sprach auch 
Michael Klare, ein Autor von Studien zu Ressourcenkriegen. Er zitierte 
eine wenig beachtete Bemerkung, die Bushs Energieminister Spencer 
Abraham bei einem nationalen Energiegipfel im März 2001 gemacht hatte. 
Dieser warnte: »ln den nächsten zwei Jahrzehnten wird sich Amerika mit 
einer Energieversorgungskrise konfrontiert sehen. Wenn wir dabei versa¬ 
gen, uns dieser Herausforderung zu stellen, wird dies den wirtschaftli¬ 
chen Wohlstand unserer Nation bedrohen, unsere nationale Sicherheit 
gefährden und unseren Lebenswandel praktisch vollkommen umgestal¬ 
ten.« 

ln diesem Zusammenhang verwies Klare auf den Cheney Energy Re¬ 
port aus dem Jahr 2001 und sagte: »Der allgemeine Schwerpunkt liegt nun 
auf der Beseitigung von Hindernissen - ob politischer, wirtschaftlicher, 
rechtlicher oder logistischer Natur -, um die Versorgung der USA mit Öl 
aus dem Ausland sicherzustellen und die Einfuhrmenge zu erhöhen.« Er 
fügte hinzu: »... Der Cheney-Energieplan wird auch wichtige Auswir¬ 
kungen auf die Sicherheitspolitik der USA und den effektiven Einsatz US- 
amerikanischer Streitkräfte haben.« 

Im weiteren Verlauf der Amtszeit der Bush-Administration hatten es 
die USA fertiggebracht, ihre militärische Macht und Präsenz schrittweise 
in Regionen der Welt auszudehnen, die ihnen nie zuvor zugänglich ge¬ 
wesen waren. Der Zusammenbruch der sowjetischen Wirtschaftsstruktur 
hatte dazu die Voraussetzungen geschaffen und gestattete die von Wa¬ 
shington kontrollierte Ausweitung der NATO-Präsenz auf das Gebiet, das 
Brzezinski als »Kernland« bezeichnet hatte - Eurasien, direkt vor der 
Haustür Rußlands. 

Auf die Erage, ob es eine bewußte Verbindung zwischen Bushs Euer- 
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giepolitik und seiner militärischen Sicherheitsstrategie gegeben hätte, 
antwortete Klare: »... Es ist unbestreitbar, daß Präsident Bush der Stär¬ 
kung und Ausweitung des amerikanischen Machtpotentials absoluten 
Vorrang gegeben hat, während er gleichzeitig eine Energiestrategie be¬ 
fürwortet, die eine stärkere Abhängigkeit der USA von Öl nach sich zieht, 
das aus Regionen stammt, in denen Krisen und Konflikte immer wieder 
aufflammen ... Ein Teil dieser Strategie zielt darauf ab, die Versorgung 
mit größeren Mengen Öl aus anderen Teilen der Welt sicherzustellen; der 
andere hat zum Ziel, Amerika noch mehr zu befähigen, in genau diesen 
Regionen zu intervenieren ...« Klare schloß seine Ausführungen mit dem 
Satz ab: »Diese beiden Strategieaspekte verschmelzen zu einem einzelnen 
integrierten Entwurf für eine amerikanische Weltherrschaft im 21. Jahr¬ 
hundert.« 

Nach dem Irak-Krieg wurde die Stationierung von US-Militärbasen in 
Usbekistan und Kirgisien in der ehemaligen Sowjetunion und in Afgha¬ 
nistan ausgeweitet. Von ihrer Position in Afghanistan aus konnten US- 
Streitkräfte den größten Teil des südlichen Asiens kontrollieren. Pakistan 
war darauf angewiesen, daß die USA in der Region militärischen Druck 
ausübten. Die gesamte Golf-Region hatte nun faktisch den Status eines 
US-Militärprotektorats. 

Mit der abgesicherten militärischen Kontrolle im Gefolge des Irak- 
Kriegs begannen die »Energie-Dominosteine« rund um die Welt nach¬ 
einander zu fallen - mit einem kräftigen Anstoß aus Washington. Geor¬ 
gien, das Land, durch das eine Haupt-Pipeline-Route vom Kaspischen 
Meer bis nach Ceyhan in der Türkei verlief, war tatsächlich ein US- 
Protektorat seit Anfang 2004, als Mikhail Saakashvili, ein 36jähriger, in 
den USA ausgebildeter Anwalt, im Rahmen der sogenarmten »Rosenre¬ 
volution« die Macht übernahm, die von Washington und der Soros- 
Stiftung unterstützt und durch die persönliche Intervention von James 
Baker 111 finanziert worden war - dessen Anwaltskanzlei auch die Inter¬ 
essen der BP-Gruppe in der Region um das Kaspische Meer vertrat. 

Anfang 2003, als alle Augen noch auf den Irak gerichtet waren, berei¬ 
tete das Pentagon eine langfristige Übereinkunft zur Stationierung von 
Militärbasen auf zwei winzigen Inseln im Golf von Guinea, Sao Tome 
und Principe, vor, die in strategisch günstiger Entfernung der westafri¬ 
kanischen Ölfelder von Marokko bis Nigeria, Äquatorial-Guinea und 
Angola lagen. Zur selben Zeit unternahm George Bush eine höchst un¬ 
gewöhnliche Reise durch Westafrika. Einige Analysten in Washington 
gingen von Schätzungen aus, wonach 25 Prozent des benötigten US- 



386 


amerikanischen Öls schon bald aus Westafrika kommen würden. Sie be- 
zeichneten den Golf von Guinea als eine Region »von höchstem strategi¬ 
schen Interesse« für die USA. Der Cheney Energy Policy Report war davon 
ausgegangen, »daß Westafrika sich zu einer der am schnellsten wach¬ 
senden Ölförderregionen entwickeln und für den US-amerikanischen 
Öl- und Gasmarkt eine immer größere Bedeutung spielen werde«. Hin¬ 
ter den Kulissen hatten die USA zuvor bereits die Franzosen aus ihrer 
traditionellen Rolle in verschiedenen afrikanischen Ölregionen her¬ 
ausgedrängt. 

Auch Libyen geriet ins Visier der USA. Im Januar 2004 verkündete 
Oberst Gaddafi offiziell, daß er und sein Land ab sofort auf jegliche Form 
von Terror verzichte und diesen auch verurteile. Mit diesem Schritt öffne¬ 
te er Libyen für ausländische Öl-lnvestoren, worauf die USA ihrerseits 
einige der bis dahin gegen Libyen verhängten Sanktionen wieder aufho¬ 
ben. Angesprochen auf seine symbolische Umarmung Washingtons sagte 
Gaddafi: »Es ist das Zeitalter der Globalisierung, und viele neue Faktoren 
tragen zu einer Neugestaltung der Welt bei.« Libyen verfügte zu diesem 
Zeitpunkt immer noch über beträchtliche Ölvorkommen, und Washing¬ 
ton wollte auf sie zugreifen. Libyen hatte zu jenem Zeitpunkt bereits um¬ 
fangreiche Verträge mit japanischen, italienischen, französischen und an¬ 
deren ausländischen Unternehmen abgeschlossen, die nicht an die US- 
Sanktionen gebunden waren. Auch mit China hatte es bereits Abkommen 
zum Bau von Öl- und Gaspipelines abgeschlossen. Nun würde sich das 
alles ändern. US-amerikanische Ölfirmen wurden im Land wieder will¬ 
kommen geheißen. Gaddafi hatte sich zum Überlebenskünstler entwik- 
kelt. 

Im Sudan hatte die Regierung in Khartoum im Januar 2004 ein Ab¬ 
kommen unterzeichnet, um den Ölreichtum des rebellischen Landes¬ 
südens gerecht zu verteilen und zwei Jahrzehnte Bürgerkrieg zu been¬ 
den. Washington steckte hinter dieser Abmachung. Der Sudan hatte be¬ 
reits mit chinesischen und europäischen Ölunternehmen zusammenge¬ 
arbeitet, und Washingtons Sanktionspolitik gegenüber dem Sudan schloß 
US-amerikanische Unternehmen von Geschäften mit diesem Land aus. 
Der Sudan verfügte über beträchtliche Ölreserven, und in Washington 
beschloß man, daß es an der Zeit sei, auch auf diese zuzugreifen. 

Kolumbianisches und venezolanisches Öl war auch der Grund für eine 
verstärkte US-Militärpräsenz in Südamerika. Die Bush-Administration 
kündigte Pläne an, nach denen in Kolumbien 98 Millionen Dollar für mili¬ 
tärische Ausbildung und Unterstützung aufgewendet werden sollten. 
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Die Absicht war hierbei nicht, die Flut von Kokain in die USA zu un¬ 
terbinden. Es ging darum, die Guerillas der PARC und der ELN zu be¬ 
kämpfen, die eine Bedrohung für die große Occidental-Petroleum-FiTpeline 
darstellten. Kolumbien hatte sich zum siebtgrößten Öllieferanten der USA 
entwickelt. 

Als der Präsident Venezuelas, Hugo Chavez, den Versuch unternahm, 
mehr Kontrolle über die staatliche Ölgesellschaft Venezuelas zu erlangen, 
versuchte es die Bush-Administration mit einem verdeckten Coup. US- 
Ölimporte aus Venezuela, Kolumbien und Ecuador überstiegen die Importe 
aus dem gesamten Nahen Osten, ln ähnlicher Weise öffnete der Terrorkrieg 
auch die Türen zu einer neuen, weitaus stärkeren US-Militärpräsenz in in¬ 
donesischen Raum, der reich an Rohstoffen - vor allem Öl und Gas - ist. 

Zoltan Grossman, ein US-amerikanischer Analyst, bemerkte: »Die Er¬ 
richtung neuer Militärbasen kann auf lange Sicht gesehen für die US- 
Kriegsstrategen wie auch für die Peinde der USA entscheidender sein als 
die Kriege selbst.« 

Am Ende seiner ersten Amtszeit hatte George W. Bush, der Novize in 
außenpolitischen Angelegenheiten, die umfangreichste Ausweitung der 
US-amerikanischen Militärmacht in der Geschichte des Landes bewerk¬ 
stelligt. Die neu errichteten US-Militärbasen gestatteten Washington die 
strategische Kontrolle aller Energierouten in Eurasien wie nie zuvor. Die 
USA hatten nun auch Kontrolle über alle energiepolitischen Beziehungen 
zwischen Japan, China, Ostasien, Indien, Rußland und der Europäischen 
Union. Der belgische Autor Michel Collon sagte es rundheraus: »Wenn 
Sie die Welt beherrschen wollen, müssen Sie die Kontrolle über das Öl 
ausüben. Und zwar über alles. Und überall.« Und das war offensichtlich 
genau das, was Washington tat. 

Als ein energieabhängiges Japan im August 2003, kurz nach dem Irak- 
Krieg, ein langfristiges Abkommen mit dem Iran zur Erschließung eines 
größeren Ölfeldes im Land unterzeichnen wollte, stoppte Washington 
Japan mit Verweis auf das Nuklearprogramm des Landes als Begrün¬ 
dung. Tokio hatte die Botschaft verstanden. Im Oktober desselben Jahres 
versuchte Japan verzweifelt, Chinas Angebot für russisches Öl von der 
Yi/fcos-Ölgesellschaft zu überbieten - zu einem Zeitpunkt, als die russi¬ 
sche Ölfirma in Gesprächen mit George H. W. Bush stand, in denen es um 
den Verkauf eines Yi/fcos-Mehrheitsanteils an ChevronTexaco ging. Das 
Washingtoner »Öl-Radar« hatte im Umkreis von 360 Grad jeden potenti¬ 
ellen Konkurrenten ums weltweite Öl auf dem Bildschirm. 
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Nach der Besetzung des Irak durch die USA wurde es schnell klar, daß 
Amerika entschlossen war, anderen Nationen auf die eine oder andere 
Weise den Zugang zu möglichst jeder größeren Öl- oder Gasquelle zu 
versperren. Kein Wunder, daß sich viele Menschen außerhalb der Verei¬ 
nigten Staaten nach den Motiven des amerikanischen Präsidenten zu fra¬ 
gen begannen, was es mit seiner erklärten Mission, Freiheit und Demo¬ 
kratie zu verbreiten, wohl auf sich habe. Sein Vorschlag, die Demokratie 
im Nahen Osten durch doppelte Finanzierung der National Endowment 
for Democracy zu fördern, wirkte alles andere als beruhigend. 

Anatol Lieven analysierte die US-amerikanische Kriegstreiberei kurz 
vor dem Angriff auf Bagdad. Lieven, ein Mitarbeiter der Carnegie- 
Stiftung für Internationalen Frieden in Washington, sagte: »Der grundle¬ 
gende und allgemein abgestimmte Plan hat eine unilaterale Herrschaft 
über die Welt durch absolute militärische Überlegenheit zum Ziel, und 
dies wurde von der Gruppe Intellektueller, die Dick Cheney und Richard 
Perle nahestehen, seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion Anfang der 
1990er Jahre immer wieder befürwortet und weiter ausgearbeitet.« Lieven 
sah einen direkten Zusammenhang zwischen der Agenda des Kreises um 
Cheney und der strategischen Ölfrage: »Für die Gruppe um Cheney ist 
der einzig wichtige Faktor der garantierte und unbeschränkte Zugang zu 
billigem Öl, wobei die Kontrolle so weit wie möglich, am besten bis zur 
Quelle, zurückreichen soll.«^ 


»Full Spectrum Dominance« - »Dominanz über das volle 
Konfliktspektrum«: die totale Vorherrschaft 

Der Einsatz zur Sicherung der militärischen Kontrolle über das irakische 
Öl und den gesamten Arabischen Golf war so hoch, und die daraus resul¬ 
tierende Fähigkeit, über die gesamte wirtschaftliche Zukunft Eurasiens 
und anderer Länder zu bestimmen, so wichtig für Amerikas neue impe¬ 
riale Strategie, daß man beschloß, diesen kostspieligen Einsatz zu riskie¬ 
ren. 

Die wirtschaftliche Stoßrichtung der Bush-Administration war klar 
und einfach: 2004 die Wiederwahl gewinnen, koste es, was es wolle. Wa¬ 
shington häufte atemberaubende Haushaltsdefizite in der Größenord¬ 
nung von 500 Milliarden Dollar pro Jahr an. Sein Handelsbilanzdefizit 
war ebenso hoch. China, Japan und ostasiatische Exportländer investier- 
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ten Hunderte von Milliarden Dollar ihrer Handelsüberschüsse in US- 
Staatsanleihen und andere Vermögenswerte, aus Angst vor Export¬ 
verlusten, wodurch sie natürlich noch abhängiger von den USA wurden. 
Es hatte den Anschein, sie seien in einem Prozeß gefangen, aus dem es 
keinen Ausweg gab. 

So alarmierend die Wirtschaftsdaten aus Washington auch waren - 
niemand, weder in der Federal Reserve noch in der Administration selbst, 
schien besorgt. Man hatte nun die Kontrolle über die für das weltweite 
Wirtschaftswachstum wichtigste Handelsware - Öl. Und man kontrollier¬ 
te es nicht nur indirekt, durch Unterstützung verschiedener Regimes in 
Ölregionen, sondern direkt über die militärische Präsenz. Die US- 
Strategen hatten den weltweiten Pluß des Öls nun fest in ihrem Griff- und 
damit tatsächlich eine Massenvernichtungswaffe in ihren Händen, mit der 
sie den Rest der Welt potentiell erpressen konnten. Wer würde es wagen, 
den Dollar herauszufordern? 

Zwischen dem ersten Ölschock in den 1970er Jahren und den Ereig¬ 
nissen nach der Invasion des Irak lagen Welten. Die auf der 1973 in Salts- 
jöbaden, Schweden, abgehaltenen Bilderberg-Konferenz gefaßten politi¬ 
schen Beschlüsse sahen vor, die Ölpreise so weit zu erhöhen, daß sich 
neue Entdeckungen in der Nordsee, vor Alaska und in anderen Nicht- 
OPEC-Regionen rentierten. Durch diesen ersten Ölschock hatte das Dol¬ 
lar-System Gelegenheit, sich etwas Zeit zu erkaufen. 

ln den 1970er Jahren waren machtvolle Hintergrundgruppen wie die 
Bilderberger und die Trilaterale Kommission imstande, die Auswirkun¬ 
gen dieses ersten Ölschocks auf Europa, Japan und vor allem die USA 
hinauszuschieben. Dies taten sie, indem sie das IWE-System errichteten 
und es jedem aufstrebenden Land auf der Welt überstülpten, das nationa¬ 
listische Bestrebungen in Richtung auf wirtschaftliche Entwicklung und 
Unabhängigkeit verfolgte. 

Sie nannten es »nachhaltiges« Wachstum. Es stärkte die reichen Indu¬ 
strienationen und das Dollar-System über mehr als drei Jahrzehnte, in¬ 
dem es dem Rest der Welt »Wachstumsbeschränkungen« aufzwang. 
Damit waren die Industrienationen imstande, drei Jahrzehnte in der Illu¬ 
sion zu leben, billiges Öl sei im Überfluß vorhanden, um einen Lebens¬ 
standard zu unterstützen, der bis dahin in der Geschichte beispiellos 
war. Den Preis für diese schöne Illusion mußten jedoch die Entwick¬ 
lungsländer von Afrika über Lateinamerika bis Asien bitter bezahlen. 
Nur durch Unterdrückung der natürlichen Bestrebungen in diesen Län¬ 
dern, wirtschaftliche Stabilität und Wachstum zu erreichen, kormte eine 
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kleine Handvoll von Nationen, angeführt von den USA, diese Wohl¬ 
standsillusion noch etwas länger aufrechterhalten. 

Der IWF hatte bei den Bemühungen, diese Illusion überhaupt erst 
möglich zu machen, eine zentrale Rolle gespielt. Durch künstlich herbei¬ 
geführte Unterdrückung der Industrialisierung fast überall auf der Welt 
konnte Washington die globale Nachfrage nach Öl drosseln und billige 
Ölimporte ermöglichen, um den künstlichen Wohlstand zu erhöhen. Das 
Ölfördervolumen aus landeseigenen Quellen hatte bereits Anfang der 
1970er Jahre seinen Peak überschritten, so daß der »American Way of 
Life« nun auf stetig steigende Importe ausländischen Öls angewiesen 
war. 

Zu Beginn des neuen Jahrhunderts ließ sich selbst diese Illusion billi¬ 
gen, im Überfluß vorhandenen Öls nicht mehr aufrechterhalten. Die 
IWF-»BehandIung« oder sein Äquivalent wurde nun nicht mehr nur auf 
Entwicklungs- oder Schwellenländer ausgerichtet. Der weltweite »Oil 
Peak« rückte nun in greifbare Nähe, und die USA unternahmen unilate¬ 
rale Maßnahmen zur Bewahrung ihrer Macht - von der Ablehnung des 
Kyoto-ProtokoIIs über die Nichtanerkennung des Internationalen Ge¬ 
richtshofs für seine Soldaten und offiziellen Vertreter bis zur Invasion 
des Irak und darüber hinaus. 

30 Jahre nach dem ersten Ölschock hatten die meisten Ölfelder bereits 
ihren Peak hinter sich. Washington und die größeren britischen und US- 
amerikanischen Ölmultis mußten nun auf den Luxus verzichten, auf Re¬ 
gimes mit staatseigenen Ölfirmen bauen zu können, die ihnen ungefragt 
den Zuschlag bei Ausschreibungen gegeben hatten. Direkte US-ameri¬ 
kanische und britische Kontrolle der weltweiten Öl- und Gasreserven 
war nun das Gebot der Stunde. Sie zogen es allerdings vor, das ganze in 
den schönen Begriff »Förderung der Demokratie im Nahen Osten« ein¬ 
zukleiden. 

Alle Anzeichen deuteten auf einen unmittelbar bevorstehenden welt¬ 
weiten Peak, einen absoluten Peak bei den verbliebenen Ölvorkommen, 
hin, und Washington überließ nichts dem Zufall. War 1973 noch ein 
Warnruf zu hören, so wurde es jetzt immer klarer, daß sich die Situation 
bis zum Jahre 2003 so dramatisch zugespitzt hatte, daß Vorwarnungen 
nicht mehr am Platze waren. Die Welt befand sich bereits mitten in der 
Krise. 

Zu Begirm des neuen Jahrtausends nahmen die USA gewissermaßen 
eine Monopolstellung ein, was militärische Technologie und Macht betraf. 
Sie übten die Kontrolle über die Weltreservewährung aus und waren über 
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sie imstande, auch Kontrolle über die Wirtschaftsgüter und Vermögens¬ 
werte der restlichen industrialisierten Welt auszuüben. Nach der Beset¬ 
zung der irakischen Ölfelder hatte ein Land, die USA, ein Beinahe- 
Monopol über zukünftige Energieressourcen weltweit. Das Pentagon hat¬ 
te dafür einen Begriff- »Full Spectrum Dominance« (»Dominanz über das 
volle Konfliktspektrum«). Dies bedeutete nichts anderes, als daß die USA 
die volle Kontrolle über alle militärischen, wirtschaftlichen und politi¬ 
schen Entwicklungen egal wo auf dem Planeten, und damit die totale 
Vorherrschaft ausüben sollten. Sie schienen mit ihrem Projekt bereits ein 
gutes Stück vorangekommen zu sein. 

Kritiker der unilateralen US-amerikanischen Vorherrschaft sahen diese 
imperialen Bestrebungen als Folge einer fundamentalen Schwäche Ame¬ 
rikas und nicht als Ergebnis seiner Stärke. Einer der Kritiker war Emma¬ 
nuel Todd, ein Berater des französischen Präsidenten Chirac. Er schlug 
ein alternatives Interessenbündnis zwischen Frankreich, Europa mit 
Deutschland in seinem Zentrum und Rußland vor - also genau die Alli¬ 
anz von eurasischen Landmächten, vor denen sowohl Brzezinski als auch 
Haiford Mackinder eindringlich gewarnt hatten. Doch Anfang 2004 be¬ 
fand sich diese eurasische Koalition in einem traurigen Zustand der Un¬ 
ordnung, Verwirrung und irmeren Spaltung. Die Europäische Union 
konnte sich nicht einmal auf eine Verfassung einigen. Washington schien 
nur wenige ernsthafte Rivalen weit entfernt am Horizont zu haben. 

Der im Jahre 2003 verstorbene Autor und Literaturtheoretiker Edward 
Said schrieb in der Wochenzeitung Al-Ahram unmittelbar nach der Irak- 
Invasion: »ln der Weltgeschichte hat bisher noch jedes einzelne Imperium 
in seinen offiziellen Erklärungen von sich behauptet, es sei nicht so wie all 
die anderen zuvor, es sei unter speziellen Umständen zustandegekom¬ 
men, daß seine Mission Aufklärung, Zivilisierung, Ordnung und Demo¬ 
kratie sei und daß es zu Gewalt nur als letztem Ausweg greife.« Leider 
lebte Said nicht mehr lang genug, um herauszufinden, ob das »New Ame¬ 
rican Century« ihm in seinen Ansichten Recht geben würde.^ 
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Anmerkungen 

1. Strategie Energy Policy: Challenges for the 2P‘ Century vom james Baker 
Institute for Public Policy und dem Council on Foreign Relations (Rat für 
Auswärtige Beziehungen), Houston, Texas, April 2001, www.rice.edu. Der 
Bericht sagt, daß die Welt »in ein neues Energiezeitalter eingetreten« sei. 

»... Die Abhängigkeit von Ölvorkommen im unberechenbaren Nahen Osten 
könnte über die nächsten zwei Jahrzehnte auf dramatische Weise zunehmen ...« 
Weiter hieß es in dem Bericht, der lange vor Beginn des zweiten Irak-Kriegs 
verfaßt worden war, daß »der Irak zum wichtigsten Swing Producer (ein 
Land, das seine Fördermenge an die Weltwirtschaftslage anpassen kann) 
geworden ist, was für die US-Regierung eine problematische Situation dar¬ 
stellt«. Die mit hochrangigen Vertretern besetzte Task Force riet Cheney 
und der Bush-Administration, Pläne für »eine grundsätzlich neue Energie¬ 
politik« zu schmieden ... 

Die Informationen zur Tochter des Kuwaitis Al-Sabah und ihrer falschen 
Zeugenaussage finden sich detailliert im Christian Science Monitor vom 6. 
September 2002; Autor Tom Regan riet darin: »Wenn Sie mit dem Gedanken 
spielen, Krieg zu führen, hüten Sie sich vor Babys in Brutkästen.« Cheney, 
Dick, »Autumn Lunch Speech«, London Institute of Petroleum, 1999, 
www.petroleum.co.uk. Die Aussagen von O'Neill finden sich in Mid-East 
Realities, Washington, 10. Januar 2004, www.MiddleEast.org. Einen Tag 
nach Veröffentlichung dieser Aussagen drohte die Bush-Administration mit 
einer strafrechtlichen Verfolgung O'Neills, da er angeblich ein als geheim 
eingestuftes Dokument mit dem Namen »Plan für den Irak nach Saddam 
Hussein« widerrechtlich der Öffentlichkeit zugänglich gemacht habe. Die¬ 
ses Dokument ging ausführlich auf die Kontrolle der irakischen Ölindustrie 
nach dem Krieg ein. Das Weiße Haus war alles andere als erbaut über 
O'Neills Äußerungen. 

2. Rebuilding America 's Defenses (Neuaufbau der Verteidigung Amerikas), vom 
Project for the New American Century, Washington D.C., September 2000. 
The Guardian, »The ex-presidents' club«, von Oliver Burkeman und Julian 
Borger, 31. Oktober 2001, ist eine der wenigen Veröffentlichungen zu einer 
der weltweit wohl einflußreichsten und verschwiegensten Interessengrup¬ 
pen. 

3. Rashid, Ahmed, Taliban: Militant Islam, Oil and Fundamentalism in Central 
Asia, London, 1. B. Tauris & Co., 2001. John Pilger in der Pakistan Daily Ti¬ 
mes, »America's bid for global dominance« (»Amerikas Streben nach der 
Weltherrschaft«), 15. Dezember 2002. Das Zitat mit dem »roten Teppich« 
und die Rolle der Unocal in Afghanistan werden ausführlich beschrieben in 
dem Buch Forbidden Truth: U.S.-Taliban Secret Oil Diplomacy (Die verbotene 
Wahrheit: die geheime Öldiplomatie zwischen den USA und den Taliban) von 
Jean-Charles Brisard und G. Dasquie, Thunders' Mouth Press/Nation Press, 
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New York 2002. Über die Verbindungen zwischen Karzai und der Unocal 
wurde in der Le Monde vom 13. Dezember 2001 berichtet. Die Nachricht von 
der Unterzeichnung eines Abkommens über eine afghanische Pipeline mit 
Pakistan und Turkmenistan wurde am 3. Januar 2003 auf der Websife af- 
ferwords.org/ grim veröffenflichf. Der Artikel »The Enron-Cheney-Taliban 
Connection?« von Ron Callari im Albion Monitor vom 28. Februar 2002 enf- 
hälf viele Einzelheifen zur Rolle von Enron bei den Gesprächen zur Afgha¬ 
nisfan-Pipeline vor ihrem Abbruch. 

4. Meacher, Michael, »The War on Terrorism is Bogus« (»Der Krieg gegen den 
Terrorismus isf ein Schwindel«) in: The Guardian, London, 6. Sepfember 
2003. Der von einem langjährigen hochrangigen Mifglied des Kabinetts Blair 
verfaßfe Artikel fraf in den US-Medien auf allgemeines Schweigen. Der Be- 
richf über den Abzug der US-Waffeninspekfionsfeams sfammf von Whifa- 
ker, Raymond, »Powell wifhdraws al Qaida claim as hunf for Saddam's 
WMD flags« (»Powell zieh! nach erfolgloser Jagd auf Saddams angebliche 
Massenvernichfungswaffen Behaupfungen einer lrak-A/-Qflidfl-Verbindung 
zurück«), The Independent, 11. Januar 2004. Die Bemerkungen von Wolfowifz 
finden sich einem Arfikel von George Wrighf, »Wolfowifz: The Iraq War 
was abouf oil« (»Wolfowifz: Der Irak-Krieg wurde wegen des Öls geführf«) 
in: The Guardian, 4. Juni 2003. Timofhy Garfen Ash, »Nexf Sfop Syria?« (»Isf 
Syrien als nächsfer dran?«) im Guardian vom 22. Januar 2004 gehf auf Bushs 
Forderung ein, die Finanzierung der NED zur Verbreifung der Demokratie 
im Nahen Osfen zu verdoppeln. 

5. Das an Blairs Kabineffsbüro eingereichfe Memorandum frägf den Tifel Sub¬ 
mission to the Cabinet Office on Energy Policy (Eingabe an das Kabinettsbüro 
für Energiepolitik), verfaß! vom Oil Deplefion Analysis Cenfre, 9. Sepfember 
2001. www.cabinef-office.gov.uk. Heinberg, Richard, The Party's Over: Oil, 
Water and the Pate of Industrial Societies (Die Party ist vorbei: Öl, Wasser und 
das Schicksal der Industriegesellschaften), New Sociefy Publishers, 2003. 
Simmons, Matthew, »Address fo fhe Association for fhe Sfudy of Peak Oil« 
(»Adresse an die Gesellschaft für das Sfudium der Ölbesfände«), 27. Mai 
2003, French Pefroleum Insfifufe (IFP), auf der Websife www.fromfhe- 
wilderness.com. Ebenfalls von Matthew Simmons, »Energy Infrasfrucfure«, 
Sixfh Annual Rice Global Forum, Houston, 8. Sepfember 2003, lieferf eine 
wertvolle Zusammenfassung grundsäfzlicher Argumenfe zu den Themen¬ 
bereichen Wirfschaff und Öl. Campbell, C. J., Forecasting Global Oil Supply 
2000-2050 (Prognose zum Stand der globalen Ölversorgung 2000 bis 2050), M. 
King Hubberf Cenfer for Pefroleum Supply Sfudies, Colorado School of 
Mines, Juli 2002. Klare, Michael T., »The Bush-Cheney Energy Sfrafegy«, 
Paris, Mai 2003. Mano Singham, »Cheney's Oil Maps«, in: The Atlanta Jour¬ 
nal-Constitution, 19. Juli 2003. »Oil and Gas Running Ouf Much Fasfer fhan 
Expecfed Says Sfudy« (»Sfudie komm! zu dem Ergebnis: Öl- und Gasreser¬ 
ven gehen viel schneller zur Neige als ursprünglich erwarte!«) von Charles 
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Arthur, Technology Editor, The Independent, London, 2. Oktober 2003. Der 
ExxonMobü-Anikel stammt von Jon Thompson, »A Revolutionary Transfor¬ 
mation« (»Ein revolutionärer Wandel«) in: The Lamp, Band 85, Nr. 1, 2003, 
Dallas. 

6. »Coup on tiny African Islands feit in Texas oll Offices« (»Coup auf den in¬ 
sein im Golf von Guinea macht sich in den Büros texanischer Ölfirmen be¬ 
merkbar«) von Simon Romero in: New York Times, 18. Juli 2003. »Iran and 
Japan dose to signing deal despite U.S. pressure« (»Iran und Japan kurz vor 
Abschluß eines Abkommens trotz Gegendruck der USA«), Dow Jones, 3. 
Juli 2003. Lieven, Anatol, »The Push for War« (»Kriegstreiberei«) in: London 
Review ofBooks, Band 24, Nr. 19, 3. Oktober 2002. »Big Oil and James Baker 
Target the Western Sahara« (»Big Oil und James Baker nehmen die westliche 
Sahara ins Visier«), von Wayne Madsen, in: All Africa, 9. Januar 2003. »Tur- 
moil in Georgia Linked to Oil« (»Aufruhr in Georgien: Öl ist im Spiel«) in: 
Dawn Group of Newspapers, Pakistan, 24. November 2003. »Africa Oil: A Pri- 
ority for U. S. National Security« (»Afrikas Öl hat für die nationale Sicher¬ 
heit der USA-Priorität«) von der Africa Oil Policy Initiative Group, veröf¬ 
fentlicht vom Institute for Advanced Strategie and Political Studies, Washing¬ 
ton, Januar 2002. 

7. Todd, Emmanuel, Nach dem Imperium: der Zusammenbruch der amerikanischen 
Ordnung, New York 2003, Columbia University Press. Todd führt das Ar¬ 
gument ins Feld, die Außenpolitik der USA sei die Folge ihrer fundamenta¬ 
len wirtschaftlichen Schwäche und nicht das Ergebnis ihrer Stärke. Said, 
Edward, »Preface to Orientalism« (»Ein Geleitwort zum Orientalismus«) in: 
Al-Ahram, 7. bis 13. August 2003. 
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Nachwort: 

Armageddon, ein globales Imperium 
und der Krieg gegen die Tyrannei 


Oberstes Gebot: Kontrolliere alle »tyrannischen« 
Energie-Engpässe auf der Welt 

Anfang 2005 begannen die Washingtoner Kriegsfalken in den Augen der 
US-amerikanischen Bevölkerung ihre Popularität zu verlieren; immer 
mehr Greuelgeschichten über Tod, Folter und Bombardement der iraki¬ 
schen Zivilbevölkerung wie auch der Tod von weit über 2000 US-Soldaten 
machten Schlagzeilen. Mehr und mehr drängte sich der Vergleich zwi¬ 
schen dem Irak und dem beschämenden Debakel 30 Jahre zuvor in Viet¬ 
nam auf. 

Wie von allen guten Geistern verlassen trieben George W. Bush und 
Dick Cheney ihre unilaterale globale Agenda voran - es schien wie eine 
Parodie auf den Bürgerkriegs-Admiral Farragut: »Zum Teufel mit den 
Torpedos! Volle Kraft voraus!« 

ln seinen öffentlichen Reden, die der »State of the Union Address« 
(Rede zur Lage der Nation) im Januar 2005 vor dem US-Kongreß vor¬ 
ausgingen, führten der Präsident und andere in seiner Administration 
eine bedeutende Veränderung in der Kriegsrhetorik ein. Nun wurde 
plötzlich ein »Krieg gegen die Tyrannei« aus der Taufe gehoben, der den 
mittlerweile offensichtlich unzeitgemäß gewordenen Krieg gegen den 
Terror ersetzen sollte. Dies war alles andere als nur eine semantische Nu¬ 
ance; der rhetorische Wandel ließ tief blicken, was die nächste Phase in 
Washingtons Agenda betraf. 

ln seiner Rede zur Amtseinführung am 20. Januar erklärte Bush: »Es 
ist die Politik der USA, in jeder Nation und Kultur das Wachstum demo¬ 
kratischer Bewegungen und Institutionen anzustreben und zu fördern, 
wobei das letztendliche Ziel die Beseitigung der Tyrannei auf unserer 
Welt ist.« Diese letzte Formulierung, »die Beseitigung der Tyrannei auf 
unserer Welt«, wiederholte Bush in seiner Rede zur Lage der Nation 
(Hervorhebung W. E.). Im Jahre 1917 hatte Präsident Woodrow Wilson 
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es einen »Krieg zur Sicherung der Demokratie auf der Welt« genannt, und 
1941 bezeichnete Franklin D. Roosevelt es als »Krieg zur Beendigung aller 
Kriege«. 

Der Gebrauch des Begriffs »Tyrannei« als Rechtfertigung für Inter¬ 
ventionen der US-Streitkräfte stellte einen dramatischen neuen Schritt auf 
Washingtons Weg zur globalen Vorherrschaft dar. Der US-Kongreß be¬ 
schloß den Eintritt in den Zweiten Weltkrieg nach einem aggressiven An¬ 
griff der Japaner auf Pearl Harbor. Washington hatte bereits mit faden¬ 
scheinigen Begründungen und Täuschungsmanövern seine Kriege in 
Vietnam und anderswo gerechtfertigt, wobei es sich unmittelbar im An¬ 
schluß daran immer größte Mühe gegeben hatte zu behaupten, es sei das 
unschuldige Opfer der Aggression anderer, ln der klassischen grie¬ 
chischen Definition hat der Begriff »Tyrannei« mit den inneren Angele¬ 
genheiten einer Nation zu tun, etwa wie eine politische Führungsperson 
mit ihrem Volk interagiert, und nicht mit außenpolitischen Aspekten. Es 
hat nichts zu tun mit Aggression gegen die USA oder andere Länder. 

Blickt man in der Geschichte zurück, so hatte Washington nie ein 
ernsthaftes Problem damit, sich mit einigen der brutalsten Tyrannen auf 
der Welt anzufreunden - solange diese Tyrannen »pro Washington« wa¬ 
ren, wie etwa der Militärdiktator Pervez Musharraf in Pakistan, eine un¬ 
sägliche »Ikone« der Unterdrückung. Dieselbe Tyrannei herrschte in 
Aserbaidschan unter Farhad Aliyev oder in Usbekistan unter Islam Kari- 
mov, ebenso wie in Kuwait unter Al-Sabah oder in Oman. Vielleicht auch 
Marokko oder Kolumbien unter Uribe ... Die Liste der Tyrannen mit einer 
Ausrichtung »pro Washington« war ziemlich lang. 

Es wurde darm schnell klar, daß Washington eigentlich nur »antiame¬ 
rikanische« Tyrannen im Visier hatte, ln vielen Staaten stellte man sich 
daher die Frage: Welche Tyrannen würden sich nun auf dem Radarschirm 
des Pentagons befinden und als nächstes zum Ziel US-amerikanischer 
»Smart Bombs« und verdeckter Operationen werden? Ein Hinweis auf die 
Antwort kam mit der Aussage von Condoleezza Rice vor dem Senate Fo¬ 
reign Relations Committee (Senatskomitee für Auswärtige Beziehungen) 
zwei Tage vor der Amtseinführung Bushs im Januar 2005. Es war eine 
Rede, die natürlich zuvor mit dem Weißen Haus abgestimmt worden war. 
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Zuckerbrot für den einen Tyrannen, die Peitsche 
für den anderen ... 

In ihrer Aussage vor dem Senatskomitee gab Rice einen Hinweis darauf, 
welche Tyrannenstaaten mittlerweile auf Washingtons Abschußliste stan¬ 
den. Mitten in eine sonst eher blasse und farblose Rede hinein erklärte sie: 
»... Es gibt auf unserer Welt immer noch Außenposten der Tyrannei in 
Kuba, Burma, Nordkorea, Iran, Weißrußland und Zimbabwe.« (Hervorhe¬ 
bung W. E.) Abgesehen von der Tatsache, daß die designierte Außenmi¬ 
nisterin Burma nicht mit seinem eigentlichen gegenwärtigen Namen, My¬ 
anmar, bezeichnete, gab die Liste doch erheblichen Aufschluß über die 
nächste Phase in Washingtons Strategie der Präemptiv-Kriege zur Erlan¬ 
gung der globalen Vorherrschaft. 

So waghalsig dies auch schien, gerade angesichts des Debakels in Irak 
- die Tatsache, daß über die offensichtliche neue Phase der Politik der 
Bush-Administration, die einige Washingtoner Palken als Vierten Welt¬ 
krieg bezeichneten, kaum irgendeine öffentliche Diskussion erfolgte, war 
für viele ausländische Beobachter eine Bestätigung dafür, wie breit der 
Konsens innerhalb des US-Establishments hinsichtlich der Ausrichtung 
der Kriegspolitik war. 

Nach einem Bericht des erfahrenen Journalisten Seymour Hersh im 
Magazin New Yorker vom 24. Januar 2005 hatte Washington bereits einem 
Kriegsplan für die nächsten vier Jahre unter Bush II zugestimmt, in dem 
zehn Länder vom Nahen Osten bis Ostasien aufgeführt waren, die Wa¬ 
shington im Eadenkreuz hatte. Die Aussage von Rice vor dem Senats¬ 
komitee gab schon mal einen Hinweis auf sechs von ihnen. Sie deutete 
auch an, daß Venezuela auf der geheimen Liste einen Platz ganz oben 
einnimmt. 

Spezialeinheiten des Pentagon waren Hershs Bericht zufolge bereits im 
Innern des Iran aktiv, um Informationen zu den militärischen und nu¬ 
klearen Schlüsselstellungen zu sammeln, die Ziele möglicher zukünftiger 
Bombenangriffe sein könnten. Auf höchster Ebene waren sich die poli¬ 
tisch Verantwortlichen in Erankreich, Deutschland und der EU sehr be¬ 
wußt über die Tatsache, daß die US-Agenda den Iran als nächstes Ziel im 
Visier hatte, was auch die eilig anberaumten Ausflüge vieler EU- 
Diplomaten in den Iran zum Zweck der Beilegung des Nuklear-Konflikts 
erklärte. 

In seiner Rede zur Lage der Nation erklärte der Präsident, daß der Iran 
»der weltweit wichtigste staatliche Unterstützer von Terror« sei. Wie 
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nicht anders zu erwarten, schwenkte der Kongreß auf dieselbe Linie ein 
und fing an, in Richtung Iran die Kriegstrommeln zu schlagen. Die kürzli- 
che Aussage des Chefs des israelischen Geheimdienstes Mossad vor der 
Knesset, über die in der Jerusalem Post berichtet wurde, enthielt die Ein¬ 
schätzung, daß das iranische Nuklearwaffenprogramm gegen Ende des 
Jahres 2005 bereits »nicht mehr aufzuhalten« (»unstoppable«) sei. Dies 
legt nahe, daß Israel großen Druck auf Washington ausübt, um den Iran 
noch dieses Jahr zu »stoppen«. 

Nach Angaben des ehemaligen CIA-Manns Vince Cannistraro umfaßte 
die neue Kriegsagenda Rumsfelds eine Liste von zehn Ländern, zu denen 
neben dem Iran auch Syrien, der Sudan, Algerien, Jemen und Malaysia 
gehörten. Nach einem Bericht in der Washington Post vom 23. Januar 2005 
verfügte auch der Vorsitzende des Generalstabs der US-Streitkräfte, Ge¬ 
neral Richard Myers, über eine Liste der Länder, die das Pentagon als 
»emerging targets« (»auftauchende Ziele« - sic!) für einen Präemptiv- 
Krieg ausgewählt hatte, zu denen Somalia, Jemen, Indonesien, die Philip¬ 
pinen und Georgien gehörten. 

Im Jahr 2005 befand sich der winzige Kaukasus-Staat Georgien nach 
der Wahl von Mikhail Saakashvili, einem 35jährigen, in den USA ausge¬ 
bildeten Protege der Washingtoner »Demokratisierungs«-Maschine, prak¬ 
tisch unter vollständiger NATO- und US-Kontrolle. 

Die Auswahl der anderen erwähnten Staaten deutete bereits an, wel¬ 
che Richtung die allgemeine US-Agenda für den Krieg gegen die Tyran¬ 
nei einschlagen würde. Wenn man Syrien, den Sudan, Algerien und Ma¬ 
laysia wie auch die von Rice erwähnten Länder Kuba, Weißrußland, 
Myanmar (Burma) und Zimbabwe zu den »Targets« auf der Liste der 
Generalstabschefs hinzuzählte, die zusätzlich noch Somalia, Jemen, In¬ 
donesien und die Philippinen narmte, kam man zu dem Ergebnis, daß 
das Pentagon ein volles Dutzend potentieller Ziele entweder für ver¬ 
deckte Destabilisierungsoperationen oder für direkte militärische Inter¬ 
ventionen auf der Tagesordnung hatte. Und dann war da natürlich noch 
Nordkorea, das einen nützlichen dauerhaften Konfliktherd darstellte 
und als Rechtfertigung für die anhaltende Präsenz US-amerikanischer 
Streitkräfte in der strategisch wichtigen Region zwischen China und 
Japan diente. 

Am hervorstechendsten war, wie direkt diese Liste von Ländern, die 
die USA als »auftauchende Ziele« bzw. »Außenposten der Tyrannei« be- 
zeichneten, ins Konzept des übergeordneten Ziels Washingtons - totale 
globale Kontrolle aller Energieressourcen und Transportwege - paßte. 
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Diese Ziele lagen allesamt auf einer Linie mit dem zentralen strategi¬ 
schen Fokus der Bush-Cheney-Administration. 

General Norman Schwarzkopf, Oberbefehlshaber der US-Streitkräfte 
beim Angriff auf den Irak 1991, sagte dem US-Kongreß im Jahre 1990: 
»Das Öl des Nahen Ostens ist das Lebensblut des Westens. Es versorgt 
uns heute mit Energie, und da sich in dieser Region 77 Prozent der nach¬ 
weisbaren Ölreserven der freien Welt befinden, wird es uns auch darm 
noch mit Energie versorgen, wenn der Rest der Welt längst auf dem Trok- 
kenen sitzt.« 

Das geschah 1990. Im Jahre 2005 hatte sich die Situation noch viel wei¬ 
ter entwickelt: US-Streitkräfte bereiteten sich auf eine mehr oder minder 
dauerhafte Präsenz im Irak und auf Vorstöße zur Kontrolle aller geogra¬ 
phischen Öl- und Energie-Engpässe rund um die Welt vor. China und 
Indien waren mit ihrem rasanten Wirtschaftswachstum viel schneller, als 
irgendjemand erwartet hätte, zu Hauptölimporteuren aufgestiegen- zu 
einem Zeitpunkt, an dem die verbliebenen Ölquellen in der Nordsee, vor 
Alaska und anderswo, auf die der Westen Zugriff hatte, stark im Rück¬ 
gang begriffen waren. 

Damit war das Szenario eines Kriegs um zukünftige Ölbestände und 
Rohstoffvorkommen praktisch schon programmiert. Doch die Bush- 
Administration hatte offensichtlich schon eine Reihe hocheffektiver Waf¬ 
fensysteme für das aufziehende zweite »Jahrhundert des Krieges« um Öl 
und Energie entwickelt. 


Öl-Geopolitik und der Krieg gegen die Tyrannei... 

Kuba als »Tyrannenstaat« diente als Ersatz für Hugo Chavez' Venezuela, 
das über Kuba starke Unterstützung von Rußlands Präsidenten Putin und 
auch von China erhielt. Rice erwähnte ausdrücklich die engen Kontakte 
zwischen Castro und Chavez. Nach einem mißlungenen CIA-Putschver- 
such zu Beginn der Bush-Amtszeit wollte Washington ganz eindeutig in 
Caracas nicht allzu unangenehm auffallen. Das Ziel blieb jedoch trotzdem 
die Absetzung des renitenten Chavez, dessen jüngster Affront gegen Wa¬ 
shington die Unterzeichnung eines umfangreichen Abkommens mit Chi¬ 
na bei einem feierlichen Besuch in Peking war. Chavez hatte die Prech- 
heit besessen, Pläne anzukündigen, wonach der Verkauf eines großen 
Teils des landeseigenen Öls statt in die USA nun nach China erfolgen 
sollte. Teil dieses Abkommens wäre auch eine neue Pipeline zu einem 
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Hafen an der Küste Kolumbiens, womit die Venezolaner die US-ameri¬ 
kanische Kontrolle über den Panamakanal umgangen hätten. Prompt er¬ 
zählte Rice dem Senat, daß Kuba ein »Außenposten der Tyrannei« sei, 
und im selben Atemzug bezeichnete sie Kubas engen Verbündeten, Vene¬ 
zuela, als »regionalen Unruhestifter«. 

Indonesien mit seinen großen natürlichen Gasvorkommen, von denen 
hauptsächlich China und Japan profitierten, stellte einen interessanten 
Fall dar, da es sich seit September 2001 gegenüber Washington und sei¬ 
nem Krieg gegen den Terror kooperativ gezeigt hatte. Die Regierung In¬ 
donesiens hatte im Gefolge der Tsunami-Katastrophe Ende Dezember 
2004 auch einen Hilferuf nach Washington geschickt. Irmerhalb von 72 
Stunden nach diesem Appell entsandten die USA einen Flugzeugträger 
und Spezialeinheiten nach Indonesien, um in der Provinz Aceh »Ber- 
gungs- und Rettungsarbeiten« vorzunehmen. Der Flugzeugträger USS 
Abraham Lincoln mit 2000 Marines an Bord, die angeblich zuvor auf dem 
Weg in den Irak waren, setzte zusammen mit der USS Bonhomme Ri¬ 
chard aus Guam 13 000 US-Soldaten auf der Halbinsel Aceh ab - zur gro¬ 
ßen Besorgnis vieler im indonesischen Militär und in der Fandesre¬ 
gierung. Die Regierung gab zwar nach, verlangte von den USA aber 
einen Wiederabzug nach spätestens 90 Tagen und die Zusage, auf Aceh 
kein militärisches Ausgangslager zu errichten. Kein geringerer als der 
führende Kriegsfalke Washingtons, der stellvertretende Verteidigungs¬ 
minister Paul Wolfowitz, ehemals US-Botschafter in Indonesien und 
später Chef der Weltbank, unternahm sofort eine Reise durch die Region 
»zur Sondierung der Fage«. Der US-amerikanische Ölgigant ExxonMobil 
unterhielt nämlich auf der Halbinsel Aceh eine riesige Anlage zur Pro¬ 
duktion von Flüssig-Erdgas, mit der sowohl Japan als auch China ver¬ 
sorgt wurden. 

Unter Hinzufügung von Myanmar (Burma) zu Washingtons Fiste der 
»auftauchenden Ziele« - ein Staat, der sich zwar schwerer Menschen¬ 
rechtsvergehen schuldig gemacht hatte, aber auch ein Hauptverbünde¬ 
ter Chinas und Empfänger militärischer Unterstützung aus Peking war - 
begann es offenkundig zu werden, daß die Vereinigten Staaten die stra¬ 
tegische Einkreisung Chinas zum Ziel hatten. Malaysia, Myanmar und 
Aceh in Indonesien bildeten alle zusammen strategische Flanken zur 
Kontrolle der wichtigen Straße von Malakka (zwischen Sumatra und 
Malaysia), die alle Öltanker vom Persischen Golf nach China passierten. 
Auch 80 Prozent des Öls für Japan mußte durch dieses geographische 
Nadelöhr. 
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Die Energy Information Administration der US-Regierung bezeichnete 
die Malakkastraße als »einen der strategisch wichtigsten geographischen 
Engpässe im Welttransporthandel mit Öl«. Wie passend und bequem wä¬ 
re es da doch für Washington, im Zuge der Beseitigung einiger »Tyran- 
nen«-Regimes in diesen Regionen auch gleich die militärische Kontrolle 
über solche Seestraßen und Meerengen zu erlangen? Zuvor hatten die 
Anrainerstaaten der Region jegliche Versuche Washingtons, diese Schiff¬ 
fahrtsstraße zu militarisieren, energisch abgelehnt. 

Kontrolle über Malaysia, Indonesien und Myanmar oder eine Milita¬ 
risierung dieser geographischen Region hätte den USA die Kontrolle über 
eine ganze Reihe der wichtigsten Schiffahrtsstraßen für den Welthandel 
mit Öl vom Golf bis nach China und Japan verliehen. Es wäre ein schwe¬ 
rer Schlag gegen Chinas Anstrengungen in Richtung auf eine größere 
Energieunabhängigkeit von den USA. Nicht nur, daß China bereits im 
Irak durch die US-Okkupation große Einbußen im Ölgeschäft hinnehmen 
mußte; auch seine Versorgung mit Öl aus dem Sudan geriet unter immer 
stärkeren Druck aus Washington. 

Die gesamte Strategie hatte den Charakter eines riesigen globalen 
Schachspiels mit allerhöchsten Einsätzen - Kontrolle der weltweiten 
Energievorräte und Handelsshaßen und somit Kontrolle über die gesam¬ 
te Weltwirtschaft. 

Und wenn es Washington dann auch noch gelingen würde, die Mul¬ 
lahs im Iran zu entmachten, hätten sie wiederum die Kontrolle über eine 
der weltweit strategisch wichtigsten Wasserstraßen, der Straße von Hor- 
mus, einer (für Großtanker) nur drei Kilometer breiten Passage zwischen 
dem Persischen Golf und dem Arabischen Meer - und die größte US- 
amerikanische Militärbasis in der gesamten Nahostregion liegt sozusagen 
gleich gegenüber vom Iran in Doha in Qatar. 

Algerien war ein weiteres Ziel im Krieg gegen die Tyrannei, da es der 
zweitwichtigste Gaslieferant für Kontinentaleuropa war und über um¬ 
fangreiche Vorkommen an Rohöl höchster Qualität mit niedrigem 
Schwefelgehalt verfügte - genau die Art von Öl, die US-Raffinerien benö¬ 
tigten. 90 Prozent des algerischen Öls flössen aber nach Europa, und 
zwar hauptsächlich nach Italien, Erankreich und Deutschland. Der alge¬ 
rische Präsident Bouteflika hatte ebenfalls aus dem politischen »Kaffee¬ 
satz« des 11. September 2001 gelesen und sagte Washington sofort seine 
Unterstützung im Kampf gegen den Terror zu. Er unternahm auch 
Schritte zur Privatisierung staatseigener Unternehmen - bis auf die wich¬ 
tige staatliche Ölgesellschaft Sonatrach, die unter Kontrolle der Regierung 
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blieb. Das schmeckte den strategischen Planern in Washington natürlich 
überhaupt nicht. 

Der Sudan hatte sich zu einem der Hauptöllieferanten für China ent¬ 
wickelt; die staatliche Ölgesellschaft investierte seit 1999 mehr als drei 
Milliarden Dollar in den Bau von Ölpipelines vom Süden des Landes 
zum Hafen am Roten Meer. Die Tatsache, daß dieser Umstand zeitlich 
mit der plötzlichen Besorgnis Washingtons um Völkermorde und huma¬ 
nitäre Katastrophen im ölreichen Darfur im Süden des Sudan zusam¬ 
menfiel, war auch Peking nicht entgangen. Um eine US-lntervention zu 
unterbinden, drohte China als ständiges Mitglied des UN-Sicherheitsrats 
mit einem Veto gegen jedwede Intervention im Sudan. Die erste Amts¬ 
handlung eines wiedergewählten Dick Cheney Ende 2004 war folgerich¬ 
tig, seine Vizepräsidenten-Maschine Air Force II mit mehreren Mitglie¬ 
dern des UN-Sicherheitsrats zu füllen und nach Nairobi zu fliegen, um 
die humanitäre Krise in Darfur zu erörtern - was auf schon fast gespen¬ 
stische Weise an die »humanitären Besorgnisse« erinnerte, die derselbe 
Mann, Cheney, 1991 als Verteidigungsminister gegenüber Somalia zum 
Ausdruck brachte. 

Washingtons Wahl von Somalia und Jemen als zusätzliche Bösewichte 
war eine »passende Kombination«, wie ein Blick auf die Landkarte Naher 
Osten/Horn von Afrika bestätigt. Vor Südjemen befindet sich mit Bab el- 
Mandab, einer Meerenge, die das Rote Meer mit dem Indischen Ozean 
verbindet, einer der kritischsten Öltransit-Engpässe. Jemen selbst verfügt 
auch über Öl, auch werm noch niemand wußte, wie umfangreich die Vor¬ 
kommen sind. Sie könnten sehr groß sein. Eine US-amerikanische Ölfir¬ 
ma, Hunt Oil Co., förderte schon pro Tag 200 000 Barrel, doch das war im 
Vergleich zu den existierenden Vorkommen wohl nur ein Tropfen auf 
dem heißen Stein. 

Der Jemen paßt als »auftauchendes Ziel« auch wunderbar zum un¬ 
mittelbar benachbarten Ziel, Somalia. 

Ja, auch bei dem von Herbert Walker Bush angeordneten militäri¬ 
schen Einsatz in Somalia 1992, bei dem sich die USA eine blutige Nase 
geholt hatten, ging es tatsächlich um Öl. Nur wenigen war die Tatsache 
bekannt, daß die humanitäre Intervention der 20000 Marm starken US- 
Truppe im Auftrag von Vater Bush wenig zu tun hatte mit der angebli¬ 
chen Hilfe für hungernde Somalis. Womit sie allerdings eine Menge zu 
tun hatte, war die Tatsache, daß vier wichtige US-amerikanische Ölge¬ 
sellschaften, angeführt von Bushs Ereunden bei Conoco sowie Amoco 
(jetzt BP), Condoleezza Rices Chevron und Phillips, allesamt über Ölför- 
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derlizenzen in Somalia verfügten. Die Vereinbarungen waren mit dem 
ehemals »pro Washington« ausgerichteten korrupten Regime von Siad 
Barre getroffen worden. 

Barre wurde ungünstigerweise seines Amtes enthoben, just als Conoco 
Berichten zufolge in neun Explorationsbohrungen auf schwarzes Gold 
stieß, was von Geologen der Weltbank bestätigt wurde. Der US-Sonder- 
gesandte für Somalia, Robert B. Oakley, ein Veteran des US-Mudscha- 
hedin-Projekts in den 1980er Jahren, ließ das Spiel der USA beinahe auf¬ 
fliegen, als er auf dem Höhepunkt des Bürgerkriegs in Somalia 1992 sein 
Quartier aus Sicherheitsgründen auf das Gelände von Conoco verlegte. 
Eine erneute Beseitigung der »Tyrannei« in Somalia durch die USA wür¬ 
de diesen US-Ölfirmen natürlich Tür und Tor öffnen, sich die potentiell 
riesigen Vorkommen des Landes anzueignen. Jemen und Somalia gren¬ 
zen an dieselbe geologische Eormation mit möglicherweise großen Vor¬ 
kommen und bilden die geographischen Eianken der strategisch so wich¬ 
tigen Bab-el-Mandab-Meerenge. 

Weißrußland war ebenfalls kein Meister im Umgang mit Menschen¬ 
rechten, aber aus Sicht Washingtons machte die Tatsache, daß seine Re¬ 
gierung enge Kontakte zu Moskau pflegte, das Land zu einem offen¬ 
sichtlichen Kandidaten für einen Regimewechsel durch eine »orangefar¬ 
bene Revolution« ä la Ukraine - ein Regimewechsel, der im Hintergrund 
durch US-Geheimdienste lanciert wurde, die ihrerseits über NGOs wie 
die Soros-Stiftung, das Freedom House und die National Endowment for 
Democracy agierten. 

Ein von den USA unterstützter Regimewechsel in Weißrußland würde 
die NATO-Einkreisung Rußlands durch den Westen vervollständigen 
und die Kontrolle über seine Export-Pipelines nach Europa möglich ma¬ 
chen, werm es gelänge. Etwa 81 Prozent des gesamten russischen Ölex¬ 
ports fließen auf westeuropäische Märkte. Ein solcher Regimewechsel in 
Weißrußland würde die Eähigkeit eines atomar bewaffneten Rußlands 
begrenzen, mit Erankreich, Deutschland und der EU Bündnisse als Ge¬ 
gengewicht zur alleinigen Supermacht USA zu schließen. Wie Zbigniew 
Brzezinski bereits in seinem 1997 erschienenen Buch The Grand Chessbo- 
ard (Die einzige Weltmacht) erklärte, hatte die Vermeidung solch eines 
eurasischen Bündnisses für die Geo-Strategen in Washington allerhöchste 
Priorität. 

Die militärische Infrastruktur für den Umgang mit solchen Tyrarmen¬ 
staaten entwickelte sich ebenfalls. Im Magazin New Yorker vom 24. Januar 
zitierte Seymour Hersh auch Pentagon- und CIA-Quellen, wonach die 
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Position Rumsfelds und der Kriegsfalken nun sogar stärker sei als vor 
dem Irak-Krieg. Hersh berichtete, daß Bush irgendwann im Jahre 2004 
ohne großen Medienrummel ein Gesetz unterzeichnet hatte, das wichtige 
verdeckte Operationen der CIA und entsprechende strategische Analysen 
unter die Aufsicht des Pentagon stellte und somit die verfassungsmäßige 
Aufsicht des US-Kongresses geschickt umging. Schon lange vor den Prä¬ 
sidentschaftswahlen im November 2004 waren von der Administration 
ebenfalls Pläne zur Ausweitung des Kriegs gegen den Terror unter Rums¬ 
feld vereinbart worden. 

Die Washington Post bestätigte Hershs Behauptung und berichtete, 
Rumsfelds Pentagon habe im Auftrag des Präsidenten und unter Umge¬ 
hung des Kongresses eine neue Strategische Unterstützungsabteilung 
(Strategie Support Branch) gebildet, die die traditionellen verdeckten Ope¬ 
rationen und andere Funktionen der CIA ergänzen sollte. Nach einem 
Bericht des US-Armeeobersts (a.D.) Dan Smith im Newsletter Foreign 
Policy in Focus im November 2004 schließt diese neue SSB-Einheit auch 
die militärische Eliteeinheit SEAL Team Six sowie Delta-Force-Army- 
Geschwader und potentiell auch eine paramilitärische Armee mit einer 
Truppenstärke von 50 000 Mann für kleinere Kriege außerhalb des Ein¬ 
flußbereichs des Kongresses mit ein. 

Die Liste der »auftauchenden Ziele« in einem neuen Krieg gegen die 
Tyrarmei war keinesfalls endgültig oder vollständig, sondern natürlich 
nur vorläufig, immer abhängig von den jeweiligen Entwicklungen rund 
um den Globus. Es ist mittlerweile klar, daß von höchster politischer Stel¬ 
le eine ganze Reihe atemberaubender militärischer und wirtschaftlicher 
Offensiven geplant wird, um das zu bewahren, was man nur als »New 
American Century« bezeichnen kann. 

F. William Engdahl 

Erankfurt am Main, Dezember 2005 
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Appendix I 


Zeittafel der wichtigsten Ereignisse 

1846 Das britische Parlament hebt die »Korngesetze« 

auf, führt dadurch den Freihandel in der Land¬ 
wirtschaft ein und ruft schreckliche Hungersnöte 
in Irland hervor. 

1873 »Die Große Depression«. Sie hält in England bis 

1896 an. 

1882 Admiral Fisher fordert zum ersten Mal, die Kö¬ 

nigliche Flotte auf Ölfeuerung umzurüsten. 

1885 Gottlieb Daimler entwickelt in Deutschland den 

ersten mit Öl getriebenen Motor, der für Straßen¬ 
fahrzeuge verwendbar ist. 

1888 Der Sultan vergibt die Konzession zum Bau der 

Bagdad-Bahn quer durch das Osmanische Reich 
an ein Konsortium unter der Führung Karl Helffe- 
richs von der Deutschen Bank. 

1891 Sergej Witte, Finanzminister unter Zar Nikolaus 

L, läßt mit dem Bau der Transsibirischen Eisen¬ 
bahn, die bis an den Pazifik reichen soll, beginnen. 

1892 Rudolf Diesel erhält das Patent für den Verbren¬ 
nungsmotor. 

1898 Französische Truppen weichen den Engländern 

bei Fashoda am oberen Nil kampflos. Mit dem 
Zwischenfall beginnt die englisch-französische 
Entente gegen Deutschland. 
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1899 


1905 


1912 


April 1914 


28. Juni 1914 


Januar 1915 


1916 


März 1917 


Mai 1919 


Ein britisches Abkommen mit Scheich Al-Sabah 
von Kuweit verhindert den Anschluß der Bagdad- 
Bahn an den Persischen Golf. 

Der britische Geheimdienstagent Sidney Reilly 
sichert sich die alleinigen Ölschürfrechte in Per¬ 
sien von W. Knox d'Arcy. 

Die Deutsche Bank erhält die Rechte auf die Bo¬ 
denschätze beiderseits der Bagdad-Bahn. Dazu 
gehören auch die reichen Ölfelder bei Kirkuk im 
heutigen Irak. 

Der englische König Georg, sein Außenminister 
Earl Grey, der französische Ministerpräsident 
Poincare und der russische Botschafter verein¬ 
baren in Paris ein geheimes Militärabkommen 
gegen Deutschland und Österreich-Ungarn. 

Ein Serbe erschießt Erzherzog Eerdinand von 
Österreich und löst damit eine diplomatische 
Kettenreaktion aus, die zum Ersten Weltkrieg 
führt. 

Das New Yorker Bankhaus Morgan wird Groß¬ 
britanniens alleiniger Einkäufer für den gesamten 
militärischen Nachschub aus den USA. 

Im Sykes-Picot-Abkommen teilen England und 
Erankreich die Besitzungen des Osmanischen 
Reichs im Nahen Osten unter sich auf. 

Der britische Außenminister Balfour erklärt Lord 
Rothschild in einem Schreiben, England unter¬ 
stütze jüdische Ansiedlungen in Palästina. 

Gründung der beiden einflußreichen Institute 
Royal Institute of International Affairs in London 
und Council on Foreign Relations in New York am 
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März 1921 


April 1922 


22, Juni 1922 


ll.Januar 1923 


November 1923 


Dezember 1923 


Rande der Versailler Friedenskonferenz durch 
Mitglieder des Bankhauses /. P. Morgan und der 
britischen Gruppe Round Table um die Lords 
Lothian und Cecil. 

Kolonialminister Winston Churchill gründet die 
Nahostabteilung seines Ministeriums mit einer 
Konferenz wichtiger Nahostexperten wie T. E. 
Lawrence und Percy Cox in Kairo. Er unterstreicht 
damit die strategische Bedeutung des Nahen 
Ostens für Großbritannien. 

Der »Rapallo-Pakt«. Die Außenminister Deutsch¬ 
lands und Rußlands, Rathenau und Tschitscherin, 
überraschen mit ihrem bilateralen Handels- und 
Wirtschaftsabkommen die Teilnehmer der von 
England einberuf enen Internationalen Wirt¬ 
schaftskonferenz in Genua. 

Ermordung Rathenaus angeblich durch zwei 
Rechtsradikale, die selbst unmittelbar nach dem 
Mord sterben. 

Ruhrbesetzung durch französische Truppen an¬ 
geblich wegen deutscher Säumnisse bei der Er¬ 
füllung des Versailler Abkommens. Die wirt¬ 
schaftlichen Eolgen lösen die Inflation von 1923 
aus. 

Hjalmar Schacht, Zögling des Bankhauses Morgan 
und des Gouverneurs der Bank von England, 
Montagu Norman, wird Währungsbevollmächtig¬ 
ter in Deutschland. 

Gustav Stresemann läßt auf Druck der Alliierten 
Hjalmar Schacht statt Karl Helfferich zum Prä¬ 
sidenten der Reichsbank wählen. Helfferich stirbt 
wenige Monate später bei einem bisher unge¬ 
klärten Eisenbahnunglück. 
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April 1924 


1928 


Oktober 1929 


Mai 1931 


1932 


1933 


1944 


März 1946 


Die deutsche Regierung beugt sich dem Dawes- 
Plan. Die Zahlungsbedingungen für Kriegsrepa¬ 
rationen waren von dem Partner J. P. Morgans, 
Charles C. Dawes, ausgearbeitet worden. 

Royal Dutch Shell, Anglo-Persian Oil und die Rocke- 
feller-Gruppe schließen das sogenannte Red-Line- 
Abkommen, in dem sie förmlich ihre Einflußsphä¬ 
ren im Nahen Osten abstecken. 

Der »Schwarze Freitag«, ein Börsenkrach in New 
York, veranlaßt die Liquidierung der Dollar-Gut¬ 
haben in Europa. 

Der Zusammenbruch der Wiener Kreditanstalt 
löst die Weltwirtschaftskrise mit Konkursen, Ar¬ 
beitslosigkeit und wachsendem politischen Ex¬ 
tremismus aus. 

Der schwedische Industrielle Ivar Kreuger stirbt, 
während er sich um größere Kredite für die deut¬ 
sche Regierung bemüht, unter ungeklärten Um¬ 
ständen in einem Pariser Hotelzimmer. 

Montagu Norman von der Bank von England un¬ 
terstützt Adolf Hitler in einer kritischen Phase 
großzügig mit Kredit und sichert ihm dadurch die 
Macht. 

Lord Keynes und der stellvertretende Finanzmi¬ 
nister der USA, Harry Dexter White, erarbeiten 
die neue Weltordnung der Nachkriegszeit, das 
sogenannte Bretton-Woods-System, und gründen 
den Internationalen Währungsfonds. 

Winston Churchill erklärt in Fulton, Missouri, im 
Heimatstaat Präsident Trumans, der Sowjetunion 
den Kalten Krieg. 



1951 


August 1953 


1953 


1957 


1958 


Oktober 1960 


Oktober 1962 
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Mohammed Mossadegh wird mit dem Pro¬ 
gramm, die persischen Ölvorkommen zu natio¬ 
nalisieren und wirtschaftlich zu nutzen, im Iran 
zum Premierminister gewählt. Die USA und 
Großbritannien verhängen daraufhin ein Wirt¬ 
schaftsembargo gegen das Land. 

General Norman Schwarzkopf sen. führt mit Hilfe 
britischer und amerikanischer Dienste die Opera¬ 
tion AJAX durch. Er stürzt die gewählte Regie¬ 
rung Mossadegh und errichtet das monar¬ 
chistische Schahregime. Schah Pahlevi läßt dar¬ 
aufhin die britischen und amerikanischen Ölge¬ 
sellschaften wieder ins Land. 

Der Industrielle Enrico Mattei setzt in Italien die 
Gründung des staatseigenen Unternehmens ENI 
zur Kontrolle der nationalen Öl- und Erdgas¬ 
quellen durch. 

Enrico Mattei schließt mit dem Iran ein revolu¬ 
tionäres Abkommen zur Entwicklung der Ölin¬ 
dustrie und fordert damit die »Sieben Schwe¬ 
stern« heraus. Die USA erlebt ihre erste größere 
Wirtschaftsrezession der Nachkriegszeit. 

General de Gaulle wird französischer Präsident 
und lädt als eine der ersten Amtshandlungen 
Bundeskanzler Adenauer ein. Damit beginnt die 
historische deutsch-französische Preundschaft. 

Mattei vereinbart trotz stärkster anglo-amerika- 
nischer Widerstände zwischen ENI und Moskau 
ein historisches Tauschabkommen: Öl gegen tech¬ 
nische Ausrüstungen. 

Enrico Mattei stirbt kurz vor einem vereinbarten 
Treffen mit Präsident John P. Kennedy bei einem 
mysteriösen Plugzeugunglück. Kennedy hatte den 
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Januar 1963 

November 1963 

Juni 1967 

November 1967 

April 1968 

Mai 1968 


1969 

15. August 1971 


amerikanischen Ölgesellschaften empfohlen, ihre 
Ölpolitik der Matteis anzunähern. 

Das deutsch-französische Abkommen wird zwi¬ 
schen de Gaulle und Bundeskanzler Adenauer 
vereinbart. Adenauer wird von der FDP und Tei¬ 
len der eigenen Partei aus dem Amt gedrängt. 

Präsident John F. Kermedy wird ermordet, ohne 
daß der Hergang bis heute aufgeklärt werden 
kormte. 

De Gaulle kündigt an, Frankreich werde sich nicht 
länger an die Währungsgold-Abmachungen hal¬ 
ten, die den Goldpreis für Dollar und Pfund Ster¬ 
ling künstlich niedrig halten sollten. 

Massive Sterling-Verkäufe an den Börsen er¬ 
zwingen die erste Abwertung der englischen 
Währung nach 1949. 

Frankreich lehnt in Stockholm auf einem Treffen 
der Zehn den amerikanischen Vorschlag über 
sogenannte Sonderziehungsrechte, das so be- 
zeichnete »Papiergold«, ab. 

Anglo-amerikanische Dienste lösen die soge¬ 
nannten Mai-Unruhen der Neuen Linken in 
Frankreich aus. Ihnen und weltweit verbreiteten 
Gerüchten über französische Währungsprobleme 
gelingt es, die französische Regierung zu desta¬ 
bilisieren. 

De Gaulle wird von Georges Pompidou abgelöst. 

Präsident Nixon kündigt einseitig den im Bret- 
ton-Woods-System festgelegten Goldstandard. Er 
löst damit das Regime »floatender« Wechselkurse 
aus. 
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Dezember 1971 

1972 

Juni 1972 

Mai 1973 

Juni 1973 

Oktober 1973 

1974 

1975 


Die Ford Foundation unter McGeorge Bundy kün¬ 
det in einer größeren Studie eine weltweit dro¬ 
hende Energiekrise an und tritt zugleich die 
Kampagne gegen die Kernenergie los. 

Gründung des Club of Rome in der Rockefeller- 
Villa Bellagio. 

Maurice Strong, ein Finanz- und Ölmagnat aus 
Kanada, wird in Stockholm zum Vorsitzenden der 
UN-Umweltkonferenz gewählt. Er hilft mit Dol¬ 
lar-Beträgen von mehreren Millionen, die »Grüne 
Umweltbewegung« und ihre Kampagne gegen 
Industrialisierung und Kernenergie ins Leben zu 
rufen. 

Geheimtreffen der Bilderberg-Gruppe in Salts- 
jöbaden, Schweden. Man beschließt, den Ölpreis 
um 400 Prozent anzuheben und die US-Währung 
mit Hilfe der Petro-Dollars zu stützen. 

David Rockefeiler ruft mit führenden Leuten aus 
England die Trilaterale Kommission ins Leben. 

Das Intrigenspiel des US-Außenministers Kissin- 
ger löst den »Jom-Kippur-Krieg« zwischen Israel 
und seinen arabischen Nachbarn aus. Im Zuge 
dieses Krieges verteuert sich der Ölpreis um 400 
Prozent, wie es in Saltsjöbaden beschlossen wor¬ 
den war. 

Die US-Regierung billigt Kissingers Memoran¬ 
dum NSSC200. Es erklärt zum Hauptziel der US- 
Außen- und Sicherheitspolitik, das Bevölkerungs¬ 
wachstums in den Entwicklungsländern senken 
zu wollen. 

Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) legt ein 
Energieprogramm vor, das zur Kompensation 
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April 1975 


August 1976 


September 1976 


Januar 1977 


Juli 1977 


von Ölimporten auf Kernenergie setzt. Ähnliches 
planen die Regierungen in Frankreich, Spanien 
und Italien. Dem entgegen erarbeitet der New 
Yorker Council of Foreign Ajfairs sein Programm 
Project on the 198's, das die »kontrollierte Desinte¬ 
gration der Weltwirtschaft« vorsieht. 

Der amerikanische Ökonom LaRouche schlägt 
eine Internationale Entwicklungsbank vor. Sie soll 
langfristige, niedrig verzinste Kredite für große 
Entwicklungsprojekte in Entwicklungsländern 
bereitstellen und dadurch weltweit einen indus¬ 
triellen Aufschwung auslösen. 

Der Gipfel der blockfreien Staaten in Colombo auf 
Sri Lanka greift die Vorschläge LaRouches inhalt¬ 
lich auf und verlangt ein Moratorium für Zinszah¬ 
lungen auf die Schuldenlast der Dritten Welt. 

Der Außenminister von Guayana, Erederick D. 
Wills, trägt die von den Vertretern der Blockfreien 
Staaten in Colombo gefaßten Beschlüsse der Ge¬ 
neralversammlung der Vereinten Nationen vor. 
Die US-Börse reagiert darauf mit einem Aktien¬ 
sturz. 

Die japanische Eirma Mitsubishi schlägt vor, einen 
Eonds zur Einanzierung wichtiger Infra¬ 
strukturprojekte in Schlüsselgebieten der Ent¬ 
wicklungsländer einzurichten, um dadurch die 
Weltwirtschaft anzukurbeln. 

Jürgen Ponto von der Dresdner Bank wird er¬ 
mordet. Kurz darauf entführen angebliche Links¬ 
extremisten Hanns-Martin Schleyer vom Bun¬ 
desverband Deutscher Industrie und ermorden 
ihn. Ponto und Schleyer arbeiteten an einem In¬ 
dustrialisierungsplan für Afrika. 
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September 1978 


Januar 1979 


März 1979 


Mai 1979 


Oktober 1979 


November 1979 


April 1982 


Bundeskanzler Schmidt und der französische Prä¬ 
sident Giscard d'Estaing regen die Phase eines 
gemeinsamen Europäischen Währungssystems 
an, um die europäischen Währungen vor der 
wachsenden Unsicherheit des Dollars zu schüt¬ 
zen. 

Die Ölgesellschaft BP schürt zusammen mit US- 
Geheimdienstkreisen eine fundamentalistische 
Revolte gegen den Schah von Persien. Der Schah 
wird gestürzt und der zweite Ölschock der 1970er 
Jahre inszeniert. 

Ein »Unfall« im Kernkraftwerk Three Mile Island 
in den USA bringt weltweit die Antikern-kraft- 
Bewegung in Schwung. Der begründete Ver¬ 
dacht, daß der Unfall bewußt in Szene gesetzt 
worden war, konnte bisher nicht ausgeräumt 
werden. 

In England kommt die konservative Regierung 
Thatcher an die Macht. Mit einer monetären 
»Schocktherapie« versucht sie erfolglos, der In¬ 
flation Herr zu werden, verdoppelt aber in weni¬ 
gen Monaten die Arbeitslosenrate. 

Paul Volcker übernimmt Thatchers »Schockthe¬ 
rapie« für die USA mit Zinsraten von über 20 Pro¬ 
zent. 

Der Republikaner Ronald Reagan gewinnt mit 
dem Programm des ungehemmten »Ereien Mark¬ 
tes« die Präsidentschaftswahlen in den USA. 

Premierministerin Thatcher schlägt eine verän¬ 
derte NATO-Strategie vor, um die Schulden der 
Dritten Welt mit einer Art »Kanonenboot-Diplo¬ 
matie« gewaltsam einzutreiben. Der Konflikt um 
die Malwinen-Inseln soll den Einsatz von Trup- 
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August 1982 

September 1982 

Oktober 1982 

1986 

März 1986 

Oktober 1987 

November 1988 

September 1989 


pen der NATO außerhalb ihres Verteidigungs¬ 
bereiches (out of area deployment) einleiten. 

Mexiko kann seinem Schuldendienst nicht mehr 
nachkommen und löst die »Krise der Dritte-Welt- 
Schulden« aus. 

Der Präsident Mexikos, Lopez Portillo, verstaat¬ 
licht die Banken, um die Kapitalflucht zu stoppen. 

US-Außenminister George Shultz verkündet vor 
den Vereinten Nationen Präsident Reagans Auf¬ 
schwungprogramm. Gleichzeitig werden in den 
USA die Bankbestimmungen »dereguliert«, mit 
denen man die Spekulation eindämmen wollte. 
Das löst eine Spekulationswelle aus, die die Ver¬ 
einigten Staaten in ein bisher nicht erreichtes 
Ausmaß innerer Verschuldung stürzt. 

Washington schließt mit Saudi-Arabien ein Ge¬ 
heimabkommen mit dem Ziel ab, den Ölpreis zu 
senken, um den Aufschwung »auf Pump« bis zu 
den nächsten Wahlen aufrechtzuerhalten. Dazu 
werden die Kreditzinsen in den USA über meh¬ 
rere Monate hin drastisch gesenkt. 

Vizepräsident Bush fliegt nach Riad, um den Öl¬ 
preis zu halten und ein weiteres Absinken zu ver¬ 
hindern. 

Der »Schwarze Montag« mit dem größten Aktien¬ 
sturz seit 1929 droht die Finanzblase des »Auf¬ 
schwungs« in den USA platzen zu lassen. 

George Bush gewinnt die Präsidentschaftswahlen 
in den USA. 

CIA-Direktor William Webster stellt das neue 
»Wirtschaftliche Direktorat« der CIA vor und er- 
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9. November 1989 
29. November 1989 


Dezember 1989 


März 1990 


TI. Juli 1990 


läutert die Aufgabe des Dienstes für die Zeit nach 
dem Kalten Krieg. 

Die Berliner Mauer wird geöffnet. 

Alfred Herrhausen von der Deutschen Bank wird 
wenige Tage, nachdem er in einem Interview sein 
Programm für die Umschuldung der Dritten Welt 
und die Industrialisierung Ostdeutschlands ange¬ 
deutet hatte, ermordet. Später wird der Chef der 
Treuhand, Detlev Rohwedder, erschossen. In¬ 
nenminister Wolf gang Schäuble übersteht ein At¬ 
tentat. Alle Anschläge stehen im Zusammenhang 
mit einem Wiederaufbauprogramm für Ost¬ 
deutschland, von dem Kanzler Kohl inzwischen 
offenbar abgerückt ist. 

Die USA überfallen Panama unter dem Vorwand, 
Manuel Noriega sei ein Rauschgifthändler. In die¬ 
ser Zeit schneidet die US-Regierung den Irak von 
allen internationalen Krediten ab und treibt des¬ 
sen Regierungschef Saddam Hussein in außenpo¬ 
litische Abenteuer. 

Das Emirat Kuwait übt auf Anweisung Washing¬ 
tons wirtschaftlichen Druck auf den Irak aus, in¬ 
dem es im stillen Einvernehmen mit Saudi- 
Arabien die von der OPEC vereinbarten Ölpreise 
drastisch unterbietet und den Markt mit billigem 
Öl überschwemmt. 

Die US-Botschafterin in Bagdad, Erau April 
Glaspie, übermittelt Saddam Hussein, daß die 
Regierung George Bush den Disput zwischen Irak 
und Kuwait als innerarabischen Streit ansieht, der 
»für die USA nicht von strategischem Interesse« 
sei. Das war eine diplomatische Einladung zur 
Invasion. 
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August 1990 

Mai 1997 

September 1998 

I. Januar 1999 

November 2000 

II. September 2001 

März 2003 

Dezember 2005 


Die Regierung Bush beginnt als Reaktion auf den 
irakischen Einmarsch nach Kuwait mit der »Ope¬ 
ration Wüstensturm« ihren größten militärischen 
Aufmarsch seit dem Vietnam-Krieg. 

Mit geheimer finanzieller Unterstützung durch 
die größten US-Banken führt George Soros einen 
spekulativen Angriff auf Thailand und Asien 
durch, um diese Regionen unter die Kontrolle des 
IWF-Systems und des US-Dollar zu bringen. 

Der Hedgefonds LTCM wird in letzter Sekunde 
durch die Federal Reserve vor einem Zusam¬ 
menbruch gerettet, um einem systemischen Kol¬ 
laps des Dollar-Finanzsystems zuvorzukommen, 
nachdem Rußland seinen Schuldverpflichtungen 
nicht mehr nachkommt. 

Deutschland und zehn andere EU-Staaten führen 
den Euro ein. Zum ersten Mal seit 1945 sieht sich 
der US-Dollar der Gefahr ausgesetzt, als Weltre¬ 
serve-Währung abgelöst zu werden. 

Saddam Hussein setzt den Preis für irakisches Öl 
in Euro statt US-Dollar fest - in der Geschichte der 
OPEC das erste Mal, daß ein Mitgliedsstaat sich 
weigert, Öl für US-Dollars zu verkaufen. 

Im »Pearl Harbor Schock«, der den Anschlägen 
auf das World Trade Center und das Pentagon 
folgt, lanciert das Bush-Cheney-Regime seinen 
Krieg gegen den Terror. 

Die Bush-Administration beginnt mit der Ope¬ 
ration Shock and Awe gegen den Irak. 

Das Nachrichtenmagazin Der Spiegel berichtet, 
daß geheime Vorbereitungen für einen potentiel¬ 
len Atomangriff der USA auf den Iran bereits vor 
einiger Zeit getroffen worden seien. 
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Appendix II 


Gründungsmitglieder der Trilateralen 
Kommission im Jahr 1973 

I. W. Abel 
David M. Abshire 
Graham Allison 
John B.Anderson 
Ernest C. Arbuckle 

J. Paul Austin 
George W. Ball 
Lucy Wilson Benson 
W. Michael Blumenthal 
Robert R. Bowie 
Harold Brown 
Zbigniew Brzezinski 
Jimmy Carter 
Lawton Chiles 
Warren Christopher 

A. W. Clausen 
William T. Coleman jr. 

Barber B. Conable jr. 

Richard N. Cooper 
John C. Culver 
Lloyd N. Cutler 
Archibald Davis 
Hedley W. Donovan 
Daniel J. Evans 
Walter L. Mondale 
David Rockefeiler 
Robert V. Roosa 
Cyrus Vance 
Carroll Wilson 
Leonard Woodcock 



418 


Belgien: 

Frankreich: 


Großbritannien: 


Italien: 


Niederlande: 


Baron Leon Lambert 

Raymond Barre 

Georges Berthoin 

Jean Boissonat 

Jean Claude Casanova 

Baron Edmond de Rothschild 

Roger Seydoux 

The Earl of Cromer 
Sir Reay Geddes 
Lord Harlech 
Roy Jenkins 
Reginald Maulding 
Julian Ridsdale 
Sir Erank K. Roberts 
Lord Eric Roll of Ipsden 
Sir Kenneth Younger 
Sir Philip de Zueleta 

Gianni Agnelli 
Piero Bassetti 
Umberto Colombo 
Guido Colonna di Paliano 
Prancesco Porte 
Arrigo Levi 
Cesare Merlini 

Andre Kloos 
Max Kohnstamm 

John London (Vorstandsvorsitzender von 
Royal Dutch Shell) 
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Die wichtigsten Teilnehmer am Bilderberg-Treffen in 
Saltsjöbaden, Schweden, vom 11. bis 13. Mai 1973 


Vorsitz: Prinz Bernhard der Niederlande 

Frankreich 

Rene Granier de Lilliac, Compagnie Francaise des Petroles 
Baron Edmond de Rothschild 

Deutschland 

Egon Bahr (SPD), Bundesminister für besondere Aufgaben 
Birgit Breuel (CDU), Hamburger Bürgerschaft 

Helmut Schmidt (SPD), Bundesfinanzminister, später Bundeskanzler 
Theo Sommer, Herausgeber Die Zeit 
Otto Wolff von Amerongen, DIHT 

Italien 

Giovarmi Agnelli, Vor Stands vor sitzender von PIAT 
11 Marchese Cittadini Cesi 

Raffaele Girotti, Vorstandsvorsitzender der Ente Nationale Idrocaburi 
(ENI) 

Arrigo Levi von La Stampa 

Cesare Merlini, Direktor des Instituto Affari Internazionali, Rom 

Niederlande 

E. J. Philips, Vorstandsvorsitzender von Philips NV 
Gerrit A. Wagner, Präsident von Royal Dutch Shell 

Schweden 

Olof Palme, Ministerpräsident 

Marcus Wallenberg, Vorstandsvorsitzender von SE-Banken 
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Vereinigtes Königreich 

Sir Eric Drake, Vor Stands vor sitzender von British Petroleum Co. 

Sir Denis Greenhill, Vorstandsmitglied bei BP 
Denis Healey, Parlamentsabgeordneter 

Sir Eric Roll, stellvertretender Vor Stands vor sitzender von S. G. Warburg 
&Co. 

USA 

James Akins vom Weißen Haus 

Robert O. Anderson, Vorstandsvorsitzender bei Atlantic Richfield Oil Co. 
George Ball, früher Stellvertretender Außenminister und Direktions¬ 
mitglied im Bankhaus Lehman Brothers 

Zbigniew Brzezinski, später Sicherheitsberater des Weißen Hauses 
William P. Bundy vom New Yorker Council on Foreign Relations 
Emilio G. Collado, Vizepräsident bei EXXON Corporation 
Arthur H. Dean von Sullivan & Cromwell 
Henry J. Heinz, Vor standsvor sitzender von H. J. Heinz & Co. 

Henry A. Kissinger, US-Sicherheitsberater 

Walter J. Levy, Berater in Sachen Öl, Autor zahlreicher Arbeitsvorlagen 
Robert D. Murphy, Vorstandsvorsitzender von Coming dass Co. 

John G. Tower, US-Senator 
Carroll Wilson vom MIT 



über den Autor 


F. William Engdahl, 
Wirtschafts j ournalist. 


verfaßt seit mehr als dreißig Jahren 
Werke zu Themen wie Geopolitik, stra¬ 
tegische Ökonomie, Energie und Land¬ 
wirtschaft. Die englische Ausgabe des 
vorliegenden Buches mit dem Titel A 
Century of War: Anglo-Anierican Oil 
Politics and the New World Order, die bei 
Pluto Press Ltd. in London erschien, hat 
international viel kritischen Beifall ge¬ 
funden. Sein jüngstes Werk befaßt sich 
mit gentechnisch modifizierten Lebens¬ 
mitteln in der Agrarpolitik und trägt 
den Titel Saatgut der Zerstörung. 

Nach Abschluß seines Studiums der 
Politikwissenschaften an der Princeton 
University und eines Aufbaustudiums in 
V er gleichenden W irtschaf tswissen- 

schaften an der Universität Stockholm arbeitete Engdahl als freier Schrift¬ 
steller in New York und später in Europa, wobei er Themen behandelte 
wie die Politik des IWP in der ehemaligen Sowjetunion, die Verschuldung 
der Dritten Welt, Hedge-fonds und die Asien-Krise. Er lieferte regelmäßig 
Beiträge für eine Reihe von Publikationen wie die japanischen Wirt¬ 
schaftszeitung Nikon Keizai Shimbun, das Magazin Foresight, die Webseite 
Grant's lnvestor.com sowie die Periodika European Banker und Business 
Banker International. Er hielt Vorträge auf zahlreichen internationalen 
Konferenzen von Montreux und Jakarta bis Zagreb und Moskau zu 
Themen wie Wirtschafts-, Energie- und Geopolitik. Gegenwärtig lebt er in 
Deutschland und ist zusätzlich zu seinen schriftstellerischen Beiträgen zu 
Themen wie Wirtschaft, Energie und internationalen Angelegenheiten 
auch als Risikoberater in strategischen Wirtschaftsfragen tätig. 
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